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EINLEITUNG. 



In der deutschen Geschichtschreibung herrseht allgemein die Auf- 
fassung vor, dass die Reunionen Ludwigs XIV. ein Werk seiner eigenen 
Eingebung seien, oder den Vorschlägen seiner Kaigeber, insbesondere 
des Kriegsministers Louvois, ihre Entstehung verdanken. In diesem 
Sinne sagt Fhilippson nach Abschluss des Friedens von Nymwegen 
habe Louvois eine Theorie aufgestellt, die an abenteuerlicher Keckheit 
nimmer ihresgleichen gehabt habe. Auch Erdmannsdörfer hält dafür, 
dass die Theorie erst zur Zeit der Einsetzung der Reunionskammern 
selbst ausgebildet worden sei. um die widerrechtlichen Besitzergreifungen 
im Elsass zu rechtfertigen, und neue Ansprüche, besonders auf Erwei- 
terung des Gebietes der drei lothringischen Ristümer, zu erheben *). 
Allerdings hatte schon Ranke, indem er die Vorgeschichte der Reunionen 
etwas eingehender behandelt, auf die Zweideutigkeiten des West- 
fälischen Friedensvertrages hingewiesen und die Verschiedenheit der 
Auffassung hervorgehoben, die hinsichtlieh des Urnfanges der abgetre- 
tenen lothringischen Ristümer und des Verhältnisses ihrer Lehen in den 
Verhandlungen zu Nymwegen zu Tage gekommen war; die Reunions- 
theoric selbst aber war auch von ihm als ein Werk Ludwigs XIV. be- 
zeichnet worden 3 ). Ihm folgl von Zwiedineek-Südenhorst ; bei ihm aber 
treten — wie auch sonst — die lothringischen Reunionen ganz gegen 
die elsässischen zurück 4 ). 

Im Gegensatz hierzu finden sich in der französischen Geschicht- 
schreibung mannigfache Anhaltspunkte dafür, dass der Gedanke der 
Reunionen wesentlich älteren Ursprungs ist und noch in die Zeit vor 
dem Westfälischen Frieden zurückverlegt werden muss 5 ). Und in der 
That führt ein näheres Eingehen auf diese Andeutungen und die Quellen, 
aus denen sie entsprungen sind, zu dem zweifellosen Ergebnis, dass 
die Reunionstheorie unmittelbar auf den grüssten Staatsmann Frank- 
reichs, auf Richelieu, zurückzuführen und als ein Glied in der Kette 
der Massnahmen anzusehen ist, durch welche Richelieu eines seiner 

•) Philippen, Das Zeitalter Ludwigs XIV. 1879, S. 241. 

*) Erdmannsdörffer, Deutsche Geschichte 18J<2 I, S. «154. 

») Ranke, Sämtliche Werke 1877 X, S. 331 fT. 

♦) v. Zwiedineek-Südenhorst, Deutsche Geschichte 18t>0 I, S. 448. 

ft ) Auf diese Thatsache hin ich von Herrn Archiv-Direktor Dr. Wolfram zu 
Metz, dem ich auch die Anregung zu der vorliegenden Arbeit verdanke, aufmerksam 
gemacht worden. 

1 
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Hauptziele, die Erwerbung des linken Rheinufers für Frankreich zu 
verwirklichen trachtete. Eine bisher nicht hinreichend gewürdigte, von 
ihm 1624 eingesetzte Kommission kann sowohl der ihr gestellten Auf- 
gabe nach, als insbesondere auch wegen der Art ihrer Thütigkeit als 
Vorgängerin und Vorbild der Reunionskammern angesehen werden ; die 
Einsetzung des Parlaments zu Metz im Jahre 1633, die Unterhandlungen 
über den Westfälischen Frieden 1646—1648, die Thätigkeit von Colbert 
de Croissy 1657 — 1664 — alles das sind Marksteine auf dem Wege, 
dessen Endziel 1679 mit der Durchführung der Reunionen erreicht 
wurde. Bei der Darstellung der Reunionsbestrebungen von 1624 -1679, 
die uns im ersten Teile zu beschäftigen haben wird, heben wir aus- 
schliesslich das auf Lothringen Bezügliche hervor, denn auf Lothringen 
— wenn wir darunter dem gewöhnlichen Sprachgebrauch nach den 
ehemaligen ducatus Mosellensis, Oberlothringen, verstehen — ist die 
Chambre royale de Metz, deren Geschichte uns im besonderen be- 
schäftigen wird, beschränkt gewesen. 

Innerhalb dieses Rahmens war in Bezug auf das heranzuziehende 
Material insofern eine Begrenzung notwendig, als nur die in Metz selbst 
beruhenden Archivalien benutzt werden konnten. Gewiss würden ander- 
weite archivalische Forschungen die Geschichte der älteren Reunions- 
bestrebungen vertiefen, und die Pariser Collection de Lorraine, über die 
Marichals Katalog ') eine Uebersicht gewährt , brauchbare Ergänzungen 
auch für die Kammer von 1679 liefern ; auch in Nancy und Bar-le-Duc 
würden Nachforschungen voraussichtlich nicht vergeblieh sein. 

Dennoch schien dieser erste Versuch, die Reunionen in selbst- 
sländiger Untersuchung zu behandeln, gewagt werden zu dürfen, weil 
schon das zur Verfügung stehende Material eine völlige Klärung der 
Organisation und Thätigkeit der Metzer Kammer gestattete, sodass von 
weiteren Forschungen nennenswerte neue Aufschlüsse kaum zu erwarten 
sein dürften. Ganz unbekannt aber waren bisher die nach den Schrift- 
stücken des Metzer Archivs festgestellten Reunionen ohne Beschluss 
und die Vorbereitungen weiterer beabsichtigter Reunionen. Auch ergab 
sich bei dem Eingehen auf den Ursprung der Rcunionstheorie ein bis- 
her nicht angenommener Zusammenhang des Reunions-Unternehmens 
Ludwigs XIV. mit der Politik Heinrichs IV., Richelieus und Mazarins, und 
eine von der bisherigen abweichende Beurteilung der auf die loth- 
ringischen Verhältnisse bezüglichen Bestimmungen des Westfälischen 
Friedens, sodass für die Begründung und damit für die Beurteilung der 
Reunionen ein neuer Boden gewonnen werden konnte. 

') Mariehai, Cataloguc des rnanusents de la collection de Lorraine 1896. 
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Erster Teil. 

Die Reonions-Ünternehmungen vor Errichtung der Kammer zu Metz. 

L 

Die Erwerbung der Städte und Bistümer Uetz, Toal und Verdun durch Frankreich. 

Der Gewinn des Rheines als der natürlichen Grenze Frankreichs 
war seit dem Erstarken des französischen Königtums die Hoffnung 
seiner Fürsten und der Traum seiner Gelehrten. Indem Richelieu so- 
gleich bei seinem Amtsantritt Vorbereitungen traf, die ostlichen Grenzen 
Frankreichs vorzurücken, nahm er daher eine Aufgabe in Angriff, die 
längst vor ihm den französischen Staatsmännern als Ziel hingestellt 
war, wie sie anderseits bis in unsere Tage hinein die französische 
Politik beherrscht hat. 

So lehrreich und nützlich es sein mag, dem planmässigen Vor- 
dringen Frankreichs gegen Osten, insbesondere seit der Mitte des 
16. Jahrhunderts im Einzelnen nachzugehen, so kann doch hier dieses 
Bestreben nur in grossen Zügen gekennzeichnet werden, wobei im 
Wesentlichen die Ausführungen Sorels 1 ) und eine Flugschrift Jansens 
die Grundlage abgeben w'erden'). 

War einst hei dem Zerfall des Karolingerreiches das Elsass und 
im 10. Jahrhundert nach heftigen Kämpfen auch das ganze Lothringen 
dem deutschen Reiche zugefallen, so glaubten doch die kapetingischen 
Könige als die rechtmässigen Nachfolger Karls des Grossen begründete 
Ansprüche auf diese Gebiete erheben zu können. Philipp August, der 
zuerst dem französischen Königtum seine Machtstellung schuf, knüpfte 
unmittelbar an Karl d. Gr. an, indem er ausrief: »Je pense ä une chose, 
c'est ä savoir, si Dieu aecordera ö. moi ou ä un de mes hoirs la gruce 
d'elever la France a la hauteur oü eile etait du temps de Charlemagnc. « 

Ein Jahrhundert später konnte unter Philipp dem Schönen dieser 
Gedanke schon wesentlich bestimmtere Formen annehmen. Sein juri- 
stischer Berater Pierre du Bois — der erste der grossen französischen 
Rechtsgelehrten, die ihre Wissenschaft in den Dienst der königlichen 
Politik stellten — träumte von der Kaiserkrone und verlangte das ganze 
linke Rheinufer für Frankreich. Allerdings Hess der hundertjährige 



') Sorcl, L'Europe et la Revolution 1887 I. 
*) Jansen, Frankreichs Rheingelüste 1883. 



1* 
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Kampf, den die Valois um die Existenz des Königreiches gegen England 
rühren mussten, zunächst die Möglichkeit einer Gebietserweiterung 
zurücktreten. Die Ueberlieferung ging aber trotzdem nicht verloren: 
»des que la guerre d'independance fut terminee. la guerre des limites 
commenca; la tradition ne s'en etait pas perdue« 1 ). Sobald die Un- 
abhängigkeitskriege siegreich durchgefochten waren, begann wieder der 
Kampf um die Grenzen, der sieh jetzt notwendig gegen Osten, gegen 
Deutschland richten musste; denn nur dorthin konnte sich Frankreich 
ausdehnen, nachdem es auf allen andern Seiten, an den Pyrenäen, dem 
Meere, den Alpen seine natürlichen Grenzen gefunden hatte. Und dort- 
hin, nach Austrasien wies die nie erloschene, durch die Sage lebendig 
erhaltene Tradition vom Weltreiche des grossen Karl-). 

Ein deutscher König selbst ist es gewesen, der den Franzosen 
zum ersten Male die Möglichkeit gegeben hat, ihre Ansprüche in die 
That umzusetzen. Die Unterstützung von 7000 Mann, die König 
Friedrich III. von Kail VII. von Frankreich gegen die Schweizer for- 
derte, gab diesem den Vorwand, 1444 ein Heer von 40000 Söldnern 
unter seinem Sohne, dem spätem Könige Ludwig XI. zu entsenden, 
das nach dem Siege bei St. Jacob an der Birs sich im Elsass festsetzte 3 ). 
Gegenüber den Vorstellungen deutscher Gesandten erklärte der Dauphin 
zu Altkirch: »er wolle nur etliche Gebiete zurückerobern, die von Alters 
her zu Frankreich gehört und sich dem schuldigen Gehorsam wider 
Recht entzogen hätten«. Gleichzeitig erliess Karl VII., den Herzog 
Renatus von Lothringen zu Hülfe im Kampfe gegen die Reichsstädte 
gerufen hatte, ein Manifest, das seine Ansprüche unzweideutig zum 
Ausdruck brachte: »er sei an die Grenzen der Herzogtümer Rar und 
Lothringen gekommen, um verschiedene Länder, Herrschaften und Städte 
diesseits des Rheines, welche von Alters her zur Krone Frankreichs 
gehört hätten und derselben entfremdet worden wären, wieder unter 
ihre Rotmässigkeit zurückzubringen«. Wie entschieden damals die 
französische Krone diesem Ziel entgegenging, wie skrupellos sie ander- 
seits in der Wahl der Mittel war, geht aus einem Schreiben hervor, 
welches der damalige Königliche Sekretär Aeneas Sylvius Piccolomini 
an den Pronotar Johann Guis richtete: »Postquam Delfinus Rellegardi 
Montbeliardi politus est, famam undique sui adventus publica vit, sed 
non uno modo apud omnes; apud aliquos namque se in auxilium no- 

') Sorcl I, Seite 253. 

*) Die Kämpfe Frankreichs um Flandern bleiben in Rücksicht auf den 
besonderen Gegenstand der Arbeit hier anberücksichtigt. 

») v. Kraus, Deutsche Geschichte im Ausgange des Mittelalters 1899 1, S. 133 ff. 
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bilitatis venisse praedicabat, tamquam si Germani per communitales esset 
oppressa; apud alios vero voeatum se dieebat per Romanorum regem 
contra Suitenses ; nonnullis autem se volle vindieare jura domus Franciae 
asseverabat, quae usque ad Rbenum protendi dicebat. Ex hac causa 
urbem Argentinam obsessurum se affirmabat 1 ).« Der Erfolg war aber 
nur ein vorübergehender. Epinal zwar begriisste damals den König 
von Krankreich als Landesherrn, Toul und Verdun inussten wenigstens 
vorläufig, unbeschadet ihrer Stellung zum Reiche, die französische 
Schutzherrschaft anerkennen. Der angekündigte Handslreich auf Strass- 
burg misslang aber, die berüchtigten Söldnerscharen der Armagnakcn 
räumten 1445 das Elsass, und Metz wahrte in tapferem Kampfe seine 
Unabhängigkeil. 

Bedeutungsvoller als das an sich ziemlich ergebnislose Vordringen 
Frankreichs ist für uns die Begründung, tlie es dafür suchte, .lean 
Raboleau, der Präsident des Pariser Parlemenls, erwiderte den Metzern, 
die sich auf ihre Privilegien beriefen, er werde ihnen »aus Urkunden 
und Chroniken« den Nachweis liefern, dass ihre Stadt von Alters her 
unter der Souveränität der Krone Krankreichs gestanden habe*). So 
ging schon damals das Recht jene Verbindung mit der Gewalt ein, die 
Lothringen im 17. Jahrhundert durch die Reunionen verhängnisvoll 
werden sollte. Und nicht nur das Recht, die Wissenschaften überhaupt 
dienten der Förderung der französischen Interessen; im Zeitalter des 
Humanismus lieferten Caesar, Strabo, Tacitus, wie Sorcl geistvoll aus- 
führt, willkommene Belege, den Rhein als die uralte Grenze Galliens 
gegen die Germanen zu beanspruchen. 

Mit Sicherheit war daher zu erwarten, dass die nächste günstige 
Gelegenheit zur Wiedergewinnung der alten Grenzen benutzt werden 
würde ; eine solche bot sich, als Deutschland durch die Religionswirren 
und die daraus entstandenen inneren Kriege veruneint und geschwächt 
war; allgemein bekannt sind jene Ereignisse des Jahres 1552, bei denen 
wiederum deutsche Kürstcn dem Könige von Krank reich die Gelegenheit 
boten, dem Reiche schweren Schaden zuzufügen 8 ). Die protestantischen 
gegen Karl V. verbündeten Kürsten mit Kurfürst Moritz an der Spitze 
schlössen am 15. Januar 1552 mit Heinrich II. den Vertrag von Chatn- 
bord, in dem ihm in einer allerdings zweideutigen Korm die Schutz- 
herrschaft über die Städte Cambrai, Metz, Toul und Verdun überlassen 
wurde. Der wichtigste Abschnitt im deutschen Texte des Vertrages 

') Chuiel, Geschichte Kaiser Friedrichs IV. 1843 II, S. 284. Anm. 
*) Sorel 1, S. 25(5. 

') Heber Heinrichs II. einsetzende Remühungen um Toul s de Pimodan, La 
rdunion de Toul ä la France 188ö, Ü. 13 ff. 
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lautet 1 ): >Es wird für gut erachtet, dass die Königliche Majestät zu 
Frankreich auf's allerförderlichste die Städte, so zum Reiche von Alters 
her gehört, und nicht deutscher Sprache sind, als Cambrai, Toul in 
Lothringen, Metz, Verdun, und was derselben mehr wären, ohne Verzug 
einnehme, und sie als ein Vikarius des heiligen Reiches, zu welchem 
Titel wir seine Königliche Majestät zukünftig zu befördern geneigt sind, 
innehabe und behalte, doch vorbehalten dem heiligen Reich seine Ge- 
rechtigkeit so es auf dieselben Städte hat, damit sie also wieder aus 
des Gegenteils Händen gebracht ').« 

Der mehr bekannte französische Text des Vertrages lautet: »On 
trouverait aussi bon que ledit Seigneur (Henry II) s'impatronisät le plus 
tot possible qu'il pourrait des villes qui appartiennent d'anciennete a 
l'cmpire et qui ne sont pas de languc germanique, savoir de Cambrai, 
Toul en Lorraine, Metz, Verdun et autres, et qu'il les garde comme 
vicaire de l'empire, auquel titre nous sommes pr£ts de le promouvoir 
ä lavenir, en reservant toutefois audit empire les droits qu'il peut avoir 
sur lesdites villes 3 ). 

Durch diesen Vertrag erlangte Frankreich dem Reiche gegenüber 
gar keinen Rechtstitel, da die Fürsten zu einer derartigen Abmachung in 
keiner Weise berechtigt waren ; überhaupt Ist die Art der französischer- 
seits erlangten Herrschaft völlig unklar und war es den Beteiligten 
im Reich und in Frankreich selbst. Deutlich geht für uns aus dem 
Wortlaute des Vertrages nur das hervor, dass er nur die Reichsstädte, 
nicht aber auch die reichsständischen Bistümer betraf, aber, soweit 
wir sehen, ist dieser Unterschied damals in Deutschland selbst gegen- 
über den französischen Uebergriffen nicht scharf betont worden. 

Dem Vertrage war alsbald die Besetzung der Reichsstädte durch 
Heinrich II. gefolgt. Am 12. April 1552 hielt er seinen feierlichen Einzug 
in Toul, das ihm wie später am 12. Juni Verdun freiwillig die Thore 
öffnete; am 18. April betrat er Metz, das durch Ueberrumpelung und 
Verrat gewonnen werden musste. Der Versuch Karls V. im folgenden 
Winter Metz zurückzuerobern scheiterte vollständig; seitdem ist von 
seilen des Reiches ein Unternehmen, mit bewaffneter Macht das Ver- 

") Die angeführten Stellen sind, soweit es nicht auf die angewendeten Aus- 
drücke besonders ankommt, in der ganzen Arbeit in die heutige deutsche und 
französische Schreibweise übertragen. 

s ) Urkunde im Dresdener Haupt-Staats- Archiv, abgedruckt bei v. Druffel, 
Beiträge zur Keichsgeschichte 1882 III, S. 34t). 

3 ) Dumont, Corps diplomatique 1720 IV, T. :5, S. 31. Die unfranzösische 
Wendung: >0n trouverait aussi bon« trägt den Charakter der Ucberselzung, so 
dass der deutsche Text der ursprüngliche sein dürfte. 
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lorene wiederzugewinnen nicht mehr zustande gekommen. Die weil- 
verbreitete Erzählung, dass damals auch ein Anschlag auf Strassburg 
geplant, aber gescheitert sei, ist von Holländer in das Reich der Legende 
verwiesen worden 1 ). 

Wie sich in den folgenden Jahrzehnten bis auf Heinrich IV. die 
Geschicke jener Gebiete gestaltet haben, ist im einzelnen noch keines- 
wegs aufgehellt und kann hier nur in Hauptzügen angedeutet werden. 
Sicher ist zunächst, dass Frankreich das Protektorat über die Städte 
stillschweigend in ein solches über die Bistümer umzuwandeln suchte'), 
und in der Zeit der Reunionen annahm, dass ein solches schon damals 
thatsächlich bestanden habe; die Kammer von 1679 entnahm daraus 
den Vorwand, alle nach 1552 von den Bischöfen ohne Zustimmung 
des französischen Königs als Protektors abgeschlossenen Verträge für 
ungültig zu erklären. Schon der Verlrag, durch den der Metzer Bischof 
Franz von Beaucaire die thatsächlich längst nicht mehr vom Bistum 
ausgeübten weltlichen Hoheitsrechte über Metz 1556 den Franzosen 
abtreten musste, Hess über die Richtung der französischen Politik keinen 
Zweifel 3 ). Eine sehr deutliche Sprache redete ferner die Besetzung 
der Festung Marsal 1555 und der Stadt Albesdorf 1564, beide im Fürst- 
bistum Metz, durch französische Truppen. Bezeichnend auch für die 
zweifelhafte Stellung der Bistümer ist es, dass 1561 bei der Abtretung 
der bischöflichen Herrschaft Delme an das Herzogtum Lothringen der 
Bischof von Metz es für nötig hielt, die Zustimmung des Königs von 
Frankreich einzuholen. Allerdings hat es mit diesen Abtretungen von 
seilen der Bistümer an das Herzogtum eine eigne Bewandtnis. Schon 
1546 war vom Bistum Vcrdun ein erheblicher Teil seines Besitzes an 
den Herzog abgetreten worden, und 1561 und 1564 fanden erneute 
Verhandlungen statt. 1550 war sogar die Abtretung aller Temporulien 
geplant, wurde aber vom König Karl IX. in seiner Eigenschaft als 
»vicaire du saint empire et protecteur des trois eveches« untersagt '). 
In Toul schloss am 6. März 1562 der Bischof Toussaint d'Hoccdy ein 
Abkommen, durch das alle Temporalien des Bistums mit allen Souve- 
ränitätsrechten an Herzog Karl von Lothringen übertragen werden 

«) Holländer, Beiträge zur Landes- und Volkeskunde von Elsass-Lothriugen 
1889 II 6, S. 62. 

') Ritter, Deutsche Geschichte 1889 I, S. 94. 

') Sauerland im Jahrbuch der Gesellschaft für Lothringische Geschichte u. 
Altertumskunde Vfc, S. 188 ff. 

*) Weiss, Les papiers du cardinal de Granvella 1852 III, S. 462. Fimodan, S. 50; 
über das Verhalten des Rischofs von Venlun s. Ronssel, Ilistoire ercksiastique et 
civile de Vcrdun 1844, S. 11 ff. 
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sollten 1 ); und völlig auf das Gleiche lief der Vertrag hinaus, den am 
13. September 1571 der Bischof von Metz mit dem Herzog einging. 
Nirgends allerdings ist es zu ihrer Ausführung gekommen, jedenfalls 
weil Frankreich seinen durch die Macht gestützten Widerspruch dagegen 
erhob. Aber auf den Gegensatz der Interessen werfen diese Dinge ein 
helles Licht. Auf der einen Seite fürchteten offenbar die Bischöfe, 
hülflos dem Vorgehen der Franzosen zum Opfer zu fallen; auf der 
andern erkannten die Herzöge, dass sie nach der Erwerbung der Bis- 
tümer durch Frankreich ihre Selbständigkeit nicht länger würden wahren 
können. Unter diesem Gesichtspunkte sind offenbar ihre Versuche zu 
verstehen, ebenso die weltlichen Hoheitsrechte der Bistümer an sich 
zu bringen, wie die drei Bischofsstühle durch Mitglieder des Herzogs- 
hauses zu besetzen s ). Eine eigentümliche zweideutige Stellung zwischen- 
der Krone Frankreich, den Herzögen und den Bischöfen haben die 
Kardinäle aus dem lothringischen Hause innegehabt. Die Auffassung 
der Franzosen sowohl von den oben besprochenen Abtretungen an das 
Herzogtum wie von ihrem Protektorat über die Bistümer beleuchtet 
ein Schreiben Katharinas von Medici 3 ) vom 13. Oktober 1564, dem- 
zufolge aus Metz an den Hof berichtet wird: »que des terres depen- 
dantes de l'eveche et territoire du dit Metz et pays Messin ainsi que 
de Toul, Verdun et abbaye de Gorzes qui sont toutes en la protection 
du roi mon Iiis, mon cousin le cardinal de Lorraine et les eveques en 
ces dils lieux fonl tous les jours plusicurs dcmembrements, nouvelles 
infeudutions et changements qui alterent la nature des dites terres et 
des principaux liefs et membres de Celles auxquels ils font changer de 
main au grand prejudice de la dile protection et dommage des villes 
que nous y tenons«. 

Das Reich war, dank seiner inneren Zerrissenheit nicht imstande, in 
die Entwicklung der lothringischen Zustände irgend einzugreifen ; wohl 
wurde der Verlust der Städte aufs bitterste empfunden, wohl sahen 
weiterblickende Männer voraus, dass der Fall der Städte den Uebergang 
der Bistümer an Frankreich nach sich ziehen müsse, was den Verlust 
um so tiefer empfinden liess. Allenthalben hatte sich in patriotischen 
Herzen der Wunsch geregt, diese Lande nicht dauernd aufzugeben*). 
So berichtet der kurbrandenburgische Bat Christoph von der Strassen 
am 20. April 1553 an seinen Herren: »Der Franzose lässt Metz bauen 

') Pimodan, S. 4ti ff. 

») Ritter, Deutsche Geschichte 1, S. 443. 

•) Lcttres de Catherine de Medicis 1885 II, S. 229. 

4 ) Menzel, Wolfgang von Zweibrücken 1893, S. 198 ff. 
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und verproviantieren. Desgleichen Ifisst er Verdun und Toul auch be- 
festigen und etliche Oertcr in Lothringen, ohne Zweifel in der Meinung, 
sie zu behalten. Was mit der Zeil daraus folgen will, das gebührt Euch 
Herren und Säulen des hl. Reichs zu betrachten. Denn, so er diese 
Lande behält, so ist er der deutschen Nation mächtig bis an den Rhein, 
wann er will ; und so er Strasburg einbekäme, so nimmt er den Rhein- 
strom bis an Cöln inclusive überhaupt ein ; alsdann möget Ihr andern 
extra Rhenum auch sehen, was folgen wird 1 ).« 

Keine Reichsversammlung verging, ohne dass von irgend einer 
Seite die Zurückgabe der Städte ans Reich angeregt wurde*); immer 
aber erhoben sich auch Stimmen, »man solle sich befleissen, Frankreich 
nicht vor den Kopf zu stossen« ; und immer fehlte es an Kraft zu einem 
entscheidenden Entschlüsse. Endlich regte 1559 Kaiser Ferdinand 1. 
selbst an, Verhandlungen über die drei Städte einzuleiten ; nach manchen 
Weiterungen wurde eine Oesandtschaft abgeordnet, die indessen erst 
nach Heinrichs II. Tode im Januar 1560 bei seinem Nachfolger Franz II. 
in Blois eintraf. Den Gesandten war allerdings in ihrer Instruktion 
gesagt, mit aller Entschiedenheit aufzutreten: »man möge nicht glauben, 
der Kaiser und die Stände würden es bei Drohungen bewenden lassen ; 
im Gegenteil, bei nächster Gelegenheit, dass der Franzose auf seinem 
Raube zu beharren Miene mache, an stärkere und entschiedenere Mittel 
denken, um die abgedrungenen Stifter und Städte dem Reiche zurück- 
zubringen 3 ).« Der Erfolg entsprach aber keineswegs diesen kühnen 
Worten ; die Gesandtschaft wurde zwar von dem jungen Könige Franz II. 
ehrenvoll empfangen, musste sich aber mit dem Bescheid begnügen, 
dass der König zu dem nächsten Reichstage eine Gesandtschaft ab- 
schicken und seine Rechte und Ansprüche auf die lothringischen Reichs- 
städte und Bistümer darlegen werde. Wichtig ist, dass in den beider- 
seitigen Kundgebungen auch die Stifter als verloren angesehen werden. 
Allein man wusste in Frankreich zu gut, dass vom Reiche nichts zu 
fürchten sei, so dass jene Gesandtschaft ebenso erfolglos blieb wie eine 
Botschaft Ferdinands I. im Februar 1563, deren Bedeutung durch Ge- 
rüchte erhöht wurde, dass in Deutsclüand gerüstet werde, um die Städte 



') v. Druffel-Brandi, Beiträge zur Reichsgeschiehte 1896 IV, S. 121. — 
s. ebenda S. 378, 565, 680, über Verbandlungen in den Jahren 1554 und 1555. 

*) Kluckhobn, Briefe Friedrichs des Frommen 1868, S. 55. 

*) Scberer, Der Raub der Bistümer Metz, Toul und Verdun in Raumers 
Bist. Taschenbuch. Neue Folge III 1842, S. 370. Ucber den Versuch Frankreichs 
die Rcichsstandschaft zu erhalten 8. Goctz, Briefe und Akten zur Geschichle des 
16. Jahrh. V, S. 158. 
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wieder zu erobern 1 ). Im Reiche sah man daher schon damals den 
Verlust auch der Bistümer als endgültig an, so dass 1566 eingehend 
die Frage erörtert wurde, ob die drei lothringischen Bischöfe noch fürder- 
hin im Fürstenkollegium zugelassen werden könnten 8 ). Die schliesslich 
im Sinne einer beschränkten Zulassung entschiedene Frage war auch 
deshalb wichtig, weil die katholische Curie durch den Ausschluss der 
Bischöfe drei Stimmen verloren hätte. 

Immer wieder ward auf den Reichstagen von seiten des Kaisers 
vorgeschlagen, Schritte zum Wiedererwerb der drei Städte zu thun 3 ); 
aber immer waren es die Stände, die, von den verschiedensten Inter- 
essen geleitet, ein einheitliches Vorgehen unmöglich machten. Selbst 
die Anregungen, die aus den usurpierten Gebieten kamen, blieben nach 
dieser Richtung hin erfolglos. Dort hatte zunächst die Geistlichkeit und 
die Bürgerschalt zum Teil sich der französischen Schutzherrschafl 
freundlich gezeigt; aber als diese mehr und mehr der Rechte ihrer 
Selbstverwaltung beraubt wurde, und als jene auf die Vorteile des 
germanischen Concordats verzichten sollte, das im Gegensatz zum galli- 
kanischen das Wahlrecht der Kapitel gewährleistete, da suchten beide 
die Beziehungen zu Deutschland fester zu knüpfen. Doch das Reich 
war nicht imstande, ihnen gegen Frankreich Schulz zu gewähren. 

Einzelne Fürsten traten dagegen dem Gedanken nahe, die Städte 
Frankreich zu entreissen und sie durch Eroberung für sich selbst doch 
zugleich Deutschland wieder zu gewinnen. Ein dahin zielender Vorschlag 
des Herzogs Christoph von Würtemberg aus dem Jahre 1559 blieb 
ohne Folgen *). Weit ernsthafter waren die Pläne des Pfalzgrafen Wolf- 
gang zu Zweibrücken, der mit anderen protestantischen Fürsten, sich 
den Hugenotten verbindend, als Preis für ihre Unterstützung die Ueber- 
gabe von Metz, Toul und Verdun forderte 5 ). Wie man immer sonst 
über Wolfgang urteilen möge, das Ist ihm sicher zur Ehre anzurechnen, 
dass er die Schmach, die dem Reirhe angethan war. bitter empfand 
und an seinem Teile darauf ausging, die Städte und Stifter Metz, Toul 

') Hilter 1, S. 251 ; Lettrcs de Catherine de Mödicis 1885 I, S. 504 f., II. S. 166; 
es handelte sich um die unten erwähnten Kriegsvorbcrcitungcn der protestantischen 
Fürsten, vor allem des Pfalzgrafen Wolfgang. 

«) Scherer, S. 379. 

») Scherer, S. 390 ff. ; Nuntiaturberichte, 3. Abteilung II, S. 390. 

*) Goetz, Briefe und Akten zur Geschichte des 16. Jahrhunderts 1898 V, 
S. 158; über den Plan des Barons von Bollwciler, Metz für den Kaiser zu 
erobern, s. Weiss IX. 

») Das wird man mit Hitler I, S. 417 f. in Bücksicht auf Memoires de Michel 
de la llugucric sicher sagen dürfen. 
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und Verdun wieder an das Reich zu bringen l ). Die 1563 nach Frank- 
reich gemeldeten Rüstungen wurden wieder eingestellt ; erst während 
des dritten Religionskrieges brach Wolfgang 1563 an der Spitze eines 
Heeres in Frankreich ein, doch nur um dort bald den Tod zu finden. 
Vergeblich hatte Maximilian II. ihn zurückzuhalten versucht ; Wolfgang 
wies die Vorstellungen seines Boten Zott von Perneck mit Worten 
zurück, aus denen eine Vorahnung der späteren Reunionen zu sprechen 
scheint. Er wies darauf hin, welch' grossen Schaden das Reich und 
insbesondere die benachbarten Stände erlitten hätten, seit der König 
von Frankreich die Bistümer inne habe: »es würden auch die Fran- 
zosen gar nicht feiern, je länger je mehr festen Fuss in Deutschland 
zu fassen und die diesseits des Rheines gelegenen Länder 
mittels solcher drei Stifter und Städte, die stets mit Kriegs- 
volk besetzt und gewaltig befestigt wären, unter ihre Gewalt 
zu bringen, wofern ihnen nicht in Zeilen begegnet würde«. Man könne 
solches auch nicht undeutlich daraus abnehmen, weil der Herzog von 
Aumale dem Herzog von Lothringen einen Tausch seiner Herzogtümer 
Lothringen und Bar gegen ebensoviel Land in Frankreich angetragen 
habe*). Hatte sich Wolfgang trotz aller seiner Irrwege den Sinn für 
Deutschlands Ehre gewahrt, so ist davon keine Spur in dem Verhalten 
Casimirs, des Sohnes des Kurfürsten Friedrich III. von der Pfalz, in 
seinem Vertrage mit den Hugenotten zu finden. Als er sich ihnen 1574 
verband 8 ), forderte er von Conde im Falle des Sieges die weltlichen 
Herrschaften der drei Bistümer 4 ) und die Stelle eines Gouverneurs in 
den drei Städten, natürlich unter französischer Hoheit! Im Frieden 
allerdings musste er von diesen Forderungen absehen. 

Noch einmal hat schliesslich der Herzog von Lothringen in seinem 
Kampfe gegen Heinrich IV. 1591 in Deutschland Stimmung dafür zu 
machen versucht, dass man ihm, nach der Eroberung der drei Städte, 
erlaube, sie im Namen des Reichs in Besitz zu nehmen; er werde be- 
reit sein, sie als Lehen vom Reiche zu erkennen s ) ; aber die allgemeine 
Anerkennung Heinrichs zwang die Guisen und mit ihnen Herzog Karl III. 
zum Frieden, in welchem ihm als französischem Gouverneur die Städte 
Toul und Verdun zugestanden wurden. 

') Menzel, S. 316. 
') Menzel, S. 317. 
s ) Ritter I, S. 442 ff. 

4 ) Der Herzog von Lothringen sollte für die von ihm erhobenen Ansprüche 
in Frankreich entschädigt werden. — De la Hugucrie I, S. 319. 

») Stieve, Briefe und Akten zur Gesch. des Süjiihr. Krieges IV, S. 25 ff. 
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Mit dem Aufschwünge der französischen Macht unter Heinrich IV. 
war endgültig die Zeit verstrichen, wo die unter dem französischen 
Schutz stehenden Gebiete dem Reiche wieder hatten gewonnen werden 
können. Sehr bezeichnend für die Beurteilung, welche die französische 
Politik bei den Zeitgenossen fand, ist der Bericht des päpstlichen Nuntius 
Minulio Minucci von 1583, »ogni re di Krancia, quando vien incoronato, 
giura dimpiegare tutto lo studio c tutte le forze sue per ridurre soUo quella 
corona tutla la parte detto traüo Iiniano, qu altre volte appartennc al nome 
francese 1 ). Sie endgültig Frankreich zu sichern, that Heinrich IV. einen 
entscheidenden Schritt, indem er jetzt ohne jede Rücksicht auf das Reich 
die Annexion der Bistümer in Angriff nahm und sich dazu den Beistand 
des Papstes sicherte. Als er im Jahre 1593 unter Anwendung des franzö- 
sischen Concordates den Herzog Erich zum Bischof von Verdun nominiert 
hatte, protestierte das Kapitel und suchte bei Kaiser und Papst sein durch 
das deutsche Concordat gewährleistetes Wahlrecht zur Anerkennung zu 
bringen. Der Geschicklichkeit des französischen Gesandten in Rom ge- 
lang es, einen den geschichtlichen Thatsachen spottenden, die franzö- 
sischen Ansprüche in vollem Masse bestätigenden Entscheid zu erwirken. 
Die päpstliche Rota entschied im Jahre 1601 — so berichtet der Kar- 
dinal d'Ossal am 22. Dezember 1601 — »que le pays Messin n'esl point 
compris es concordats d'Alemagne comme aussi les geografes ni la 
commune facon de parier d'aujourd'hui ne mettent point les villes de 
Metz, Toul et Verdun en Allemagne ; ains anciennement, on les mettait 
en Gaule, et maintenant en Lorraine« 8 ). Nur soweit hatte man auch 
in Rom nicht gehen wollen, dem König die Verleihung sämtlicher Lehen 
der drei Bistümer zu gestatten. Immerhin konnte Heinrich 1603 allen 
Nicht-Franzosen den Besitz von Lehen in ihnen verbieten und damit 
zugleich sämtliche Kanoniker zur Naturalisation zwingen. Unter welchen 
Umständen es Heinrich IV. gelungen ist, die Bistümer völlig seinem 
Staate einzuverleiben, ist noch nicht hinreichend geklärt. Hier kann 
als sicheres Ergebnis nur verzeichnet werden, dass er schon 1601 in 
Verdun und Toul von Bischof, Kapitel und Bürgerschaft einen Treueid 
forderte und erhielt, der den »Seigneur protecteur« nunmehr alle Rechte 
des Souverains gemessen Hess. Dieser Eid wurde überall auch 
für die Vasallen geleistet, was für die Beurteilung der 
Re Unionen wichtig ist. Nur der Bischof von Toul verweigerte 
Heinrich IV. den Titel »seigneur« und wahrte in seinem Eide seine 



') Nuntiaturberichle aus Deutschland 1894, 3. Abt. II, S. 623. 
») Pimodan, S. 239. 
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Pflichten gegenüber dem Kaiser, aber sein Nachfolger Porcellels konnte 
1608 diese Clausel nicht mehr aufrecht erhalten. 

In dem Eide, der in Verdun 1601 geleistet wurde, ist die Schutz- 
herrschaft Frankreichs bis in die Regierung Ludwigs X. ins Jahr 1314 
zurückgeschoben worden 1 ). Bei Metz endlich gab die Erledigung des 
bischötlichen Stuhles 1609 erwünschte Gelegenheit zu einem Erlass, 
dass die Verwaltung im Namen des Königs zu führen sei. Maria 
v. Medici folgte nur dem Wege, den ihr Gatte gewiesen hatte, als sie 
sich 1613 von dem jungen Bischof Karl von Lothringen und 1614 von 
den Bistumsverwesern den Eid der Treue schwören liess. Die Ver- 
waltung des Bistums Metz führte zur Zeit für den minderjährigen 
Bischof ein Ausschuss von 6 Mitgliedern des Domkapitels; erst nach 
langem Widerstreben, unter Berufung auf ihre Verpflichtung, dem Kaiser 
und Reiche die gelobte Treue zu bewahren, leisteten diese dem Gouver- 
neur, Herzog von Epernon, den geforderten Treueid. Das Protokoll ist 
am 10. Januar 1614 ausgefertigt und nur von 3 Mitgliedern des Dom- 
kapitels unterzeichnet *). Das hierbei angewendete Formular ist in der 
Hauptsache mit den in Toul und Verdun geleisteten Eiden überein- 
stimmend, also nicht wie Sauerland meint, von den Metzern, sondern 
in Frankreich aufgesetzt. 

Unmittelbar nach Unterzeichnung des Protokolls erhoben jedoch 
die Bistums- Verwalter in Paris und Rom Remonstrationen beim Papste 
durch Vermittlung des Bischofs von Spcier unter der Versicherung, 
dass alle Bewohner des Bistums einstimmig gegen die Annexion pro- 
testierten »et quod quidem simulac i>ervenit ad notitiam dominorum 
meorum a consiliis intimis, vassallorum, officiatorum et subditorum, 
illic omnes unanimi consensu prolestati sunt.« Einen Erfolg 
konnten diese Schritte naturgemäss nicht haben, ebensowenig wie eine 
Eingabe, welche die Bewohner der bischöflichen Haupt- und Residenz- 
Stadt Vic in gleichem Sinne bei dem Herzoge Heinrich Ii. von Loth- 
ringen machten. Besonderes Interesse verdient aber die Er- 
wähnung der Vasallen des Bistums in obigem Proteste, da 
hiernach auch der Uebergang dieser an Frankreich voraus- 
gesetzt wird. Für die Auffassung der späteren Reunionen ist dieser 
Vorgang von hoher Bedeutung. 

Mit dem Verbot der Appellation an das Beichskammergericht nach 
Speier hatte Heinrich das letzte äussere Band zerschnitten, das die 
Bistümer mit dem Reiche verknüpfte. Thatsächlich war bei seinem 

') Rousscl, Preuves, S. 77. 
«) Sauerland, S. 191. 
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Tode die Annexion der Bistümer vollzogen, die Frankreich seit mehr 
als einem halben Jahrhundert vorbereitet hatte, wenn sie auch recht- 
lich in keiner Weise begründet noch weniger aber anerkannt war und 
noch in den folgenden Jahrzehnten gelegentlich von kaiserlicher Seite 
Belehnungen der Bischöfe vorgenommen wurden 1 ). Nur zu gut hatte 
Herzog Julius von Braunschweig die französische Politik beurteilt, als 
er in der kräftigen Sprache seiner Zeit äusserte 8 ): »Metz, Toul, Ver- 
dun und andere vornehme Stücke mehr, die dem Reiche abgezwackt 
wurden, bezeugten genugsam, dass, was die Krone Frankreich einmal 
in die Klubbe bekäme, solches auch bisher behalten habe.« 

Die Schutzherrschaft über die Städte hatte bei der Schwäche des 
Reiches den Franzosen sofort die Möglichkeit gewährt, sich auch Rechte 
über die Bistümer anzumassen; die Erfolge Heinrichs IV. und seine 
weitschauende Politik, die auch die Kurie seinen Plänen zu gewinnen 
wusste, hatte die thatsüchliche Vereinigung der Bistümer mit Frank- 
reich erreicht. 



II. 

Die Gef&hrdang des Herzogtims Lothringen. 

Die Erwerbung der drei Städte Metz, Toul, Verdun und die Aus- 
dehnung der Schutzherrschaft auf die Bistümer waren die ersten erfolg- 
reichen Versuche Frankreichs, in Lothringen festen Fuss zu fassen. 
Aber niemand gab sich einem Zweifel darüber hin, dass sie nur den 
Hauptschlag vorbereiten, die Operationsbasis dafür abgeben sollten, 
das ganze Herzogtum Lothringen Frankreich einzuverleiben. Das Ver- 
halten der lothringischen Herzöge in der zweiten Hälfte des 16. Jahr- 
hunderts zeigt, dass sie die ihnen drohende Gefahr erkannt hal>en. 
Und in der That genügt ein Blick auf die Karte, um die innere Not- 
wendigkeil der französischen Politik zu würdigen. Die Bistümer bildeten 
ja nichts weniger als in sich abgeschlossene Gebiete; ihr Besitz, ins- 
besondere derjenige von Metz war vielmehr manigfach zersplittert 
und lag enclavenarlig innerhalb des Herzogtums Lothringen. Nicht so- 
wohl die Bistümer als vielmehr die herzoglichen Länder bildeten im 
Nordosten die Grenze Frankreichs. Die gefährdete Lage des Herzog- 
tums nach Erwerbung der Bistümer durch Frankreich läast sich nicht 
besser ausdrücken, als von einem neuem französischen Schriftsteller 

') Scherer, S. 386. 

») Haeberlin, Neueste deutsche Reichsgesch. 1782 Xm, S. XL VI. XLVn*. 
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geschehen: »La conqufete des trois eveches, en reveillant toutes les 
ambitions de la France et en lui donnant une base d'operation solide 
pour ses entreprises vers Test, rendil la Situation de la Lorraine tres 
precaire *).« 

Werfen wir daher zunächst einen Blick auf die derzeitigen Ver- 
hältnisse des Herzogtums. 

Man weiss, wie Lothringen — regnum Lotharii, wie es die älteren 
Urkunden nennen — erst im Laufe des 10. Jahrhunderts nach heftigem 
Ringen mit den westfränkischen Königen dem deutschen Ostreiche zu- 
gefallen ist. Seil dem 11. Jahrhundert wurde es endgültig in die beiden 
Herzogtümer Ober- und Niederlothringen geschieden; bald blieb aber 
nur jenem, das sich zwischen dem oberen Laufe der Maas und der 
Mosel ausdehnte, der Name des Herzogtums Lothringen. Wie überall 
in Deutschland, so zersplitterten auch hier die schon durch die Teilung 
zerrissenen Landschaften des einstigen Stammes-Herzogtums ; vor allem 
schieden die drei geistlichen Gebiete aus. Indem den Herzögen hier 
nur vereinzelte und nahezu bedeutungslose Ehrenvorrechte blieben, 
wurden sie auf ein territoriales Fürstentum beschränkt, das von mäch- 
tigen Nachbarn umgeben, eine bedeutendere Rolle in der deutschen 
Geschichte nicht zu spielen vermochte. Eine Aenderung hierin trat 
erst durch die Vereinigung Lothringens mit dem Herzogtum Bar im 
15. Jahrhundert ein ; die Grafschaft Bar, wie die Bistümer schon früh 
aus dem oberlothringischen Herzogtum ausgeschieden, und wie dieses 
unmittelbar dem Reich unterstehend, fiel als Nachbarin der Champagne 
zuerst der wachsenden französischen Macht zum Opfer. Graf Heinrich 
von Bar war in dem Kampf König Adolfs mit Philipp dem Schönen 
von diesem gefangen worden und musste, um die Freiheit zu erlangen, 
1301 die westlich der Maas gelegene Hälfte seiner Grafschaft von 
Frankreich zu Lehen nehmen. Seitdem wird von den Franzosen dieser 
Teil, mit der Hauptstadt Bar-le-Duc, als Barrois mouvant von dem 
nicht von Frankreich lehnsrührigen Barrois non mouvant auf dem 
rechten Maasufer geschieden. Die Grafen enger dem Reiche zu ver- 
knüpfen, wurde 1354 Graf Robert von Bar durch Karl IV.*) zum Reichs- 
fürsten und Markgrafen von Pont-ä-Mousson erhoben. Seit eben jener 
Zeit nennt er sich Herzog von Bar, anscheinend ohne diesen sehr bald 
allseitig anerkannten Titel durch besondere Verleihung sei es des 
deutschen, sei es des französischen Herrschers erhalten zu haben 3 ). 

') Mathieu, L'ancien regime dans la province de Lorraine et Barrois, S. 19. 
*) Böhmer-Huber, Regesta imperii 1677 VIII, Nr. 1806. 
•) Fitte, in den Beiträgen zur Landes- und Volkeskunde von Elsass-Loth- 
ringen 1891 III, Heft 14, S. 9. 
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Der später als »der gute König Hone« berühmt gewordene Herzog 
Renatus I. von Anjou und Bar, ein Prinz des französischen Königs- 
hauses, war mit der Prinzessin [sabella, Tochter Herzogs Karl II. von 
Lothringen, verheiratet ; da dieser keinen Sohn hinterliess, wurde Renatus 
1431 unter Zustimmung der Stände und des ganzen Volkes beider 
Gebiete zugleich Herzog von Lothringen '). Aber auch sein Geschlecht 
starb 1473 mit Herzog Nicolaus aus ; die vereinigten Herzogtümer gingen 
an den Grafen Renatus von Vaudemont über, der der Ehe des Grafen 
Friedrich von Vaudemont mit Prinzessin Jolanthe, Tochter Renatus I. 
entsprossen, in männlicher und weiblicher Linie der berechtigte Thron- 
folger war. In der Hand dieses Geschlechts sind beide Herzogtümer 
bis zu ihrer Abtretung an Stanislas Leszynski im Jahre 1738 geblieben; 
eine Verschmelzung der beiden Gebiete fand aber ebensowenig statt, 
wie eine Ablösung des Lehensverhältnisses des Barrois mouvant von 
Frankreich. 

Es ist hier nicht darauf einzugehen, welche bedeutsame Rolle 
Herzog Renatus II. von Lothringen-Bar in der Zeit der Burgunderkriege 
gespielt hat; an den Mauern seiner Hauptstadt Nancy hat Karl seinen 
Tod gefunden. Wir dürfen hier auch nicht bei dem interessanten Ab- 
schnitt der lothringischen Geschichte verweilen, in dem zu schildern 
wäre, wie sich das Land unter der Regierung tüchtiger Fürsten erholte 
und im Laufe eines halben Jahrhunderts zu einem Staatswesen ent- 
wickelte, dessen Bündnis den Nachbarn im hohen Grade begehrens- 
wert erscheinen musste. In jener Zeit ist die Verwaltung des Landes 
in der Weise geordnet worden, wie sie uns später in der Zeit der 
Reunionen entgegentreten wird, so dass wir auf sie hier einen Blick 
werfen müssen. Waren die verschiedenen Teile des Herzogtums, Loth- 
ringen, Barrois non mouvant, Barrois mouvant auch nicht miteinander 
verschmolzen, so war die Verwaltung in allen doch gleichmässig ge- 
ordnet. Ueber die administrative Einteilung Lothringens sind wir durch 
das »Dunombrement du duche de Lorraine en lf>94« 8 ) des Präsidenten 
der herzoglichen Rechenkammer Thierry Alix, seigneur de Veroncourt, 
gut unterrichtet. 

Dieser merkwürdige Mann, auf dessen Arbeiten weiterhin noch 
zurückzukommen sein wird, war geboren zu Deneuvre im Jahre 1530, 
und brachte es vom Aktuar und Gerichtsschreiber bis zu der genannten 
hohen Stellung und Würde. Ausser dem angeführten statistischen Werke 

') Näheres über die Vereinigung und zeitweise wieder erfolgte Trennung 
beider Herzogtümer s. bei Mourin, Recits lorrains 1895, S. 86 ff. 

') Gedruckt in Rccueil de documents sur l'histoirc de Lorraine 1870 XIII. 
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verfasste er noch eine Urkundensammlung für Lothringen (Carlulairc 
de Lorraine), ein Kolossalwerk, von dem 80 Bände vorliegen, an dessen 
Vollendung er aber ebenso wie an der einer General-Karte des Herzog- 
tums Lothringen durch den Tod verhindert wurde 1 ). 

Nach dem denombrement de Lorraine zerfiel das Land in 8 pro- 
vinces oder bailliages, die gleichzeitig Gerichts- und Verwaltungsbezirke 
waren*). 

1. Nancy, auch Lorraine propre genannt, etwa das Gebiet der 
Meurthe, 

2. Vosges mit dem Hauptorte Mireeourl, etwa das heutige de- 
partement des Vosges, 

3. Allemagne mit Hauptort Wallerfangen bei Saarlouis, später 
Saargemünd, der Nordosten des Herzogtums mit überwiegend 
deutscher Bevölkerung. 

Zu diesen drei auf die älteren Verwaltungsbezirke 
zurückgehenden Oberämlern (bailliages) kamen als jüngere 
und weniger bedeutende hinzu : 

4. die Grafschaft Vaudemont, 

5. Epinal, 

6. Chätel-sur-Mosellc, 

7. Hättonchätel, 

8. Apremont. 

Jedem Überamt unterstanden eine Reihe von Unterämtern (pre- 
vütes), die ihrerseits wieder in Mairies (villications) ähnlich den heuligen 
Bürgermeistereien der Bheinprovinz zerfielen, je aus einem oder meh- 
reren Dörfern bestehend. Selbständig scheinen neben diesen bailliages 
die Grafschaften Blumonl, Bitseh und Challiguy gestauden zu haben, 
aber nur hinsichtlieh der Verwaltung, während sie im Gerichtswesen 
und lehensrechtlich einer bailliage zugewiesen zu sein scheinen. Als 
spätere Erwerbungen und vor allem auch wohl aus militärischen 
Gründen waren den bailliages nicht eingeordnet die an den Grenzen 
des Herzogtums gegen Norden und Osten gelegenen villes ou chutel- 
lenies Blamont, Deneuvre, Bitsch, Saarburg, Saaralbeu, Homburg, 
St. Avold, Pfalzburg. Marsal, Spitzenberg und die im heutigen Elsass 



') Boye in Annales de l'Kst XII, S. 421 ; eine eingehende Lebensbeschreibung 
findet sich im Bulletin de Ia Sociale d'areheologie lorraine 1. Serie VII, S. 112, 
von Lepage. 

*) üarmslädler, Ehe Befreiung der Leibeigenen in Savoycn. der Schweiz und 
Lothringen 1897, S. 113 fT. 

2 
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belegenen Besitzungen. Dazu kam durch Heirai im 17. Jahrhundert 
auch die Hälfte der geforsteten Grafschaft Salm. 

Solche Schlossbezirkc (ehütellenies) waren auch sonst im Lande 
vielfach gebildet worden; es waren kleine Militärgouvernements, die 
innerhalb der Verwaltungsbezirke eingerichtet waren, um das Land in 
der Nachbarschaft eines Schlosses wie dieses selbst zu bewachen und 
im Notfalle zu verleidigen. Die Bewohner eines solchen Bezirkes 
halten dem Schlossherrn bestimmte Dienste zu leisten. Oft fielen pre- 
vote und chälcllenie zusammen; häufig aber waren auch mehrere 
Sehlossbezirke in einem Unteramt. 

Das unabhängige Bar zählte die 5 bailliagcs St. Mihiel, Elain, 
Pont-ä-Mousson, Clermonl, Bassigny, jedes mit einer grösseren Zahl 
von Unterämtern; das abhängige Bar dagegen bestand nur aus einem 
Verwaltungsbezirk, der hailliuge Bar-le-Duc mit T> Unterämtern und der 
selbständigen Herrschaft Commcrcy 1 ). 

Abgesehen von der Durchsetzung durch die Gebiete der drei 
Bistümer und einige reichsunmillelbare Herrschaften wie die Grafschaften 
Nassau-Saar werden und Kriechingen bildeten die beiden Herzogtümer 
im 17. Jahrhundert ein zusammenhängendes Ganze; einige kleinere 
Enklaven lagen innerhalb der Bistums-Gebiete und im Elsass; letztere 
waren: die Stadt St. Bill, die Hälfte des Thaies von Markirch, vielleicht 
aus diesem Grunde noch heute französischer Zunge, und die Herrschaft 
Heiehshofen 8 ). Innerhalb des Herzogtums aber lagen in bunter Mischung 
zwischen den herzoglichen prevöles eine grosse Zahl geistlicher und 
weltlicher Gerichtsherrschaften (seigneuries), die, wenngleich der herzog- 
lichen Gesetzgebung und Besteuerung, wie auch der Cour souveraine 
in Nancy unterstehend, doch mit Kcudalreehten verschiedenster Art 
ausgestattet waren 3 ). Ungefähr der dritte Teil dieser Seigneuries war 
im Besitz des Landesfürsten seihst, ein anderer Teil gehörte deutschen 
Beichsfürsten : so die Herrschaft Forbach dem Hause Leiningen-Hartcn- 
berg, die Herrschaft Püttlingen dem Bheingrafen von Salm-Grumbach 
und dem Fürsten von Loewenstcin-Wertheim, die Grafschaft Merchingen 
den rheingrüfliehen und drei anderen Fürstenhäusern gemeinsam, meh- 
rere kleinere Herrschaften dem Bheingrafen allein. 

Wirtschaftlich waren das Herzogtum und die von ihm um- 
schlossenen Gebiete in 2 scharf geschiedene Landschaften zu teilen: 
das Gebirgsland der Vogesen und die lothringisch-barische Hochebene; 

') Recueil de documents XV, S. IX. 
i) Darmstädter, S. 122 f. 

*) Reusa, TAIsace au 17»« sioclc 1897 I, S. 522. 
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von den Erzeugnissen sind für die Territorial- und Lehens-Verhültnisse 
besonders bedeutsam geworden die grossen Salzmengen, wclcbe die 
lothringische Hochebene lieferte; 1097 wurden in den 3 Salinen zu 
Dieuze, Rozieres und Chäteau-Salins rund 110000 Gtr. Salz gewonnen 1 ). 

Die Grundlage des staatsrechtlichen Verhältnisses des Herzog- 
tums Lothringen-Bar zum Reiche bildete der Nürnberger Vertrag vom 
26. August 1 542, der aber — wie so oft Abmachungen jener Zeit, durch 
die strittige Frage aus der Welt geschafft werden sollte — keineswegs 
eine klare Rechtslage schuf 2 ). Wir haben schon gesehen, dass 
Karl IV. den Grafen von Bar für das Land rechts der Maas zum 
Reichsfürsten und Markgrafen von Pont-ä-Mousson ernannt hatte. Für 
Lothringen ist das älteste urkundliche Zeugnis, das uns über seine Be- 
ziehungen zum Reich erhalten ist, die Urkunde, durch die König Alfons 
am 14. März 1259 dem Herzog Friedrich III. das Herzogtum als Lehen 
des Reiches übertrug — eine Urkunde, durch welche die Lehenshörig- 
keit Lothringens über alle Zweifel sichergestellt wird 3 ). Aus späterer 
Zeit sind bisher keine Gcsamtbelehnungen bekannt geworden; an der 
thatsächlichen und rechtlichen Zugehörigkeit des Herzogtums zum 
Reiche ist aber bis ins 16. Jahrhundert hinein niemals gezweifelt worden, 
und es fehlt nicht an ausreichenden Belegen hierfür, wenn auch die 
Oberhoheit des Kaisers bei der bekannten Schwäche der Centraigewalt 
in Deutschland nur selten zur Geltung gekommen ist. Sie wurde recht 
eigentlich fühlbar erst am Ausgange des 15. Jahrhunderts durch die 
von Maximilian l. durchgeführten Reformen, welche durch die Errich- 
tung des Kammergerichts und die Heranziehung der Reichsstände zu 
den Steuern auf Grund der Reichsmatrikel das Kingreifen des Reiches 
in den Territorien erst ermöglichten. In der That haben die lothrin- 
gischen Herzöge zunächst die Zuständigkeil des Reichskammergerichts 
und ihre Eintragung in die Reichsmatrikel widerspruchslos anerkannt, 
sodass schon daraus ihre Abhängigkeit vom Reiche hervorgeht; erst 
unter Karl V. hat Herzog Anton, zuerst auf dem Nürnberger Reichstag 
von 1523, versucht die Zahlung der Reiehssteuern und die Zuständig- 
keit des Kammergerichts zu bestreiten. Ein Rechtsstreit zwischen zwei 
lothringischen Vasallen, von denen der eine an das Kammergericht 

") Darmstädter, S. 11(5. 

*) Das Folgende nach Fitlc; s. auch Winkclmann und Wolfram im Lothr. 
Jahrb. II, S. 185 IT., S. 214 ff. und »Metzer Zeitung« 185)1, No. 241- 244. 

5 ) Böhmer, Ficker, Hegesta imporii 18S1, V., 5501. Jansen im Iiistorisrhen 
Jahrbuch 189« XVII, S. 549 fr. Doch hat er die Bedeutung des primum vexilluin 
damus tibi pro ducatu in feudum nicht richtig erkannt (S. Wolfram, S. 22.'») 

2* 
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appellierte, während der andere in Uebcreinst immun» mit dem Herzog 
und den lothringischen Ständen keine Appellation zulassen wollte, ver- 
anlasste den Speierer Reichstag von 1529 und den Regensburger von 
1 5.-J2, sich aufs neue mit der Rechtsstellung Lothringens zu beschäf- 
tigen, dessen Gesandte jetzt in ausführlichen Denkschriften und in 
seltsamster historischer Regründung die Unabhängigkeit des Herzogturas 
behaupteten : » Und das, so seine fürstliche Gnaden also wahrhafliglich 
besitzt und innehat, kommt nicht aus einiger anderer königlicher oder 
fürstlicher Investitur oder Empfängniss und auch nicht vom heiligen 
Reich, sondern eigener anhängender natürlicher Ehre und Gerechtig- 
keit« '). In einer anderen Denkschrift aus damaliger Zeit heisst es: 
»Le duehe de Lorraine est une monarchie et prineipaute libre de la 
Ghretiente non sujeüe au Sainl-Empire« *). Während der langwierigen 
Verhandlungen, die das folgende Jahrhundert hindurch währten, gelang 
es dem mit der Führung der Angelegenheit von Seiten des Reiches 
beauftragten Erzbischof von Mainz nicht, durch eine Urkunde, wie etwa 
die ihm unbekannt gebliebene des Königs Alfons, die Lehensrührigkeit 
des ganzen Herzogtums nachzuweisen; wohl aber gelang es, sowohl 
die Lehensabhängigkeil einzelner Teilstücke als auch die Reteiligung 
des Herzogtums an Reichssteuern urkundlich zu belegen. Offenbar ist 
aus diesem Sachverhalt heraus der Nürnberger Vertrag von 1542 ent- 
standen. Ein anderes Moment aber wird für sein Zustandekommen 
und seine Reurteilung noch ins Auge zu fassen sein, das Verhältnis 
Herzog Antons zu Frankreich. Es scheint nämlich, dass Anton in dem 
Restrebcn, sein Herzogtum in voller Unabhängigkeit zu regieren, im 
Rarrois mouvant die französische oberste Gerichtsbarkeit nicht aner- 
kennen wollte. Ueberhaupt suchte er eine Mittelstellung zwischen 
Karl V. und Franz I. innezuhalten und aus ihren Kämpfen für seine 
Herrschaft Nutzen zu ziehen. Immerhin mochte ihm die engere Ver- 
bindung mit dem Kaiser erwünscht scheinen, jedenfalls war es ein Sieg 
der habsburgischen Politik, dass Antons Sohn und einstiger Nachfolger 
Franz I. sich 1540 mit Chrisline von Dänemark, einer Nichte des 
Kaisers, vermählte. Der Gegenschlag von französischer Seite blieb 
nicht aus: im April 1541 musste Anton mit seinem Sohne die französische 
Oberhoheit im Rarrois mouvant anerkennen; im November erhielten 
zwar beide auf Lebenszeit die dortigen Regalien und Souveränetäts- 
rechte, mussten aber dafür an König Franz I. die Festung Stenay ab- 
treten, die in dem bevorstehenden Kriege mit Karl V. den Franzosen 

') Winckclmann im Lothr. Jalirb. II, S. 200. 

-') Lepagc im Bccueil de documents I, S. Ifl» ff. 
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den Eintritt in die spanischen Niederlande sicherte. Das gewaltsame 
Vorgehen des Königs, gegen das Lothringen für sich allein nicht Wider- 
stand leisten konnte, musste dem Herzog den Schutz des Reiches er- 
wünscht erscheinen lassen. Durch jene speciellen und diese allgemeinen 
Verhältnisse ist der Nürnberger Vertrag vom 2G. August 1542 zu er- 
klären Entsprechend den Verhandlungen auf den Reithstagen wurde 
nur die Lehensrührigkeit einzelner Gebietsteile ausgesprochen, die vom 
Herzog behauptete und vom Reiche nicht widerlegte Unabhängigkeit 
des ganzen Herzogtums aber anerkannt: »quicquid autem duces maiores 
et ipse dux Antonius hactenus ab imperio in feudum habuerunt, re- 
ceperunt ac tulerunt, idcm dux eiusque successores in futurum eodem 
modo in feudum recipient et ferent, in hoc tarnen excepto Lotharingiae 
dueatu qui Über et non incorporabilis ducatus erit et manebit Semper.« 
In Anerkennung dieses »Freiherzogtums« sollte der Herzog von nun 
ab Huldigung und Helehnung nur für die in den früheren Lehnsbriefen 
aufgerührten Einzellehen, nicht für das ganze Herzogtum, empfangen. 
Trotzdem aber wollte der Herzog selbst, der offenbar den Angriff 
Krankreichs fürchtete, dass es in seinem ganzen Umfange — von Har- 
rois mouvant natürlich abgesehen - dem Schulze des Reiches unter- 
stehen sollte. Als Endgelt für diese Protektion war er bereit, die 
Landfriedensgeriehtsbarkeit des Reiches anzuerkennen und an den 
Reichssteuern mit */a eines Kurfürstenanschlages teilzunehmen ; er gab 
hiermit seinerseits den Forderungen des Reiches nach. So erscheint 
der Vertrag durchaus als ein unter dem Druck bestimmter politischer 
Verhältnisse abgeschlossenes Kompromiss zwischen zwei einander ent- 
gegenstehenden, ja einander ausschliessenden Rechtsauffassungen. Nur 
daraus sind die Widersprüche zu erklären, die unverkennbar in ihm 
enthalten sind. Die staatsrechtliche Folge des Vertrages war, dass 
Lothringen dem Reiche gegenüber eine ähnliche international-selbstän- 
dige Stellung erhielt 2 ), wie etwa die Könige von Dänemark und 
Schweden oder die Kurfürsten von Brandenburg, die mit völlig unab- 
hängigen Ländern, welche aber, abweichend von Lothringen, einst 
ausserhalb der Reichsgrenzen lagen, mehr oder weniger umfangreiche 
Rcichslehen in ihrer Hand vereinigten. Nur noch mit einer kleinen 
Zahl von Lehen gehörte von nun ab der Herzog zum Reiche. Die 
späteren wohl auf einen Lehensbrief vom 9. Juni 1567 zurückgehenden 

') Gedruckt bei Calmcl, hisloire de Lorraine, 172*, III, preuve-s, S. 313 ff. 
Im lx>thr. Jahrb. S. 192 ist der Widerspruch in den Hesliinmungen des Vertrages 
vortrefflich hervorgehoben: s a. >. 22(i daselbst. 

«) Kitte. S. 29. 
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Urkunden nennen als solche 1 ): Die Markgrafschaft Pont-ä-Mousson, die 
Grafschaft Blamont, die Herrschaften Bellistheim und Clermont, die 
Markgrafsehafl Haltonehätel, die Reichsvogtei der Stadt Toul und der 
Abtei Remiremont, das Geleitsrecht im ganzen Herzogtum, das Münz- 
recht in der Stadt Ivoi, endlich die alten Rechte, dass die Zweikämpfe 
zwischen Rhein und Maas nur vor ihm ausgelochten werden dürften, 
und dass die Priestersöhne des Landes ihm zugehören sollen. Ausser- 
dem erwarben die Herzöge in dem Jahrhundert nach dem Nürnberger 
Vertrage von Reichslehen noch die Grafschaft Bitsch, die Hälfte der 
Grafschaft Salm und die Slädte Pfalzburg und Lixheim, aus denen 
unter Ferdinand II. für einen Verwandten des herzoglichen Hauses ein 
Titular-Reichsfürstentum geschaffen wurde*). Gleichzeitig mit der Kr- 
hebung Ilatlonchutels zur Markgra (schuft lf>ö7 wurden die vom Ristum 
Metz rechtmässig erworbenen Herrschaften Nomeny und Dehne vereinigt 
und für den Oheim Herzog Karls III. zur Reichsmarkgrafschaft erhoben. 
Der Markgraf bewarb sich 1570 um die Reichsstandschaft und vertrat 
seitdem die lothringischen Interessen am Reichstag, an dem ja die 
Herzöge keine Stimme führten. Wie wir aber vorher bemerkten, dass 
in den drei Städten und Stiftern gegenüber den immer entschiedener 
auftretenden französischen Behörden der Wunsch nach dem Schutze 
der Selbständigkeit durch das Reich immer lebhafter wurde, so schlössen 
sich anfangs des 17. Jahrhunderts auch die Herzöge wieder enger an 
das Reich, indem sie im Jahre 1612 Nomeny kauften, das sonst durch 
Erbgang an einen französischen Prinzen gefallen wäre, und nun selbst 
wieder als Markgrafen von Nomeny im Reichstag Silz und Stimme er- 
hielten 3 ;. Die Herzöge mochten selbst erkannt haben, dass sie in der 
1ÖI2 erworbenen staatsrechtlichen Unabhängigkeit von Deutschland 
jedem energischen Vorstoss Frankreichs preisgegeben seien ; denn der 
Reichsschutz, der ihnen damals zugestanden wurde, entsprach nur zu 
sehr dem geringen Interesse, das die Herzöge dem Reiche entgegen- 
brachten. Wir haben schon oben gesehen, dass der Abschluss des 
Nürnberger Vertrages mit der Anknüpfung verwandtschaftlicher Be- 
ziehungen zwischen den Häusern Lothringen und llabsburg nahe 
zusammenfiel. 



*) Kitte, S. Hl nach dem Urief von ltiOV) bei ('.hifllot, Com montan us Lotha- 
ricnsis Ki49, S. 45. In dorn Brief von 15t>7 scheint Bcllisthem muh nicht aufgeführt 
zu werden. Ob llulloiichätel schon als Markgrafschaft bezeichnet wurde, ist 
nicht sicher. 

') Ueber andere Erwerbungen, insbesondere auch die Grafscliaft Saarwerden, 
s. unten bei den Kinzelrcunmncn. 

3 ) Kitte >. 39 gegen Kicker. Vom Ileichsfürstei.stande 1861 I, S. 118. 
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Durch ihre Benutzung wusste Karl V. das Herzogtum in seinem 
Kampfe gegen Frankreich seinen Interessen zu verbinden '), als nach 
dem Tode des Herzogs Antons und seines Sohnes Franz 1. seit 1545 
dessen Gemahlin Chrisline, die Nichte des Kaisers, für ihren unmündigen 
Sohn Karl III. die Regentschaft führte. Schon die erste Ehe des Oheims 
des Herzogs, Nikolaus, des späteren Markgrafen von Nomeny mit Mar- 
garete v. Egmont, wurde durch die Vermittlung des Kaisers geschlossen. 
Die Folge davon war, dass Heinrich II. bei seiner Besetzung von Metz 
Toul und Verdun am 14. April 1552 sich der Stadt Nancy bemächtigte, 
die Regentin Christine ihrer Stelle enthob und ihrem französisch ge- 
sinnten Schwager Nikolaus die Regentschaft übertrug, den jungen Herzog 
Karl III. aber nach Frankreich an den Hof nahm, um ihn dort mit 
seinen eigenen Kindern erziehen zu lassen. Erst 1559 kehrte der 
Herzog in sein Land zurück, um nun selbständig die Regierung zu 
übernehmen ; durch seine Ehe mit der jüngeren Tochter Heinrich II. 
Claudia schien er dem französischen Königshausc eng verbunden zu 
sein. Sollte durch diese Ehe die Vereinigung Lothringens mit Frank- 
reich angebahnt weiden, so gab sie bei dem Absterben des Hauses 
Valois mit Heinrich III. (1589) Karl III. vielmehr einen Vorwand, für 
seine Söhne als dessen Neffen nach der französischen Krone zu streben ; 
er nahm lebhaften Anteil an den Kämpfen der Ligue und liess sogar 
1594 durch den Präsidenten Alix eine Denkschrift 3 ) über die loth- 
ringischen Ansprüche auf den französischen Thron verfassen. Er selbst 
liess darin den Franzosen die Vorteile einer Verbindung mit Lothringen 
verkünden. »Der Zutritt der Herzogtümer Lothringen und Rar nebst 
anderen Herrschaften zum Königreiche Frankreich werde durch Ver- 
bindung der herzoglichen mit der königlichen Würde Frankreich einen 
grossen Vorteil und Nutzen wegen der Ausdehnung der Grenzen bis 
fast an den Rhein bringen.« Karl III. ahnte nicht, dass die hier ge- 
priesenen Vorteile seinem Enkel fast das Herzogtum kosten würden. 
Zunächst allerdings liessen sich nach dein baldigen Abschluss des 
Friedens mit Heinrich IV. die Beziehungen zu Frankreich aufs freund- 
lichste an. Der lothringische Thronerbe, der spätere Herzog Heinrich II. 
(1608—1624), ward mit der Schwester des Königs, Prinzessin Kathaiina 
von Bourbon, vermählt, so dass ein gewaltsames Vorgehen gegen Loth- 
ringen für die nächste Zeit sich von selbst verbot. Dennoch verlor 
Heinrich IV. das Ziel, Lothringen seiner Krone zu gewinnen, nicht aus 



') ('atmet III, preuves, S. llfi ff 

') Abgedruckt in Hccueil de docuincnts lHbb I. 
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dem Auge. Mag er auch selbst nicht ernsthaft daran gedacht haben, 
Frankreichs Grenzen bis zum Rheine vorzurücken ! ), so erschien ihm 
doch die Erwerbung Lothringens als erreichbar. In den Oeconomies 
royales seines Ministers Sully heisst es: »Le seul et unique moyen de 
remettre la France en son ancienne splendeur et la rendrc superieure 
ä tout le reste de la chretiente, ce serait de lui rendre les pays voisins 
qui lui ont autrefois appartenu et semblent etre de la bienseance de 
ses limiles, savoir la Savoie, la Franche-Comte, la Lorraine, l'Artois, 
le Hainaut, les provinces des Pays-bas, y compris Cleves et Juliers 1 ').« 
Und Heinrich IV. sprach 1601 zu Deputierten der neu gewonnenen 
Landschaften la Bresse und Gcx die Worte: »II etait raisonnable que 
puisque vous parle/, actuellemenl frangais, vous fussiez sujet au roi de 
France. Je veux bien que la langue espagnole demeure ä l'Espagnol, 
ralleinande ä l'Allemand, mais toute la frangaise doit etre a moi 3 ).« 

Die Erwerbung der drei > welschen« Bistümer Metz, Toul, Verdun 
war ihm auf «lern friedlichen Wege einer Verwaltungsmassregel gelungen ; 
zu Lotliringen sollte ihm eine Heirat verhelfen: 1009 liess er seinen Sohn 
und Erben, Ludwig XIII., mit der I'/js jährigen Erbtochter Heinrichs II., 
seiner Nichte Nicole verloben, durch die künftig Lothringen-Bar an 
Frankreich gefallen wäre. Wie die andern Pläne Heinrichs IV., so 
ward auch dieser durch die Ermordung des Königs im Jahre 1610 
zunichte gemacht. 

Aber schon war der geniale Mann geboren, der mit unübertreff- 
lichem Geschick , mit grösster Energie und Rücksichtslosigkeit diese 
Pläne wieder aufnahm, und der französischen Politik bis in unsere 
Tage hinein die Signatur aufdrücken sollte, der grö.sste Staatsmann, 
den Frankreich je besessen, der damalige Bischof, spätere Kardinal 
Armand Jean Duplessis, Herzog von Hichclieu. 

Geboren am f>. September 1585 zu Paris, hatte er zunächst der 
militärischen, dann der geistlichen Laufbahn sich gewidmet, und war 
schon mit 22 Jahren zum Bischof von Lucon ernannt worden. Im 
Jahre 1614 als Peputirler zu der Versammlung der Gencralstaulen 
nach Paris entsendet, wusste er sich bei der Begentin, Maria von Me- 
dici, in Gunst zu setzen, und ward 1615 zu deren Almosenier, 1616 
zum Mitglied des Staatsrates ernannt, in welchem er als Staatssekretär 
das Departement des Krieges und des Auswärtigen versah. Schon 

') Wie nach Sorel, S 271, Samlraz de Courtilz von ihm behauptet. 
*) Sorel, S. 2U8. 
s ) Surel, S. 271. 
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1617 jedoch musste er diese Stellung aufgeben, um in sein geistliches 
Amt zurückzukehren, in welchem er 1622 zum Kardinal ernannt wurde. 

1622 von Neuem in den Staatsrat berufen, ward er nach der 
Abdankung und Verbannung Vieuvilles dessen Präsident, und leitete 
fortan die französische Regierung und Politik nahezu selbständig bis 
zu seinem am 4. Dezember 1H42 erfolgten Tode. 

Unmittelbar nach seinem Amtsantritte nahm Richelieu die An- 
griffs-Politik der früheren Könige gegen das Herzogtum Lothringen wieder 
auf; das Vorgehen erfolgte jetzt aber in einer derartig durchdachten 
und planmässigen Weise, dass der Kardinal zweifellos schon früher, 
also wahrscheinlich während seiner ersten Amtstätigkeit, das Ziel ins 
Auge gefasst und die dahin führenden Wege erkundet haben mussle. 

Die Lage der Verhältnisse war allerdings zur Zeit die denkbar 
günstigste; das Reich, ohnehin wenig geneigt, für Lothringen einzu- 
treten, war durch den schweren inneren Krieg an jeder Unternehmung 
nach aussen verhindert. Ungesäumt wurde daher ans Werk gegangen. 



III. 

Die Vorreuniontkamner von 1624. 

Im November 1624, also wenige Monate nach seinem Amts- 
antritte, sendete Richelieu 3 höhere Reamte zu ausgesprochenen Reunions- 
zwecken als königliche Kommissare in die Gebiete der 3 Bistümer 
Metz, Toul und Verdun, und zwar die beiden Staatsräte Cardin Lehret 
und Pierre Dupuy und den Schatzmeister (tresorier) Jean Ciadon Dc- 
lormc. Die Seele dieser Kommission war Dupuy, ein uussergewöhnlich 
fruchtbarer Schriftsteller, der, im Alter von 42 .lahren stehend, beson- 
ders mit Urkundenwesen sich zu beschäftigen Gelegenheit gehabt hatte'). 
Nicht weniger als 69 Schriften werden von ihm verzeichnet, darunter 
etwa 25, welche die Rechte des Königs auf angeblich entfremdete Ge- 
biete zum Gegenstande haben, zu denen die Königreiche England, 
Neapel-Sicilien, Arragonien, Castilicn u s. w. gehören*). Eine Zusammen- 
stellung der Druckschriften dieser Art aus seinem Nachlasse und unter 
seinem Namen ist 1655 veröffentlicht worden ; der Titel dieses Werkes 
lautet: »Traite touchant les droits du roi, par Monsieur Dupuy, Paris 

') Nouvellc biograpliie generale 18458 XV, S. 377. 

2 ) Verzeichnet bei Le Long, BiblioüVquc bistoriijuo de la France, 2. Aus- 
gabe, von Ferret de Funtette 1778 V, S. 603. 
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1655t >); ps giebt über Zweck und Ausrührung der vorstehend er- 
wähnten Sendung genauen Aufschluss. Bei der Abfassung dieser 
Zusammenstellung war in hervorragendem Masse ein anderer Archivar, 
Theodore Godefroy («savant diplomatiste«)*), beteiligt, der auch bei der 
Verfolgung der Reunionsidee im folgenden Jahrzehnt eine Rolle zu 
spielen berufen war. 

Das Werk ist ganz im Stile und Geiste der 1632 erschienenen 
Schriften von Hersent und Cassan gehalten 3 ), überragt diese aber weit- 
aus an Umfang, und nimmt einen grossen Teil der Länder Europas 
für die französische Krone in Anspruch. Ein Abschnitt des Werkes, 
welcher die Rechte des Königs auf das Herzogtum Lothringen-Bar dar- 
zuthun sucht, und etwaigen Zurückforderungen dieses und der 3 Bis- 
tümer bei den Friedens-Verhaiullurigen vorbeugen soll, trägt am Schlüsse 
den interessanten Vermerk: »fait en fevrier 1637 par ordre de Mon- 
sieur le cardinal de Richelieu« 4 ). Aber nicht nur dieser Abschnitt, 
sondern das ganze Werk war im Auftrage dos Kardinals verfasst; ein 
Brief an ihn vom 27. Oktober 1631, unterzeichnet von Dupuy und 
Godefroy, beginnt mit den Worten: »Monsoigneur, nous avons execute 
pour la plus pari le commandement , qu'il Vous a plü nous faire, 
touchant les droits du roi sur quelques royaumes et prineipautes 
voisines« 5 ); im weiteren kündigen die Schreiber die Fortsetzung des 
Werkes an, und melden, dass die für 1630 ihnen dafür versprochene 
Summe von 4000 Frs. noch nicht ausgezahlt worden sei. 

Auch andere Anhaltspunkte ergeben mit Sicherheit, dass Dupuy 
in engen Beziehungen zu Richelieu stand, und dass seine schriftstelle- 
rische Thätigkeit von dem Kardinal inspiriert wurde. In einem Briefe 
vom 15.2. 1631 an beide Schriftsteller bestätigt Richelieu den Kmpfäng 
der Abhandlung über Navarra, und ersucht sie um Vollendung der 
Arbeit über Lothringen, unter gleichzeitiger Anweisung ihres Honorars 
(pension); beide antworten am 18. Februar, und legen einen Teil der 
ihnen befohlenen Arbeit über Neapol-Sicilien vor; in einem andern 
Briefe Richelieus vom 6. ]1. 1631 erkundigte er sich nach dem Fort- 
gange ihrer Arbeiten, und kündigt die Befriedigung ihrer Forderungen 
an; anscheinend ist der Brief die Antwort auf das ersterwähnte 

') Eine zweite Auflage erschien 1670, ein Beweis für die Bedeutung der 
Schrift. 

») Digut, Histoirc de Lorraine 1«56 V, S. 243. 

3 ) S. hierunter. 

«) Dupuy, traite, S. 531. 

») Brief abgedruckt bei Le Long II, S. XC6. 
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Schreiben vom 27. Oktober. Auch die Abhandlungen über Spanien 
sind nach dem Herausgeber der Briefe Hichclieus, Avenel, von Dupuy 
und Godefroy in dessen Auftrage verfasst: »ainsi il faisait etablir, dans 
des traites, composes par Dupuy et par Godefroy, la legitimite des 
droits du roi sur diverses provinces de la monarehie espagtiole«; des- 
gleichen eine Schrift: »Comte de Klandrcs; de la nullite des traites de 
Madrid, de Cambray et de Crespy« und mehrere Denkschriften über 
die Hechle des Königs auf Lothringen 1 ). 

Ein besonderer Abschnitt des erstgenannten Werkes enthält einen 
eingehenden Hericht über die Thütigkeil der vorgenannten Kommissare 
während ihres Aufenthaltes in den Bistümern; es ergiebl sich daraus, 
dass wir es in der Thal mit einer ersten Reunionskommission zu thun 
haben. 

Schon der ihnen erteilte Kabinets-Befehl und ihre Dienstanwei- 
sung, beide im Wortlaute angeführt, zeigen dies. Der erstere ist für 
Lebret und Delorme gemeinsam unter dem 13. November, für Dupuy 
besonders unter dem 16. November ausgefertigt, die Dienstanweisung, 
für alle 3 gemeinsam, im November ohne Angabc 1 des Tages aufge- 
stellt. Schon die Ueberschrift des Kabinets-Hefchls lässt hinsichtlich 
des vorstehend angegebenen Zweckes der Entsendung keinen Zweifel; 
sie lautet: »Commission a Messieurs-Lebret et Delorme, pour 
informer des usurpations faites sur les lerres de la protec- 
tion du roi en les eveches de Metz, Toul et Verdun et autres 
entreprises sur les frontieres de Champagne«. In dem Texte 
selbst wird es als ihre Aufgabe bezeichnet: »informer bien diimcnt 
des usurpations et entreprises sur les terres de notre obeissance, et 
Celles des eveches de Metz, Toul et Verdun et des droits qui cn de- 
pendenl, qui sont en notre protection« 8 ). Zum Schlüsse wird dann 
gesagt: »Nous mundons et ordonnons ä tous nos ofliciers et sujets, 
qu'il appartiendra ce faisant Vons assister et de fournir des titres 
necessaires pour la just ifiea tion de nos droits sans difficulte!« 

Die den Kommissaren mitgegebene Dienstanweisung trügt gleich- 
falls die Unterschrift des Königs und enthält eingehende den Zweck 
noch deutlicher verratende Ausführungsbestimmungerl ; nach denselben 
sollten die Kommissare sich gut unterrichten, sowohl durch Urkunden 
wie durch Zeugen, über die widerrechtlichen Besitzergreifungen von 

') Avenel, letlres du cardmal de Itichehcu 1861 IV, S. 93, 210; 187«) VII, 
S. m\, 680. 

') »protection« war der franzosischerseits bis zum westfälischen Frieden 
fortgeführte Ausdruck für die Herrschaft über die 3 Histümer. 
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Gebieten (terres), Herrschaften und Häusern, über die Beschaffenheit 
dieser Besitzungen, ihre Grosse und Einkünfte, wem sie gehörten und 
welche Aemter, Lasten und Pfründen damit verbunden seien; des 
ferneren sollten sie den Zustand derjenigen Gebiete feststellen, welche 
in der Lehenserneuerung rückständig seien (qui sont en surseance) 
sowohl diesseits wie jenseits der Flüsse Maas und Mosel, und deren 
Eigenschaften, Erträgnisse und gegenwärtige Besitzer ermitteln; sie 
solltet» endlich durch Urkunden und sonstige Rechtstitel die Ansprüche 
des Königs auf solche Besitzungen feststellen, die in Lehensabhängigkeit 
zu ihm ständen ; nachdem sie volle Kenntnis davon erlangt, sollten sie 
dieselben mit Beschlag belegen, bis die Besitzer sich verpllichtet hätten, 
die Belehnung seitens des Königs in vorgeschriebener Weise nachzu- 
suchen; erforderlichen Kalls sollten sie Zusammenkünfte mit Bevoll- 
mächtigten der Landesherren von Lothringen, Bouillon, Lüttich und 
Flandern vereinbaren; falls hierbei die Lehensabhängigkeit einzelner 
Gebiete sich als zweifelhaft und unsicher erweise, seien Vergleiche auf 
dem Wege des Austauschs oder der Entschädigung anzustreben. 

Wenn schon hiernach kaum noch ein Zweifel möglich ist, dass 
diese Anweisungen bereits ganz im Sinne der Beunionstheorie von 
1679 gedacht waren, so wird derselbe völlig beseitigt, durch die Art 
und Weise, wie die Kommissare ihren Auftrag aufgefasst und ausgeführt 
haben. Das Zurückgehen bis in die ältesten Zeiten, durch welches vor 
allem die späteren Keunionskammern so berüchtigt geworden sind, 
kommt bereits bei den Vorarbeiten dieser Kommissare voll zum Aus- 
druck. In einem Briefe Dupuys an Lebret, der kein Datum trägt, aber 
nach seinem Inhalte kurz vor Abschluss der Arbeiten für das Bistum 
'Foul und danach etwa Mitte April 1025 geschrieben sein muss, geht 
Dupuy bis auf Karl den Grossen zurück ; es heisst darin u. a. : «Je 
n'ai rien pour monlrer que Charlcmagnc a donne Vicherei a l'eglise 
de Toul«. (Vicherei ist das heutige Dorf Vicherey, im Departement 
Vosges, etwa 30 km südlich Toul gelegen.) Anscheinend war den Kom- 
missaren auch rasche Erledigung ihres Auftrages zur Pflicht gemacht 
worden, wenn dies auch in der Dienstanweisung nicht ausgesprochen 
ist ; denn nur so ist es zu erklären, dass schon nach wenigen Monaten 
ein vorläufiger Abschluss erzielt wurde ; er erfolgte zuerst Für Toul am 
2G. April, demnächst für Verdun am 23. Mai, zuletzt für Metz im 
Juli 1625. Für die Berichterstattung an den König wurde die Fiktion 
aufgestellt, als wenn die Initiative zu dem Unternehmen in den Händen 
des Prokurators gelegen habe, welcher behufs Vorbereitung des später 
in Metz zu errichtenden Parlaments hier seinen Sitz hatte ; dieser stellte 
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- Beschwerdebücher (remontrances) über die angeblichen Beeinträchti- 
gungen (usurpations) der Rechte des Königs, für die 3 Bistümer ge- 
trennt auf, und legte sie. begleitet von Urkunden -Verzeichnissen, die 
zur Erhärtung der Ansprüche dienen sollten, den drei Kommissions- 
mitgliedem vor. In Wirklichkeit waren die Urkunden -Verzeichnisse von 
Dupuy selbst verfasst, was zu bemerken dieser nicht unterliess; am 
Schlüsse der Aufstellungen für Metz und Verdun wird nämlich in Pa- 
renthese hinzugefügt: »Produits par le procureur du roi, faits par 
monsieur Dupuy, Tun desdits commissaires.« Dem entspricht auch eine 
Aeusserung Dupuys in dem vorstehend erwähnten Briefe, lautend: 
»Je desire avec passion de me tirer de ces affaires, de quoi je serai quitte, 
ayant acheve linventaire de Metz qui est bien avance.« Die Stelle 
beweist zugleich, dass der Auftrag Richelieus dem Kommissar wenig 
sympathisch war, er also wohl selbst an die Berechtigung der An- 
sprüche nicht glaubte. Als Verfasser der Inventarien aber wird auch 
in einem kurzen Berichte über die Thütigkeit der Kommission Dupuy 
direkt bezeichnet: »Dupuy au retour dressa trois produetions. la 
premiere touchant Melz, ville et eveehe et l'abbaye de St-Amoul, 

il fit trois inventaires raisonnes, avec les indications 

sur chacune piece.« In gemeinsamen Sitzungen an den obenge- 
nannten Tagen in Toul, Verdun und Metz wurde alsdann das Er- 
gebnis der ausgeführten Untersuchungen zusammengestellt, in letzteren 
beiden Städten unter Zuziehung des Geriehts-Präsidenlen von Melz, 
Michel Charpenlier '). Die auf CJrund dieser Verhandlung erhobenen 
Forderungen halten sich zwar in weit engeren Grenzen, als die Be- 
schlüsse der Metzer Reunionskammer von 1679, und sind ausschliess- 
lich gegen das Herzogtum Lothringen gerichtet ; die ganze Art des 
Verfahrens aber, die Beweisführung auf Grund von Urkunden ältesten 
Datums, ohne Berücksichtigung des inzwischen Vorgefallenen, die 
Komödie endlich, die Kommissare gewissermassen als Richter hinzu- 
stellen, denen gegenüber andere, hier der Prokurator, ihre Beschwerden 
vorbringen, und zu beweisen suchen, entspricht so ganz der Art 
der Reunionskammer von 1679, dass die Kommission wohl 
als »Vor-Reunionskammer < zu bezeichnen sein dürfte; höchst 
eigentümlich ist es dabei, dass der Prokurator in den Verhandlungen 
nicht wie die andern Teilnehmer namentlich genannt, und dass der- 

') Die Protokolle über diese Verhandlungen befinden «ich im Archiv der 
Affaires etrangercs, Bd. VII, zu Paris, s. dilausson ville, La rcunion de la I«or- 
raine 1854 I t S. 173. Unerklärlicherweise übergeht dieses sonst vortreffliche von 
Sybel als klassisch bezeichnete Werk völlig die Reunionskammer von 1G79. 
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selbe verschieden, als Prokurator von Metz, Toul und Verdun bezeichnet 
wird, während thatsüchlich ein solcher nur für Metz bestand; es ist 
daher sehr wahrscheinlich, dass der Prokuralor gar nicht an den Ver- 
handlungen beteiligt, sondern nur eine in den Berichten vorgeschobene 
Strohfigur war. Abgesehen davon aber werden die Einzelbeschlüsse, 
die nunmehr in der von der Kammer selbst gewählten Reihenfolge zu 
besprechen sein werden, den Beweis liefern, dass diese Reunions- 
kammer Richelieus durchaus das Vorbild und Muster für die Reunions- 
kammern Ludwigs XIV. abgab, wenn dieses auch an keiner Stelle von 
Beteiligten oder Unbeteiligten bisher ausgesprochen worden ist. 

1. Bistum Toul. 

In der Stadt und Grafschaft (»comle«) Toul hatte trotz bischöf- 
licher Landeshoheit der Herzog von Lothringen einige Gerechtsame 
behalten, die auf seine frühere Stellung als Markgraf (marchis) für 
dieses Gebiet zurückgeführt wurden. An den Westgrenzen des Reichs 
wurden nämlich einzelne Gebiete auch als Marken bezeichnet, ohne 
dass jedoch ein konstanter Gebrauch und eine bestimmte staatsrechtliche 
Grundlage dafür nachgewiesen werden kann ; infolgedessen führten die 
Herzöge von Überlothringen aus dem elsässisehen Hause auch den 
markgräfliehcn Titel (marchis, marquis), dessen Ursprung im Dunkeln 
liegt, vielleicht mit ihrer früheren Stellung zusammenhängt 1 ); von den 
Herzögen selbst wurde diesem Titel eine besondere Bedeutung nicht 
beigemessen. Auch Dnpuy mass ihm keinen Wert zu; in dem früher 
erwähnten Briefe*) heisst es: »pour celle (la remontranee) de Toul, 
jeusse bien desire que Von n'eüt point tant exprime cet office de 
marchis. qui n'est qu'une chimere. et non ofuce, rnais un titre qui 
n a nul privilege«. Nach den Protokollen aber bestanden die daraus 
hervorgehenden Rechte in der Gerichtsbarkeit über alle Rechtsfälle, 
die auf den Hauptstrassen und öffentlichen Flüssen vorkamen, in der 
Beerbung der unehelichen Kinder von Geistlichen, und in der Legiti- 
mirung anderer Bastarde; diese Gerechtsame, welche, wie oben gezeigt, 
auf Belehnungen seitens des Reiches zurückzuführen waren, wurden 
dem Herzog ohne jede Begründung abgesprochen. 

Die Beerbung der Kinder von Geistlichen hatte der Herzog 1420 
in einein besondern Kriege, dem >guerre des enfants de pretres« mit 
Glück verteidigt, bz. wieder erstritten. Ausserdem aber übte der Herzog 

') Wäilz, Deutsche VerfassungsgeHchichtc 1876 VII, S. 77. Calmet, His- 
toire III, S. 1 ff. 
*) S. 28. 
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die Landeshoheit über zwei Vorstädte Touls, St. Mansuit und St. Evre, 
beide mit Abteien, aus; die Rechtsgültigkeit dieses Territorialbesitzes 
wurde seitens der Kammer in Abrede gestellt; zur Begründung wurden 
42 Urkunden vorgelegt, welche beweisen sollten, dass die beiden Vor- 
studie früher einen integrierenden Teil der Stadt Toul gebildet, und dass 
anderseits die Landesherren von Toul auch in den Vorstädten die Sou- 
veränität ausgeübt hätten. Die älteste Urkunde ist ein Diplom des 
Kaisers Otto I. vom Jahre 965 in welchem er die Wiederherstellung 
des verfallenen Kloster St. Mansuit in einer Vorstadt Touls durch den 
Bischof Gerhard von Toul bestätigt. Die übrigen Urkunden bestehen 
teils in Schutzbriefen französischer Könige aus dem 14., 15., und 
16. Jahrhundert, welche auf eine Art Patronals-Verhältnis hinweisen, 
teils in dem Nachweis fiskalischer und polizeilicher Massnahmen der 
Stadtbehörden von Toul auch für die beiden Vorstädte, wie solche bei 
dem engen Zusammenwohnen naturgemäss sich ergeben mussten. In 
letzter Linie wurden aber als Rechtstitel eine Reihe von beurkundeten 
Massnahmen französischer Behörden gegen die lothringische Landes- 
hoheit aus der Zeit der französischen Okkupation vorgebracht, die 
letzte aus dem Jahre 1024; in völliger Umkehrung der Verhältnisse 
wird hiernach die Anmnssung landeshoheitlicher Rechte durch Frank- 
reich als ein Beweis für deren Berechtigung hingestellt. Sogar die 
mehrfach in den Urkunden vorkommenden Ausdrücke: »l'abbaye de 
St-Mansuit de Toul«, und »Saint-Mansuil lez Toul« werden als Beweis 
für deren Zugehörigkeit zur Stadt verwertet, da sie bedeuten sollten: 
Zur Stadt Toul gehörig und einen Teil derselben bildend (»joignanl la 
ville de Toul et faisant partie d'elle«) 8 ). Der Nachweis jedoch, wann 
und in welcher Weise der Herzog von Lothringen sich in unrecht- 
mässiger Weise den Besitz der Vorstädte angeeignet habe, wird nicht 
nur nicht geführt, sondern nicht einmal versucht. 

Für vollkommen ausreichend scheinen aber die Kommissare diese 
Art der Beweisführung doch nicht gehalten zu haben ; in der Verhand- 
lung vom 2(>. April werden vielmehr ausser den Urkunden noch eine 
Reihe andrer Beweise vorgebracht, darunter als wirksamster folgender : 
»mais ce qui conürme tri's nettement ce qui dessus, est, que si les vil- 
lages de Francheville, Bouvron, .laillon, Villiers, St-Ktienne et autres, 
qui sont notoirement eloignes de ladite ville de Toul de trois grandes 
lieues, sont neanmoins du comtö et hailliage de Toul, quelle apparenee 

") Mon. Germ. DU. I, Nr. 289. 

*) Die wichtigeren der angerührten Urkunden sind abgedruckt bei Calmet, 
Histoire I, preuves, S. 301 ff. 



Digitized by Google 



— 32 — 



y aurait-il de soutenir que les faubourgs appartenant ä celle nen 
fusscnt pas, ains qu'ils seraient d'une seigncurie elrangere« ). Solche 
Beweisgründe waren naturgemüss unwiderleglich ; in dem Schlussproto- 
kolle der Sitzung wird daher verfügt, dass diese Vorstädte »seront 
tenus, censes et reputes elre de la protection du roi, et que 9ur ceux 
sa dite majeste pourra faire et exercer ses droits appartenant^ a sa 
dite protection«. In gleicher Weise wie St. Mansuit und St. Evre wurden 
der Krone Frankreich 5 andere innerhalb des Herzogtums Lothringen 
gelegene Ortschaften zugesprochen, nämlich: Bouxieres, Bulligny, Da- 
baueourt, Avoux und (irimonvillers. Die angeblichen Rechte auf 
Bouxieres, auch mit dem Zusätze »aux dames« vorkommend, wegen 
der hier gelegenen Abtei, und heute Dorf im Departement Meurthe, 
5 km östlich Nancy gelegen, werden durch ein Breviarium der Kirche 
von Toul vom Jahre 1562 und durch 4 Urkunden nachzuweisen gesucht; 
in ersterem befindet sich nur die Bemerkung, dass Bischof Ganzelin 
von Toul die Abtei gegründet habe; eine der Urkunden ist ein Protest 
des französischen Prokurators vom .lahre H»21 gegen landeshoheitliche 
Handlungen des Herzogs ; die übrigen betreffen Beziehungen der Kirche 
von Toul zur Abtei. Für die Ortschaft Bulligny, heute Dorf im De- 
partement Meurthe, 12 km südlich Toul gelegen, werden 5 Urkunden 
vorgebracht, welche die zeitweise Ausübung der Souveränität durch die 
Landesherren von Toul in früheren Jahrhunderten nachweisen sollten. 
Grimonvillers ist heute gleichfalls ein Dorf des Departements Meurthe, 
30 km südlich Toul gelegen; Dabaucourt und Avoux sind dagegen 
heute verschwunden und auch auf gleichzeitigen Karten nicht aufzu- 
finden. Für diese 3 Ortschaften waren anscheinend selbst Urkunden 
vorstehender Art nicht aufzulinden : für ihre Zugehörigkeit zu Toul 
werden daher nur die Aussagen von 13 Zeugen, sämtlich Beamte oder 
angesehene Bürger der Stadt Toul, angerührt, welche alle Behauptungen 
des Prokurators dureh mehrere, aber nicht angegebene Beweise aus 
ihrer oder ihrer Väter Lebenszeit bestätigten, worauf dann auch diese 
Dörfer der Souveränität des französischen Königs zugesprochen wurden. 

Dieser Beweis durch lebende Zeugen ist der Vorreunionskammer 
eigentümlich und von der Reunionskammer von HV79 nicht nachgeahmt 
worden. 

2. Bistum Verdun. 

Auch hier werden in erster Linie landeshoheitliche Reihte an- 
gefochten, welche der Herzog von Lothringen in seiner Kigenschaft als 
Landesherr von Bar innerhalb des Bistums sich angemasst haben sollte, 

') Dupuy, Trait6, S. 635. 
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darunter besonders das Salzregal und die Errichtung von Zollstellen 
auf der Maas. An Gebietsteilen werden dem Könige zugesprochen das 
Oberamt (bailliage) Clermont en Argonne und die Markgrafschaft Ilatton- 
chatel '). Clermont war von Alters her Hauptort einer Grafschaft von 
etwa 10 DM. Umfang, welche wie die Abtretung im Jahre 1632 be- 
weist, jedenfalls mit dem derzeitigen Oberamte zusammenfiel; früher 
streitig zwischen den Bischöfen von Verdun und den Grafen von Bar 8 ), 
gehörte sie seit dem 13. Jahrhundert zum lehensunabhängigen Bar (Bar- 
rois non mouvant) als Lehen von dem Bistum Verdun; 1504 hatte 
jedoch der Bischof von Verdun seinen Hoheitsrechlen zu Gunsten des 
Herzogs Karl III. entsagt, dabei aber den Einspruch des französischen 
Königs erfahren, der das Bistum als unter seiner Protektion stehend ansah. 

Die Ansprüche der Beunionskammer gründeten sich aber nicht auf 
diesen Protest, sondern gingen auf alte Zeiten zurück ; zur Begründung 
wurden 24 Urkunden vorgelegt, darunter in erster Linie vier Beschlüsse 
des Hofes (arrets de la cour) zu Gunsten der Abtei Beaulieu, aus den 
Jahren 1287, 1288, 1293 und 1318: aus der Thatsache der franzö- 
sischen Jurisdiktion folge, dass Beaulieu und somit das Argonner Land 
(le pays d'Argonne) zu allen Zeiten innerhalb der Grafschaft Champagne 
gelegen habe und daher zu Frankreich gehöre, mit ihr natürlich auch 
die Herrschaft (seigneurie) Clermont, zumal diese mehr als 7 — 8 Stunden 
diesseits des Maas-Flusses gelegen sei. Abgesehen von dieser unver- 
mittelten und man möchte sagen frivolen Begründung war auch das 
Anrecht auf Beaulieu durch die vorgelegten Urkunden keineswegs als 
erwiesen anzusehen. Die Abtei hatte von Alters her zur Grafschaft 
Bar gehört, war aber 1287 auf Ansuchen ihres gegen den Landesherrn 
aufsässigen Abtes von französischen Truppen besetzt und als zu Frank- 
reich gehörig erklärt worden. Der Graf Theobald von Bar hatte sich 
darauf beschwerdeführend an König Budolf von Habsburg gewendet, 
der durch drei Kommissare eine Untersuchung an Ort und Stelle vor- 
nehmen Hess. Die Kommissare verhörten 84 Zeugen und erklärten 
sich nach deren Aussagen einstimmig zu Gunsten des Grafen und des 
Beiches; ihrem Gutachten trat Budolf 1281) bei; auch seine Nachfolger 
Adolf und Albrecht hielten den Anspruch aufrecht ; aus der gleich- 
zeitigen Wahrnehmung von Hoheitsrechten l'ranzösiseherseits konnte 
daher eine Berechtigung der Ansprüche keineswegs abgeleitet werden H ). 



*) s. Einzel-Reunionen. 

*) Lienard, Dictionnairc topoyrraphique du departement dc> In Meuse 1872. S. ön. 
») Havel, lEuvres 18% H, S. 195 ff. 
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Seitens der Vorreunionskammer wurde ausserdem aber ein direkter 
Urkundenbeweis für Clermont zu fuhren versucht; nach diesem sollte 
Frankreich aus doppeltem Grunde Anspruch auf die Herrschaft haben, 
einmal dadurch, dass Clermont früher lehensabhängig von der Cham- 
pagne und also von Frankreich gewesen sei, dann aber dadurch, dass 
die Grafschaft im Lehensverhältnisse zu den Bischöfen von Verdun ge- 
standen habe ; der darin liegende Widerspruch wird nicht weiter be- 
rücksichtigt. Zu ersterem Zwecke werden 3 Lehenserneuerungen von 
Einwohnern von Clermont bei Grafen der Champagne aus dem 13. Jahr- 
hundert, ausserdem 7 Lehenserneuerungen für Besitzungen in Clermont 
von Einwohnern der Champagne bei Her/.ögen von Bar-Lothringen aus 
dem 15. und 16. Jahrhundert vorgebracht; die etwas künstliche Her- 
leitung geht davon aus. dass durch das Untertanenverhältnis bewiesen 
werde, dass es sich nur um Afterlehnsbesitzungen des Herzogs in 
Clermont handeln könne, die er selbst als Lehen von Frankreich be- 
sessen habe. Als besser geglückt muss der Versuch des direkten 
Nachweises angesehen werden, dass Clermont zeitweise zum Bistum 
Verdun in Lehensabhängigkeit gestanden habe; aus den Jahren 1296 
bis 1549 werden 6 Lehenserneuerungen bei den Bischöfen von Verdun 
vorgelegt, die allerdings auch auf Privatbesitz sich beziehen können; 
in einem Vertrage zwischen dem Bischof und dem Herzog Anton von 
Lothringen, zu Bemilly im Jahre 1539 geschlossen, wird indessen die 
Lehenszugehörigkeit der Grafschaft zum Bistum Verdun ausdrücklich 
anerkannt. Diese Lehensabhängigkeit wurde zwar 1564 durch einen 
gleichfalls vorgelegten Kaufvertrag zwischen dem Herzog Karl III. und 
dem Bischöfe Psaume, in welchem dieser sich aller Hechte auf die 
Grafschaft ausdrücklich entäussert, vollständig aufgehoben ; diesen letz- 
teren Vertrag erklärte die Kommission aber für ungültig, weil zur Zeit 
des Abschlusses bereits die französische Schutzherrschaft bestanden 
habe, die Genehmigung des Königs also einzuholen gewesen wäre. 

Durch denselben Vertrag hatte der Bischof auch auf seine Rechte 
auf Hattonchätel verzichtet, das 30 km südöstlich von Verdun gelegen, 
heute ein Dorf des Departements Meuse ist; die zugehörige Herrschaft, 
die seit 1567 Markgrafschaft genannt wird, war zwar von Alters her 
unbestrittener Teil des Herzogtums, stand aber, wie der Kaufvertrag 
beweist, gleichfalls im Lehensverhältnis zum Bistum Verdun; ein 
weiterer Beweis für diese Zugehörigkeit wäre hiernach nicht erforder- 
lich gewesen, wird aber doch durch eine Reihe von Urkunden zu führen 
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gesucht, deren älteste die Bestätigung einer Schenkung Kaiser Ottos III. 
durch Kaiser Friedrich I. 1 ) im Jahre 1 150 enthielt. 

Aus demselben Grunde der Nichtgenehmigung durch den König 
von Frankreich wurden auch kleinere Abtretungen von Aebtissinnen 
des Klosters St. Maur in Verdun infolge Kaufvertrages vom Jahre 
1620 für ungültig erklärt. Von etwaiger Rückgabe der ausgetauschten 
Gegenbesitzungen ist dabei nirgends die Rede. 

3. Bistum Metz. 

Die Ansprüche auf Gebietsteile für das Bistum waren umfang- 
reicher, die Beweise für deren Zugehörigkeit aber noch minderwertiger 
als die bisherigen; an ihre Stelle werden daher sowohl in der Be- 
schwerdeschrift, wie in dem Urkundenverzeiehnis Betrachtungen all- 
gemeiner Art gesetzt. In ersterer wird behauptet, dass infolge der 
häufigen Besetzung des bischöflichen Stuhles in Metz durch Mitglieder 
der herzoglichen Familie gerade die festesten Plätze und die ansehn- 
lichsten Herrschaften, die früher dem Bistum gehört hätten, jetzt im 
Besitz des Herzogs oder seiner Familie sich befänden, darunter 27 
namentlich aufgeführte und andere von unschätzbarem Werte. Von 
ersteren wurden 10, nämlich Homburg, Marsal, Nomen y, St. Avold, 
Epinal, Blamont, Apremont, Conde, Conflans und Lützelburg auch durch 
die Kammer von 1679 reuniert; die der letzteren zur Begründung 
vorgelegten Urkunden fehlen 1624 noch, wurden also erst später auf- 
gefunden. Neben diesen, dem unmittelbaren weltlichen Besitze des 
Bistums entzogenen Herrschaften seien, nach Angabe der Beschwerde- 
schrift, auch dem Kloster St. Arnulf (St-Arnould) in Metz und dadurch 
mittelbar dem Bistum gehörige Gebietsteile widerrechtlich an das Herzog- 
tum Lothringen übergegangen ; endlich sei die Abtei Gorze mit den ihr 
gehörigen 15 oder 16 Dörfern unrechtmässigerweise vom Herzog der 
Primat-Kirche von Nancy zugeteilt ; ihre Einkünfte seien für die Uni- 
versität zu Pont-ä-Mousson verwendet worden. Diesen drei Gruppen 
von Ansprüchen gemäss war auch das Urkunden -Verzeichnis in drei 
Abteilungen geschieden; doch enthielt es nur für einen kleinen Teil 
der beanspruchten Gebiete Beweisversuche, als Ersatz für diesen Mangel 
allgemeine geschichtliche Begründungen, die auch bei späteren Reunions- 
Unternehmungen mehrfach wiederkehren sollten. Das alte Königreich 
Lothringen, heisst es darin, gelegen zwischen den Flüssen Maas, Scheide, 

») Bei Calmet, histoire II, preuves S. iföO, iat die zweite Urkunde abge- 
druckt; in derselben ist Hattonchatel nicht namentlich aufgeführt. 

3* 
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Rhein, dem Meere und den Vogesen, sei dem französischen Reiche zu 
Zeiten der Schwäche von den deutschen Kaisern entrissen worden; 
die Besitzergreifung der Bistümer durch Heinrich II. im Jahre 1552 
bedeute daher nur den Wiedereintritt des Königs in den Besitz seiner 
Vorfahren, der ihm ungerechterweise während schlechter Regierungen 
entzogen worden sei — eine Argumentation, welche auch der General- 
prokurator der Kammer von 1079 Ravaulx, in mehrfachen Varia- 
tionen wiederholt. Seit dieser Besitzergreifung aber habe der König 
von Frankreich thatsächlich die Schutzherrschaft über das Bistum Metz 
sowohl, wie über das Metzer Land (pays messin) ausgeübt, was durch 
Anführung ausgeübter Hoheitsrechte erhärtet wird ; zu welchem Zwecke, 
ist nicht ersichtlich, da die Schutzherrschaft nur angemasst und für die 
Begründung des Anspruchs ohne jede Bedeutung war. Eine wirkliche 
Begründung wurde nur für 2 der beanspruchten 27 Herrschaften vor- 
zubringen versucht, für Nomeny und Marsal. Hauptort des ersteren 
Gebietes war die gleichnamige Stadt, heute zum Departement Meurthe 
gehörig, 20 km nördlich Nancy gelegen; nach vorgelegten Urkunden 
war die Herrschaft im Jahre 1537 durch den derzeitigen Bischof Kar- 
dinal Johann von Lothringen für 15 000 Fr. an den Grafen Wilhelm 
von Fürstenberg verpfändet worden, und von diesem in gleichem Wege 
zunächst an den Herrn Jean d Haussonville, dann 1549 an die herzoglich 
lothringische Familie gekommen, beide Male mit Genehmigung des 
Bischofs, aber unter stetem Vorbehalte des Einlösungsrechtes durch 
diesen. Der Vorgang beweise einerseits, wie die Bischöfe von Metz 
mit ihrem Besitze umgegangen seien, anderseits, dass die Einlösung 
noch jetzt jederzeit erfolgen könne. Wenn diesen Ansprüchen eine 
gewisse Berechtigung nicht aberkannt werden darf, so war dagegen 
die Begründung des Anspruchs auf Marsal völlig haltlos. Die heute zu 
Deutsch-Lothringen, Kreis Chäteau-Salins gehörige, damals bischöfliche 
Stadt war 1555, ihres Charakters als Festung halber von den Franzosen 
mit einer Besatzung belegt worden; während der Liga-Wirren hatte 
der Herzog sich jedoch in den Besitz der Stadt und Festung gesetzt 
und durch Kaufvertrag im Jahre 1593 deren Abtretung vom Bistum 
erwirkt; durch den zwischen Frankreich und Lothringen 1594 ge- 
schlossenen Verlrag zu St. Germain war der Herzog im Besitze der 
Festung bestätigt worden, hatte aber die Verpflichtung eingehen müssen, 
das Bistum, zu dem Marsal früher gehört habe, dafür anderweitig zu 
entschädigen. Diese Verpflichtung nun, so führt die Vorkammer in der 
Verhandlung aus, sei nicht in erforderlichem Masse erfüllt, auch sei 
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die Zustimmung des Domkapitels von Metz zu diesem Vertrage nicht 
eingeholt worden. Der Vertrag sei hiernach als hinfällig anzusehen, 
Marsal mit dem Bistum zu reunieren. Von den übrigen 25 Herrschaften 
wird im Urkunden Verzeichnis nur noch eine namentlich angeführt, 
St. Avold, Stadt und Abtei, heute gleichfalls zu Deutsch- Lothringen, 
Kreis Korbach, gehörig. Beide waren von Alters her im Be- 
sitze des Bischofs von Metz gewesen, im Jahre 1572 jedoch durch 
Verkauf an den Herzog von (luise, im Jahre 1581 auf gleichem 
Wege an den Herzog von Lothringen gekommen l ). Die Rechtmässigkeit 
des Verkaufes bestritt die Kammer, ohne jedoch Urkunden dafür vor- 
zulegen. Dieser Mangel an Unterlagen, selbst für die Führung eines 
Scheinbeweises, dürfte nur dadurch zu erklären sein, dass das bischöf- 
liche Archiv zu Vic dem Spürsinn der Kommissare noch entgangen 
war; hiernach muss also angenommen werden, dass der Bischof von 
Metz, der in den Kammerverhandlungen von 1679 in den Vordergrund 
geschoben wurde, 1624 nicht ins Vertrauen gezogen war, oder aber 
seine Mitwirkung bei dem Reunionswerke versagt hatte. Der Mangel 
an Urkunden hinderte aber nicht, dass in der Schlussverhandlung die 
Herrschaften Nomeny, Marsal, St. Avold »und andere« dem Herzoge 
von Lothringen aberkannt wurden, womit die Reunion der gesamten, 
in der Einleitung aufgeführten 27 Herrschaften ausgesprochen war. 

Etwas günstiger für die Beweisführung hatten die Verhältnisse 
sich hinsichtlich derjenigen Ansprüche gestaltet, welche aus der früheren 
Zugehörigkeit zur Abtei St. Arnulf in Metz abgeleitet worden waren, 
da hier augenscheinlich die Klosterarchive durchsucht, und die geeignet 
erscheinenden Stücke entnommen waren. Auf Grund von solchen Ur- 
kunden wurden Ansprüche erhoben auf die vereinigle Herrschaft Mor- 
ville-Baudrecourt, das Dorf Champigneulles und das Priorat nebst 
Herrschaft Lay. 

Durch die widerrechtliche Entziehung dieser Besitzungen sei nach . 
den Ausführungen der Kummer die Benediktiner-Abtei dermassen ge- 
schädigt worden, dass sie zur Zeit nicht mehr den dritten Teil ihrer 
früheren Einkünfte habe. 

Morville und Baudrecourt sind heute zwei unbedeutende Dörfer, 
nahe beieinander, 28 km südöstlich von Metz in Deutsch-Lothringen, Kreis 
Chäteau-Salins, gelegen. Für ihre Zugehörigkeit zur Abtei St. Arnulf 
wurden 14 Urkunden vorgelegt; die älteste, vom Jahre 965, ist ein 

•) Näheres Aber die Vorgeschichte der hier rcunirten Gebiete s. unter den 
Einzel-Reunioncn der Kaminer von 1679. 



Digitized by Google 



— 88 - 



Schenkungs-Akt, durch welchen ein Edelmann Regimbault die Herr- 
schaft Morvillo der Kirche St. Arnulf abtritt. Vom Jahre 1443 wird 
ein auch weiterhin mehrfach verwertetes Verzeichnis vorgelegt, in 
welchem die beiden Herrschaften als Eigentum der Abtei aufgeführt 
werden; von den übrigen Urkunden hat nur eine wenigstens einen 
Schein von Beweiskraft; sie enthält ein 1531 geschlossenes Abkommen 
zwischen dem Abt und Convent des Klosters einerseits und den Grafen 
von Salm andererseits, wonach erstere die Grafen zu ihren Vögten 
wählen (seigneurs voues et protecteurs) und ihnen dafür einige Gerecht- 
same und Einkünfte übertragen; diese Rechte seien auf die Herzöge 
von Lothringen übergegangen, aber auch die einzigen diesen zu- 
stehenden. Die Aneignung der vollen [Landeshoheit sei daher unbe- 
rechtigte Anmaßung. Die übrigen Urkunden betreffen Beziehungen, 
welche seitens des Klosters mit französischen Behörden angeknüpft 
waren, ohne aber das Verhältnis der Landeshoheit zu berühren. Die 
Ansprüche auf Champigneulles, heute Dorf des Departement Meurthe, 
5 km nördlich Nancy gelegen, wurden durch das vorstehend genannte 
Verzeichnis vom Jahre 1443 und durch eine Urkunde ohne Datum, 
welche die Schenkung an die Abtei ausspricht, zu erhärten gesucht. 
Die in letzter Linie für die Abtei St. Arnulf beanspruchte Herrschaft 
Lay mit zugehörigem Benediktinerkloster ist die heutige Ortschaft Lay 
St. Christophe, 7 km nördlich Nancy im Departement Meurthe hegend. 
Zur Begründung des Anspruches wird in erster Linie der Sehenkungs- 
Akt einer Gräfin Eva von Chaumontois (Mutter des Bischofs Adalbero 
von Blieims) vom Jahre 950 und das Verzeichnis von 1443 vor- 
gelegt; weitere Urkunden betreffen thatsächliche Ausübung von Besitz- 
rechten durch Achte von St. Arnulf im 15. und 10. Jahrhundert; 
wenn solche danach auch nicht zu bezweifeln sind, so handelt es sieh 
dabei eben stets nur um privates Eigentum, welches zwar im Besitze 
des Klosters sich befand, aber innerhalb des Herzogtums Lothringen 
gelegen war. Diese absichtliche Verwechslung von Privatbesitz und 
Landeshoheit muss besonders deshalb hervorgehoben werden, weil sie 
im grössten Massstabe bei der Kammer von 1079 wiederkehrt. 

Wenn schon bei bisher erörterten Ansprüchen auf das 10. Jahr- 
hundert zurückgegangen war, so war noch wesentlich älter das Be- 
weis-Material, welches die Kammer für die Abtei Gorze hervorgeholt 
hatte. Die heutige Stadt des Landkreises Metz, 15 km südwestlich der 
Hauptstadt gelegen, war Silz der berühmt gewordenen Benediktiner- 
Abtei, die zwar zum Bistum Metz gehört hatte, aber mit grosser 
Selbständigkeit ausgestattet gewesen war. Nach der Beschwerdeschrift 
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sollte der Herzog von Lothringen unrechtmässiger Weise den Besitz 
dieser Abtei sich angeeignet und sie mit der Primat-Kirche von Nancy 
verschmolzen haben. Diesen Ausführungen lag der thatsüchliche Vor- 
gang zu Grunde, dass Kardinal Karl von Lothringen als Bischof von 
Metz 1572 die Säkularisation der Abtei beim Papste bewirkt, und ihre 
Einkünfte grösstenteils der neu begründeten Universität in Pont-ä- 
Mousson zugewendet hatte *) ; einige vorläufig zurückgebliebene Kloster- 
geistliche wurden 1009 entfernt; 1621 wurde die Vereinigung der 
Abtei mit der Primat-Kirche von Nancy") bewirkt (eglise primatiale ist 
ein der Kirche Notredame zu Nancy bei ihrer Gründung verliehener 
auszeichnender Titel, der sonst nicht wieder vorkommt). Zweifellos 
war dieser Vorgang ein Gewaltakt, und nur in Folge der Besetzung 
des bischöflichen Stuhles sowohl wie der Abt-Stelle durch Mitglieder 
des herzoglichen Hauses zu erklären; die rechtliche und kanonische 
Gültigkeit konnte aber trotzdem nicht wohl angefochten werden. 

Die Kammer führte daher auch diese Aufhebung der Abtei nur 
als ein Zeichen für das gewaltthätige Vorgehen der Herzöge von Loth- 
ringen auf Kosten ihrer Nachbarn an ; die Berechtigung der französischen 
Ansprüche leitete sie dagegen in erster Linie aus uralten Beziehungen 
der Abtei zur französischen Krone her. Zu dem Zwecke werden 
zunächst 2 Stellen aus Sigebert von Gembloux angeführt, auf die .lahre 
758 und 764 bezüglich, nach denen die Abtei im Auftrage des Königs 
Pippin von dessen Neffen Bischof Ghrodegang gegründet worden sei. 
Die Stellen lauten: »Walpertus abbas in Italia, Chrodegangus, Meten- 
siura episcopus, Pipini regis ex Landrada sorore nepos, clarent in Gallia, 
qui Gorziam coenobium fundavit in Mettensi parocchia«, und: »Chrode- 
gangus episcopus corpora martyrum Gorgonii, Naboris et Nazarii Roma 
ad Gallium transtulit et Gorgonium quidem in Gorzia reposuit.« Wäh- 
rend die Stellen richtig citiert sind*), ist dagegen der Zusatz: »Cette 
abbaye donc fondee, non seulement par le dit Chrodegangus, neveu 
de Pepin II, mais par Pepin meme« freie Erfindung Dupuys. Weiterhin 
wurden 4 Urkunden vorgelegt, enthaltend Schenkungsakte des Königs 
Pippin, des Bischofs Angilram und Bestätigungen dieser Schenkungen 
durch Karl den Grossen. Die demnächst vorgebrachten Beweisstücke 
waren wesentlich jüngeren Datums und betrafen Gunstbezeugungen 
französischer Könige an die Abtei aus dem 15. und 16. Jahrhundert, 
sowie fiskalische und munieipule Beziehungen der Stadt Metz zur Abtei, 

') Bulle Gregor XIII., abgedruckt bei Calmet III, preuves S. 688. 
«) Chaussier, l'abbaye de Gorze, 1894, S. 349. 
») MG. SS. VI, S. 332. 
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denen zum Schlüsse noch eine Uebertragung von Gerechtsamen seitens 
dos' Bischofs an König Heinrich II. aus dem Jahre 1556, also aus der 
Zeit der französischen Okkupation zugefügt wird 1 ). 

Neben diesen in 3 Gruppen zusammengcfassten Ansprüchen wurde 
in letzter Linie das Dorf Cherizey, heute zum Landkreise Metz gehörig, 
12 km südlich dieser Stadt gelegen, der Krone Frankreich zuerkannt; 
in der Begründung wird angeführt, dasselbe habe nur zum vierten Teil 
dem Herzoge von Lothringen, im Uebrigen aber den Abteien St. Syra- 
phorian und St. Glossinde in Metz gehört, der Herzog habe daher unbe- 
rechtigter Weise die Landeshoheit über das Ganze sich angemasst. 
Urkunden oder sachliche Beweise wurden aber für diese Behauptung 
nicht vorgebracht. 

Nach Beendigung des Auftrages erstattete Lebret im Namen der 
Kommission der Regierung und dem Parlamente zu Paris Bericht, 
worauf die Heunionen im Herzogtum und selbst unter den Mauern von 
Nancy in rücksichtslosester Weise bekannt gemacht wurden. Natur- 
gernüss blieben diese Reunionen ebensowenig wie die spätem umfang- 
reicheren nicht ohne Protest seitens der Beteiligten, vor Allem also 
des Herzogs von Lothringen. Denkschriften und andere Schriftstücke 
(document.s) liegen noch heute vor, durch welche die in St. Epvre und 
Saint-Mansuy angeschlagene Benennung »Vorstadt von Toul« bekämpft 
wird; eine andere Denkschrift führt den Titel: »reTutation ou contre- 
dit des moycns proposes le 2b' avril par le procureur du roi en la 
ville, eomte et gouvernement de Toul ä Messieurs Lebret de Lorme 
et Dupuy, commissaires nommes par le roi tr&s chretien pour la re- 
cherche de ses droits dans les trois evechcs*). 

Wie die Uebersicht über die Thätigkeit der Vor-Rennionskammer 
von 1024 zeigt, waren die von ihr ausgesprochenen Reunionen nicht 
allzugrossen Umfanges; auch fand eine gewaltsame Durchführung der- 
selben nicht sogleich statt ; der Auffassung d'Haussonvilles 8 ) aber, dass 
es sich nur um eine Warnung des Herzogs gehandelt habe, kann nicht 
beigetreten werden; eine Verwertung der gewonnenen Resultate bei 
späteren, zur Zeit schon geplanten Unternehmungen gegen Lothringen 
war wohl die vornehmlichste Absicht bei Einsetzung dieser Kommission. 
Ihre grösste Bedeutung liegt aber in dem Vorbilde und Muster, das sie 
für die spätere Haupt-Kammer abgegeben hat. Zweifellos haben wir 

') Die Urkunden über Gorze sind zum Teil abgedruckt bei Calmet I, 
preuves, S. 275 ff. 

') Marichal, S. 47, No. 63. 

3 ) d'Haussonville, Histoire de la reunion de Lorraine 1864 1, S. 173. 
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in der ganzen Gewalttätigkeit und Serupellosigkeit. mit der diese Ver- 
handlungen geführt wurden, den Geist Richelieus zu erblicken, in dessen 
Hand die 3 Kommissare sowohl wie die zugezogenen Justizbeamten 
nur gefugige Werkzeuge gewesen waren, und der in seinen Memoiren 
direkt ausspricht, dass er die Vernichtung Lothringens sich zum Ziel 
gesetzt habe 1 ). Hiernach muss es mindestens als fraglich hingestellt 
werden, ob ohne diesen Vorgang die Reunionskammer von 1679 über- 
haupt eingesetzt worden wäre, und ob ohne das Muster von Dupuy 
der Generalprokurator Ravaulx sich zu dem später zu schildernden 
Grade von Rechtsverdrehung und Sophistik hätte aufschwingen können. 
Rerüeksichtigen wir dabei, dass Richelieu wenige Monate nach seinem 
Amtsantritt mit einem derartig überlegten, zweifellos in seinem Geiste 
vorbereiteten Unternehmen vorging, so wird man der Erkenntnis sich 
nicht vcrschliessen dürfen, dass nicht die angeführten geringen Gebiets- 
abtretungen das Ziel der Kammer waren, sondern dass dieselbe nur 
der erste Schritt zur Erreichung seiner Lebensaufgabe, der Ausdehnung 
Frankreichs bis zu seiner »natürlichen Grenze«, dem Rheine, sein 
sollte, wie sie, nahezu 200 Jalirc früher, durch Karl VII. gefordert 
worden war. 

Diese Wiederaufnahme der Idee der natürlichen Grenzen soll nach 
einer neuern, besonders die Biographie des Pater Joseph berücksichti- 
genden Studie s ) diesem noch fremd, und von Richelieu selbständig an- 
genommen sein; Verfasser sagt weiterhin über die Politik beider: 
»Richelieu et le pere Joseph representcrent au pouvoir les deux doc- 
trines qui ont constituS la conscience nationale, la doctrine de l'hege- 
monie morale, de la primaute chretienne, et la doctrine des frontieres 
naturelles, de lextension territoriale, absorbant ces pays limitrophes, 
ces populations sans caractere ethnographique. « 

»Der ungeheure Ehrgeiz Richelieus hatte niemals ein anderes Ziel, 
als die Macht und Grösse Frankreichs«, sagte Graf Mole in der Aka- 
demie-Sitzung zu Paris vom 30. Januar 1846; dafür liefern auch die 
vorstehend geschilderten Verhandlungen einen erneuten Beweis. 

•) Memoire» du cardinal de Richelieu 1823; über deren Bedeutung 
s. weiter unten. 

*) Fagnier, Richelieu et l'Allemagne, 1624—1030, in Revue historique, 45. Bd., 
S. 1 ff. (jetzt auch bei Fagnier, Le pere Joseph et Richelieu, 1894). 
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IV. 

Das Parlament zu Metz. 

In planmässiger, zielbewußter Weise erfolgte das weitere Vor- 
gehen Richelieu*. Zunächst galt es den beabsichtigten Gewaltthaten 
iin Sinne der Reunions-Beschlüsse den Charakter oder wenigstens den 
Schein eines geordneten Rechtsverfahrens zu Grunde zu legen; dazu 
war der Spruch eines wirklichen Gerichtshofes erforderlich, eines Par- 
laments nach Art der in andern Provinzen Frankreichs bestehenden, 
deren Wirkungskreis damals noch ein fast ausschliesslich richterlicher 
war und erst unter den Nachfolgern Ludwigs XIII. in bedeutsamer 
Weise auf Verwaltung und Gesetzgebung ausgedehnt wurde. Die Er- 
richtung eines solchen Parlamentes in Metz sollte aber, entgegen der 
zumeist herrschenden Auffassung, nicht nur die Rechtsprechung in den 
drei Bistümern zentralisieren, und damit die Autorität des Königs in diesen 
neu erworbenen Gebieten festigen; sie sollte vielmehr unmittelbar die 
Reunionsbestrebungen des Kardinals unterstützen und fördern. Anläufe 
zur Einsetzung eines Metzer Parlaments waren bereits zu wiederholten 
Malen gemacht worden, ein kleiner Stamm für ein solches auch in der 
Reichsstadt vorhanden Schon im Jahre 1569 war nämlich die Be- 
stallung eines Justiz-Präsidenten mit zwei Notaren, behufs Schlichtung 
von Streitigkeiten zwischen Bürgern und Soldaten erfolgt, zu denen 
bald nachher ein Prokurator des Königs in Metz mit Stellvertretern in 
Toul und Verdun trat, dieselben, welche wir bei der Vor-Reunions- 
kammer in angeblicher oder wirklicher Thätigkeit gesehen haben. Die 
Zuständigkeit dieser Beamten wurde nach und nach, trotz wiederholter 
Beschwerden der städtischen Behörden und Stände, erweitert. Die Er- 
gänzung des Kollegiums zu einem wirklichen Parlamente wurde 1 602, 
1609 und in energischer Weise 1613 versucht, scheiterte aber jedesmal, 
in letzterem Jahre hauptsächlich an einem entschiedenen Proteste des 
Kaisers Mathias. Auch die drei Kommissare von 1624 hatten den Auf- 
trag erhalten, die Errichtung eines Parlaments an Ort und Stelle ein- 
zuleiten, kamen aber infolge entschiedenen Widerspruchs aller drei 
Stände damit nicht zustande. Im Januar 1633 endlich, zwei Monate 
nach der Schlacht bei Lützen, schien die längere Forldauer des dreissig- 
jährigen Krieges, und damit die Schwächung Deutschlands genügend 
gewährleistet, um den folgenschweren Schritt thun und nötigenfalls mit 
Gewalt die Einsetzung durchführen zu können. »La main puissante 

>) Michel, Histoire du Parlement de Metz 1845, S. 11 ff. 
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de Richelieu se fait sentir dans cet acte important«, sagt darüber der 
Geschichtsschreiber des Metzer Parlaments»). 

Durch die Errichtung des Parlaments sollte in erster Linie das 
letzte Band zerrissen werden, welches die usurpierten Bistümer noch 
mit dem Reiche verband. Wenige Jahre vorher, 1628, hatte der 
Bischof von Verdun durch eine Reise nach Paris der Befestigung der 
französischen Macht in seinem Bistum entgegenzuwirken, und im Be- 
sondern den Bau eines Kastells in Verdun zu verhindern gesucht, auch 
seinen Wünschen entsprechende Zusagen vom Könige erhalten. »Wir 
haben aber bald nach unserer Abreise von Paris ganz schmerzlich 
vernommen, wes Maszen diese Königliche Parole hei Seite gesetzt, 
vorangeregtes Kastell in unserer Stadt Verdun und dessen Fortiiikation 
mit noch mehrcrem Ernst fertiggestellt, die französischen Garnisonen 
daselbst verstärkt, der römische Adler in dieser Stadt zu Schimpf und 
Verkleinerung des heiligen römischen Boiches aller Enden ab- und 
niedergerissen und die geistlichen Güter daselbst usurpiert worden« 
sagt der Bischof in einer Eingabe an den Reichstag zu Regens- 
burg 1641»). 

Zu dieser Errichtung der vollen französischen Landeshoheit trat 
jetzt noch als Schlussstein die Unterstellung der 3 Bistümer unter die 
Jurisdiktion des Metzer Parlaments und das schon von Heinrich IV. 
erlassene, jetzt erneute Verbot der Appellation bei dem Reichskammer- 
Gerichte zu Speier. Aber noch weiter gehende Aufgaben politischer 
Natur waren dem Parlament gestellt. 

Eine Stelle in dem Gründungs-Edikte vom 15. Januar 1633 lässt 
darüber keinen Zweifel; das Parlament sollte der Befestigung der 
Königlichen Souveränität nicht nur in den bereits besetzten Bistümern 
dienen, sondern auch: »dans toutes les autres lerres et scigneuries, 
comprises dans l'etendue des dites provinces et aneiens ressorls, souve- 
rainetes et enclaves de Celles« 3 *. Der 1 lerausgeber der Akten des 
Metzer Parlaments macht zu dieser Stelle im Jahre 1774 die folgende 
Bemerkung: »la chambre loyale fit eu 16K0 4 ) le commentaire de ce 
texte«. Aehnlich lautete auch die Antrittsrede des Präsidenten, An- 
toine de Bretagne, in welcher er hinwies auf »les droits qui apparte- 



«) Micliel, S. W. 

*) Moser, Teutscl.es Staatsrecht, 1748, Ud. 35, S. 213. 

») Emmcry, Rccueil des edits pp. enregistn-s au Parlemcnt de Metz 1774 I, 6. 

•) Die Reunionskammer wird diesseits immer nach dem Jahre der Ein- 

setzuhg, 1679, benannt. 



Digitized by Google 



- 44 - 



naient si legitimement ä Sa Majeste en les dits pays qui Staient no- 
toirement des anciennes appartenances de hoii royaume« '). 

Wie umsichtig der Kardinal aber hierbei, entsprechend seiner 
ganzen staatsmännischen Thätigkeit verfuhr, geht daraus hervor, dass er 
gleichzeitig die öffentliche Meinung in und ausserhalb Frankreichs auf die 
beabsichtigten Unternehmungen vorbereiten und die Anrechte Frankreichs 
auf weitere Gebiete als die 3 Bistümer darlegen liess. Zu dem Zwecke 
erschien im Jahre 1632 zu Paris eine Schrift des Paters Charles Her- 
sent, bischöflichen Kanzlers, unter dem Titel: de la souverainete du 
roi a Metz, pays messin et autres villes et pays circonvoisins 8 ). Ganz 
ohne tiefen Gehalt und geschichtlichen Wert, ist das kleine Werk be- 
sonders durch die Maszlosigkeil der Forderungen und das Fehlen jeder 
rechtlichen Begründung auffällig; in ihm wird unverhüllt das ganze 
linke Kheinufer von den Alpen bis zur Nordsee für Frankreich in 
Anspruch genommen; das Herzogtum Lothringen sei nach seiner ganzen 
Geschichte und den Zeugnissen der Schriftsteller aller Zeiten als ein 
Teil Frankreichs anzusehen; die Febcrtragungen Lothringens durch 
Kaiser Otto I. seien daher ungültig, da dieser nicht über einen Staat 
verfügen konnte, der ihm nicht gehörte; und »selon la regle du droit 
le cours du lemps ne valide point une chose, qui n'a point eu de va- 
leur en ses commencements«. 

Hinsichtlich des Anspruches auf die Hheingrenze heisst es zum 
Schlüsse des Buches: »Nach den Zeugnissen von Egesippus, Caesar, 
Slrabo, Tacitus und Ammianus Marcellinus habe der Bhein mit den 
Alpen und dem Meere die Grenze Frankreichs gebildet; demgegenüber 
könne die Verschiedenheit der Sprache nicht ins Gewicht fallen«. Aehn- 
lichen Charakters, aber no<-h maszloser in ihren Forderungen ist eine 
im gleichen Jahre erschienene Schrift des königlichen Rates Cassan, 
betitelt »La recherche des droits du roi . . in welchem der Ver- 
fasser auf Grund von Eroberungen, Erbfolgen, Käufen und anderen 
Hechtstiteln (titres legitimes) Anspruch auf nahezu das ganze mittlere 
und südliche Europa macht. Das »alte Königreich Lothringen« wird 
dabei von der Maas bis zum Hhein auf Grund der karolingischen 
Teilungen Tür Frankreich gefordert (»la Lorraine donnee en partage 

i) Ixrthr. Jahrb. VI, 1894, S. 282. Sauerland nennt hier diese Aeusserung 
die erste amtliche Verkündigung des Reunionsgedankens, was nach Vorstehendem 
nicht zutreffend ist. 

•) Eine Schrift ähnlichen Titels: Lebret, trait£ de la souverainete du roi, 
1632, deren Verfasser der genannte Kollege Dupuys sein dürfte, ist mir nicht 
zugänglich gewesen. 
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aux enfans de France«), wobei auch bereits der Thätigkeit der Vor- 
reunionskammer Erwähnung geschieht. Mehr noch als dieses weist 
auf die Inspiration durch Richelieu die Vorrede hin, in der das Werk 
unter äusserst schwülstigen und byzantinischen Ausdrücken dem Kar- 
dinal gewidmet wird. Die Beteiligung Richelieus an der Herausgabe 
dieser Schriften dürfte umsoweniger zweifelhaft sein, als sie zusammen- 
fällt mit den Vorbereitungen zur aktiven Teilnahme Frankreichs am 
dreissigjährigen Kriege, welche die Erreichung der in den Schriften 
begründeten Ansprüche einleiten sollte ; in einem dem Könige erstatteten 
Gutachten vom Anfange des Jahres 1633 spricht Richelieu direkt aus, 
dass für thätige Unterstützung der protestantischen Fürsten gegen den 
Kaiser diese das ganze linke Rheinufer dem Könige überlassen und 
sich verpflichten müssten, ohne seine Zustimmung nicht Frieden zu 
schliessen l ). Die Vorteile seien gross , die Gefahr gering ; der König 
dehne, ohne einen Schuss zu thun, sein Reich bis zum Rhein aus.€ 
Diese Denkschrift giebt den Schlüssel für die ganze von Richelieu 
während des dreissigjährigen Krieges verfolgte Politik. Denn um den 
Weg nach dem Rheine frei zu machen (»ouvrir la route«), musste 
man in erster Linie sich des Herzogtums Lothringen bemächtigen ; eine 
andere im Auftrage des Kardinals verfasste Denkschrift: »Quel est le 
plus sür moyen pour reunir ä la France les duches de Lorraine et de 
Bar« sollte dazu die Wege ebnen. Vorbereitet war das Unternehmen 
schon durch die Thätigkeit der Vorreunionskammer von 1624, deren 
hohe politische Bedeutung auch hierdurch in die Augen springt, wenn 
auch ihren Beschlüssen keine unmittelbare Folge gegeben war. Zu- 
gleich mit dem Eingreifen Frankreichs in den dreissigjährigen Krieg 
beginnen die planmässigen Uebergriffe und Misshandlungen Lothringens 
seitens Frankreichs, durch welche die ganze Regierungszeit Herzogs 
Karl IV. und seines Nachfolgers, Herzogs Karl V. gekennzeichnet ist, 
und denen die zweifellose Absicht der dauernden Aneignung des ganzen 
Herzogtums zu Grunde lag. Nachdem der Herzog veranlasst war, seine 
Truppen zur Unterstützung der katholischen Fürsten über den Rhein 
zu führen, wird ihm nachher diese Unterstützung vorgeworfen; im 

l ) Memoires du cardinal de Richelieu. Paris 1823. VII, S. 272. Zweifellos 
dürfte dieses Aktenstück zu den echten Teilen der Memoires zu rechnen sein 
(s. Ranke, Sämtliche Werke XII, S. 137). Fagnier (Le pere Joseph et Richelieu 
1894 I, S. 12) nimmt übrigens an, dass die ganzen Memoires Richelieu vorgelegen 
haben. 

Auf die Bedeutung der Memoiren Richelieus für die Erkennung dieser 
seiner Politik bin ich durch den Privatdozenlen Dr. üloch in Strassburg aufmerksam 
gemacht worden. 
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Vortrage von Vic vom G. Januar 1032 musste er die Festung Marsal 
(reunierl 1(524 und 1079) für 3 Jahre an Frankreich ausliefern. Trotz 
dieses Vertrages erfolgte nach wenigen Monaten die Besetzung Loth- 
ringens durch den Marschall Schömberg ohne vorhergegangene Kriegs- 
erklärung; für die Befreiung seines Landes musste der Herzog Clermont 
en Argonne (reuniert 1624) dauernd, Stenay und Jametz für 4 Jahre 
im Vertrage zu Liverdun 1032 abtreten. Neue Kämpfe zwischen Loth- 
ringen und Schweden gaben, wenngleich von Frankreich herbeigeführt, 
zugleich mit der dem Könige missliehigen Heirat des Herzogs von Orleans 
mit der Schwester Karls IV. den Vorwand zu erneuter Besetzung des 
Herzogtunis. Im September 1033 erfolgte die Besetzung der Haupt- 
stadt Nancy ; vergebens hatte der Herzog durch Sendung seines Bruders, 
des Kardinals Franz von Lothringen an den französischen Hof dieser 
Vergewaltigung vorzubeugen gesucht 1 ). Eine Unterredung, welche der 
Kardinal Franz nach einer Audienz beim Könige, am 20. August 1033 
zu Chäteau-Thierry mit Richelieu hatte 2 ), ist besonders deshalb be- 
merkenswert, weil der Minister in unverhohlener Weise die Pläne 
Frankreichs auf den Erwerb Lothringens und des ganzen linken 
Rheinufers aussprach. »Richelieu avance ensuite la chose la plus 
pitoyable du monde, la pretention la plus frivole, la plus ridicule 
qu'on puisse imaginer; le roi pretend que la souverainete sur la Lor- 
raine lui appartient et que l'hommage lui est dü; l'empire l'a depuis 
longtemps usurpee ä la couronne de France. Dieu ouvre ä Sa Majeste 
les voies de r^tablir la monarchie dans son aneienne grandeur; la 
posterite n'aurait-elle pas sujet ä blämor le roi, s'il negligeait de rentrer 
dans les droits de scs predecesseurs , et s'il n'employait pas la force 
de ses armes pour cet effet« waren die Worte Richelieus dem Kardinal 
gegenüber 3 ). In einer Audienz beim Könige, zu St. Dizier an einem 
der folgenden Tage setzte Richelieu noch hinzu, dass der König sich 
Nancys bemächtigen müsse, als der »plus forte barriere que Sa Majeste 
puisse opposer u la maison d'Autriche; il faul l'avoir, ä quelque prix 
que ce soit« 3 ). Einen Monat später war die lothringische Hauptstadt 
in den Händen der Truppen des Königs. Auch die Abdankung des 
Herzogs zu dunsten seines Bruders vermochte dem Lande nicht die Be- 
freiung zu bringen, wie nach obigem erklärlich; mit dem Falle der 
Festung La Mothe, im März 1034, war das ganze Herzogtum Lothringen- 
Bar im französischen Besitze. 

>) d'Haussonville I, S. 280 ff. 

») Memoires de Richelieu VII, S. 415. 

*) Le Vassor, Hisloire du regne de Louis XIII 1761, VII, S. 794. 
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In die letzgenannte Festung hatte Herzog Karl alle wichtigen auf 
das Verhältnis zu Frankreich bezüglichen Urkunden bringen lassen ; 
bei der Einnahme hier vorgefunden, wurden sie nach Nancy gebracht 
und dem früher genannten Archivar Theodor Godefroy übergeben. 
Dieser erkannte sogleich die hohe Bedeutung der Schriftstücke für die 
von Richelieu eingeleiteten Reunionen; er überreichte dem Kardinal 
eine Denkschrift, worin er die Hoheilsrcchte des Königs auf eine Reihe 
von Gebietsteilen des Herzogtums zu beweisen suchte, theils im lehens- 
abhängigen Bar, theils, wie Neulehäteau, Epinal, Pont-ä-Mousson (alle 
reuniert 1679), im übrigen Teile der Herzogtümer gelegen. Aus den 
Urkunden w r urde eine Auslese genommen und zu eingehendem Studium 
nach Paris gebracht. Das vorliegende Inventar dieser Sammlung, ver- 
glichen mit den Einzel-Reunionen , zeigt, dass gerade hier die meisten 
Urkunden für die Ansprüche auf herzogliche Gebietsteile gefunden 
wurden *). 

Inzwischen hatte Richelieu auch das neu errichtete Parlament zu 
Metz zu Schritten im Sinne seiner Reu nions -Absichten veranlasst: 
»Seit der Zeit der Errichtung des Parlaments von Metz hatte der Mi- 
nister es im Auge gehabt, diejenigen Gebiete und Herrschaften mit der 
Krone zu vereinigen, die einstmals vom weltlichen Besitze der Bischöfe 
von Metz, Toul und Verdun abhängig, jetzt aber im Besitze der Her- 
zöge von Lothringen und mehrerer anderer Fürsten des Reiches waren 8 ).« 
Das Parlament entsprach diesen Erwartungen vollständig, es verlor es 
nicht aus dem Auge, seiner Befugnis die ganze Ausdehnung zu geben, 
deren es nach den Ausdrücken des Gründungs-Ediktes von 1633 fähig 
war; es schickte Kommissare nach Vic, um dort die Archive der 
bischöflichen Kanzlei zu untersuchen ; Gillet, Stellvertreter für die Recht- 
sprechung in Verdun, und Gillot, der das gleiche Amt in Toul hatte, 
gaben sich viele Mühe ihrerseits ; Gillot machte so wichtige Entdeckungen, 
dass sie ihm eine Pension von 800 Fr. eintrugen 3 ).« Hiernach be- 
wirkte das Parlament eine Ergänzung der Untersuchungen von 1624 
durch Ausbeutung des früher anscheinend übersehenen Archivs zu Vic; 
wie schon aus der angezogenen Stelle ersichtlich, wollte man zu einer 
weit ausgedehnteren Beanspruchung von Gebieten schreiten. Ungesäumt 
ging das Parlament mit der Ausnutzung des gefundenen Materials vor; 
durch Beschlüsse vom 2. Dezember 1633 und 5. Januar 1634 dehnte 
es seine Befugnisse auf eine Reihe herzoglich-lothringischer Gebietsteile 

') Abgedruckt in Recueil de documents III. 
*) Emmery I, S. 6, Anm. 
») Emmery I, S. 260, Anm. 
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aus , ). Trotz der französischen Okkupation erfolgte Protest des Herzogs 
beim König; in einem im Original vorliegenden Briefe*) des Königs 
vom 30. Dezember 1633 an das Parlament wird diesem mitgeteilt, dass 
der Herzog sich bei ihm über die Entsendung von Justiz-Beamlen des 
Parlaments nach Epinal, Blamont und 8t. Nicolas- du Port (alle drei 
reuniert 1679) beschwert habe; der König verbietet derartige Mass- 
nahmen ohne seinen ausdrücklichen Befehl. Das sechs Tage später er- 
lassene, vorstehend erwähnte Edikt des Parlaments zeigt, wie diese 
Kabinetsordre aufgefasst, vielleicht auch im Geheimen von Richelieu 
erläutert war. Aehnliche Schreiben ergingen seitens des Königs an das 
Parlament infolge von Klagen des Herzogs über richterliche UebergrifTe 
des Parlaments in Marsal, den Vorstädten St. Evre und St. Mansuit und 
in Gorze (alle reuniert 1624)'). Ein ferneres Schreiben des Königs vom 
2. Juli 1634 untersagt die Ausübung der Gerichtsbarkeit in St. Nicolas, 
Epinal, Dieuze (alle reuniert 1679), Champigneulles (reuniert 1624? und 
anderswo in der Umgebung von Nancy (ailleurs autour de Nancy), 
weil sie ohne Einholung des Willens des Königs erfolgt sei. Doch Hess 
diese letztere nicht lange auf sich warten; im August 1634 erging ein 
Edikt: »portant creation de cinq bailliages et de huit prevötes dans le 
ressort du Parlement de Metz« *), welches von dem Herausgeber der 
Parlamentsbcschlüsse als die erste Frucht der Arbeiten von Gillet und 
Gillot bezeichnet wird, das aber auch den Sprüchen der Vorreunions- 
kammer von 1(524 Rechnung trug. Denn als Sitze Tür die fünf Ober- 
amts-Gerichte wurden bestimmt: 

1. Metz, mit ausdrücklich genannter Ausdehnung seiner Zu- 
ständigkeit auf Apremont, Gonflans, Marslatour, Courcelles 
(alle vier reuniert 1679), Coin und Cherizey (reuniert 1624). 

2. Toul, in gleicher Weise auch für die Vorstädte St. Evre und 
St. Mansuit, die Herrschaften Bouxieres aux Dames und 
Bouligny (alle reuniert 1624). 

3. Verdun, auch für Dieulouard, Hattonchätel (reuniert 1624 
und 1679), Marcheville und Jametz (abgetreten 1641). 

4. Vic, auch für St. Avold, Homburg, Marsal (alle reuniert 1624 
und 1679;. 

5. Mouzon. 

') Emmery I, S. 106. 

*) Die in der vorliegenden Arbeit benutzten ungcdrucklen Briefe, Urkunden, 
Denkschriften u. s. w. gehören, soweit nicht anders angegeben, dem Bezirks-Archiv 
zu Metz an. 

*) Nur Auszüge ohne Dalum liegen vor. 

*) Emmery I, S. 229. 
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Die Errichtung der Amtsgerichte (prevötes, auch mit dem Zusatz 
»subalternes« bezeichnet) erfolgte in Gorze, Clermont (beide reuniert 
1624), Nomeny (reuniert 1624 und 1679), Chäteau-Renaud. Stenay 
(abgetreten 1641), Varennes, Montignon und Vienne-le-Chäteau. 

Zwei Jahre später, im Mai 1636. erfolgte die Verlegung des 
Parlaments nach Toul, trotz heftigen Protestes seiner Mitglieder, an- 
geblich wegen Nähe des Feindes in Diedenhofen und vorgekommener 
Streitigkeiten mit den Militär-Behörden von Metz; in Wirklichkeit aber 
wohl nur um dasselbe zu den reünierten und noch zu reiinierenden 
Gebieten, sowie zum ganzen Herzogtum Lothringen in eine mehr cen- 
trale Lage zu bringen; denn gleichzeitig wurde die in Nancy 1634 er- 
richtete, nach Art und Zusammensetzung dem Parlamente ähnliche 
cour souveraine aufgelöst und die Zuständigkeit des Parlaments auf 
das ganze Herzogtum ausgedehnt. Ein Versuch, den Herzog zur frei- 
willigen Aufgabe Lothringens im Austausche gegen die Auvergne zu 
bestimmen, den Richelieu zu dieser Zeit durch einen gefangenen Ofii- 
zier des Herzogs, Herrn de Salins, machen Hess 1 ), scheiterte an der 
Weigerung des Herzogs; ebenso die Wiederholung des Angebotes durch 
einen Vertrauten- des Kardinals Herrn de Fontenoy; der Herzog gab 
stets die Antwort, dass er Lothringen und Bar so wiederhaben wolle, 
wie sie beim Tode seines Vaters gewesen seien*). Die Thätigkeit des 
Parlaments scheint aber nunmehr in Folge der Missstimmung der Mit- 
glieder etwas erlahmt zu sein; sie beschränkte sich darauf, die fran- 
zösische Herrschaft in den erworbenen Gebieten zu befestigen und die 
Berechtigung der Ansprüche durch weitere Urkunden zu erhärten. So 
wurden im Jahre 1637 neun Urkunden für die Zugehörigkeit der 
Herrschaft Lay (reüniert 1624) zu den Bistümern beigebracht und den 
Parlaments-Akten einverleibt. Eine Veränderung der Verhältnisse er- 
folgte zwar durch den Vertrag von Paris vom 29. März 1641; dieselbe 
war aber nur von kurzer Dauer und anscheinend französischerseits 
nicht ernstlich gemeint. Durch diesen Vertrag wurde der Herzog zwar 
wieder eingesetzt, musste aber endgültig an Frankreich abtreten: die 
Stadt und Grafschaft Clermont en Argonne, die Aemter Stenay und 
Jametz und die Stadt Dun, sämtlich im heutigen Departement Meuse 
gelegen; ausserdem räumte der Herzog dem Könige das Besetzungs- 
recht von Nancy Tür die Dauer des Krieges ein, und verpflichtete sich, 
seine Truppen mit den königlichen zu vereinigen und dem Könige 

') Vergl. den schon 1565) gemachten Vorschlag eines ähnlichen Tausches 
oben S. 11. 

*) d'Haussonville II, S. 83, ff. 
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schwören zu lassen. In einem geheimen Zusätze zu diesem Friedens- 
vertrage war aber festgesetzt worden, dass, falls der Herzog dem 
Vertrage zuwider handeln sollte, das ganze ihm zurückgegebene Gebiet 
der französischen Krone verfallen sei. Ein solcher Vertragsbruch 
wurde bald darauf festgestellt, bezw. konstruiert; der König erklärte 
darauf das ganze Herzogtum für einverleibt in Frankreich und liess 
aller Orten sich den Eid der Treue schwören. 



V. 

Der westfälische Frieden und seine Folgen '). 

Nach der Besitzergreifung Lothringens trat eine mehrjährige Ruhe- 
pause in den Reunions-Bestrebungen ein, wozu der 1642 erfolgte Tod 
Riehelieus und die Inanspruchnahme Frankreichs durch die aktive Teil- 
nahme am 30 jährigen Kriege beigetragen haben mögen. Um so ener- 
gischer wurden dieselben aber in den Friedens -Verhandlungen zu 
Münster und Osnabrück wieder aufgenommen. Frankreich befand sich, 
als der 30 jährige Krieg seinem Ende zuneigte, in einer äusserst vorteil- 
haften Lage; überall hatte es seine Machtsphüre in die benachbarten 
Länder vorgeschoben, im spanischen Gebiete Roussillon, einen Teil 
Flanderns und Luxemburg, in Italien Pignerol, Cassale und andere 
Plätze, in Deutschland fast das ganze Elsass und die Festung Philipps- 
bürg in seinen Besitz gebracht; »eile ne s'i'tait jamais vue dans un si 
haut point de splendeur, et on peut dire, que tant de succes etaient 
l'ouvrage du cardinal de Richelieu, qui en avait trac6 le plan et dont 
le genie semblait encore pr£sider aux conseüs de la France et donner 
le mouvement ä ses entreprises« 2 ). 

Durch den Friedensschluss sollte zunächst der thaLsächliche Besitz 
der 3 Bistümer in einen staatsrechtlich anerkannten verwandelt werden; 
früher, so war anzunehmen, würden die Rückforderungen seitens des 
Reiches nicht aufhören. Noch im Jahre 1641 hatte der Bischof von 
Verdun eine (früher schon erwähnte) 3 ) Denkschrift an den Reichstag 
zu Regensburg gerichtet, um der endgültigen Abtretung seines Bistums 



') Das Tatsächliche im Folgenden zumeist nach: von Meiern Acta pacis 
Weslfalicae 1 7H4i und: Negotiations secretes, louchant la paix de Munster, 1726; 
eine (noch ausstehende) archivalische Bearbeitung der lothringischen Satisfaktions- 
Frage liegt ausserhalb des Bereiches der vorliegenden Arbeit. 

*) Bougeant, Histoire du traite de Weslphalic, 1751, III, S. 40. 

') s. S. 43 die Denkschrift bei Moser, Bd. 3T>, S. 213. 
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an Frankreich entgegenzuwirken; er sagt darin, das* er gegenüber der 
französischen Usurpation »des heiligen Reiches Assistenz zu verschie- 
denen Malen ganz beweglich implorirt, bei selbiger Zeit Beschaffenheit 
aber ein Mehreres nicht habe erhalten können als allergniidigste Trost- 
Briefe und eine »Commission zur Berichterstattung«. Die gegenwär- 
tige Vorstellung ging dahin, dass »da es der liebe Gott unterdessen 
zu den so hoch desiderierten Friedenstraktaten wirklich kommen lassen 
sollte, mit der Krone Frankreich einige Handlung nicht gepflogen, 
weniger geschlossen werden möge, es seien denn auch wir sammt 
unserem jetztbenannten Bislhum und dessen völlige Restitution darinnen 
inkludirt und mit einverleibt«. Der für die Stimmung in den Bis- 
tümern ca. 100 Jahre nach Beginn der französischen Herrschaft be- 
zeichnende Schritt musste natürlich erfolglos bleiben; französischer 
Seits wurde die Abtretung als ausser Frage stehend und nicht einmal 
eine Satisfaktion für Frankreich bedeutend angesehen; die Absichten 
gingen vielmehr von vornherein, abgesehen von der Beanspruchung des 
Elsasses auf eine Erweiterung der 3 Bistums-Gebiete, auf Kosten des 
benachbarten Reichslandes. Auch hierbei schwebte unverkennbar den 
französischen Machthabern, in erster Linie also dem Kardinal-Minister 
Mazarin, die Gewinnung der Rheingrenze als Endziel vor. 

Am 9. Februar 1645 berichteten die kaiserlichen Bevollmächtigten 
zu Osnabrück dem Kaiser »in Frankreich gingen die discursus, als 
würde man von Seiten selbiger Krone den Rheinstrom pro termino 
imperii begehren«. Eine möglichst weit vorgeschobene Etappe auf 
dem Wege dahin zu erreichen, war jedenfalls die Aufgabe, welche 
die französchen Gesandten, Herzog von Longueville, Herren d'Avonx 
und de Servien, auch für die Verhandlungen über die Abtretung der 
• drei lothringischen Bistümer mit allen Mitteln durchzusetzen bestrebt 
waren. 

Uebcr diese Verhandlungen und ihr endgültiges Ergebnis im 
Friedens -Vertrage von 1648 sind hinsichtlich dieser drei Bistümer 
in der neuesten deutschen Gesehichtsehreibung mehrfach irrtümliche 
Auffassungen zu Tage getreten. Wenn darin gesagt wird, die Be- 
stimmungen, unter denen das Elsass abgetreten worden, seien minder 
klar als die über das bischöflich lothringische tiebiet: oder sogar 
die Ablösung der drei Bistümer vom deutsehen Reiche sei mit un- 
zweideutigem Ausdruck erfolgt, und nur Gontrovcrsfragen von sekun- 
därem Charakter seien hervorgetreten 1 ), so entspricht dieses keineswegs 

») Erdmannsdürffer, Deutsche (icschichle, I, S. :1P. 
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den thatsächlichen Verhältnissen ; der Streit um die Ausdehnung der abzu- 
tretenden 3 Bistümer war vielmehr ein sehr lebhafter und konnte ohne 
grundsätzliche Einigung nur durch die Wahl eines zweideutigen Aus- 
drucks im Friedens-Instrumente beendet werden, was verhängnisvolle 
Folgen für das Reich haben sollte. 

Der Verlauf der Verhandlungen über diese lothringische Satis- 
faklionsfrage war im Einzelnen folgender : Im November 1644 hatten 
die französischen Bevollmächtigten von Münster aus ihrer Regierimg 
den Vorschlag gemacht, Frankreich solle auf alle Eroberungen ver- 
zichten, falls Oesterreich den Zustand von 1618 wieder herstelle; 
damit war Mazarin aber nicht einverstanden; die Bevollmächtigten 
schlugen daher nunmehr den Zusatz einer Klausel vor, die eine ange- 
messene Entschädigung (»satisfaction honnetc«) für die beiden verbün- 
deten Kronen verlange. Dem entsprechend einigten sich die Franzosen 
und Schweden im Januar 1 045 auf die Einbringung von 4 Funda- 
mental-Artikeln, deren vierter lautete: .... unc satisfaction pour les 
deux couronnes alliees, proportionnee k leurs progres et aux depenses 
qu'ils avaient faitest. Die 4 Artikel bildeten die Grundlage der von 
den Verbündeten am 11. Juni 1645 den Vermittlern vorgelegten Präli- 
minarien-Denkschrift, deren 13. Artikel lautete: >que la satisfaction qui 
etait due aux deux couronnes pour les fatigues, pertes et depenses 
qu'elles avaient souffertes en celte guerre serait uecordee cn sorte 
qu'elle put contribuer tant a la sftrete partieulierc des dites couronnes 
qu'ä celle de leurs allies et adherents dans l'empire«. 

Schon die Vermittler fanden die Festsetzungen des § 13 zu unklar, 
um als geeignete Grundlage zu dienen ; noch mehr aber beklagten die 
kaiserlichen Gesandten sich über die Unbestimmtheit der französischen 
Satisfaktionsforderung. In den nunmehr folgenden Besprechungen trat« 
alsbald eine verschiedene Auffassung der kaiserlichen und französischen 
Bevollmächtigten über die Ausdehnung der drei lothringischen Bistümer, 
die natürlich in erster Linie als Satisfaktion in Aussicht genommen 
waren, hervor. Am 1. Juli 1645 wies Mazarin die Gesandten in 
seiner Instruktion darauf hin, es müssten die Differenzen über die drei 
Bistümer Metz, Toul und Verdun gehoben werden 1 ); in ihrer Ant- 
wort empfahlen die Gesandten aber, mit dieser Frage möglichst zu- 
rückzuhalten, um nicht die sonstigen Ansprüche zu beeinträchtigen und 
um zu vermeiden, dass die deutschen Fürsten durchzusetzen suchten, 
dass Frankreich die Bistümer vom Reiche zu Lehen nähme 9 ). Dem- 

i) Jacob, die Erwerbung des Elsass 1897, S. 31. 
■) Bougeant III, S. 511. 
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entsprechend wurde zunächst verfahren; Andeutungen, welche die 
Kaiserliehen üher die Erledigung dieser Frage im Herbste 1645 fallen 
Hessen, blieben daher unberücksichtigt. Dass diese Differenzen die 
Abtretung der Bistumsgebiete an sieh betroffen haben sollten, ist nicht 
anzunehmen, da dieselbe von Anfang an ganz ausser Frage stand. 
Als die Kaiserliehen in den zwanglosen Besprechungen Andeutungen 
über das Recht des Keiehs auf die Bistümer machten, wurde ihnen 
erwidert, dass der König über sein rechtmässiges Eigentum keine Er- 
örterungen dulden könne, und dass er sieh für berechtigt halte, 
etwas ganz anderes zu erwarten (»qu'il se croyait en droit d'at- 
tendre toute autre chose« '). 

Um aber Klarheit über die französischen Ansprüche zu ge- 
winnen, wurden bald nach dem Eintreffen des Grafen Trautmannsdorf 
als Kaiserlichen Hauptbevollmächtigten am 11. Dezember 1645 die 
Vermittler officiell aufgefordert, im Namen aller drei kaiserlichen Ge- 
sandten Frankreich als Satisfaktion für die von ihm gemachten Kriegs- 
Aufwendungen im Lothringer Lande die Festung Moyenvic und die Bis- 
tümer Metz, Toul und Verdun anzubieten, »obwohl ihre Kaiserliche 
Majestät zu einer Satisfaktion sich nicht für verbunden erachte«. Die 
französischen Bevollmächtigten, als deren Seele schon jetzt der 
scharfe und energische, daher selbst mit seinen Kollegen nicht selten 
in Streit geratende Abel Servien hervortritt, verhielten sich auch damals 
wieder hinhaltend, unter dem Vorwande, vor der Entscheidung mit 
den verbündeten Schweden sich beraten zu müssen. In der Antwort 
auf obiges Anerbieten, welche sie am 7. Januar 1646 vorlegten, führen 
sie die beanspruchten Gebiete im Elsass und auf dem rechten Rhein- 
ufer einzeln auf, sagen aber hinsichtlich der Bistümer : »oulre les offres 
qu'on a dejä faites aux plenipotentiaires de ehoses qui dejä depuis 
longtemps appartiennent ä la France«*). Auch als Trautmannsdorf, 
nach längern Verhandlungen über die anderweitigen Landabtretungen, 
am 14. April 1646 die Uebertragung aller Rechte auf das ganze Elsass 
anbot, erwähnte er der Bistümer nicht. Aber lange konnte dieses 
Versteckenspielen naturgemäss nicht mehr dauern; am 29. Mai 1646 
legte Trautmannsdorf eine Denkschrift vor, welche den Charakter von 
Friedens-Präliminarien trug, und deren 12. Artikel einfach die Abtre- 
tung von »Metz, Toul und Verdun« aussprach. Die Franzosen ant- 
worteten schon nach zwei Tagen; an Stelle des Angebotes von Metz, 
Toul und Verdun, verlangten sie jetzt »toute l'etendue des villes et 

•) Hougeant IV, S. 38. 
*) Bougeant IV, S. 141 
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eveches de Metz, Toul et Verdun«, und erläuterten diese Forderung 
weiterhin dadurch, dass unter Ausdehnung nicht nur das weltliche, 
sondern auch das geistliche Gebiet der Bischöfe, also die ganze Aus- 
dehnung ihrer Diözesen zu verstehen sei (»tant pour le spirituel que 
pour le temporel, e'est-a-dire toute l'etenduc de leurs dioeeses«). Da- 
mit war ein vollständig neues Moment in die Verhandlungen geworfen, 
der Unterschied gegenüber dem Angebot ein gewaltiger, wie folgende 
l'ebersicht darthun wird. 

Die für Krank reich verlangte Diözesen-Grenze schloss im Norden 
bei Dun an die Erzdiözese Reims und damit zugleich an Krankreich 
an ; von hier an im allgemeinen nach Osten sich ziehend, und nördlich 
stets von der Erzdiözese Trier begleitet, näherte sie sich dem Unler- 
amtsorte Norroy-Ie-Sec, und schlug von hier eine nordöstliche Richtung 
ein bis zum Orte Rodemachern, den sie einschloss, und bei dem der 
nördlichste Punkt erreicht war. Hier wendete die Grenze sich nach 
Südosten, und näherte sich, Busendorf einschliessend, Wallerfangen 
(später Saarlouis) aber aussen liegen lassend, der Stadt Saarbrücken, 
die zur Diözese Metz gehörig war. Nunmehr eine grosse Schleife in 
nordostlicher Richtung schlagend, erreicht sie die Nähe der Orte Birken- 
feld und Tholey, die aber beide ausserhalb blieben. Im weiteren Ver- 
laufe grenzte die Diözese Metz auf kurze Strecken an die Diözesen 
Mainz. Worms und Speier, wobei die Städte St. Wendel, Ottweiler, 
Blieskastel und Zweibrücken eingeschlossen wurden. Bei Pirmasens 
ward die Grenze des Bistums Strassburg erreicht, und in südwestlicher 
Richtung verfolgt, wobei das Gebiet der Herrschaft Lützelstein so 
durchschnitten wurde, dass der Hauplort selbst ausserhalb blieb. 

Die Grenze zog sich dann, zwischen Pfalzburg und Uxheim durch- 
gehend, bis in die Niihe der Stadt Saarburg, die zur Diözese Metz 
gehörte, teilte die Grafschaften Salm und Dagsburg in zwei annähernd 
gleiche Hälften und erreichte bei Markirch die Grenze des Bistums 
Basel; dieser folgte sie nunmehr bis zum »Welschen Belchen« (Ballon 
d'Alsace), auf welchem sie die Erzdiözese Besancon und damit wieder 
die alte französische Grenze erreichte. Das derartig umschlossene, 
von Krankreich begehrte Gebiet enthielt ausser dem welllichen Besitze 
der 3 Bistümer (districtus temporalis) das ganze Herzogtum Lothringen- 
Bar, einige nördliche zur Erzdiözese Trier gehörige Grenzstreifen aus- 
genommen; des ferneren einen nicht bedeutenden Teil der spanischen 
Niederlande (Unteramt Diedenhofen) und des Kurfürstentums Trier, 
sowie ganz oder zum Teil andere reichsunmittelbare Gebiete wie die Graf- 
schaften Kriechingen, Saarwerden, Saarbrücken etc., die bei den Einzel- 
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Reunionen aufzuführen und zu charakterisieren sein werden; im Ganzen 
betrug das geforderte Gebiet etwa das Dreifache des angebotenen. 
Abgesehen davon war aber das Reich zur Abtretung des herzoglich- 
lothringischen und des spanisch-niederländischen Gebietes nicht einmal 
berechtigt, wenn auch, trotz der teilweisen Entfremdung vom Reiche, 
das gesamte Diözesan-Gebiet noch zur Kirchen pro vinz Trier gehörte. 

Naturgemäss konnten die Kaiserlichen auf diese maszlose For- 
derung nicht eingehen ; um aber die Verhandlungen nicht dieser Frage 
wegen völlig zum Stocken zu bringen und einer grundsätzlichen Ent- 
scheidung aus dem Wege zu gehen, einigte man sich auf Grund eines 
unbestimmten und zweideutigen Ausdrucks; statt des Wortes »diocesis« 
ward »districtus« vorgeschlagen und beiderseitig angenommen, so dass 
im Sommer 1C46 die lothringische Satisfaktionsfrage gelöst schien. 
Ein Protest gegen diese Abmachungen erfolgte im Juli durch den 
Rischof von Verdun und den Herzog von l^othringen, welcher sich 
hiernach durch das Wort districtus in seiner Herrschaft endgültig be- 
droht sah; beide reichten bei dem Reichs-Revollmächtigten zu Münster 
eine Beschwerdeschrift ein, in welcher sie verlangten, dass ihnen ihr 
Land zurückgegeben werde; »man könne,« führte der Rischof aus, 
»das Bistum nicht ohne seine Zustimmung abtreten; die Interessen des 
Herzogs von Lothringen, des Kaisers und des Königs von Spanien seien 
der Abtretung entgegenstehend« '). Diese Forderung konnte selbst 
deuLscherseitü nicht vertreten werden. 

Die Befürchtung des Herzogs über die französische Auffassung des 
Wortes districtus scheint aber auch von den reichsständischen Bevoll- 
mächtigten geteilt worden zu sein ; sie jedenfalls dürften erwirkt haben, 
dass am 2. September 1646, also kurz vor Abschluss des Präliminar- 
Friedens-Vertrages die kaiserlichen Gesandten die Forderung auf- 
stellten, dass die Fürsten, Grafen, Barone und Edlen, welche den 
3 Bistümern zu Lehen ständen, namentlich im Friedens-Instrumente 
von der Abtretung ausgeschlossen würden. Von den Franzosen ward 
diese Forderung entschieden abgelehnt ; die Kaiserlichen schlugen darauf 
vor, statt »districtus« »districtus temporalis« zu setzen, drangen aber 
natürlich auch mit dieser, dem Verlangen Frankreichs direkt wider- 
sprechenden Forderung nicht durch. Die Kaiserlichen gaben nun- 
mehr nach; in dem Präliminar-Vertragc vom 13. September 1646 er- 
folgte der Abschluss unter Beibehaltung des Wortes »districtus« ohne 
den Zusatz »temporalis«. Nicht mit Uniecht sahen die Franzosen diese 

') Pimodan, La reunion de Toul ä la France 18K5, S. 3U9 (nach den Akten 
der affaires längeres). 
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Fassung als eine Lösung der Frage in ihrem Sinne an; sie machten 
zu dem betreffenden Artikel der Präliminarien folgende Randbemerkung, 
von der sie eine Abschrift der Königin-Hegentin zusandten: »Ge point 
a ete celui sur lequel il y a eu plus grande diflieulte, les commlssion- 
naires de l'empereur voulant excopter les liofs, les ducs, princes, 
comtes, barons et gentilhommes, qui se trouvent enclaves dans les 
trois eveehes et qui ont ete jusqu'ici en la sujetlion immediate de l'em- 
pire, voulanl qu'ils y demeurassent. On a eu une aulre (?) diflieulte 
sur le mot districtus, auquel les imperiaux voulaient qu'on ajoutät 
>temporalisc ou »temporalis domini« ; mais apres une longue con- 
testation nous avons obtenu qu'il demeurerait comme il est, 
ce qui etablit entierement le droit du roi non seulement sur 
les dependances du ternporel dos eveehes, mais encore sur 
les lieux oü s'etend leur Jurisdiction spirituelle 1 ). 

Die französischen Bevollmächtigten waren ihrer Sache so sicher, 
dass sie nunmehr ihrerseits eine klarere Fassung der Vertrags- Bestim- 
mungen zu erreichen suchten, dahingehend, dass durch die nachge- 
gebene Weglassung des Worles »temporalis« ausdrücklieh zugestanden 
sei, dass die Souveränität des Königs sich auf alle jene erstrecken 
sollte, die von diesen Bistümern zu Lehen gingen, und deren Lehen 
im Bereiche ihrer Diözesen gelegen seien (qui ont leurs fiefs situes 
dans letendue de leurs dioeeses). Die hierdurch bedrohten Reichs- 
stände gingen aber nunmehr ihrerseits vor, wobei sie geltend machten, 
dass weder der Kaiser noch das Reich das Recht hätten, Staaten des 
Reiches an eine fremde Herrschaft abzutreten, zumal sie nicht ge- 
fragt, und auch gegen die Abtretung seien. Die Kaiserlichen sahen 
sich dadurch genötigt, auf ihre früheren Forderungen zurückzukommen, 
und am 19. Juni 1647 das Verlangen zu stellen, dass ihre Auf- 
fassung im Friedens-Instrumente in klarer Weise zum Ausdruck ge- 
bracht werde. Als daher die Franzosen iti ihrem am 20. Juni den 
Vermittlern vorgelegten Entwürfe zum Friedens-Instrumente ausser 
den drei Bistümern auch die ihnen zu Lehen stehenden Reichsgebiete 
ausdrücklich verlangten, erfolgte eine entschiedene Abweisung. Abel 
Servien nahm nunmehr das Metzer Parlament /.u Hülfe und suchte 
aus dessen bisheriger Thätigkeit die Berechtigung seiner Auffassung 
nachzuweisen. Unter dein 4. August 1647 schrieb er an dessen Präsi- 
denten Claude de Bretagne einen Brief, in welchem er die Streitfrage 

') flougeant, V, S. 37ö. Der Verfasser fügt hinzu: »Parcc qu'cn effel lc mot 
districtus, ainsi nun limite cotnprend egalement le district ternporel et spiritucl«. 
Dieses war also die französische Auffassung 164ü wie 1761. 
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schärfer, als in den bisherigen Verhandlungen geschehen, präzisierte. 
Servien unterscheidet darin 3 Klassen von Lehensherrschaften der Bis- 
tümer: 

1. solche, die nur den Bischöfen gehören und ohne jede un- 
mittelbare Beziehung zum Beiche stehen; 

2. solche, die den Bischöfen zu Lehen stehen, zugleich aber 
reichsunmittelbar sind; 

3. solche, die reichsunmittelbar sind und zu den Bistümern 
in keiner anderen Beziehung stehen, als dass sie in deren 
Diözese liegen. 

Die Kaiserlichen wollten nur die erste Klasse abtreten ; er ver- 
lange aber alle drei, da in den früheren Verhandlungen, durch Weg- 
lassung des Wortes »temporalis« zugestanden worden sei, dass die 
Abtretung allgemein und ohne Vorbehalt sei (generale et sans reserve); 
er frage deshalb an, ob der Nachweis zu führen sei 1 ): 

1. dass das Parlament seine Beihtsprechung in der ganzen 
Ausdehnung der Bistümer, der geistlichen sowohl wie der 
weltliehen, ausgeübt habe; 

2. dass das Sohutzrecht, welches die französischen Könige 
seit vielen Jahren in diesem Lande hätten, sich auf alle 
ausgedehnt habe, die ihren Wohnsitz in den 3 Bistümern 
hätten ; 

3. dass die vom Könige eingesetzten Gouverneure diese zur 
Anerkennung der Autorität des Königs gezwungen hätten. 

Falls dieser Nachweis glücke, könne mit grösserem Bechte ge- 
fordert werden, dass die Abtretung des Kaisers ohne Vorbehalt erfolge. 
Das Parlament konnte diesem Wunsche nicht entsprechen, die von 
ihm gegebenen Aufklärungen bewiesen vielmehr das Gegenteil, dass 
nämlich das Schutzrecht des Königs bis 1633 nur auf diejenigen Ge- 
biete sich erstreckt hatte, die von 1633— H>47 unter der Rechtsprechung 
des Parlaments standen und dass die Metzer Diözese und die zum 
Bistum nur im Lehensverhältnisse stehenden Gebietsteile dazu nicht 
gehörten. 

Trotz Misslingens dieses Beweises gaben die französischen Be- 
vollmächtigten ihre Ansprüche und die Forderung einer ihrer Auffassung 
* 

') s. Michel, S. 100; ein zweiter Brief im gleichen Sinne wurde am 2. De- 
zember 1647 an das Parlament gerichtet ; s. recueil des arnls de la rhambre 
royale, 1681, S. 42»; im Wortlaut enthalten ist der Brief in einer handschriftlichen 
Denkschrift des Metzer Intendanten Turgol auf der städtischen Bibliothek zu Metz 
vom Jahre 1695». 
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Rechnung tragenden Fassung der Vertrags-Bestimmungen nicht auf. 
Gleichzeitig aber halte der Kaiser ein Gutachten des Reichstages 
zu Regensburg eingefordert, das unter dem 17. August 1647 ab- 
gegeben wurde Das Reichsgutachten vertrat naturgemäss die 
Auffassung der kaiserlichen Bevollmächtigten: »Da es eine gemeine, 
durchgehende Observanz im Reiche ist, nudam feudalitatem non tri- 
buerc jus supremum territoriale«. Am 22. August 1648 ward ausser- 
dem eine sehr bestimmt gehaltene Erklärung der Reichsstände 
gegen die französischen Ansprüche dem Fricdens-Kongress vorgelegt, 
dahin gehend, dass die Souveränctät nur in demjenigen Umfange ab- 
getreten werden dürfe, in dem sie bisher ausgeübt worden sei, »nec 
juris diocesani aut feudalitatis sive ullo alio praetextu extendatur ultra 
ipsorum (episeopatuum) proprium territorium, aut in ca feuda, quae 
status imperii Romani comprehensa immediata imperii nobilitate a 
dictis episcopatihus reeognoverunt, et adhuc habent recognoscenda«. 

Das Reichsgutachten vom 17. August 1647 wurde durch kaiser- 
liche Instruktion vom 14. Oktober 1647 den kaiserlichen Bevollmäch- 
tigten als Richtschnur angewiesen ; eine grundsätzliche Einigung 
war unter diesen Umständen nicht möglich ; um das Kriedenswerk 
überhaupt zu Stande zu bringen, musste deutscherseits die im 
März 1646 vereinbarte Fassung nachgegeben und in dem am 11. No- 
vember 1647 unterzeichneten .Satisfaktions-Instrumente auf den Zusatz 
»temporalis« zum zweiten Male verzichtet werden. Auch ein die 
Rechte der Lehensträger wahrendes Reichskonklusum vom August 
1648 konnte daran nichts mehr ändern; eine entsprechende Eingabe 
derselben an den französischen Hof ward von diesem nicht beantwortet. 
Eine indirekte Antwort ward aber den Stünden durch Servien zu 
Teil*), der in einer Denkschrift vom 27. August an den König hin- 
sichllich der erwähnten Eingabe sagt: »Je me suis apercu que quelques 
etals particuüers prelendant, etre leses par la cession qui a ete faite au 
Roi, de l'Alsace et des trois eveches, voudraient faire rebrouiller le point 
de satisfaction qui a ete ajuste en dernier Heu avec les imperiaux .... 
quant au droit du roi, puisqu'il n'a pas ete possible de le bien eclair- 
cir dans la Convention qui a ete faite, au tnoins il importe d'en con- 
server soigneusement la pretention (jui est la plus favorable aux plus 
puissants.« 



') Abgedruckt in der Druckschrift: •Bericht, was wegen der Mctz-Toul und 
Verdunschen Lehensachen bisher vorgegangen. Kegensburg 1G70. S. 42. 

») Annales de l'Kst, 1898, XII, S. 470. 
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Die Regierung trat diesem Verlangen der Beibehaltung des ver- 
einbarten Textes in einem Erlasse vom 4. September bei, und befahl 
Servien, gegen die Erklärung der Reichsstände zu protestieren : »alin 
de conserver les droits du roi dans leur entier, et que nous puissions, 
dans les occasions qui s'en presenteront ä l'avenir, interpreier uussi 
la Convention selon le sens, comme les etats pretendront l'interpreter 
en leur faveur«. Der Herausgeber dieser Auszüge aus der französischen 
Correspondenz, welcher ganz nach den Akten des französischen aus- 
wärtigen Amtes arbeitet, fügt hier, augenscheinlich auf Grund amtlicher 
Schriftstücke, hinzu: »le plenipotentiaire repoussa cette intimalion avec 
unc hauteur meritoire en un moment oii le prestige de son souverain 
etait si notoirement compromis« ; die Forderung der Stände sei erfolgt 
»avec une arrogance que leur inspiraienl les troubles du royaume de 
France«. Es blieb daher bei den früheren Vereinbarungen der Ab- 
tretung der Bistümer. Die Antwort Serviens, welche für die franzö- 
sische Auffassung bezeichnend ist, ging dahin '), es stehe nicht in seiner 
Macht, irgend etwas neues über die Satisfaktion Frankreich anzusinnen ; 
dieser Artikel sei früher durch allgemeine Ijebereinstimmung festgesetzt 
worden und habe sogar die Klausel, dass nichts geändert werden dürfe; 
es sei ihm daher nicht erlaubt, dieser l'ebereinkunft entgegen zu handeln. 
Es sei das auch nicht der Weg, den Frieden zu fördern, dass man so 
neue Schwierigkeiten über bereits vereinbarte Dinge mache; es sei 
seltsam, dass, nachdem so viele umstürzende Anordnungen getroffen 
seien, man nur hinsichtlich der Interessen Frankreichs scharf und 
streng sein wolle; es sei ungerecht, Abhülfe gegen Bestimmungen, die 
der Kaiser bewilligt habe, auf Kosten Frankreichs zu verlangen; sie 
möchten sich deshalb au die Kaiserlichen wenden, damit andere Mittel 
zu ihrer Entschädigung gefunden würden. 

Es blieb daher bei den früheren Vereinbarungen; die Abtretung 
der Bistümer erfolgte im Friedens-Instrumente in ebenso unklarer und 
zweideutiger Weise, wie die des Elsasses; $ 70 des Münsterschen Ver- 
trages lautet: 

Primo, quod suprenium dominium, iura superioritatis aliaque omuia 
in episcopatus Melensein, Tullensem et Virodunensern urljesque cogno- 
mines, eorumque episcopatuum districtus et nominatim Moyen- 
vicum eo modo, quo haclenus ad Romanum spectabant imperium in 
posterum ad coronain Galliae spectare, ei(|iie incorporari det>eant 
in perpetuum et irrevocabililer, reservato tarnen jure Metropolitano ad 
archiepiscopatum Trevirense pertinenlc. 

•) Bougeant VI, S. 113. 
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Eigentümlicherweise wird dieser nach langem Kampfe er- 
stritlene Erfolg auch in der französischen Geschieh! Schreibung, der 
älteren sowohl wie der neueren, zumeist übergangen; La Hode, der 
hervorragendste Biograph Ludwigs XIV., übersetzt districtus einfach 
mit .dependances< ; Cheruel mit »territoire«, beide ohne der vor- 
gegangenen Unterhandlungen über die Wahl des Ausdruckes zu 
erwähnen. Nur ein neuerer Schriftsteller, der schon genannte 
Marquis v. Pimodan hebt den Erfolg der französischen Unterhändler, 
als Quelle der späteren Heunionen, ausdrücklich hervor: >Les Fran- 
Qais obtinrent le simple districtus, ce qui ouvrait la porte 

a toutes les reunions la faiblesse de l'empereur etait si 

grande que le 13 septembre 1646 les Franvais obtinrent un acte re- 
connaissant toutes leurs pretentions ').« 

Es ist nicht zu verkennen, dass diese Fassung einen voll- 
ständigen Sieg der französischen Unterhändler oder richtiger viel- 
leicht des Kardinal Mazarin bedeutete, von dem La Hode sagt: 
>Quelque habiles que fussent les comtes d'Avaux et de Servien, c'etait 
de la cour que leur venaient leurs plus grandes lumieres; rien n'est 
plus judicieux, plus adroit, que les memoires et les lettre» que le car- 
dinal Mazarin et le comte de Brienne leur ecrivaient *).« 

Auch vom unparteiischen Standpunkte aus wird man zu- 
gehen müssen, dass die Worte »corumque episeopatuum districtus« 
ganz überflüssig gewesen wären, wenn es sich nur um den welt- 
lichen Besitz des Bistums gehandelt hätte, während die Städte als 
reichsunmittelbar naturgemäss besonders angeführt werden mnssten; 
denn nicht mit Unrecht werfen bei den späteren Verwicklungen die 
Franzosen wiederholt die Frage auf, was denn überhaupt »episcopa- 
tus« bedeute, wenn nicht den weltlichen Besitz; durch den Zusatz 
»eorumque episeopatuum districtus» müsste daher etwas anderes ge- 
meint sein als dieser weltliche Besitz. Die an sich schon kaum denk- 
bare Auffassung, dass »episeopatus« die geistliche Behörde, also den 
bischöflichen Stuhl bedeute, wird durch den Schlusssatz, wonach dieser 
dem Erzbistum Trier unterstellt bleibt, ganz unmöglich. Am meisten 
aber spricht zu Gunsten der französischen Auffassung, dass gleichfalls 
im westfälischen Frieden die Territorial-Gebiete des Erzbistums Bremen 
und des Bistums Verden an Schweden durch die blossen Worte 



>) Pimodan, S. 397. 

«) La Hode, Hisloirc de la vie et du regne de Louis XIV 1710, t, S. 122. 
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archiepiscopatus, episcopatus abgetreten wurden, da hier ein Zusatz 
für die Diözesen der erfolgten Sekularisation wegen nicht gemacht 
werden konnte. 

Ganz abzulehnen ist die Auffassung von Froitzheim, mit dem 
Worte districtus habe man das ländliche terrilorium im Gegensatze zu 
den besonders aufgeführten Städten gemeint 1 ), da das pays messin 
selbstverständlich in dem Worte urbs mit einbegriffen war; auch diese 
Nichterwähnung des Territoriums der Städte spricht aber für die 
gleichartige Auffassung des Wortes episcopatus. Auch kann hier nicht 
von einer Achtlosigkeit der deutschen Unterhändler die Rede sein, 
wie sie für die elsässischen Abmachungen durch Zulassung der bekannten 
Wendung »ita tarnen« bisher wenigstens denselben vorgeworfen wird'); 
ebensowenig wie ein Zweifel darüber möglich war, dass Frankreich 
bei günstiger Gelegenheit seine Auffassung des Friedens-Instrumentes 
zur Geltung bringen werde. 

Von Servien, der in Folge Abberufung Longuevilles und d'Avaux 
zu Anfang des Jahres 1648 den Abschluss allein vollzogen hatte, liegt 
die spätere Aeusserung hinsichtlich der Abmachungen über die elsäs- 
sische Dekapolis vor: »que nous aurions toujours assez de droit pour 
le faire valoir avec l'epee lorsque quelque occasion favorable s'en pre- 
senterait« s ). Man wird kaum fehlgehen, wenn man darin auch den 
Ausdruck seiner Absichten hinsichtlich der lothringischen Zweideutig- 
keiten des Vertrages erblickt. Bei Geltendmachung der darauf ge- 
gründeten Ansprüche wurde sogar die Ablehnung des Wortes 
»diocesis« durch die Kaiserlichen französischerseits dahin ausge- 
nutzt, dass auch Gebiete ausserhalb der Diözesen im weitesten Masse 
gefordert wurden; gleich die erste Reunion der Kammer von 1679 be- 
trifft ein solches Gebiet 4 ). >Enfin les fran^ais pouvaient par le moyen 
de ces eveches, dont celui de Metz s'etcnd proche la riviere du 
Rhin, parvenir h de plus grandes conquetes dans l'Allemagne«, sagt 
in dieser Beziehung der mehrerwähnte Marquis Pimodan 5 ). Die 
Schwäche des Reiches, der Wunsch, die furchtbaren Kriegsleiden 
Deutschlands endlich aufhören zu lassen, hatte daher eine in ihren 

') Froitzheim, Programm, Bischweier 1876. 

*) Jacob, S. 200. Nach mündlicher Mitteilung wird in Kürze eine Arbeil 
veröffentlicht werden, welche auch die elsässische Satisfaktions-Frage in einem 
Frankreich günstigeren Lichte erscheinen lässt. 

*) Ranke, Sämtliche Werke, 1877, X, S. 332, nach Vitriarius illustratus, 
II, 1082. 

*) s. Einzel-Reunionen. 

*) Pimodan, S. 4UO, nach Akten der affaires etrangeres. 
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Folgen höchst verhängnisvolle Nachgiebigkeit bewirkt. Dagegen wird 
man nach Vorstehendem nicht zugeben können, dass die Franzosen 
bei der Reunions-Theorie an sich von einem allen Vertragsrechten 
hohnsprechenden Satze ausgegangen seien 1 ), wenn auch für die 
späteren Ausschreitungen der Kammern diese Bezeichnung durch- 
aus zutreffend ist. Die Auslegung des Friedensvertrages im Sinne der 
Berechtigung einiger Reunionen wird nicht abzulehnen sein, wenn 
man nicht nur den Wortlaut des Friedensvertrages berücksichtigt, son- 
dern, wie vorstehend geschehen, auf die Art und Weise zurückgeht, 
wie dieser Wortlaut entstanden ist. Anscheinend ist dies auch nicht 
in genügendem Masse durch v. Sybel geschehen, wenn er nur der 
Unbestimmtheit des Wortes districtus und des Versuchs der Kaiser- 
lichen, eine präzisere Fassung zu erreichen, Erwähnung thut*). Die 
Unbestimmtheit war in gewissem Sinne eine Bestimmtheit zu Gunsten 
der Franzosen. Schliesslich muss zu Gunsten der französischen An- 
sprüche noch erwähnt werden, dass die Zurechnung der Lehen 
zu den abgetretenen Bistümern als eine für die damalige Zeit unnatür- 
liche Auffassung nicht hingestellt werden kann, wenn man berück- 
sichtigt, dass im Jahre 1614 die Metzer Vasallen sich dem Proteste 
gegen den Uebergang des Bistums an Frankreich anschlössen 3 ); sie 
nahmen also ihre gleichzeitige Unterstellung unter die französische 
Souveränetät als naturgemüsse Folge an, oder sahen zum wenigsten 
sich in ihrer Stellung zum Reiche bedroht. 

Auf das Herzogtum Lothringen erstreckten diese Abmachungen 
sich nicht, wiewohl es innerhalb der Diözesen der Bistümer lag. Sein 
Geschick verblieb laut Vertrag der Zukunft vorbehalten, da Frank- 
reich die Zulassung herzoglicher Vertreter zu den Friedens-Verhand- 
lungen entschieden abgelehnt und der Kaiser, wenn auch persönlich 
dem Herzoge sehr geneigt, doch ein thalkräftiges Eintreten zu seinen 
Gunsten gescheut hatte, »da die Fürsten des lothringischen Hauses 
sich von den Interessen des Reiches losgetrennt hätten und es Sache 
Spaniens sei, für den Herzog, seinen Verbündeten, einzutreten« 4 ). 

Dies geschah denn auch Seitens Spaniens; die Wiederherstellung 
des Herzogtums Lothringen war einer der Gründe, die ein Scheitern 
der Friedensverhandlungen zwischen Frankreich und Spanien bewirk- 

') EnlmannsdürfTer, I, S. 654 f. 

*) v. Sybel, Kl Hist. Schriften, 1880, Hl, S. 495. 

■) s. S. 13. 

*) Auch im Friedens-lnslrument zum Ausdruck gekommen; die Einzelheiten, 
die für den vorliegenden Zweck ohne Bedeutung sind, s. bei Filte, S. 63 ff. 
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len. Eine Vermittlung zwischen beiden Mächten war seitens der 
Niederländischen Generalstaaten in dem erklärlichen Wunsche, dass 
zugleich mit ihnen auch Frankreich den spanischen Frieden abschliesse, 
versucht worden. Der Gesandte Knuyt schlug zu dem Zwecke im 
Dezember 1647 sechs Fundamental-Artikel vor, deren letzter das Herzog- 
tum Lothringen betraf und dahin ging, Frankreich solle dem Herzog 
sein Land zurückgeben, alle Festungen sollten aber binnen 10 Jahren 
geschleift, und um Frankreicb gegen die unruhige Laune des Fürsten 
zu sichern, von den Generalstaaten und dem Könige von Spanien die 
Garantie für dessen Wohl verhalten übernommen werden. Die franzö- 
sischen Bevollmächtigten waren geteilter Meinung, Longueville und 
d'Avaux für, Scrvicn gegen die vorgeschlagene Lösung. Mazarin trat 
natürlich dem Letzteren bei und stellte in einer Denkschrift an die 
Gesandten vom 27. Januar 1648 unannehmbare Bedingungen '). Danach 
sollte : 

1. der Herzog zu Gunslen seines Bruders Franz auf die Krone 
verzichten ; 

2. eine genaue Bezeichnung der Grenzen des sogenannten Loth- 
ringens (»de ce qu'on appelait l'aneien duche de Ukraine«, 
ein bei den weiteren Beunionsunternehmungen häufig an- 
gewendeter Ausdruck) vor Bückgabe vorgenommen werden ; 

3. seitens beider Herzöge in die Abtretung der Lehen der Krone 
und der Usurpationen, die sie in den drei Bistümern gemacht, 
in richtiger Form gewilligt werden; 

4. C.lermont, Stenay, Jametz Frankreich verbleiben, weil nicht 
zum alten Herzogtum gehörig; 

5. dem Herzog die völlige Abrüstung auferlegt und ihm ver- 
boten werden, unter irgend einem Vorwande die Waffen 
ohne Zustimmung des Königs zu ergreifen ; 

6. dem Herzog das Becht aberkannt werden, die zu schleifenden 
Festungen oder irgend welche andere Orte in Lothringen 
jemals wieder zu befestigen. 

Wie vorausgesehen, konnte Spanien auf diese Forderungen nicht 
eingehen; die Wiederherstellung Lothringens war daher einer der 
Punkte, wenn auch anscheinend nicht der entscheidende, an dem die 
Friedensverhandlungen scheiterten. Mazarin schob die Schuld dafür 
natürlich den Gegnern zu ; in einem Briefe des Königs an die General- 
staaten vom 14. Februar 1648 heisst es: »Lothringen war nur ein 

') Dies ist auch die Auffassung Bougeants; V, S. 397 ff. 
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Zwischenfall, den man im Laufe der Verhandlungen entstehen Hess, um 
diese aufzuhalten.« 

Infolge Scheiterns des spanisch-französischen Friedens blieb aber 
Lothringen nach wie vor im französischen Besitze, und wurde wie ein 
endgültig einverleibtes Land behandelt ; die höchste Gerichtsbarkeit übte 
das wohl aus diesem Grunde nach Toul verlegte Metzer Parlament aus. 

Für die Geltendmachung der Ansprüche auf die in engerer Be- 
ziehung zum Beiehe stehenden Gebietsteile innerhalb der Diözesen Metz, 
Toul und Verdun, und die sonstigen Lehen dieser Bistümer schien aber 
die Zeit noch nicht gekommen zu sein ; der Krieg mit Spanien dauerte 
fort, die Minderjährigkeit des Königs und die Wirren der Fronde Hessen 
die Vermeidung weiterer auswärtiger Verwicklungen erwünscht er- 
scheinen; auch lag es im französischen Interesse, die Frage während 
des Nürnberger Fricdcns-Exekutions-Kongresses nicht anzuregen, da sie 
nach dortiger Auffassung völlig entschieden war. Auch auf deutscher 
Seile lag ein Grund für Wiederaufnahme des mühsam beschwichtigten, 
auf friedlichem Wege unlösbaren Streites nicht vor; die lothringischen 
Abtretungen wurden daher weder auf dem Delegierten-Tage zu Nürn- 
berg (1649.50), noch auf dem letzten grossen Beiehslage zu Begens- 
burg (1653,54) zur Erörterung gebracht. 

Innerhalb des französischen Gebietes aber kommt die eigene 
Auffassung des Friedens -Vertrages wiederholt auch in dieser Zeit zum 
Ausdruck. In einer Denkschrift ohne Angabe von Datum und Ver- 
fasser, aber vom Herausgeber 1 ) mit Sicherheit auf das Jahr 1649 
bestimmt, mit der Uebersehrifl : Memoire concernant rctablissement 
dune cour de justice souveraine en Alsacc, wird gesagt: >on doit 
aussi sc souvenir (apres rctablissement de la chambre) qu'il y a 
dans la partie de l'Alsace qui nappartienl pas au roi plusieurs tiefs 
et arricre-liefs des eveehes de Metz, Toul et Verdun«. 

In noch höherem Grade werden die Ansprüche gewahrt in einem 
Briefe des Königs an das Parlament zu Metz, vom 4. Mai 1661 9 ) } 
in welchem diesem die Befugnis erteilt wird, auch auf Grund der Sou- 
veränität, die er über die Lehen (liefs et mouvances) der drei Bistümer 
habe, Urteile zu fällen. 

') VanhufTcl, Documenta inMits concernant 1'histoire de France 18-10, S. 191 fT. 
») Michel, S. 207. 
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VI. 

Der pyreniische Frieden und seine Folge«. 

Kino wesentliche Veränderung der Lage trat ein, als Frank- 
reich durch den pyrenäisehen Frieden vom 7. November 1659 freie 
Hand erhalten und zugleich einen gewaltigen Zuwachs an Macht und 
Ansehen zu verzeichnen hatte. 

Der pyrenäische Frieden bietet insofern eine Ergänzung zum 
westfälischen und im besonderen zu den dortigen Verhandlungen über 
die lothringische Satisfaktionsfrage, als jetzt auch die Verhältnisse des 
Herzogtums geregelt wurden ; Frankreich verstand sich zwar zur 
Wiedereinsetzung des Herzogs, gab ihm aber nur die kleinere Hälfte 
seines Gebietes zurück. 

Die im übrigen durch diesen Frieden und den damit im Zusammen- 
hange stehenden Vertrag von Vincenncs bewirkten Gebietsveränderungen 
stehen nicht in unmittelbarer Beziehung zu der Thätigkeit der 
Reunionskammer ; sie müssen aber doch, soweit sie lothringische Land- 
schaften betreffen, hier angeführt werden, da die bezüglichen Ab- 
tretungen zum grossen Teil von der Reunionskammer erneut aus- 
gesprochen worden sind, entweder weil sie nicht zur endgültigen 
Durchführung gekommen waren, oder nachträgliche Sanktionierung 
durch eine Art Rechtsverfahren erwünscht erschien. 

Der pyrenäische Frieden brachte Frankreich die vertragsmässige 
Erwerbung des ganzen Herzogtums Bar (Barrois mouvant et non mou- 
vant) und eine Etappenstrasse durch das Herzogtum Lothringen nach 
dem Elsa ss ; ausserdem musste der Herzog, der erst nach langem 
Sträuben dem Vertrage beitrat, die 1648 erfolgte Abtretung von 
Moyenvic genehmigen und die Schleifung der Festungswerke von Nancy 
zugestehen. Von Spanien selbst wurden abgetreten: 

Die Aemter Diedenhofen, Montmedy, Damvillers, Chauvanci, Ivoi 
(Carignan) und der luxemburgische Anteil des Amtes Marville. 

Die Abtretung von Diedenhofen erfolgte in einer Form, die weniger 
unklar als die berührten Bestimmungen des westfälischen Friedens war, 
immerhin aber zu Deutungen und Ausnutzungen im Sinne der Reunions- 
theorie verwertet werden konnte und sollte ') ; der bezügliche Absatz 
lautet: »la ville et prevöte de Thionville avec ses appartenances et 
dependances, et avec les seigneuries. 

') 8. weiter unten. 

5 



Digitized by Google 



- 66 — 



Die 1641 erfolgte Abtretung der Grafschaft Clermont en Argontie 
und der Aemter Stenay, Dun, .lametz wurde durch den Friedens- 
vertrag bestätigt. 

Der Herzog von Lothringen aber, durch diesen Vertrag auf das 
Härteste getroffen, konnte den Verlust der grösseren Hälfte seines 
Gebietes nicht verschmerzen ; er trat in nähere Beziehungen zum Hofe 
Ludwigs XIV., und es gelang ihm in der That, nach wenig mehr als 
einem Jahre wesentlich günstigere Bedingungen von Frankreich zuge- 
standen zu erhalten. In dem Vertrage von Vineennes vom 28. Fe- 
bruar 1661 wird auch das Herzogtum Bar ihm zurückgegeben; dafür 
muss er aber an Frankreich abtreten: 

1. Die Herrschaft Sierck, mit 30 vom Könige auszuwählenden 
Dörfern. 

2. die Städte Saarburg, Pfalzburg, Delme mit Nachbardörfern ; 

3. den lothringischen Teil des Amtes Marville, dessen luxem- 
burgischer Teil im pyrenäischen Frieden von Spanien ab- 
getreten war; 

4. alle Rechte auf die Abtei Gorzc, unter Trennung derselben 
von der Primat-Kirche in Nancy, gegen Entschädigung durch 
die Abtei Isle; 

5. die Herrschaft Marslatour; 

6. die Dörfer Marcheville, Harville, Labouvüle und Maizerey, 
zwischen den Bistümern Metz und Vcrdun gelegen ; 

7. die drei Dörfer Sisdorf, Tremesdorf, Montclair, an der Saar 
gelegen ; 

8. die Salinen von Moyenvic, unter Abfindung des Bischofs 
von Metz durch den König für dessen Gerechtsame auf die 
Salinen ; 

9. eine grössere Zahl von Ortschaften in der Nähe von Vic, 
Saarburg und Pfalzburg, darunter irrtümlicherweise das 
nicht zu Lothringen, sondern zur kurpfälzischen Herrschaft 
Burscheidt gehörende Dorf Kurzerode 

Wie ein Blick auf die Karte ergiebt, waren diese Abtretungen 
so gewählt, dass dadurch eine Verbindung zwischen Frankreich, den 
Bistümern Metz und Verdun und dem Elsass hergestellt wurde. »La 
Route« war daher auch die französische Bezeichnung für diesen von 
Karl IV. abgetretenen GehieLsstreifen quer durch Lothringen. Der 
letzte Teil dieser > Route« wurde durch die weitere Bestimmung des 

') Die alten Territorien des Bezirks Lothringen, 1898. S. 2J7. 
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Vertrages sichergestellt, dass eine Etappenstrasse, beim östlichsten 
Dorfe des Metzer Gebietes beginnend und bis nach Pfalzburg sich er- 
streckend, Frankreich gehören sollte; sie sollte eine Breite von einer 
halben Stunde haben; innerhalb dieser Zone solle der König nicht 
nur die Landeshoheit besitzen, sondern auch persönlich Eigentümer 
der dem Herzoge gehörenden Besitzungen, Lehensherr aller übrigen 
Ortschaften und Grundstücke werden. Der König verzichtete dagegen 
auf alle anderen als Zugehörigkeiten der drei Bistümer reklamierten 
lothringischen Gebietsteile, also auch auf die 1624 reünierten Vorstädte 
St. Epvre und St. Mansuit, allerdings nur scheinbar, wie es die 
nächste Zukunft lehren sollte. Der Herzog aber leistete, nachdem die 
guten Beziehungen zu Frankreich so wiederhergestellt waren, am 
23. März 1661 in feierlicher Weise dem Könige im Louvre die Hul- 
digung für Bar, wobei zu seinem Erstaunen eine neue, sehr unter- 
würfige und verbindliche Form verlangt wurde 1 ). 

Von diesen Vertragen sagt Ranke, sie zeigten (auf Seiten des 
Königs) eine merkwürdige Vereinigung von List und Gewalt, zur 
Erreichung eines bestimmt gedachten Zweckes bei allem Wechsel der 
Mittel*). Dieses Urteil ist um so zutreffender, als die wahren Ge- 
sinnungen und Absichten des Königs hinsichtlich des Herzogtums Loth- 
ringen aus einer eigenhändigen Denkschrift für den Dauphin aus dem 
folgenden Jahre hervorgehen; darin entwickelt der König die Not- 
wendigkeit des Besitzes dieses Landes als einer Passage von Frankreich 
nach Deutschland und dem Elsass und eines Einfallsthores für fremde 
Mächte, und fährt dann fort: »et s 1 il fallait ajouter Fhonncur ä l'uti- 
lite", c'etait l'ancien patrimoine de nos peres qu'il etait beau de re- 
joindre au corps de la monarchie dont il avait ote si longtemps 
separe« 3 ). Dass der König sich durch die abgeschlossenen Verträge 
in keiner Weise an der Verfolgung dieser Absichten gehindert sah, 
geht aus einer anderen Stelle seiner Denkschriften hervor, wo er sagt, 
dass es mit Verträgen sich verhalte wie mit Höflichkeitsformen im 
Umgange : » compliments absolument neces.saires pour vi vre ensemble 
mais bien en-dessous de ce qu'ils sonnent.« 

Dem entsprechend erfolgte eine erste Verletzung dos Vertrages 
von 1661 noch im gleichen Jahre; wie oben angeführt, war um die 
Stadt Pfalzburg nur eine bestimmt bezeichnete Anzahl von Dürfern in 
deren Nähe abgetreten worden. Vom Jahre 1618 bis 101)0 hatte aber 

•) d'Haussonville III, S. 104 ff. 

») Ranke, SimtnUiche Werke, X, S. 220. 

») (Eimes de Louis XIV. Paris 1806. I b, S. 161. 
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eine besondere Herrschaft Pfalzburg als lothringische Sekundogenitur 
bestanden 1 ), die 1624 vom Kaiser zur Reichsfürstenturn erhoben, 1660, 
beim Tode der Fürstin, aber vom Herzogtum wieder eingezogen worden 
war. Frankreich liess aber am 24. Oktober 1661 ausser den ab- 
getretenen auch alle übrigen zum ehemaligen Fürstentum gehörigen 
Ortschaften besetzen und dergestalt den Umfang der »Route« wider- 
rechtlich vergrössern. Die irrtümlicherweise erfolgte Abtretung des 
Dorfes Kurzerode aber benutzte Frankreich zur Aneignung der 
ganzen Herrschaft Burscheid trotz des Protestes des kurfürstlichen 
Lehensträgers. 

Weitere Beeinträchtigungen des Herzogtums erfolgten unter Ver- 
letzung der oben geschlossenen Verträge mit Hülfe des Parlamentes 
zu Metz. Nach der Theorie der Zugehörigkeit der Lehen verfügte 
dieses am 4. Januar 1(562, dass eine Reihe lothringischer Herrschaften, 
und zwar gerade solche, deren Reunion 1624 von der Vorkammer 
ausgesprochen worden war, die französische Landeshoheit anzuerkennen, 
und das Parlament als höchsten Gerichtshof anzusehen hätten. Da 
aber in dem Vertrage von 1661 eine der vorgenannten Reunionen, 
Gorze ausdrücklich abgetreten, keine der andern aber dabei erwähnt 
war, diese also sämtlich unter die dem Herzog zurückzugebenden 
Gebietsteile fielen, so kann nicht geleugnet werden, dass ein gradezu 
unwürdiges Lug- und Trugspiel mit dem Herzog aufgeführt wurde, 
was allerdings durch dessen unslütes und unzuverlässiges Wesen er- 
leichtert wurde. Denn von völliger Direktionslosigkeit desselben zeugt 
auch der Vertrag, den er bald nach obigem Pariamen tsbeschluss, am 
7. Februar 1662 mit Frankreich in der Abtei zu Montmartre schloss, 
und worin er die Herzogtümer Lothringen und Bur gegen Anwartschaft 
seiner Familie auf den französischen Thron mit seinem Tode ganz an 
Frankreich abtrat. 

Wie der König diesen Vertrag auffasste, äusserte er in gradezu 
cynischer Weise am 2. November desselben Jahres gegenüber dem 
Prinzen Conde* »Que croyez-vous que je lui aie donne pour un si 
grand etat, et qui est si fort ä tun convenance et me rend maitre 
jusqu'au Rhin? J'ai seulement declarc les princes lorrains habiles et 
capables de sueceder ä la eouronne de France apres notre famille. 
Quand nous serons morts, il arrivera ce qui pourra ; Dieu merci, nous 
nous porlons aussi bien qu'eux« 8 ). 

•) Lothr. TYrr., S. 21 f» IT. 

') Vitct, Essais historiques 1862, S. 276, nach einem von der Hand Lyonnes 
geschriebenen Beridile. 
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Auch dieser Vertrag kam, wie alle dermaligen französisch- loth- 
ringischen, nicht zur Durchführung; er fand nicht nur im Herzogtum 
den entschiedensten Widerspruch der Prinzen und des ganzen Landes, 
sondern auch der König hatte grossen Widerstand in seinem Hause 
und hei dem Parlamente zu Paris zu üherwinden, das nach drei- 
wöchigem Weigern nur durch Erscheinen des Königs in der Sitzung 
(lit de justice) zur Eintragung vermocht werden konnte. Der König gah 
daher hald den Vertrag wieder auf und schloss am 1. September 1663 
mit dem Herzog den Vertrag von Marsal, den vierten innerhalb von 
vier Jahren; darin erhielt der Herzog auch die vom Parlamente bean- 
spruchten Gebiete, bei deren Rückgabe »mehrere Schwierigkeiten« sich 
ergeben haben sollten 1 ), zurück, nnisste jedoch dafür die Festung 
Marsal an Frankreich abtreten; wie später nachzuweisen sein wird, 
vermochte er jedoch auch durch dieses Opfer nicht, sich dauernde 
Sicherheit gegen die Uebergriffe Frankreichs zu verschaffen, das das 
Erreichte immer nur als eine Etappe auf dem Wege zur Erwerbung 
des ganzen Herzogtums ansah. 



VII. 

Die Vorbereltuag der Reinionskammer zu Metz. 

1. Das zweite Vor-Reunions-Unternehmen. 

Hei der vorstehend erwähnten Auffassung Ludwigs XIV. von dem 
Werte der von ihm abgeschlossenen Verträge ist es nicht zu ver- 
wundern, dass wählend der Verhandlungen und nach dem Abschlüsse 
die Vorbereitungen zu neuen Erwerbungen auf Kosten der östlichen 
Nachbarn unentwegt weiter gingen. Um Rechtsgrundlagen, oder rich- 
tiger gesagt Vorwände zu solchen zu schaffen, war ähnlich wie früher 
Gillet und Gillot 8 ) in den Jahren 1656— 1603 Charles Colbert, marquis 
de Croissy, Bruder des bekannten Ministers, und selbst im Jahre 1679 
Staatssekretär des Auswärtigen, in besonderer Reunions-Mission in 
Elsass und Lothringen thätig 3 ). Er erstattete seiner Regierung einen 
Bericht betitelt: »Rapport fait au roi et ä M. le chancelier par 

') Histoire des traites de paix du 17« sieclc. Amsterdam 1725. S. 407. 
') s. S. 47. 

') Die Angaben über die Sendung (Fulberts de Oruissy verdanke ich Mit- 
teilungen des Privaldozeiden Dr. Bloch in Strasburg. 
«) Handschrift der National -Bibliothek zu Paris. 
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nous, Charles Colbert, conseillcr du roi ... des emplois quil a 
plü ä sa majeste nous confier depuis lannee 1650 jusquen 1663 lant 
en Alsaee, que dans toute letendue de la generalite de Metz.« Ein 
Auszug aus diesem Bericht, das Bistum Verdun betreffend, ist von 
Roussel in seine Bistums-Geschiehte aufgenommen 1 ). 

Dass die Mission Beunionszwecken galt, geht schon aus der 
Einleitung hervor, in dor es heisst, dass er eine l>esondere Auf- 
stellung gemacht habe von den: »usurpations faites par les ducs de 
Lorraine et de Bar et autres puissants du Verdunois, non plus que 
les grands dcmembremenls, alienations particulieres, entrees dans la 
Maison de Lorraine et autres.« Der Bericht beginnt dann mit einer 
Beschreibung des Bistums, an die sich die Aufzahlung der Lehen (»en- 
gagements de l'eveehe de Verdun«) schliesst. Unter den Lehen werden 
von den durch die Kammer 1679 reunierten Gebieten Hattonchatel, 
Sampigny, Bambercourt-aux-Pots, Conflans e. .1., Veldents und 4 Dörfer 
von Etain 2 ) aufgeführt, daneben eine grössere Zahl von später nicht 
namentlich reunierten Orten; auch ein Teil der bei der Reunion ver- 
werteten Urkunden wird genannt; endlich heisst es, dass auch Ur- 
kunden für Oortlichkciten in den Gebieten (gouvernements) von Trier 
und Mainz aufgefunden seien, darunter solche für die Abtei Tholey aus 
den Jahren 1222, 1261 und 1277. 

Da der Bericht über das Elsass und die beiden andern Bistümer 
ähnlichen Inhaltes gewesen sein wird, so haben wir zweifellos hier 
eine der bedeutsamsten Vorbereitungen für die Kammer von 1679 vor 
uns, durchgeführt von einem Mann, der bei dieser Kammer als Staats- 
sekretär des Auswärtigen eine Bolle zu spielen berufen war. Auch 
schon damals wurden seine Ermittelungen ohne weitere Umschweife 
auszunutzen versucht. 

Denn da Frankreich auch durch keinen auswärtigen Feind mehr 
in Anspruch genommen war, hielt Ludwig XIV. die Zeit für gekommen, 
den entscheidenden Schlag gegen das deutsche Reich im Sinne seiner 
Auffassung des westfälischen Friedens zu thun und die Bistümer Metz, 
Toul und Verdun in grösserem Umfange als dem des weltlichen Be- 
sitzes zu beanspruchen. Auch dieses Vorgehen erfolgte durch Ver- 
mittlung des Parlamentes, «las am 15. November 1658 gegen eine 
Abgabe von 200000 livres an den König und vielleicht auch von 
20 000 livres an den Kardinal Mazarin nach Metz zurückverlegt worden 

') Roussel, Histuire ecclesiastique el civile de Verdun, 18M, U, Anh. S. 92. 
s ) s. die Einzel-Reunionen. 
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war 1 ), und hier seine Reunionsthäligkeit aufgenommen halte. Auch 
das Parlament war seinerseits in Untersuchungen nach Art der von 
Colbert de Ooissy eingetreten. Durch Beschluss vom 3. November 1660 
war nochmals, trotz Protestes des Bischofs, eines der Mitglieder nach 
Vic abgesandt worden, um das bischöfliche Archiv nach Urkunden zu 
durchforschen: »qui pcuvent servir ä l'eclaircissement des droits du 
roi sur toutes les terres mouvantes et dependantes du dit eveche« 2 ). 
Auf Grund der hier vorgefundenen und der schon früher gesammelten 
oder von Colbert de Ooissy übermittelten Urkunden verfügte das 
Parlament unter dem 4. Januar 1662 a ), dass eine Reihe deutscher 
Landesherren, der Graf von Saarwerden und Bouquenom (Bockenheim), 
der Graf von Nassau-Saarbrücken, der Graf von Hanau und andere 
Vasallen des* Bistums diesseits und jenseits der Saar vor das Parlament 
zu laden seien, um auf die Forderungen, die der General-Prokurator 
des Königs gegen sie vorbringen werde, Rede und Antwort zu stehen. 
Durch denselben Beschluss wurde allen Vasallen der Bistümer, die 
mittelbar oder unmittelbar Unterthanen des deutschen Reiches zu sein 
vorgäben, verboten, eine andere Landeshoheit anzuerkennen, als die 
des Königs von Frankreich, und einen anderen höchsten Gerichtshof, 
als das Parlament zu Metz, bei Strafe der verletzten Majestät für 
schuldig und ihrer Lehen für verlustig erklärt zu werden. Wie die 
später vorzuführenden Erkenntnisse der Reunionskammer von 1679 
zeigen werden, war der Beschluss selbst im Wortlaute den Endurteilen 
dieser Kammer ganz gleichartig. Um aber die Forderung nicht als 
eine neue, sondern als eine selbstverständliche, durch die Besitzver- 
hältnisse naturgemäss sich ergebende hinzustellen, wurde sie nicht für 
sich erhoben, sondern in geschickter, wenn auch durchsichtiger Weise 
in die Entscheidung über eine Beschwerde verflochten, welche Unter- 
thanen der genannten Fürsten, zugleich mit Einwohnern des eigentlichen 
Bistums Metz gegen ihnen auferlegte Steuern erhoben haben sollten, 
was wohl auf Bestellung geschehen sein dürfte; die im Schlusssatze 
erhobene Forderung der Lehensanerkennung durch die Herren selbst 
sollte nur die noch vorkommenden Zweifel über die Landeshoheit be- 
heben. Nach französischer Angabe ist dieses, als zweites Vor-Reunions- 
unternehmen zu bezeichnende Projekt durch den Intendanten Choisy 
und den Parlamentsrat Ravaul.x bereits in Metz aulgestellt worden 4 ). 

') Michel, S. 138. 

*) Kmraery III, S. 166. 

*) Kmmcry III, S. 566. 

*) Calrnct III, S. 582. Die hier gemachte Angabe, dass die Aufstellung im 
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Die vorherige Genehmigung, wenn nicht Anregung dürfte aber zweifel- 
los vom Könige erfolgt sein, zumal der Beschluss auch auf lothringische 
Gebietsteile sieh erstreckte. 

Wie der Herzog, so protestierten auch die durch das Vorgehen des 
Parlamentes in ihrem Besitzstande bedrohten deutschen Reichsfürsten; 
sie traten zusammen und wendeten sich zunächst an die französische 
Regierung mit dem Ersuchen um Aufhebung des Pariamen Is-Beschlusses; 
hier erfuhren sie zwar »gute Vertröstung« konnten aber keine Ab- 
änderung des Geschehenen erreichen ; eine Besetzung der beanspruchten 
Gebiete durch französische Truppen erfolgte aber zunächst noch nicht. 
Die Reiehsfürsten gingen nunmehr den Reichstag zu Regensburg um 
Unterstützung an ; ehe dieser aber zu einem Entschluss kam, war der 
König in rücksichtslosester Weise weiter vorgegangen. Zunächst ord- 
nete er durch Kabinetsbefehl vom 10. September 1663 *) eine erneute, 
eingehendste Untersuchung der Archive an, und bestimmte zur Aus- 
führung selbst wieder den Intendanten de Choisy und den Parlaments- 
rat Roland Ravaulx; in letzterem, der nunmehr für die Dauer der 
ganzen Reunions-Unternehmungen in den Vordergrund tritt, hatte der 
König mit der ihm eigenen Menschenkenntnis und glücklichen Wahl 
das denkbar geeignetste Werkzeug für seine Pläne zu linden gewusst. 
In einer Denkschrift des späteren Metzer Intendanten Turgot, im 
Jahre 1699 verfasst 8 ), wird Ravaulx, anscheinend auf Grund persön- 
licher Bekanntschaft, als ein unruhiger, ehrgeiziger Mann geschildert, 
der, ohne sich um Verträge zu kümmern, alle benachbarten Gebiete 
mit den Bistümern zu vereinigen gedenke. Den Kern dieser Beurtei- 
lung hat Calmet sich angeeignet, indem er sagt: »Ravaulx etait un 
esprit remuant, assez confus, cherchant ä se faire valoir« 4 ). Selbst 
die hier gerügte Unklarheit dürfte bei der eigenartigen Thätigkeit, mit 
der dieser Mann betraut wurde, kaum als eine nachteilige Eigenschaft 
anzusehen sein. Im Uebrigen aber wird das Bild eigenartiger Origi- 
nalität etwas verdunkelt durch das Wirken seines Vorgängers und 
Gesinnungsgenossen Dupuy 5 ) und des Kardinals Richelieu selbst, dessen 
Theorien Ravaulx sich angeeignet hatte und insbesondere hinsichtlich 



Jahre 1663 erfolgt sei, bedarf nach Vorstehendem der Berichtigung. 

') Bericht, was wegen der Metz-, Toul- und Verdunschen Lehen-Sachen bis- 
her vorgegangen. Regensburg KJ70. S. 3 ff. 

l ) Emmcry, IV, S. 137. 

») Handschrift in der städtischen Bibliothek zu Metz. 
*) Calmet III, S. 582. 
») s.S. 41. 
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des Herzogtums Lothringen unter gleicher Begründung wie Richelieu 
zur Geltung zu hringen suchte 1 ). In den späteren Kammerverhand- 
lungen, besonders bei den Massen-Reunionen, i.st die Begründung oft 
nahezu wörtlich den von Richelieu inspirierten Schriften 2 ) entlehnt. 

Der jetzt erteilte königliche Befehl an die beiden Kommissare ging 
dahin, sich an die Sitze aller Aemter und Oberätnter, ferner noch aller 
Domkirchen, Abteien, Städte, Gemeinden und Landgüter im Bereiche 
der drei Bistümer zu begeben, überall die Archive und Akten sich vor- 
legen zu lassen, unter strenger Bestrafung jedes Widerstrebenden, und 
von allen Urkunden, die sich auf Beeinträchtigungen der Bistümer, oder 
ihrer Lehen bezögen (»des usurpations. entreprises, alienations et 
mouvances des biens temporeis«) beglaubigte Abschrift zu nehmen; 
diese Abschriften seien zu sammeln und an einem noch zu bestim- 
menden Orte aufzubewahren 3 ). Wie ersichtlich, war der Kabinetsbefehl 
eine Erneuerung und Vervollständigung des vom Parlamente selbst- 
ständig unter dem 3. November 1600 verfügten. Zu den so gesam- 
melten Urkunden wurde auch einer der früher erwähnten Briefe Serviens 
an das Parlament zu Metz *), betreffend die französischerseits verlangte 
Fassung des westfälischen Friedens -Vertrages genommen, der in der 
Sitzung der Reunionskammer vom 10. September 1663 verwertet 
werden sollte 5 ). Nachdem diese erneuten Befehle durchgerührt worden 
waren, setzte Ravaulx eine Denkschrift auf, in welcher er mit solcher 
Willkür und Uebertreibung den Bistümern fremde Gebiete zusprach, 
dass selbst Louvois bei der Vorlage in seiner Gegenwart in Lachen 
ausbrach"). In einer dem Wortlaute nach vorliegenden Denkschrift 7 ) 
schlägt Ravaulx vor, der Bischof von Metz solle an die Bischöfe von 
Strassburg, Speier, Worms, Mainz und Trier Schreiben richten, die in 
dem Stile der bischöflichen Schreiben der ersten fünf Jahrhunderte ab- 
gefasst seien (»d'un style s'approchant ä celui des eveques des cinq Pre- 
miers siecles«) und darin die Behauptung aufstellen, dass ihre Diözesen 
unrechtmässigerweise auf Kosten der benachbarten lothringischen ver- 
grössert worden seien; denn das ganze Bistum Strassburg sei einst 

• 

') s. S. 46. 

*} s. weiter unten. 

*) Wohl aus diesem Grunde sind im Metzer Archiv vorwiegend beglau- 
bigte Abschriften der maszgebenden Urkunden vorhanden. 
*) s. S. 56. 

*) s. unter Einzel-Heunionen. 
«) Michel, S. 20t). 

T ) Handschriftliches Konzept, vielleicht der Kntwurf zu vorstehender Eingabe, 
3. Anhang. 
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vom Bistum Metz abgezweigt worden, der Bischof von Trier habe 
einige Dekanate des Bistums Verdun sich angemasst, »et les autres 
eveques peuvent avoir fait la mcme ehose«. Wenn die Bischöfe dem 
Gesuche um Bückgabe nicht entsprächen, könne der König Truppen 
in Winterquartiere in dem ganzen Bereiche des Landes zwischen Bhein, 
Saar und Mosel legen, bei Klagen behaupten, dass alle besetzten Orte 
zu Metz, Toul oder Verdun gehörten und sie erst herausziehen, wenn ihm 
das Gegenteil bewiesen werde. 

Diese Pläne des ebenso gewalttliätigen wie konfusen Mannes 
waren dem Könige doch zu weitgehend; er entschied aber dahin, 
dass von allem Besitz zu ergreifen sei, was als zu den Bistümern 
gehörig angesehen werden könne. Mit der Ausführung wurde wieder 
das Melzer Parlament betraut; der General-Prokurator forderte die 
Bischöfe von Metz, Toul und Verdun auf, Verzeichnisse aller ihrer 
Lehen einzureichen, und deren Träger zur Huldigung zu veranlassen. 
Die Bischöfe konnten dieser Aufforderung nicht nachkommen, da die 
Lehensträger zum grossen Teil sich weigerten, Lehens Verzeichnisse 
vorzulegen und Huldigung zu erstalten, die kleineren unter dem Vor- 
wande, dass die Einkommen ihrer Lehen so geringe seien, dass die 
Kosten für Lehensverzeichnisse und Huldigung dadurch bei weitem 
nicht gedeckt würden. Das Parlament verfügte darauf unter dem 
4. Dezember 1066, dass bei Lehen von geringerem Ertrag als 50 livres 
die Huldigung vor dem nächsten königlichen Beamten abgestattet 
werden könne '). 



Inzwischen hatten die bedrohten deutschen Reichsstände auch 
den Reichstag zu Regensburg um Schutz gegen die französischen Usur- 
pationen angegangen, und diesen veranlasst, ihre Klagen im Mai 1665 
dem französischen Bevollmächtigten, Robert von Gravel, der seit dem 
1. September 1662 in Regensburg beglaubigt war, zugleich mit den 
elsässischen vorzutragen. Gravel antwortete aber nur mit Ausflüchten 
und allgemeinen Redensarten: der Reichstag wendete sich daher in 
einem Schreiben vom 19. August 1665 an Ludwig XIV. selbst, und 
schlug zur Lösung der entstandenen Schwierigkeiten die Einsetzung 
eines Schiedsgerichtes vor, das in Regensburg zusammentreten solle. 

') Eminery V, S. 153. 

J ) Das Thatsächliche im Folgenden zumeist nach Paclincr von Eggenstorff. 
Sammlung aller Heichss« hlüsse, Regensburg 17-J0 — 1777, und nach dein »Bericht 
wegen der Met/, Toul, Verdunstlien Lehen«. 



2. Das Schiedsgericht zu Regensburg 8 ). 
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Schon in diesem Schreiben tritt der unlösbare Widerspruch der beider- 
seitigen Auflassung wieder deutlich hervor; der Reichstag beschwert 
sich, dass die Königliche Gewalt über den Bezirk und das Gebiet der 
drei Bistümer hinaus ausgedehnt werde (»regiam jurisdictionem ultra 
episcopatuum districtum et territorium intendi«), während, wie oben 
nachgewiesen, die französische Auflassung dahin ging, dass die Lehen 
innerhalb des im Westfälischen Frieden abgetretenen »districtus« lägen. 

Der König, für den der eben ausgebroehene Devolutionskrieg eine 
Vertagung der Sache erwünscht machte, antwortete unter dem 18. Sep- 
tember desselben Jahres; er stellte sich erstaunt (»un peu surpris«) 
über den Schritt des Reichstages, da aus den Verhandlungen mit 
Gravel schon seine Auflassung zu erkennen und ein Grund zu der- 
maligen Klageti daher nicht vorhanden sei; er habe aber seit dem 
Abschlüsse des Westfälischen Friedens den Reichsständen so viele 
Proben und Zeugnisse für seinen Wunsch der Aufrechterhaltung des 
Friedens gegeben, dass er auch auf den Antrag der Einsetzung eines 
Schiedsgerichts eingehen wolle; denn die Ruhe des Reiches habe ihm 
immer am Herzen gelegen (»nous avons toujours aime son repos«); 
er habe deshalb Kur-Mainz, Kur-Köln, Schweden und Hessen-Kassel 
zur Vermittlung ausersehen, während sein Gesandter Gravel die könig- 
lichen Ansprüche zu vertreten haben werde. Der Reichstag bestimmte 
seinerseits erst am 10. April 1666 zu Schiedsrichtern Kurhessen, Kon- 
stanz, Regensburg, und nachdem Oesterreich abgelehnt hatte, am 
16. Januar 1607 Eichstädt. Dass er hiernach VU Jahre brauchte, um 
sich über die von ihm abzuordnenden Vertreter zu einigen, war ganz 
im Sinne des französischen Königs, dem es auf Verschleppung und 
Versumpfung der Angelegenheit ankommen musste. Diesem Zwecke 
entsprechen daher auch die Korderungen, weicht; er am 23. Januar 1607 
für den Geschäftsgang stellen liess, dahin gehend, dass über Einzelheiten 
der Verhandlungen erst dann an den Kaiser zu berichten sei, wenn 
eine Einigung erfolgt sei 1 ); der Gesandte wahrte sich dadurch die 
Möglichkeit, jeden Abschluss, auch einen negativen, zu vereiteln und 
die Verhandlungen ins Endlose zu verlängern. Gleichzeitig wurde 
wieder, nach Richelieuschem Vorbilde, die Publizistik zu Hülfe ge- 
nommen. In demselben Jahre erschien zu Paris eine Streitschrift des 
Parlaments- An wall es Aubery*), in welcher nachzuweisen gesucht wird, 
dass die französischen Könige die rechtmässigen Nachfolger Karls des 

') Die auf die elsässischen Verhältnisse bezüglichen Verhandlungen werden 
hier übergangen. 

») Aubery, I)es justes pretentions du roi sur l'empire. Paris, 1G67, S. 90. 
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Grossen seien und der grössere Teil Deutschlands als Vatersgut und 
Erbteil den französischen Fürsten zustehe (le patrimoine et l'ancien 
heritage des prinees francais). Die Abtretungen im Westfälischen 
Frieden seien eine Art Anerkennung der alten und gerechten Ansprüche 
der Könige auf Deutschland, innerhalb dessen sie fast nichts neu er- 
obern, sondern nur den Rest dessen wiedererwerben könnten, was 
ihnen einstmals widerrechtlich entzogen sei. 

In Regensburg aber dauerte es wieder nahezu a U Jahre, ehe die 
eigentlichen Verhandlungen begannen; am 23. September 1667 wurde 
dem Schiedsgericht die Klage der augegrillenen Reichsslünde vorgelegt, 
in welcher diese ausführten, dass sie seit Jahrhunderten im Besitze 
der angefochtenen Lehen seien, dass sie stets ihre Kreislasten ge- 
tragen, auch die Bischöfe sich keinerlei Oberhoheit angemasst, viel- 
mehr lediglich die Investitur nach altem Herkommen erteilt hätten; 
auch seien während der mehr als 100jährigen Besetzung der Bis- 
tümer Seitens Frankreichs niemals Ansprüche an sie gemacht, 
auch nicht nach Abschluss des westfälischen Friedens, da sie 
ausserhalb des Distriktes der Bistümer gelegen seien; 
»das Parlament von Metz habe daher sonder Zweifel aus Mangel ge- 
nügsamer Information und ohne Ihrer Königlichen Majestät Vorwissen 
und Willen sich angemasst und unterstanden, ein höchst beschwerliches 
Kdikt oder Arrest ergehen zu lassen.« Wenngleich nun auch dessen 
»thätliche Kxequirung« bisher unterblieben, so seien doch weitere In- 
vestituren verweigert worden. 

Der am 2. Mai des folgenden Jahres abgeschlossene Frieden 
zu Aachen war für die vorliegende Streitfrage und die beabsich- 
tigten Gebietserweiterungen im Lothringer Lande nicht von direkter 
Bedeutung; immerhin aber war durch die Beendigung des Krieges 
und die niederländischen Gebietserwerbungen die Macht Frankreichs 
gestärkt, seine Stellung eine wesentlich festere und gehobenere ge- 
worden. Augenscheinlich* war dieser Zeitpunkt zur Beantwortung der 
reichsständischen Klage abgewartet worden. Erst nach einem Jahre, 
am 10. September 1668, erfolgte daher die französische Entgegnung, 
in der Gravel in weitläufiger Ausführung zunächst die Auffassung zu 
widerlegen sucht, als bestehe hinsichtlich der Souveränität des Königs 
ein Unterschied zwischen den unmittelbar vom Kaiser, und mittelbar 
von Reichsfürsten, also den Bischöfen von Metz, Toul und Verdun ab- 
hängigen, an Frankreich abgetretenen Lehensgebieten. Wenn die Va- 
sallen vor und nach der französischen Besitzergreifung ausschliesslich 
zum Reiche Beziehungen gehabt und dessen Lasten getragen hätten, 
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so sei das von keinem Belang; denn es komme nicht darauf an, was 
sie gethan hätten, sondern was sie hätten thun müssen, und jetzt thun 
sollten ; es sei daher unbegründet, dass sie gegen ein Edikt des Metzer 
Parlamentes sich beschwerten, da nach zwei Bestimmungen des West- 
fälischen Friedens alle Bechte dem Könige und seinen Organen über- 
tragen seien. Die Behauptung aber, dass sie ausserhalb des Distriktes 
der Bistümer, in eigenen reichsunmittelbaren Fürstentümern ihre Be- 
sitzungen hätten, falle in sich zusammen, da ihr Gebiet einen eigenen 
Distrikt nicht bilde. Das Wort »districtus« sei aber nicht der 
Verkleinerung, sondern der Vergrösserung der Bistümer 
wegen hinzugefügt worden ; auch gäbe es unzählige Beispiele, dass 
ein Besitztum im Distrikte eines andern gelegen sei ; der einzige Grund 
der Verweigerung der Investitur sei daher, dass die Vasallen den Vor- 
bedingungen einer solchen sich nicht unterworfen hätten. Die Antwort 
der Lehensträger erfolgte am 2. Januar 1(569, nachdem inzwischen 
durch kaiserliches Bescript vom 8. Dezember 1668 »die von Reichs- 
wegen verordneten arbitri nachdrücklich ermahnt worden waren, dass 
sie sich des von ihnen übernommenen arbitrii unverlangt unterfangen 
wollen«. Die Vasallen führten aus, dass der von Gravel beliebten Aus- 
legung schon während der Friedensverhandlungen widersprochen worden 
sei, und dass die französischen Ansprüche kaiserlicherseits niemals Zu- 
stimmung gefunden hätten; dadurch seien ihre Lehen als ausserhalb 
des Distriktes (extra districtum) gelegen anerkannt worden, eine Auf- 
fassung von der niemals abgewichen worden sei. Zum Beweis legten 
sie in Anlage das Reichsgutachten vom 17. August 1647 ') und dessen 
kaiserliche Bestätigung bei und gaben eine kurze Schilderung der be- 
züglichen Verhandlungen auf dem Friedens-Kongresse selbst. 

Der französische Bevollmächtigte antwortete erst nach einem 
halben Jahre, am 29. Juni 1669, in noch breiterer Ausführung an seinem 
früheren Antwortschreiben festhaltend, aber in den Ausdrücken bereits 
schärfer werdend. So nennt er die Ansichten seiner Gegner: »otiosa 
insania, et a sano et genuino verborum instrumenti pacis intellectu 
eorumque interpretatione congesta et remota«, während nach seiner Auf- 
fassung in dem Fricdens-Instrumente »nulla in verhis obscuritas, nulla 
ambiguitas« gefunden werden könne. Neu ist in dieser Antwort nur das 
grosse Gewicht, welches Gravel auf das Wort »que« in dem Ausdrucke 
»eorumque episcopatuum districtus« legt. Da diese Partikel »distinc- 
tionis nota et ejus natura« sei, so folge aus deren Anwendung, dass 

•) s. S. 68. 
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»districtus« etwas anderes als »episcopatus« und zwar eine Erweiterung 
dieses Begriffes sei, eine Auffassung, der eine gewisse Berechtigung 
nicht abzusprechen sein wird. Eigentümlich ist dabei aber, dass Gravel 
. das beste Argument für seine Auffassung, den Vergleich mit Magdeburg, 
Bremen und Minden sich entgehen Hess'); dieses wurde erst in der 
letzten Beunions-Sitzung der Metzer Kammer, am 10. September 1683 
von Bavaulx verwerthet 8 ). 

Es folgte hierauf noch am 30. Mai 1670 eine >schliessliche und 
gründliche Befutationsschrift« der Gegenpartei, welche trotz grosser 
Länge etwas Neues nicht enthielt und nicht wohl enthalten konnte; 
das Gleiche gilt naturgemäss von der Erwiderung Gravcls vom 
1. Februar 1671, trotzdem dieses Schriftstück die vierfache Länge 
der schon recht weitschweifigen Antwort vom 2U. Juni 1669 hatte. 
Die Verhandlungen bewegten sich, trotz der gegenseitigen Ueber- 
bietung in dem Umfange ihrer Ausführungen, eben stets im Kreise, 
da nach deutscher Auffassung die Lehen ausserhalb, nach französischer 
Auffassung innerhalb des Distrikts der Bistümer liegen sollten. Nur die 
eine Absicht des französischen Bevollmächtigten und seines Königs, die 
Streitfrage in die Länge ziehen und versumpfen zu lassen, wurde, be- 
günstigt von der schwerfälligen deutschen Beichs -Organisation, voll- 
ständig erreicht; ein Schiedsspruch in dieser Angelegenheit ist über- 
haupt nicht erfolgt; der ausbrechende Krieg machte schliesslich den 
Verhandlungen ein Ende. 

Der zur Zeit dieses zweiten Beunions-Unternehmens von 1658—1668 
bestehende Rheinbund 3 ) scheint weder auf das Vorgehen Frankreichs, 
noch auf die Verhandlungen in Regensburg von Einfluss gewesen zu 
sein, anscheinend deshalb, weil zu den angegriffenen Beiehsständen 
Mitglieder des Bundes nicht gehörten. Nicht unwahrscheinlich aber ist 
es, dass Frankreich wegen der Vorteile, die es sich von der Aufrechl- 
erhaltung des Bundes versprach, damals noch der Beanspruchung von 
Gebietsteilen des Kurfürstentums Trier sich enthielt. 

3. Die Besetzung des Herzogtums Lothringen. 

Ungleich rücksichtsloser, als gegen die deutschen Reichsstände 
war inzwischen Louis XIV. gegen das Herzogtum Lothringen vorge- 
gangen, dessen völlige Auflösung und Annexion im Beginne des Jahres 
1670 ins Werk gesetzt wurde. »Quoiquc I on ne put se plaindre avec 

>) s. S. 60. 

') s. unter Einzel-Rcunionen. 
*) Erdniannsdörfler, I, S. 312 ff. 
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justice des d£marches de Charles IV, ni trouver mauvais qu'il pril * 
les mesures necessaires pour mettre la Lorraine ä l'abri d'une inva- 
sion, Louis resolut de le pousser ä un eclat qui devait in6vitablement 
entrainer sa ruine«; mit diesen Worten ist die Handlungsweise des 
Königs gegen das unglückliche Land treffend charakterisiert 1 ). Um 
möglichst rasch und vollständig zum Ziele zu gelangen, versuchte der 
König mitten im Frieden sich der Person des Herzogs zu bemächtigen; 
am 26. August 1670 erfolgte der Ueberfall zu Nancy, dem Karl IV. 
nur durch eilige Flucht sich entziehen konnte, lieber seine Absichten 
ihm gegenüber äusserte sich der König mit geradezu cynischer Offen- 
heit in einem Briefe vom 29. August an den mit der Eroberung Loth- 
ringens beauftragten Marschall Crequi 8 ); er sagt darin, er wolle den 
Herzog beseitigen, der Marschall solle dies aber niemals aussprechen; 
er wolle vielmehr ihm solche Bedingungen stellen, dass der Herzog sie 
nicht annehmen könne, und mit keinen Anerbiet ungen zufrieden sein, 
ausser mit der vollen Aufgabe des Landes; zu dem Zwecke solle der 
Marschall ihn völlig aus seinem Lande vertreiben. In 6—7 Wochen 
war die Absicht des Königs durchgeführt, das ganze Herzogtum von 
den französischen Truppen erobert. 

Der Herzog wendete sich nunmehr an den Reichstag zu Regensburg, 
wo sein Gesandter Johannes a Monnet-Reinemberg als reichsständischer 
Vertreter für das Marquisat Nomeny anwesend war; ihm gegenüber ver 
trat die französischen Interessen der von dem Schiedsgerichte her be- 
kannte Gesandte des Königs, Robert de Grevel. Zwischen beiden entspann 
sich nunmehr ein erbitterter Federkrieg, der von besonderem Interesse 
ist. weil dabei in ausführlicher Weise die wahrscheinlich erst bei dieser 
Gelegenheit erfundenen Vorwände Tür die Vertreibung des Herzogs zum 
Ausdruck kommen. In seiner ersten Eingabe hatte Monnet den Ueberfall 
Ludwigs XIV. als einen Eingriff in das Reichsgebiet, als eine Verletzung 
der höchsten Rechte des Reiches dargestellt 3 ). Grevel daraufhin am 
17. September 1670 dem Reichstage eine Deklaration vorgelegt, in 
welcher er das Vorgehen des Königs zu entschuldigen versuchte. 
Monnet antwortete darauf am 15. Oktober u. a. 4 ): »es sei männiglich 
bekannt, wie weit sich des Allerchristlichsten Königs Zornmütig-, Ge- 

') Digot, Histoire de Lorraine, 1851?, V, S. 397. 

») Der »rief ist im Auszuge abgedruckt bei d'llaussonville, III, S. 262; nach 
Angabe des Verfassers von der Hand Lyonnes geschrieben. 
*) Fitte S. 82. 

*) Das Folgende nach den »Memoriales« der Gesandten, Sonderabdrücke 
ohne Dalum, in Deutsch und Lateinisch auf der Universitäts-Bibliothek zu Strassburg. 
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waltlütig- und Rachgierigkeit wider den Herzog hervorgetan habe« ; er 
beschwert sieh dann weiter, dass das Eigentum des Herzogs nebst 
allen Archiven und Geschütz von der Hofstatt zu Nancy nach 
Metz geführt, die meisten lothringischen Städte eingenommen, deren 
Mauern eingerissen und das ganze Herzogtum mit einer starken Armee 
überfallen worden sei. 

In der Antwort vom 25. November führte Gravel nunmehr 
die Gründe an, welche den König zur Entsetzung des Herzogs be- 
wogen hätten. Der Kern seiner sehr weitschweifigen und unklaren 
Ausführungen bestand darin, dass der Herzog in mehrfacher Hin- 
sicht wider die Traktaten gehandelt und sich geweigert habe, eine 
solche Versicherung zu leisten, dass der König sich künftighin darauf 
verlassen könne; er habe sich daher gegen des Herzogs unruhige und 
wankelbare Leichtsinnigkeit verwehren müssen, zumal auf die Klagen 
über Infraktionen der Traktate der Herzog eine höhnische Antwort 
mit schimpflicher Verdrehung erleilt habe ; ausserdem habe der Herzog 
mit Hintansetzung seines Versprechens das Herzogtum Bar mit uner- 
träglichen Auflagen beschwert und andere Gesetzwidrigkeiten in diesem 
von dem höchsten Gerichtshöfe zu Paris dependierenden Herzogtum 
begangen; »unterschiedliche Reichsglieder werden daher mit ihrer 
eigenen Erfahrung bezeugen können, was diesem so süss redenden Ge- 
sandten vor ein Glauben beizumessen sei.« 

Monnet antwortet darauf am 19. Dezember, wobei er die vielen 
dem Herzoge gemachten Vorwürfe in richtiger Weise in zwei Gruppen 
zusammenfasst, die Verletzung der Traktate, und die Gesetzwidrigkeiten 
im Herzogtum Bar. In ersterer Hinsicht führt er an, dass er von Zu- 
widerhandlungen gegen Verträge und dem Herzoge gestellten Bedingungen 
bisher nichts gewusst habe; »es sei dem Herzoge ein Geringstes dar- 
über nicht verkündet, kurz vor dem Ueberfall vielmehr Seine Durch- 
laucht aller Dienste und Freundlichkeit versichert worden«. General 
Fourville und Marschall Crequi hätten auf Befragung wegen der Gründe 
des Ueberfalles keine andere Antwort gegeben, als: »auf königlichen 
Befehl«. Eingaben des Herzoges an den König seien unbeachtet ge- 
blieben. 

Hinsichtlich des zweiten Vorwurfs, dass sein Landesherr in dem 
Herzogtum Bar »über die Schnur gehauen habe«, wirft Monet dem 
französischen Gesandten vor. dass er nicht Bar mouvant und non mou- 
vant unterscheide; letzteres sei das weitaus grössere Gebiet; darin ge- 
bühre dem Herzog die volle Souveränität, wie in Lothringen ; auch im 
Bar mouvant bestehe die Dependenz nur in dem Lehenseid und dem 
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Recht, von den Vögten und Schultheissen an das Parlament zu appel- 
lieren. Monnet sucht alle Vorwürfe im Einzelnen zu widerlegen, und 
schliesst, jedenfalls ohne Ironie, mit den Worten: »dass des heiligen 
Reiches Stünde Seine Durchlauchtigkeit als ein getreues und unzertrenn- 
liches Mitglied eines so herrlichen Leibes in ihren noch fernem Schutz 
nehmen wollen«. Die Antwort Gravel's vom 14. März 1671 enthält 
keine neuen Momente, ersetzt aber, ähnlich wie die späteren Eingaben 
an das Schiedsgericht, den Mangel an Gründen durch üusserste Schroff- 
heit des Tones : erst nach längerer Ueberlegung habe er beschlossen, 
zu antworten, und >die Absurdität vorbemeldeter Schrift, die Nullität 
der darin angegebenen Gründe, und des Schriftstellers unbedachtsame 
Verwegenheit vorzustellen«. Das Vorgeben der von den Herren de 
Fourville und de Crequi gegebenen Freundschafts- Bezeugungen habe 
keinen einzigen Schein von Wahrheit ; dass der König keinen Brief 
annahm, habe seinen Grund darin, dass er auch nicht den geringsten 
Vertrag oder Schrift eines so wankelmütigen und treubrüchigen Fürsten, 
welcher nicht einen einzigen Funkt, weder der Traktate noch seiner 
Worte hielte, annehmen könne. >0 der grossen Vermessenheit, steigt 
ihm nicht die Schamröte ins Gesicht-, sagt schliesslich Gravel von 
seinem diplomatischen Gegner. 

Ein Ergebnis konnten diese Verhandlungen ebensowenig haben, 
wie die des Schiedsgerichts; das ganze Herzogtum blieb während des 
im folgenden Jahre beginnenden Krieges unter französischer Herrschaft. 

4. üebergriffe gegen die spanischen Niederlande. 

Wie früher angedeutet 1 ), führten auch die Bestimmungen des 
pyrenäischen Friedens über die Abtretung des spanisch-niederländischen 
Unteramtes Diedenhofen zu Weiterungen, da auch sie französischer- 
seits im Sinne ihrer Reunionstheorien ausgelegt und verwertet wurden. 
Zweifellos verlieh der Wortlaut, unter dem die Abtretung erfolgt war, 
den Franzosen ein Recht auf die unmittelbar zu Diedenhofen gehörigen 
Lehen; bei den Friedens-Exekutions-Verhandlungen zu Metz H>02 
wurden daher auch 5 solcher Lehensherrsehaften gefordert 2 ), und von 
Spanien ohne weiteres zugestanden, nämlich Binningen (Russ) und 
Neuenburg südlich, Dettingen und Wollineringeii nördlich, Volkringen 
westlich Diedenhofen. Anscheinend ermutigt durch diesen leichten Er- 
folg forderten aber unmittelbar darauf die Franzosen 20 weitere, dem 
Herzogtum Luxemburg unmittelbar zu Lehen stehende Herrschaften, 
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soweit erkennbar zu Diedenhofen in keiner anderen Beziehung stehend, 
als dass sie in nicht zu weitem Umkreise der Hauptstadt gelegen waren, 
darunter Rodemachern mit dem Interlehen Preisch, die seit 1492 dem 
Markgrafen von Baden zu Lehen gegeben waren, Püttlingen bei Rode- 
machern 1 ) und Rüttgen (Roussy). Infolge Widerspruchs von Seiten 
Spaniens gaben die Franzosen zwar vorläufig nach, behielten sich aber 
in einer Schlusserklärung ihre Rechte vor. »Nous, commissaires du 
roi tres chrclien avons aeeepte le delaissemenl avec la protestation, 
quo la präsente aeeeptation ne pourra nuire ni prejudieier aux pre- 
tentions du procureur du roi tres chretien pour les autres lienx con- 
lenus dans les lisles par lui eommuniquees.« Die beigefügte Liste 
enthielt aber diese Luxemburger Lehen, mit Ausnahme der drei vor- 
stehend namentlich aufgeführten; die übrigen 17 waren daher durch 
den eingelegten Protest zu Frankreich in ein ähnliches Verhältnis ge- 
treten, wie die Bistumslehen seit dem westfälischen Frieden, blieben 
aber, abweichend von diesen, auch nach Beendigung der Friedens- 
Kxekutions-Verhandlungon in französischer Verwaltung; anscheinend 
gab Spanien diese Lehen schon damals verloren. Am 27. Mai 1668 
hatte Frankreich aber auch des besonders wichtigen Rodemachern sich 
bemächtigt, bald darauf auch die beiden anderen Lehensherrschaften Pütt- 
lingen und Riillgeu besetzen lassen, sodass nunmehr alle 20 Lehens- 
herrsehafton thatsächlich im französischen Besitze waren; eine ein- 
undzwanzigsle Lchensherrschaft , Beiern, unmittelbar an Püttlingen 
grenzend, scheint französischerseils übersehen worden zu sein ; sie ist 
in der Liste nicht aufgeführt, kommt auch in den späteren Lehens- 
huldigungen nicht vor, während für alle anderen genannten Herr- 
schaften Lehenshuldigungen im Original vorgefunden sind; Beiern kam 
infolgedessen erst 1 7*59 in französischen Besitz. Bei Ausbruch des 
Krieges ging aber Rodeniachern wieder verloren; der Statthalter von 
Luxemburg besetzte die Burg und Ortschaft und Hess die Festungs- 
werke schleifen ; auch während der ganzen Dauer des Krieges blieb 
Rodemachern in spanischem Besitze. 

5. Der Friede zu Nymwegen. 

Der Friedens-Vertrag brachte nach keiner Richtung hin eine Er- 
ledigung der zwischen Frankreich und seinen Nachbarmächlen in den 
Friedensverträgen von Ki48 und 1659 offen gebliebenen Streitfragen. 
Mit Spanien waren die Friedens -Verhandlungen zuerst, am 17. Sep- 

') Nidit zu verwechseln mit zwei gleichnamigen, spiitor zu erörternden 
Herrschaften i'iiUlinj.-en hei Saarbrücken und Püttlingen hei Saaralben. 
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tember 1678 zum Absehluss gekommen; das Friedens-Instrument ent- 
hält nichts über die streitigen Lehen im Umkreise von Diedenhofen. 
Aus dieser Uebergehung leitete naturgemäss Frankreich die Berechti- 
gung seiner früheren Ansprüche her; schon am 30. Dezember 1678 
besetzten die Franzosen von neuem Rodemachern und stellten die Be- 
festigungen wieder her 1 ). 

In den Friedens-Verhandlungen zwischen Frankreich und dem 
Reiche*), deren Absehluss etwa ein halbes Jahr später, am 5. Fe- 
bruar 1679, erfolgte, wurde die Frage der Bistums -Lehen wieder in 
gleich streitiger Weise behandelt wie vor dem Regensburger Schieds- 
gericht. Die kaiserlichen Gesandten stellten die Forderung, dass 
die früher beanspruchten Lehen der Bistümer als ausserhalb des 
Distriktes derselben gelegen anerkannt und der französischen Ober- 
hoheit entzogen würden; die königlichen Gesandten behaupteten dem 
gegenüber, die Lehen seien durch den Westfälischen Frieden zugleich 
abgetreten worden. Trotz der völligen Aussichtslosigkeit einer Verein- 
barung über diese widersprechende Auffassung wurde deutscherseits 
ein neues Schiedsgericht zugleich auch für andere Streitfragen vorge- 
schlagen, von den Franzosen jedoch, als gegen die Rechte des Königs 
gehend, bestimmt abgelehnt. Am 3. Februar 1679, 2 Tage vor der 
Unterzeichnung des Friedens, gaben darauf die kaiserlichen Bevoll- 
mächtigten die Erklärung ab, dass sie, um das Friedenswerk zum Ab- 
sehluss zu bringen, zwar auf die Aufnahme der zu Gunsten der Va- 
sallen vorgeschlagenen Bestimmungen verzichteten, dass sie aber durch 
diese Unterlassung deren Rechte in keiner Weise beeinträchtigt wissen 
wollten (per hanc omissionem nihil praedictarum partium juribus 
praeiudicari). Infolgedessen wurde die Streitfrage im Friedens-Instru- 
mente ganz übergangen und nur ausgesprochen, dass der Westfälische 
Friede voll und ganz aufrecht zu erhalten sei (pax Monasterii West- 
falorum restituetur in omnibus et singulis suo pristino vigori). 

Diese neue Nachgiebigkeit von Kaiser und Reich musste naturgemäss 
die französische Krone als eine Bestätigung ihrer Rechte auf die streitigen 
Gebiete im Elsass sowohl wie in Lothringen ansehen; im Juni dessel- 
ben Jahres schreibt Louvois, bei Gelegenheit einer Besichligungs-Reise 
im Elsass und der Franche-comte: »j'ai fort entretenu rinlendaut de 
toul ce <ju'il y a u faire pour etendie la domination de Votre majeste 
autant quelle le doit etre suivant le veritable sens du traite de 

>) s. S. 87. 

') Fachner von Eggcnstorff, II, S. 94 ff. 
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Munster« '). In den weiteren Verhandlungen wurden die Hechte Krank- 
reichs daher stets unter Berufung auf die beiden Friedens-Verträge 
geltend zu machen gesucht. 

Kino Reihe von Artikeln de« Nymwegener Vertrages betrafen das 
Herzogtum Lothringen; sie entsprachen den Grundsätzen, welche 
Ludwig XIV. in dem Briefe vom 29. August 1670 ausgesprochen 
hatte 8 ). Nach dem Friedens -Vertrage sollte der nominell 1675 zur Re- 
gierung gekommene Herzog Karl V. seine eigene Hauptstadt Nancy, 
die Stadt und das Amt Longwy und 4 von Nancy ausgehende Etappen- 
strassen an Krankreich abtreten, dafür von Frankreich die Stadt Toul 
nebst Vorstädten und Bann erhallen. Der Herzog lehnte, wie erwartet, 
diese Bedingungen ab; das Herzogtum wurde deshalb nach wie vor 
als französisches Gebiet behandelt. 

Kine grosse Anzahl um diese Zeit erschienener Urkundensamm- 
lungen, Flugschriften und Abhandlungen aller Art sollte die Rechts- 
gülligkeil der französischen Ansprüche auf Lothringen beweisen 3 ). 
Auch in den Verhandlungen, welche nach Abschluss des Friedens zu 
Nymwegen über die Ausführungs-Bestimmungen stattfanden, wurde die 
Frage, in welchem Umfange die ;i Bistümer durch den Westfälischen 
Frieden abgetreten worden seien, wieder erörtert. Kaiserücherseits 
wurde in den Konferenzen mit dem französischen Bevollmächtigten, 
welche zu Nymwegen am 1. und 3. Juli gehalten wurden 4 ), die Räu- 
mung der Metzer Lehen verlangt; Colbert erklärte sich dazu bereit, 
wenn in dem Protokoll gesagt werde »vorbehaltlich der Souveränität 
des Königs Kaiserlicherscils wurde statt dessen vorgeschlagen »vor- 
behaltlich der beiderseitigen Rechte«. An eine Einigung war natur- 
gemäss nicht zu denken; »denn wie wir die französische Prätention 
nicht guthiessen, also auch der Colbert dieselbe nicht schwinden lassen 
wollte«, heisst es in dem darüber gerührten Protokolle. In der »eon- 
ventio exeoutioni.« pacis Neomagensis« musste duher wieder ein höchst 
zweideutiger Ausdruck über den Streitpunkt hinweghelfen; nach der- 
selben »zieht der König seine Truppen aus allen Orten zurück, die 
ihm nicht kraft der Friedensschlüsse zu Münster und Nymwegen zu- 
stehen«. 

') Dnreale, Hisloire de France, 1875, V. S. M<> Hieraus schliessen zn wollen, 
dass I^mvnis erst jetzt diesen Gedanken dem Könige eingegeben habe, ist natür- 
lirh jet/.l nicht mehr angängig. 

*» s. S. G8. 

J ) Aufgeführt in Le I.ong, bibliolhfa|ue historiqtie de la France. 
•) l'aehner von FggenstorfT, II, S. 218. 
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6. Gewaltthaten nach dem Friedensschluss. 

Bei der schwächlichen Haltung des Kaisers und Reiches hielt 
Louis XIV. den Zeitpunkt nunmehr für gekommen, seine Auffassung 
der beiden Friedensverträge entschieden und nötigenfalls mit Gewalt 
zur Geltuug zu bringen. Gleichsam als Vorspiel der nun folgenden 
Ereignisse, als ein Probepfeil, wie weit Frankreich ungestraft dem 
Reiche gegenüber gehen durfte, erfolgte noch im Sommer 1079, mitten 
im Frieden, die gewaltsame Wegnahme der Festungen Homburg und 
Bitsch, von denen die erstere von kurfiirstlich-Trierischen, die zweite 
von kurrürstlich-Mainzischcn Truppen besetzt war. Die Verhältnisse 
hinsichtlich Homburgs, das zur Unterscheidung von dem bei St. Avold 
gelegenen Orte auch Gross-Homburg genannt wurde und heute zur 
bayerischen Pfalz gehört, waren zur Zeit verwickelter Natur. Ursprüng- 
lich dem Bistum Metz gehörig'), war die alte Herrschaft, auch Graf- 
schaft genannt, früh infolge Verleihung der Vogtei in den Besitz der 
Grafen von Nassau-Saarbrücken übergegangen; 1044 hatte sich jedoch 
Herzog Karl IV. von Lothringm, wegen angeblicher Forderungen an 
das Reich, dieses wie anderer Plätze bemächtigt. Durch den West- 
fälischen Frieden, Artikel »Comitibus Nassau-Saraponlanis«, ward das 
Gebiet diesen Grafen zwar wieder zugesprochen, der einschränkende 
Zusatz aber beigefügt: >Salvis utrique competenlibus juribus«. Der 
Herzog von Lothringen erklärte sich daher zur Räumung Homburgs 
wie 6 anderer von ihm besetzt gehaltener Plätze nur gegen eine an- 
gemessene Abfindung bereit. Nach langen Verhandlungen niussle das 
Reich 1653 sich zu dem wenig ehrenvollen Abkommen verstehen, für 
die Räumung von Homburg, Hammerstein und Landstuhl dem Herzog 
300000 Thaler zu zahlen. Diese Entschädigungssumme war aber, wie 
gewöhnlieh, von den Reichsständen nicht beizubringen; Homburg blieb 
daher auch während der Gefangenschaft des Herzogs von lothringischen 
Truppen besetzt. Ein Vertrag, den Ludwig XIV. am f>. März 16ü3 mit 
dem Grafen Johann Ludwig von Nassau-Saarbrücken sehloss, nach 
welchem dem Könige das Recht zustehen sollte, unter dem Grafen als 
Befehlshaber (»capitaine et gouverneur pour !e roi«) französische 
Truppen in den Platz zu legen *j, führte keine Aenderung herbei, da 
der König zur Zeit augenscbeinlich kriegerische Verwicklungen ver- 
meiden wollte. 



') s. Calmel, Nutice de Lorraine, f, S. 40(5 ff. 

») s. Dumont, Corps diplomatique, 1728, VI 2., S. 452. 
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Weitere Verhandlungen 1 ) mit dem Herzoge führten endlieh 1669 zu 
einem neuen Vertrage, nach welchem bis zur vollen Auszahlung der Ent- 
schädigungssumme Homburg in Gemeinschaft regiert werden, d. h. unter 
der civilen Verwaltung Saarbrückens, der militärischen Lothringens stehen 
sollte. Wie leicht erklärlich, führte dieses Verhältnis bald zu Miss- 
helligkeiten ; Saarbrücken klagte beim Reiche über Lothringen; nach 
vergeblichen Versuchen, die Reichsslände zur Zahlung des für die 
Räumung von Lothringen zu erstattenden Geldes zu bewegen, entschloss 
der Kaiser sich 1671 endlich zur Sequestration zu schreiten; Homburg 
erhielt darauf eine kurtrierische Besatzung, womit der Herzog sich 
einverstanden erklärte. Diese zur Reunionszeit noch fortdauernde 
Lage der Dinge benutzte Ludwig XIV. und stellte unmittelbar vor Er- 
öffnung der Metzer Kaminer an das Reich das Ansinnen, die seques- 
trierte »lothringische« Festung ihm abzutreten, da von ihr aus im 
verflossenen Kriege dem französischen Lande grosser Schaden zugefügt 
worden sei; er sei daher um so mehr berechtigt, sich des Platzes zu 
bemächtigen, als der Herzog den Frieden von Nymwegen nicht aner- 
kannt habe und die Grafschaft Saarbrücken, die gleichfalls Ansprüche 
auf die Festung mache, ein Metzer Lehen sei. Gegen diese »unter 
allerhand nichtigen Pretexten angeforderte Abtretung und anmassendc 
Lehensherrlichkeit über die Metzer Vasallen« spricht sich zwar sehr 
entschieden ein kaiserliches Kommissionsdekret vom 10. Oktober 1679 
aus, unter Einforderung eines Reichsgutachtens darüber; inzwischen 
aber war Homburg längst von französischen Truppen besetzt. Mit Weg- 
nahme des Platzes war Marschall Humieres beauftragt a ), der dazu eine 
Truppenmacht von 20 Bataillonen heranfahrte; »cetait beaueoup plus 
de monde qu'il ne fallail«. Nach dem von ihm vorgelegten Berichte 
war er am 15. September vor der Festung angelangt und hatte den 
Gouverneur zur Uebergabe aufgefordert. Dieser lehnte zwar ab, er- 
klärte aber nicht schiessen zu wollen, sodass der Marschall ungestört 
seine Laufgräben und Batterien bauen könne; am folgenden Tage kapi- 
tulierte darauf der Gouverneur unter der Bedingung, dass vor der 
Uebergabe 10—12 Schüsse gegen den Platz und Ii Schüsse aus dem- 
selben abgegeben würden, welche letzteren er ins Blaue richten lassen 
werde. Humieres bewilligte gütigst dieses Verlangen (»eüt la benignile*), 
worauf am 17. September die Besetzung französischerseits erfolgte. 

') Das Folgende ist den Roichslags-Verhandlungcn entnommen; s. Pachner 
von EggenstorfT II. 

*) ltousset, Histoire de Louvois 1863, III (nach einem Briefe Louvois an 
den König). 
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Am folgenden Tage ging in ganz ähnlicher Weise die Wegnahme 
der Festung Bitsch vpr sieh, die aber im Zusammenhange mit der 
Vorgeschichte und nachherigen Reunion dieses Gebietes zu erörtern 
sein wird J ). 

Aber nicht nur dem Reiche, sondern auch den spanischen Nieder- 
landen gegenüber ging Ludwig XIV. unmittelbar nach dem Nymwegcnor 
Frieden zu (iewaltthaten Uber*). 

Am HO. Dezember 1678, demselben Tage, an welchem der Friede 
in Antwerpen verkündet ward, bemächtigten die Franzosen sich des 
Schlosses, der Stadt und Herrschaft Rodemachern. Spanien be- 
schränkte siel» trotz Drängens der Luxemburger auf einen platonischen 
Protest ; infolgedessen erschien am 8. Oktober 1079 der französische 
Intendant Bazin zu Hesperingen, also unmittelbar vor den Thoren der 
Stadt Luxemburg, und zwang die Kinwohner dieser Herrschaft dem 
Könige von Frankreich den Treueid zu leisten, belegte auch das Schloss 
Hesperingen selbst mit einer kleinen französischen Besetzung. 

Gegenüber den spanischen Protesten erklärte der Kimig am 
20. Oktober, die Besetzung von Rodemachern und Hesperingen sei ge- 
schehen unbeschadet der Rechte des spanischen Königs : könne letzterer 
seine Rechte beweiset), so würde alles anstandslos zurückgegeben 
werden. 

') s. unter Einzel-Rcunionen. 

*) Das Folgende nach (Jiob in ><>ns llcinechl-, Organ des Luxemburgischen 
Geschichtsvereins, IV, S. 420 IT. Verfasser spricht Iiier gleichfalls die Ansicht aus, 
dass der König habe sehen wollen, .wie weit er gehen könnte«. 
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Zwkitkh Teil. 

Die Thätigkeit der Reanionskammer zn Metz 1679. 



1. 

Die Errichtung der Kanaer. 

Die Eroberung der Festungen Gross -Homburg und ßitsch, die 
Besetzung von Bodemachern und Hesperingen, die Motivierung dieser 
Gewaltthaten, insbesondere aber die Bezugnahme auf das Lebens- 
verhältnis zu Metz, lassen erkennen, dass der Zeilpunkt zur end- 
gültigen Durchführung der Beunionstheorien und zur Verwertung der 
langen und mühsamen Vorbereitungen nunmehr gekommen. In der 
Thal hatte zu dieser Zeil bereits das Parlament zu Besancon eine 
seiner Kammern mit Beunionen beauftragt; am 1. September 1679 
sprach diese Kammer der Krone Frankreich die Gebiete von Clermont, 
Chätelet und Blamont, im ganzen mehr als 80 zur Grafschaft Mömpel- 
gard gehörige Ortschaften zu. 

Durch Erlass des Königs vom 23. Oktober 1679 zu St-Germain *) 
wurde die Beunionskammer zu Metz errichtet; im folgenden Januar 
begann der Gerichtshof zu Breisach (conseil souverain d'Alsace) mit 
den Beunionen im Elsass. Nur in Metz erfolgte hiernach die Einsetzung 
einer besonderen Kammer des dortigen Parlamentes zu Beunions- 
zweeken; in Besancon und Breisach wurden dagegen die Urteile von 
den genannten Gerichtshöfen selbst, ohne Aenderung ihrer Organisation, 
abgegeben, sodass von einer Beunionskammer an diesen Orten nicht 
gesprochen werden kann. 

Die führende Bolle bei allen diesen Beunions- Unternehmungen 
war, nach Angabe Boussets'-), am französischen Hofe in Händen Louvois, 
nicht Colberts de Croissy, dem sie, als dem Staatssekretär des Aus- 
wärtigen, gebührt hätte ; von Einsetzung der Metzer Kammer soll sogar 
Louvois seinem Kollegen erst drei Monate später Mitteilung gemacht 
haben. »Louvois exerce au-dessus de M. de Croissy la dictalure po- 
litiquc et Uli mesure ä lui-menie en quelque sorte la pari qu'il doit 
prendre aux a (faires de son propre departement.« Auch Gaillardin, 
der Biograph Ludwigs XIV. 3 ), äussert sich in diesem Sinne: »Louvois 

') s. Anhang. 

') Rousset III, S. 21. 

3 ) Gaillardin, Histoire du r6gne de Louis XIV 1875, V, S. 10. 



Digitized by G( 



— 89 - 



elait l'inventenr de cette nouvelle diplomatie; il devint des lors le mi- 
nistre preponderant et ruina en partie le credit de Golbert«. Dieses 
Uebergreifen Louvois wird jedoch von anderer französischer Seite ') 
bestritten, unter dem Hinweis, dass Golbert de Croissy vom No- 
vember 1679 bis zum Krühjahre 1680 in einer besonderen Mission in 
Bayern war, das Amt des Auswärtigen aber in dieser Zeit von seinem 
Bruder, dem grossen Colbert (de Seignelay), versehen wurde; wenn 
daher Louvois damals eine diplomatische Diktatur ausgeübt habe, so 
sei dies nicht auf Kosten Croissys, sondern des angesehensten Ministers 
Ludwigs XIV. geschehen ; der Vertreter der letzteren Auffassung bringt 
dann weitere Beweise für seine Behauptung bei, auf welche nicht 
weiter einzugehen sein wird, da die Frage von geringerer Bedeutung 
ist, als von den französischen Schriftstellern angenommen wird; denn, 
wie nachgewiesen, ist die Reunionstheorie nicht erst jetzt aufgekommen, 
sondern seil vielen Jahrzehnten planinässig vom französischen Hofe 
verfolgt worden; auch handelt es sich, Havaulx gegenüber, mehr um 
einen mässigenden als einen anregenden Einfluss 2 ); wo allerdings im 
folgenden ein Kingreifen der Gentral-Regierung nachzuweisen sein wird, 
geschieht es stets durch Louvois, sodass wohl der Ansicht Houssets bei- 
zupflichten sein wird, so sehr Croissy auch nach seiner Stellung und 
auf Grund seiner früheren Mission für die Thätigkeit geeignet schien 3 j ; 
Charakter- Eigenschaften werden wohl hier ausschlaggebend gewesen 
sein. Dass aber der intellektuelle Urheber und die Seele der gegen- 
wärtigen Wiederaufnahme des Reunions -Werkes nicht Louvois, sondern 
der schon beim zweiten Vor-Unternehmen hervorragend beteiligte Har- 
lamentsrath Ravaulx war, nimmt auch Rousset an; »Ravaulx parait 
avoir etc le premier inventeur de cette revendication ou, comme on 
disait au 17« siecle, le donneur d'avis'j«. Abgesehen davon, dass 
Ravaulx nicht der erste Erlinder der Reunionstheorie war, ergiebt sieh 
die Richtigkeit dieser Aulfassung Roussels eben daraus, dass Ravaulx 
durchaus auf den Schultern Dupuys und damit des Kardinals Richelieu 
steht 5 ), wahrend ein Zurückgreifen Louvois auf diese früheren Theo- 
rien und Machenschaften nirgends erkennbar ist, wenn auch kaum be- 
zweifelt werden kann, dass Louvois von den Vorarbeiten Richelieus 
Kenntnis gehabt habe. 

') Bourgeois, in der Revue hislorique, 34. IM., S. 413. 
») s. S. 93. 
») 3. S. 69. 

•) Koussct m, S. 23. 
») s. S. 41. 
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Die Urheberschaft Havaulxs war aber selbst zur Reunionszeit 
schon in Deutschland bekannt; in einer in Cöln 1692 anonym erschie- 
nenen Flugschrift '), welche der Verfasser allen von der Reunion be- 
troffenen Fürsten und Ständen widmet {h tous los prinecs et ctats de 
la reunion), heisst es: »Tout le monde sait que ca et6 Monsieur Ro- 
land Ravaulx qui a le premier proj»ose ces visions, et qui au su de 
tous ses amis et par son propre dirc a ete renvoye avec sa propo- 
shion comme un fou«. Aehnlich, aber noch derber drückt ein neuerer 
deutscher Historiker sich aus: »Man glaubte erst fabeln zu hören, als 
ein halbverrückter l'arlamentsrat zu Metz mit seinem unbekannten 
Rechte der Rcunionen hervortrat«*). 

In einem nur irren sich alle Genannten, Rousset, Gaillardin, der 
Anonymus und Häusser, in der Annahme nämlich, dass Ravaulx der 
Erfinder der Reunionstheoric gewesen sei. 




Der Organisation der Kammer lag der Gedanke zu Grunde, der 
Geltendmachung der Ansprüche die Form eines Gerichtsverfahrens zu 
geben; dazu waren in erster Linie Kläger erforderlich, über deren 
Kingaben eine Art von Gerichtshof die Entscheidung zu fällen haben 
würde. Als solche Kläger waren einerseits die 3 Rischöfe von Melz, 
Toni und Verdun, andererseits ein besonderer Gcneral-l'rokuralor aus- 
ersehen. Die Rischöfe waren zur Zeit: 

George d'Aubusson de la Feuillade in Melz, Jacques de Fieux in 
Toul, Armand de Monchy d'Hoquineourt in Verdun; letzterer starb 
jedoch am 29. Okiober 1679, worauf der bischöfliche Stuhl 2 Jahre 
lang, also während der Haupt-Verhandlungen der Kammer, unbesetzt blieb. 

An diese Rischöfe liess der Gcneral-l'rokuralor des Königs beim 
Parlament zu Melz die Aufforderung ergchen, innerhalb eines kurzen 
Termins für ihre Besitztümer, sowie deren Lehen und Gerechtsame 
Lehenserneuerungen zu bewirken und unter Vorlage eines Lehens- 
verzeichnisses Huldigung zu erstatten, widrigenfalls zur Beschlagnahme 
aller Einkünfte der Rischöfe sowohl wie der ihnen untergebenen Welt- 
und Klostergeisllichkeit geschritten werden würde. Die Bischöfe er- 
klärten, zweifellos gemäss ihnen gewordener Instruktionen, dazu ausser 

') La dissolution de la röunion. Colognc 1629. S. 11. 

5 ) Häusser, Cusdiidito der Itheinischen Pfalz 1845, 11, S. (339. 
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Stande zu sein, da sie und ihre Geistlichkeit bei weitem nicht im Ge- 
nüsse aller ihrer Besitzungen und Gerechtsame seien; für Wahrung 
derselben hätten ihre Vorgänger so .schlecht gesorgt, dass seit nahezu 
100 Jahren die Vasallen nicht mehr zur Erfüllung ihrer Pflichten an- 
gehalten worden seien; die Lehen dieser Vasallen seien daher sämt- 
lich verfallen; die Einziehung könne aber nicht von ihnen selbst vor- 
genommen werden, da sie sonst Partei und Richter in gleicher Person 
seien ; sie bäten daher um Bezeichnung von Richtern, vor welche sie 
diese unrechtmässigen Besitzer (detenteurs des biens et droits) laden 
könnten, um sie zu veranlassen, die Urkunden vorzulegen, auf welche 
sie ihre angeblichen Rechte stützten. Kämen in diesem Falle die Va- 
sallen der Aufforderung nicht nach, oder könnten sie den Nachweis 
rechtmässigen Besitzes nicht in genügender Weise führen, so sollten 
ihre Besitztümer und Gerechtsame ihnen aberkannt und den Kirchen 
wieder zugewendet werden. Bis zu dieser richterlichen Entscheidung 
möge der König ihnen Aufschub für die Vorlage ihrer Lehens-Bekennl- 
nisse und -Verzeichnisse gewähren. Diesen angeblichen Gesuchen der 
Bischöfe kam der König durch den erwähnten Erlass vom 2'A. Oktober 1670 
zu St. Germain nach ; die dadurch errichtete besondere Kammer des 
Metzer Parlamente erhielt somit ihrem Zwecke wie ihrer Organisation 
nach den Charakter eines besonderen Gerichtshofes, wie sich auch aus 
dem Einsetzungs-Erlasse ergiebt. Die Kammer wird in diesem einfach als 
»chambre de Metz« bezeichnet; von den französischen Geschichts- 
schreibern wird sie meist kurz »chambre royale« genannt 1 ); der deutsche 
Ausdruck Reunionskammer ist aus den Beschlüssen derselben abge- 
leitet, welche die Bezeichnung: »arrete de la chambre royale de Metz 
pour In reunion de . . .« tragen. In dem erwähnten Erlasse des 
Königs wird die Einsetzung der Kammer nahezu wörtlich durch die- 
selben Ausführungen begründet, mit denen sie von den Bischören er- 
beten war; in einem vorliegenden Konzepte zu diesem Entwürfe 
finden sich Zusätze von der Hand des früher charakterisierten Parla- 
mentsrates Ravaulx, die darauf sehliessen lassen, dass er der Verfasser 
sowohl des Erlasses wie der Eingabe der Bischöfe war. Andererseits 
zeigen diese Konzepte, wie Ravaulx, dem die Hauptrolle bei der Kammer 
zugedacht war, selbst, sicher nicht gegen den Willen des Königs, die Auf- 
gabe der Kammer auffasste'j. Vor Erwähnung der Versäumnisse der 

') Da nur eine solche Kammer existiert; s. S. 88. 

') Wenn auch manche der benutzten Konzepte, Notizen und sonstigen Hand- 
schriften Ravaulx wollt niemals aus seiner Arbeitsstube herausgekommen sein 
werden, so gewähren sie doch einen EinMick in das innere Getriebe der Itcunions- 
kammer, wie er aus amtlichen Schriftstücken allein nicht zu gewinnen sein würde. 
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früheren Bischöfe heisst es hier: »obwohl alle Landschaften und Ge- 
biete, welche in dem Bereiche ihrer Diözesen oder derer der Bischöfe 
von Basel, Strassburg, Speier, Worms, Mainz, Trier, Lüttich und anderer 
liegen, von den Kirchen und Bistümern Metz, Toul, Verdun abhängig 
(dependants) sind, mit alleiniger Ausnahme einiger, die zur Pfalz oder 
dem weltlichen Besitze der genannten Kirchen gehören, wie durch die 
Urkunden -Verzeichnisse der Kirchen von Metz, Toul, Verdun und die 
alten Schriftsteller bezeugt wird, so liegt es doch jetzt so, dass sie 
nicht im Genüsse des zwanzigsten Teiles aller dieser Landschaften und 
Gebiete sind.« 

Wenn daher ein neuerer französischer Schriftsteller sagt: »Louvois 
redigea lui-m6me ou lit rediger sous ses yeux des instruetions d6- 
taillees pour le procureur du roi de la chambre de reunion de Metz« 
so dürfte eher Ravaulx selbst der Verfasser auch dieser Instruktionen 
sein; und wenn auch ein Teil seines Entwurfes in St. Germain ge- 
strichen wurde, waren diese Ausführungen doch sicher nicht den Ab- 
sichten des Königs widersprechend; dann aber zeigt dieser Entwurf, 
in welchem Sinne die Thätigkeit der Reunionskammer gedacht war, 
nämlich im Sinne der Wiederaufnahme des Zieles Bichelieus, der Er- 
werbung des ganzen linken Bheinufers. Denn eben dieser Parlaments- 
rat Ravaulx wurde durch königlichen Erlass vom 9. November 1679 
zum Generul-Prokurator der Kammer ernannt 8 ); in demselben Erlasse 
wurden als Vorsitzender der erste Präsident des Metzer Parlaments 
Thomas de Bragelongue, als Mitglieder li) Räte desselben Parlaments 
bestimmt, auch diese letzteren namentlich vom Könige. Der General- 
prokurator erhielt das Recht, Stellverl reter nach Bedarf und eigener 
Wahl anzunehmen; zur Beschlussfähigkeit war die Anwesenheit von 
nur 5 Mitgliedern erforderlich. Der so gebildete Gerichtshof charakte- 
risiert sich hiernach als eine Unterabteilung, eine besondere Kammer 
des Metzer Parlaments. Ihre Aufgabe wurde in dem erwähnten Er- 
lasse vom 9. November wie folgt, präzisiert: »de juger en demier 
ressort et sans appel tous les proecs mus ou ä mouvoir par les eveques 
et clerges pour raison des droits, terres et seigneuries, faisant partie 
des biens temporeis des dites eglises, eveches et clerges de Metz Toul 
et Verdun, engages ou usurpes, circonstances et dependances de ceux 
dont la souverainete Nous appaitient ä cause des traites de Munster 
et Nymegue, en quelques lieux que les dits biens, droits, 
terres et seigneuries soienl assis et situe\s.« 

') Dareste, V, S. 517. 
7 ) s. Anhang. 
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Aus dieser Anweisung geht zunächst hervor, dass die staats- 
rechtliche Frage, ob die Lehen der Bistümer zugleich mit diesen im 
Westfälischen Frieden abgetreten seien, die Kammer nicht mehr be- 
schäftigen sollte; sie galt nach französischer Auffassung als völlig er- 
ledigt, ein friedlicher Ausgleich gegenüber der entgegengesetzten deutschen 
Auffassung als nicht mehr möglich ; die zweite Frage aber, ob alle oder 
nur ein Teil dieser Lehen von Frankreich beansprucht werden könnten, 
wurde jetzt in einem viel weitergehenden Sinne entschieden, als früher 
überhaupt von französischer Seite verlangt worden war. Denn bei den 
hierfür massgebenden Verhandlungen zu Münster war als Grenze für 
die Abtretungen die Diözese, der »districtus spiritualis», gefordert worden; 
wäre dieses deutscherseits nachgegeben worden, so hätte der Friedens- 
Vertrag eine völlig klare und unanfechtbare Fassung erhalten; in dem 
Erlasse vom 9. November 1079 heisst es dagegen: »wo auch immer 
diese Lehen gelegen seien« ; gleich die erste Heunionssitzung sollte den 
deutlichen Kommentar für diese Erweiterung der französischen An- 
sprüche liefern. 

Zunächst allerdings und noch vor Beginn der Reunionsthätigkeit 
sah Louvois sich genötigt, den Eifer seines General-Prokurators zu 
massigen; am 10. Januar 1680 schreibt er ihm 1 ), die vorgelegte Denk- 
schrift zeige, dass Bavaulx nicht im Sinne des Königs vorgehen wolle ; 
es komme nicht darauf an, in 1 — 2 Monaten möglichst viele Gebiete 
zu reunieren, sondern es müsse vor Allem der Schein vermieden 
werden, als wolle der König seine Ueberlegenheit über alle Fürsten 
Europas missbrauchen; er dürfe daher nicht, wie vorgeschlagen, mit 
einem Male die ganzen Herzogtümer Lothringen und Bar für reuniert 
erklären, sondern müsse (um ein später von Victor Emanuel für Ita- 
lien angewendetes Bild zu gebrauchen) diese Gebiete wie eine Arti- 
schoke Blatt für Blatt verspeisen, »moyennant quoi, en peu de temps 
Ton aura fait assigner tous les lieux qui ont ci-devant reconnu le duc 
de Lorraine, qu'on peut prelendre avoir £te autrefois des dits £veches«. 

Diese von ungleich höherer staatsmännischer Einsicht zeugenden 
Direktiven waren naturgemäss zunächst für die Art des Vorgehens der 
Kammer maszgebend; erst im Jahre lf>88 konnte Bavaulx zu den von 
ihm von vornherein beabsichtigten Massen-Beiinionen übergehen. 



') Rousset, III, S. 23. 
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III. 

Die Geschäftsordnung der Kammer.') 

Die erste Thfitigkeil der Kammer musste naturgemäss ihrer Kon- 
stituierung und der Beschaffung und Ordnung der Unterlagen für ihre 
Aufgabe gelten. Ihre erste Sitzung hielt sie am 11. Dezember 1679 
in einem Saale des alten Metzer Stadthauses ab; in ihr wurde die Re- 
gistrierung und Bekanntmachung des königlichen Einsetzungs-Erlasses 
beschlossen. Diese Bekanntmachung sollte Äanach nicht nur in der 
ganzen Ausdehnung der drei Diözesen, sondern auch darüber hinaus 
überall da erfolgen, wo es notwendig sei (partout ailleurs oü besoin sera). 

Die zweite Sitzung, die erst 3 Monate später, am 2. März 1680, 
stattfand, fasste Beschluss, in welcher Weise die einzelnen Vasallen 
vorzuladen seien; mit der dritten Sitzung am 12. April 1680 begann 
erst die eigentliche Reunionsthätigkeit. Die Zwischenzeit wurde ver- 
wendet, um das verliandene ürkundenmaterial zu sichten und die 
zunächst beabsichtigten Einzel-Reiinionen durch besondere Referenten 
soweit vorbereiten zu lassen, dass später die Sitzungen in ununter- 
brochener Weise einander folgen konnten, »tout le travail fut distribue; 
I on partagea les titres, chacun entrepril la reunion ä mesure que les 
titres et produetions des eveques claicnl prets« *). 

Diese Vorbereitungen waren nach H Monaten so weit gediehen, 
dass in der erwähnten Sitzung vom 2. März der erste Gerichtsvoll- 
zieher angewiesen werden konnte, die ihm namhaft zu machenden 
Vasallen des Bistums Metz aufzufordern, innerhalb 14 Tagen nach Zu- 
stellung vor tler Kammer zu erscheinen, um auf die Ansprüche des 
Bischofs Rede und Antwort zu stehen; vorher aber war, um Zeitverlust 
zu vermeiden, ein Teil der Vasallen bereits zum 1. März von der 
Kammer selbst vorgeladen worden. Zugestellt wurden diese Vor- 
ladungen in den Hauptorten der zu reunierenden Gebiete, entweder 
bei Beamten des Lehenslrägers (procureurs iiseaux etc.) oder Mangels 

») Die Haupti;nin<lla<;c für die Schilderung der Thäligkcit der Kammer 
bildet die Druckschrift: .Itecucil des arrcls de la cliamhrc royale, Stnblie a 
Metz, pour la rcunion des dependances des Irois eveches de Metz, Toul et Verdun 
et autres endroils a l'obcissance du roi. Paris, 1C181, chez Frederic Leonard.« 
Diese Druckschrift enthält auch die Beschlüsse der Sitzungen nach 1(581, ist also 
später vervollständig worden. Daneben wurden in erster Linie eine grosse Zahl 
von Handschriften des Metzer Bezirks-Archivs, Inventar, Serie II 5, fi, 7, benutzt, 
bestehend in Urkunden, Briefen, Lchcns-Huldigungen, Konzepten, namentlich 
solchen von der Hand Ravaulx etc. 

J ) Denkschrift von Turgot, Handschrift auf der Stadlbibliothek zu Metz 1699. 
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solcher bei der kommunalen Orlsbehörde daselbst. In den Vorladungen ') 
war gesagt, das» das beanspruchte Gebiet ein Lehen des Bistums sei, 
welches letztere vor dem Westfälischen Frieden ein unteilbares, un- 
veräusserliches und unverfallbares (imprescriplible) geistliches Fürsten- 
tum des Reiches gewesen sei. Durch die seit langer Zeit unterlassene 
Lehenserneuerung sei das Lehen an das Bistum zurückgefallen; der 
Bischof wolle aber nicht von seinem vollen Rechte Gebrauch machen, 
sondern den Vasallen nur zwingen, sein Lehensrecht anzuerkennen. 

Zu dem Zwecke habe er innerhalb 14 Tagen nach Zustellung 
Lehenserneuerung nachzusuchen, und nach einem weiteren von der 
Kammer jedesmal besonders zu bestimmenden Zeitraum die Urkunden 
und sonstigen Rechtstitel vorzulegen, auf welche die Belohnung sich 
gründe, widrigenfalls sein Lehen für verfallen erklärt werden würde. 
Eine gleichlautende Vorladung an die Vasallen des Bistums Verdun 
erging amtlich erst in der Sitzung vom 16. April; doch war auch hier 
schon eine vorläufige Vorladung erfolgt. Vasallen des Bistums Toul 
sind überhaupt nicht vor die Kammer geladen worden. 

Naturgeinäss bezogen diese Aufforderungen sich nur auf den Teil 
der Besitzungen der Vasallen, der wirklich oder angeblich zu einem 
der Bistümer in Lehensverhältnis gestanden hatte ; über die Ausdehnung 
dieser Lehen und deren Verhältnis zu dem allodialen oder anderweitig 
lehensabhängigen Besitze der Vasallen herrschte aber sowohl bei diesen 
wie namentlich bei der Kammer vollste Unklarheit. Die Folge war, 
dass vielfach der gesamte Besitz, und sogar etwaige von Alloden lehens- 
abhängige Gebiete zugesprochen wurden, wie im einzelnen später nach- 
gewiesen werden wird. Als räumliche Grenze, bis zu welcher die An- 
sprüche ausgedehnt wurden, wurde erst der Rhein angesehen ; Rcunioncn 
auf dem rechten Rheinufer sind nicht versucht worden, was ein weilerer 
Beleg für den den ganzen Reunions-Unternehmungen als Unterlage die- 
nenden Grundgedanken sein dürfte. 

Gar keine Grenze aber kannte die Kammer hinsichtlich der Ab- 
hängigkeit der Beweiskraft der Urkunden von der Zeit, in welcher sie 
ausgestellt waren ; Urkunden aus dein 8. Jahrhundert werden unbe- 
denklich wie solche aus jüngster Zeit verwertet, unbekümmert um 
etwaige Besitz-Veränderungen innerhalb der vielen Jahrhunderte, falls 
für diese nicht urkundliche Beweise vorgelegt werden können; selbst 
in diesem Falle erfahren solche Urkunden entweder eine den franzö- 
sischen Ansprüchen günstige Auffassung, richtiger gesagt Verdrehung, 

') Einzelne Konzepte liegen noch vor. 
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oder werden einfach für ungültig erklärt. Wie Ravaulx selbst diesen 
Urkunden-Beweis ansah, gehl aus einer vorliegenden eigenhändigen 
Aufzeichnung hervor, welche lautet: »Ich habe Pont-a-Mousson noch 
nicht reuniren lassen, weil man mir Hoffnung gemacht hat, mich Ur- 
kunden finden zu lassen, welche beweisen, dass der auf der Metzer 
Seite gelegene Teil der Herrschaft Lehen von Metz, der andere Teil 
Lehen von Verdun sei; wenn diese Urkunden ausbleiben, so habe ich 
andere, welche darthun, dass die Grafen von Uar für Ponl-ä-Mousson 
bei Kaisern Lehenserneuerung nachgesucht haben-. Bei einer derartig 
skrupellosen Ausnutzung kam es nur darauf an, immer neue Urkunden 
aufzustöbern; als daher eine grössere Anzahl von Reuniouen ausge- 
sprochen, und die betreffenden Gebiete von französischen Truppen und 
Beamten in Besitz genommen waren, gaben die hier vorgefundenen 
Archive Gelegenheit, neue beweiskräftige Urkunden ausfindig zu machen 
und das Spiel von neuem zu beginnen. Durch königlichen Krlass vom 
17. September 1G80 wurde deshalb die Fortsetzung der Nachforschungen 
vom Jahre 1603 angeordnet. Die Kammer erhielt die Anweisung, ge- 
eignete Personen überall dorthin zu senden, wo es ihr notwendig er- 
schien, und nach Investituren, Urkunden und sonstigen Bechtsliteln suchen 
zu lassen, che im Besitze von Privatpersonen, Korporalionen, Städten, 
kirchlichen oder weltlichen Gemeinwesen seien ; Widerstrebende sollten 
mit allen Mitteln, nötigenfalls durch Verhaftung zur Herausgabe solcher 
Schriftstücke gezwungen werden; über die auf solche vorgefundenen 
Urkunden neu zu begründenden Ansprüche solle die Kammer in gleicher 
Weise, wie über die früheren, erkennen. Noch vorhandene Original- 
schriftslücke geben ein Bild davon, in welcher rücksichtlosen Weise 
der Auftrag des Königs erfüllt wurde. Unter dem 14. Dezember 1680 
beschwert sich ein Juslizbeamter zu Meisenheim (südwestlich Creuznach 
gelegen), dass ein französischer Oflizier an alle Akten der Kanzleien 
im Schlosse und Stadthause Siegel angelegt habe, so dass die ganze 
Gerichtspllege verhindert wurde; unter dem 12. Februar H>81 schreibt 
ein Beamter Havaulx an diesen aus Carignan: »Ich kann Ihnen ver- 
sichern, dass ich mein Möglichstes für den Dienst des Königs gelhan 
habe, indem ich mich alle Tage mit Sorgsamkeit bemühte, einige alte 
Urkunden zu entdecken; ich habe aber nichts von Belang finden 
können«. Dass hierbei auch von der Krmüchtiguug Widerstrebende zu 
bestrafen, Gebrauch gemacht wurde, beweist das vorliegende Gesuch 
eines abbe Elve (ohne Datum) an den Minister Louvois aus der Ba- 
stillc zu Paris, in welchem er um Befreiung aus der schon 3 Monate 
dauernden Haft bittet, da er seit einiger Zeit die Urkunden, wegen 
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deren Verweigerung er gefangen gesetzt worden sei, an den General- 
Prokuralor Havaulx ausgeliefert habe. 

Aber selbst dieses Verfahren erschien den französischen Macht- 
habern, die augenscheinlich durch die Leichtigkeit der erzielten Erfolge 
und den matten Widerstand der Beteiligten immer kühner und rück- 
sichtsloser wurden, noch zu langsam und mühselig; am 17. Oktober 1680 
erfolgte der Hauptschlag, indem durch königlichen Erlass summarisch 
alle mittelbaren und unmittelbaren Vasallen der drei Bistümer, alle 
Städte, kirchliche und weltliche Gemeinwesen, die im Besitze von 
Lehens-Gütern oder Gerechtsamen seien, endlich alle Personen, die der 
General-Prokurator namhaft machen werde, aufgefordert wurden, inner- 
halb zweier Monate Uhenserneuerung nachzusuchen, und in den fol- 
genden Tagen Huldigung und Lehens Verzeichnis (aveu et denombrement) 
zu erstatten, widrigenfalls ihre Lehens-Besitzungen und Gerechtsame 
für verfallen erklärt werden würden 1 ). 

Zu diesem Erlasse des Königs gab Ravaulx die weitestgehenden 
Ausführungs-Bestimmungen, die im Konzepte noch vorhanden sind; in 
einem an die Kammer gerichteten Schreiben beantragt er, dass der 
Befehl des Königs in allen Gerichtsorten und Pfarreien der drei Diö- 
zesen durch Anschlag und öffentliches Ausrufen (cris publics) bekannt 
zu machen sei ; ausserdem sei derselbe zuzustellen allen adligen und 
bürgerlichen Geistlichen (ecclesiastiques gentilshommes et roturiers), 
den Kapiteln, Aebten, Mönchs- und Nonnenklöstern, den Prioren, 
Kapläneu und Patronen derselben ; den Vorstehern von Hospitälern und 
Kollegien, den Gemeindeverwaltungen, Bürgermeistern, Schöffen, Vor- 
stehern der Städte, Dörfer, Flecken und Weiler ; Erneuerung sei nach- 
zusuchen für alle Güter und Gerechtsame, gleichgültig ob sie Lehen, 
Allode oder freie Allode seien, für W'älder, Pfänder (olages), Weiden, 
Zehnten, Zölle und alle anderen Besitzungen, Berechtigungen und 
Befreiungen. 

Durch diesen Erlass bekam die Beunions-Thätigkeit einen wesent- 
lich anderen Charakter als vorher; während sie bisher die Landes- 
hoheit betroffen hatte, erstreckte sie sich nunmehr auch auf den Einzel- 
Besitz, vorwiegend zu dem Zwecke, eine möglichst grosse Zahl von 
Korporationen und l'nterthanen der Bistümer aus dem rcunierten Ge- 
biete in unmittelbares Abhängigkeits -Verhältnis zu der französischen 
Krone zu bringen, und dadurch die Macht, dann aber wohl auch die 
Einkünfte des Königs zu vermehren. 

») s. Anhang. 

7 



Digitized by Google 



- 98 - 



Auch über den Umfang der infolge der Erlasse stattgehabten 
Zustellungen geben noch vorhandene Schriftstücke Aufschluss; so 
brauchten zwei in die reunierte Grafschaft Chiny abgeordnete Gerichts- 
vollzieher 3 V« Monate, und mussten 134 Orte oder Personen aufsuchen; 
in einem vorliegenden Gesuche beantragen sie eine Entschädigung dafür, 
da sie auf eigene Kosten hätten reisen müssen, und an vielen Stellen 
gar nichts, an den meisten anderen aber nur 30 Pfennige Gebühren 
erhalten hätten 1 ). 

Naturgemäss fühlten sich durch diese Forderungen und Drohungen 
eine Menge von Besitzern in ihrem Eigentume bedroht, auch wenn 
dasselbe in keiner Beziehung zu den Bistümern oder anderen Lehens- 
herren stand. Es begannen nunmehr die zahllosen Huldigungen und 
Lehensbekenntnisse, von denen die Archive noch heute Kunde geben, 
und die manchmal nur ganz minimale Besitzungen oder Gerechtsame, 
wie ein Haus oder auch nur den Teil eines Hauses oder einer Rente 
umfassten. Nach einer vorliegenden handschriftlichen Zusammenstellung 
aus damaliger Zeit gingen in den sieben dem Erlasse folgenden Mo- 
naten allein aus den Diözesen Metz und Trier 650 solche Huldigungs- 
Akte und Lehensverzeichnisse ein, die natürlich alle von der Kammer 
geneigtest entgegengenommen wurden. Ein besonderer Reunions-Be- 
schluss wurde für diese Lehen nicht ausgefertigt, das Besitz -Verhältnis 
auch, soweit erkennbar, nicht gestört ; die Huldigung war nur ein for- 
meller, die Souveränität des Königs anerkennender Akt. 

Blieb die Vorladung dagegen unbeachtet , so wurde Contumacial- 
Verfahren angeordnet, und kurz nach dem versäumten Termin eine 
Kammersitzung anberaumt, in welcher regelmässig die beanspruchten 
Gebiete oder Besitzungen den Eigentümern aberkannt wurden. 

Kamen jedoch die vorgeladenen Lchensträger der Aufforderung 
insoweit nach, dass sie selbst oder durch bestellte Sachwalter den 
Beweis für die Nichtigkeit der bischöflichen Ansprüche und die Unab- 
hängigkeil ihrer Besitzungen anzutreten sich erboten, so wurde zu- 
nächst in weitere Verhandlungen mit ihnen eingetreten, denen eventuell 
eine zweite begründete Vorladung folgte. Eine solche liegt im Konzept 
für den Herzog von Lothringen noch vor; in dieser heisst es, er solle 
zwei Monate nach Uebergabe vor der Kammer erscheinen, um über 
32 Gebietsteile seines Herzogtums die Entscheidung der Kammer ent- 
gegen zu nehmen, und zwar im einzelnen: 

') Original des Gesuchs, wie auch gedruckte Zustellungs-Formulare noch 
vorhanden. 
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1. Um sich verurteilt zu sehen, für den grösseren Teil dieser 
üehiete die Lehenserneuerung nachzusuchen; 

2. um die Angebote des Bischofs, einen anderen Teil dieser 
Gebiete, die ihm verpfändet worden, einlösen zu wollen, für 
gut und richtig erklärt zu sehen; 

3. um von der Anordnung Kenntnis zu nehmen, dass in Folge 
seiner früheren Weigerung, die Angebote des Bischofs an- 
zunehmen, das Geld bei dem Gcrichlssehreiber oder einer 
anderen der Kammer genehmen Persönlichkeit hinterlegt 
werde; 

4. um festgestellt zu sehen, dass mehrere Tauschverträge seiner 
Vorgänger mit Bischöfen von Metz für ungültig erklärt 
werden würden; 

5. um festgestellt zu sehen, dass einer dieser Gebietsteile, die 
Stadl Saarburg, mit dem Bistum Metz vereinigt werde, da 
diese durch Usurpation eines seiner Vorgänger in seinem 
Besitze sei. 

Diese zweite Vorladung lies* der Herzog anscheinend unbeachtet; 
infolgedessen erfolgte die Aberkennung der beanspruchten Gebiete im 
Wege des Contumacial-Verfahrens in besonderen Kammereitzungen. 
Das ganze Verfuhren gegenüber dem Herzoge sollte anscheinend nur 
die seit 10 Jahren erfolgte Besitzergreifung des Herzogtums recht- 
fertigen; eine Herausgabe auch nur von Teilen desselben war, wie 
die letzten Beunionsbeschlüsse zeigen werden, keineswegs beabsichtigt. 

Die Geschäftsordnung, nach welcher die eigentlichen Heunions- 
silzungen abgehallen wurden, ist aus den sehr ausführlich abgefassten 
Einzelurteilen und aus anderen für die Sitzungen verwendeten Schrift- 
slücken, die noch vorliegen, mit Sicherheit festzustellen. Jede einzelne 
Verhandlung fand danach in Form eines regelrechten Prozesses statt; 
Kläger waren die Bischöfe bezw. das Domkapitel zu Verdun, Neben- 
kläger der General-Prokurator; in einigen wenigen Fällen war letzterer 
der einzige Kläger; als Verteidiger war ein Sachwalter des angeklagten 
Lehensträgers zugelassen, aber nur in seltenen Fullen anwesend; Con- 
tumaciam Verfahren ist das weitaus überwiegende. Die Verhandlung 
begann mit der Verlesung der Klage zunächst des Bischofs. In ihr 
stellte dieser die Forderung auf, dass das l^heii mit allen Zugehörig- 
keiten (appartenances et dependances) mit dem Bistum wieder vereinigt 
werde, dass die Beamten nur die Kirche Metz als ihren weltlichen 
Herrn anerkennen, dass die Pllichten uud Abgaben wie von Alters her 

7* 
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geleistet werden sollten, je nach Lage der Sache auch nachträglich für 
die Zeit der Usurpation. Dagegen erklärte der Bischof bei etwa vor- 
liegenden Verpfändungen sich bereit, die Einlösungssumme und auch 
im übrigen eine angemessene Entschädigung für Verbesserungen, die 
der Lehensträger in der Zwischenzeit bewirkt habe, zu erstatten. 
Hierauf beantragte der Nebenkläger, General-Prokurator Ravaulx, seiner- 
seits, dass infolge der Rechte, die der König durch den Friedens- 
vertrag zu Münster erworben und durch den Nytnweger Frieden 
bestätigt erhalten habe, den bezüglichen Vasallen sowie seinen Beamten 
und allen Einwohnern des Gebietes verboten werde, eine andere Souve- 
ränelät anzuerkennen als die des Königs von Frankreich und einen 
anderen höchsten Gerichtshof als das Parlament zu Metz. Nach An- 
hörung der Klage nahm die Kammer von den Urkunden und sonstigen 
Zeugnissen Kenntnis. 

Seitens der Bischöfe wurden in erster Linie stets eine Anzahl 
von Investiturbriefen deutscher Kaiser und Könige vorgelegt, zumeist 
allgemeiner Art, nur 'selten solche, die auf das zu reunierende Gebiet 
Bezug nahmen, daher auch für die meisten Einzelreunionen die gleichen ; 
sie sollten zum Beweise dieneu, dass das Bistum ein unveräusserliches, 
unteilbares, unverjährbares Lehen des Kaiserreichs bilde, und dass 
daher etwaige Abtretungen seitens der Bischöfe, gleichgültig wann ge- 
schlossen, ungültig seien. Hierauf erfolgte die Vorlage einer grösseren 
oder geringeren Zahl von Sonderurkunden für den einzelnen Fall, be- 
stehend in Lehensbriefen, Lehensbekenntnissen, Verpfändungen, Kauf- 
verträgen, Urteilen, Protokollen von Stände- und Vasallentagen und ähn- 
lichen Schriftstücken. Diese Urkunden waren einer, wie nachgewiesen, im 
Laufe der Zeit immer mehr vervollständigten Sammlung entnommen, die 
1672 sich im »tresor« der Stadt Nancy und in den beiden »chambres de 
comple« des Herzogtums Bar befunden hatte und im genannten Jahre 
nach der Citadelle von Metz gebracht worden war. Aus dieser Samm- 
lung halte Ravaulx diejenigen Urkunden ausgesucht, die ihm für die 
Arbeit der Reunionskammer geeignet schienen, der ganze Bestand der 
Sammlung ist aber noch erkennbar. Im Jahre 1697 liess nämlich der 
Metzer Intendant Turgot ein Verzeichnis dieser gesamten Urkunden in 
Begestenform durch den eigens zu dem Zwecke aus Paris verschrie- 
benen königlichen Rat du Fourny anfertigen, das noch heute vorliegt 
Nach dem Vorworte, dem auch die vorstehenden Angaben entnommen 



') Handschrift von 10 Hegesten- und 2 Regisler-Handen auf der Sladt- 
Hibliothek zu Metz. 
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sind, begann die Arbeit im Februar 1697 und ward vollendet im De- 
zember 1698. Das Verzeichnis zeigt, dass die Sammlung von sehr 
grossem Umfange war, zumeist allerdings für den vorliegenden Kall 
nicht verwertbare Urkunden enthielt, so dass nur ein kleiner Teil zur 
Vorlage bei der Kammerverhandlung kam ; für das (lebiet von Blamont 
lagen beispielsweise 607 Urkunden vor, von denen nur 18 benutzt 
wurden. 

Besonders ausgenutzt wurde ausserdem noch eine der schon 
erwähnten umfangreichen Arbeiten des Kammerpräsidenten Thierry 
Alix, das Urkundenbuch (cartulaire) des Herzogtums Bar-Lothringen 1 ), 
welches auch die herzoglichen Domänen und Privat-Besitzungen ausser- 
halb des eigenen Landes berücksichtigte und vorwiegend zu Steuer- 
zwecken aufgestellt zu sein schien (>dans lequel on a transcrit les 
titres de toute nature qui pouvaient interesser ladministration). Das- 
selbe umfasste nicht weniger als 86 Folio-Bände und trug die Auf- 
schrift: »Labore et industria Theodorici Alix, camerae Lotharingiae 
praesidis 1582« *). 

Der Inhalt der benutzten Urkunden etc. wird im Urteile im Aus- 
zuge angerührt; ein grosser Teil derselben liegt auch im Original oder 
in beglaubigten Abschriften noch vor. Ein Vergleich dieser mit einander 
und mit den Inhaltsangaben der Urteile ergiebt ausnahmslos die Richtig- 
keit der Auszüge ; in der Verwertung der Urkunden kommen dagegen 
vielfach gewaltsame Auslegungen und Verdrehungen vor. Die Art, Zahl 
und der Inhalt der Urkunden kann dagegen auch da, wo solche nicht vor- 
gefunden, als den Angaben im Kammer-Beschlüsse entsprechend ange- 
nommen werden. Ausserdem aber könnte die Vermutung vorliegen, dass 
der oben genannten Sammlung nur solche Urkunden entnommen worden 
seien, welche den beabsichtigten Reunionen günstig lauteten, eine Auf- 
fassung, die auch Calmet zu teilen scheint, wenn er sagt: »Comme les 
commissaires etaient en possession des rogistres et papiers des tresors 
des Charles et des deux chambres de compte de Lorraine et de Bar- 
rois, ils en tirerent tels extraits et copies qu'ils voulurenl« *). Dieser 
Auffassung steht jedoch entgegen, dass, wie die Einzel -Verhandlungen 
zeigen werden, nicht selten seitens der Kläger Urkunden vorjrelegt 
werden, die dem Zwecke der Reunion geradezu widersprechen, insbe- 



') Digot, Hiatoirc de Urrainc, 1880, IV. S. SSO. 

«j Recueil, S. 334; das Werk selbst befindet sielt in dem Archiv des De- 
partements Meurlhe et Moselle zu Nancy. 
J ) C-alniet, III, S. 8S3. 
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sondere formell richtige Abtretungs-Verträge, die dann aber fast stets 
für ungültig erklärt wurden. Auch der Vergleich der vorgelegten Ur- 
kunden mit dem Regesten-Verzeichnis von du Fourny lässt ein solches 
Verfahren nicht erkennen. Dagegen ist immerhin die Möglichkeit vor- 
handen, dass Ravaulx solche ungünstigen Urkunden unterdrückt und 
vernichtet habe. Aber auch die anderweitigen Untersuchungen über 
die Vorgeschichte der Territorien, deren Ergebnisse bei den Einzcl- 
Reunionen kurz angegeben werden sollen, sprachen nicht für diese 
Annahme. Es hat daher den Anschein, als seien wirklich alle bedeut- 
samen vorgefundenen Urkunden auch zur Kenntnis der Kammer ge- 
bracht worden. 

Nach Vorlage dieser Urkunden wurden, falls der Reklagte vor 
Gericht vertreten war, oder auf Verhandlungen sich eingelassen hatte, 
dessen Gegenbeweisstücke, meist ebenfalls aus Urkunden bestehend, 
zur Kenntnis des Gerichtshofes gebracht. Es folgte demnächst der 
resümierende Vortrag des Referenten (rapport de Messieurs Jeoffroy, 
Morel etc.), dessen Inhalt nicht angegeben wird; aus dem Wortlaute 
des Urteils aber ist zu schliessen, dass der Referent vorwiegend die 
vorgelegten Beweisstücke neben einander zu stellen und die volle Be- 
weiskraft der dem Antrage günstigen, die Nichtigkeit der demselben 
widersprechenden darzuthun hatte. Nach Anhörung dieses Schluss- 
vortrages und Erwägung alles Vorgebrachten (tout considere) fällte die 
Kammer das Urleil und zwar ausnahmslos im Sinne der Kläger, in 
einigen wenigen Fällen mit der Abänderung, dass das beanspruchte 
Gebiet nicht als Lehen, sondern als Frei-Allod des Bistums (franc aleu 
de l'eveche) anerkannt wurde. Der Unterschied war aber nur ein 
nomineller, da auch in diesen Fällen die Unterstellung unter die fran- 
zösische Souveränetät in gleicher Weise und mit denselben Ausdrücken 
ausgesprochen wurde. 

Zum Schlüsse verfügte die Kammer die Eintragung des Urteils 
und dessen Verkündigung in den Hauplorten des reunierten Gebietes. 
Eine eigentliche Begründung enthält das Urteil, abgesehen von der 
Anerkennung aller günstigen und Nichtigkeits-Erklärung aller ungün- 
stigen Urkunden, danach nicht; in vorliegenden Schriftstücken 1 ) findet 
sich jedoch eine solche, zugleich eine weitere Ausführung des Urteils 
enthaltend und anscheinend von Ravaulx aufgestellt, der vielleicht auch 
als der Verfasser der Urteile anzusehen sein wird. In dieser Motivie- 
rung wird ausgeführt: 

') Nur Konzepte vorliegend. 
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1. Dass durch den Verlrag zu Münster der Kaiser und die 
Reichsslände die drei Bistümer, die bisher geistliche Reichs- 
fürstentümer gewesen seien, mit ihren Distrikten an 
Frankreich abgetreten halten; 

2. dass nach dem Lehensrechte des Reiches die von dem 
Kaiser verliehenen Investituren die einzigen wirklichen 
Rechtstitel sowohl für die Reichsfürsten selbst wie für deren 
Vasallen seien; 

3. dass durch diese Investituren sowohl wie durch andere alte 
Urkunden bezeugt werde, dass auch alle Zugehörigkeiten 
des Gebietes (cour, ban, advocatie, appartenances, depen- 
dances et annexes) dem Bischöfe gehörten; 

4. dass nach dem Westfälischen Friedens -Vertrage, Artikel ' 
»et quia publice interest ut facta nace commercia vicissim 
florescant« alle Zollstellen, die ohne Genehmigung des Reiches 
errichtet seien, als aufgehoben angesehen werden müsstcn; 

5. dass durch den Artikel desselben Vertrages: »conlra hanc 
transactionem« jeder aus Verjährung oder sonstigen Aus- 
nahme-Gesetzen herzuleitende Rechtsspruch hinfallig sei. 

Ebensowenig wie diese Begründung kam auch die Art und der 
Umfang der französischen Souveränetäts-Rechte, die naturgemäss den 
staatsrechtlichen Verhältnissen Frankreichs, nicht etwa der nur schein- 
baren Oberhoheit des Kaisers im deutschen Reiche entsprechen sollten, 
zum Ausdruck. Dass aber darüber von Anfang an kein Zweifel be- 
stand, geht aus vorliegenden Schriftstücken 1 ), welche die Art der von 
der Kammer ausgesprochenen Souveränetät näher erläutern, hervor. 
Aus ihnen ergiebt sich: 

1. dass die Vasallen sogleich der Gerichtsbarkeit der hohen 
französischen Justizbehörden, in oberster Instanz, also, wie 
auch im Urteil angegeben, dem Parlament zu Metz unter- 
stellt wurden; 

2. dass ihnen verboten wurde, ohne ausdrücklichen Befehl des 
Königs Steuern aufzuerlegen, Soldaten aufzunehmen, oder 
solchen Waffen und Durchzug zu gewähren, noch auch selbst 

% zu den Waffen zu greifen; 

3. dass sie verpflichtet wurden, alle Zollstellen zu Wasser und 
zu Lande aufzuheben, die von ihnen selbständig errichtet 
worden seien ; 

') Gleichfalls handschriftliche Konzepte. 
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4. dass ihnen verboten wurde, selbst oder durch ihre Ein- 
nehmer oder andere Beamte andere Gerechtsame wahr- 
nehmen zu lassen (d'exiger aulres droits) als solche, die in 
den Investituren der Bischöfe ihnen bewilligt seien. 
Vielleicht war dieses die Charakteristik der französischen Ober- 
hoheitsrechte, welche zugleich mit der Verkündigung des Kammer- 
beschlusses in den reunierten Gebieten zur Kenntnis der Vasallen 
gebracht wurde. Diese Verkündigung und Proklamierung der vollzogenen 
Reunion wurde durch besondere Kommissare des General-Prokurators 
vollzogen, soweit erforderlich, also insbesondere in den Gebieten ausser- 
halb des Herzogtums Lothringen, unter gleichzeitiger militärischer Be- 
setzung. Klwaiger Widerstand wurde, wie bei einzelnen Reunionen 
nachgewiesen werden wird, mit Gewalt gebrochen ; in einzelnen Fällen 
wurde auch die Proklamicrung der Reunion durch die Landesherren 
oder Ortsbehörden verhindert; zu grösseren Kämpfen aber scheint es, 
soweit die vorliegenden Quellen erkennen lassen, nirgends gekommen 
zu sein. Durchführung der Reunionen ohne Blutvcrgiessen und daher 
ohne Gefahr eines Krieges mit dem Reiche dürfte vielmehr die fran- 
zösiseherseils ausgegebene Parole gewesen sein. Dagegen wurden die 
besetzten Gebiete keineswegs glimpflich behandelt; ein zeitgenössischer 
französischer Schriftsteller sagt von der Besetzung eines pfälzischen 
Amtes: »le baron Monclur envoya pour toute r^ponse six escadrons 
dans le baillage de Neustadt qui s'y logerent de leur propre autorile 
et ruinerent de fond en comble ces terres par leurs exaetions violentes« 

Andererseits wird aber, nach Erstattung der Huldigung, auch von ' 
Vorteilen berichtet, welche den Einwohnern gegenüber ihren Feudal- 
Herren zugewendet wurden. In der Grafschaft Dagsburg beschränkte 
der König durch Ordre vom 4. April 1683 beträchtlich die Feudal- 
Rechte des (irafen von Leiningen, was für diesen um so empfindlicher 
war, als die Einwohner mehrerer Ortschaften, Alberschweiler, Voyer und 
Walscheid, sich nunmehr weigerten, auch die beschränkten Frohndiensle 
zu leisten'). 

Ueber den Umfang der reunirten Gebiete und deren Zugehörig- 
keiten war naturgemäss bei der Kammer selbst die grösste Unklarheit, 
da die Beschlüsse zumeist auf alte, oft längst nicht mehr bestehende, 

') Limiers, Histoirc du regne de Louis XIV. Amsterdam 1718. IV, S. 42. 
S. auch weiter unten das Verhalten der Franzosen zu Veldentz und im Luxemburger 
Lande. Aehnlich berichtet lläusscr, II, S. 640, von gcwaltthätigcn Besitzergreifungen 
auf Grund der Breisachcr Reunionen. 

*) Bulletin de la Sociele philomalique vosgienne, XVII, 1892. 
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oder vielfach veränderte Territorial -Verhältnisse basiert waren; auch 
völlige Verwechslungen infolge gleichlautender Namen, werden in 
einzelnen Fällen nachgewiesen werden. Diese Unklarheit ist auch aus 
vorliegenden Aufzeichnungen Kavaulx zu erkennen, die, wie leider fast 
alle Konzepte, kein Dalum tragen, aher nach ihrem Inhalte anfangs 
Juli 1680 geschrieben zu sein scheinen. In denselben heisst es z. B. : 
»Die Grafschaft Veldentz, reuniert am 16. April 1680, ist nach dem 
Berichte des Kapitän Simon (des dortigen Beunions-Kommissars) von 
grosser Ausdehnung, und hat viele Lehens -Abhängigkeiten « ; ferner: 
»Die Herrschaft Blieseastel ist mir auch als lehensabhängig von der 
Stadt Saaralben (reuniert am 20. Mai 1680) hingestellt worden; man 
hat mich wissen lassen, dass von ersterer Herrschaft 10 Dörfer lehens- 
abhängig sind«. Zur Zeit war aber die Herrschaft Blieseastel bereits 
besonders, unter ihrem alten Namen, als »comte et seigneurie de Castres« 
reuniert worden Die Identität der beiden Herrschaften war hiernach 
der Kammer völlig unbekannt. Diese Unkenntnis war aber den franzö- 
sischen Prätensionen durchaus nicht nachteilig; sie wurde vielmehr, 
wie auch vorstehende Beispiele erkennen lassen, mit grösster Bück- 
sichlslosigkeit zu immer neuen Gebietsansprüehen verwertet 51 ). Hier- 
nach werden auch über die Grösse der reunierten Kinzelgebiete zu- 
meist nur annähernde Angaben, und auch diese nicht in allen Fällen 
gemacht werden können; in Kartenwerken werden dieselben im all- 
gemeinen nicht berücksichtigt, da die Metzer Beunionen, mit Ausnahme 
der 1698 abgetretenen Gebiete von Longwy und Saarlouis, niemals 
staatsrechtliche Gültigkeit besessen haben ; eine Karte von Nohn, Mass- 
stab 1:500000, ohne Datum, aber zweifellos zur Beunionszeit ange- 
legt 3 ), enthält die Angabe, dass die Beunionen nach dem Stande von 
1685 eingetragen seien; diese Eintragungen sind aber, wie die ganze 
Karte, so ungenau und unvollständig, dass sie nur wenig benutzt werden 
können. Andere Karlen aus damaliger und jüngerer Zeit enthalten 
zwar die alten Herrschaften und sonstigen Gebiete, stimmen aber 
häutig mit einander nicht überein und sind zum Teil auch durch die 
Vcrwaltungs-Organisation, besonders die Einteilung in Aemter, beein- 
flusst 1 ). Einen besseren Anhalt geben, soweit noch vorhanden, die der 

') s. unler Einzel-Reunionen. 

') Ein besonders bezeichnendes Heispiel bietet die Reunion von Donievre; 
s. unter Einzel-Reunionen. 

') Von Bouteiller, in Dietionnaire topographique du departement de la Moselle, 
1874, S. L, auf das Jahr 1685 datiert. 

*) Die Homannschen Karten sind nur für die reichslftndischen Gebiete 
verwertbar. 
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Kammer eingereichten Lehens -Verzeichnisse faveux et d&iombrements 1 ); 
dieselben fehlen aber zum Teil überhaupt, da die betreffenden Vasallen 
eben nicht gehuldigt haben, zum Teil enthalten sie nur Quoten von 
Besitzungen, die mehrere Herren in gemeinschaftlichem Eigentum hatten. 
Eine genaue Bestimmung aller wirklich reunierten Gebietsteile wird 
daher kaum jemals möglich sein, weder in dem Umfange, wie er dem 
Wortlaute des Kammerbeschlusses entsprach , noch innerhalb der von 
den Reunions-Kommissaren wirklich beanspruchten Grenzen; eine ein- 
gehende kartographische Arbeit, mit Feststellung und nötigenfalls mit 
Teilung der Gemeinde- Bünne und sonstigen Gemarkungen würde daher 
kaum der Mühe lohnen, da sie im günstigsten Falle nur den ereteren, 
unwichtigeren Umfang angeben würde. 



IV. 

Die Eiuel-Reanionei 2 ). 

1. 

Schloss und Grafschaft Veldentz. 

Sitzung vom 12. April 1680. 

Die ehemalige Grafschaft Veldentz' bestand aus zwei von ein- 
ander getrennten Teilen, einem kleineren mit Schloss, heute Ruine 
Veldentz an der mittleren Mosel, nahe Berncastel, und einem grösseren 
im Flussgebiete der Glan, eines südlichen Nebenflusses der Nahe; sie 
gehört heute teils zur preussischen Rheinprovinz, teils zur bayrischen 
Pfalz, mit einem kleinen Landstriche auch zur oldenburgischen Enclave 
Birkenfeld. Hauptorte der Grafschaft waren Lichtenberg und Baum- 
holder, beide im Glangebiete gelegen, und heute zum Regierungsbezirk 
Trier gehörig. 

Der Anspruch auf die Grafschaft erfolgte durch das Domkapitel 
von Verdun und wurde durch Zurückgehen bis auf das 12. Jahrhundert 
begründet, in welchem die Grafschaft im Besitze eines besonderen aus 

') Sauer, Inventaire des aveux et denombreinents aux archives a Metz, 1894. 

*) Geographische und geschichtliche Notizen werden nur insoweit voran- 
geschickt werden, als für die Erläuterung der Grösse und der Eigentums -Ver- 
hältnisse des Gebietes erforderlich erscheint ; letztere werden in Geschichlswerken 
vielfach sehr unrichtig angegeben ; so heisst es bei Lavisse et Rambaud, Hisloire 
generale, 1895, Saarbrücken, Saarwerden und Saarlouis seien dem Kurfürsten von 
Trier, Veldentz dem Kurfürsten von der Pfalz abgenommen worden. Von eigener 
Forschung wurde bei den geschichtlichen Notizen, dem Charakter der Arbeil ent- 
sprechend, zumeist abgesehen. 
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den Grafen im Nahegau hervorgegangenen Geschlechtes war. Im 
Jahre 1086 hatte Ritter Kmieho, mit dem gleichnamigen Nahegaugrafen 
identisch, dem Bischof von Verdun s /4 der Kirchen zu Veldentz, Duse- 
mond, Mülheim und Burg, sämtlich an der Mosel gelegen, mit Geneh- 
migung Kaiser Heinrich IV. geschenkt 1 ); sein Sohn Gerlach nannte sich 
1112 zuerst Graf von Veldentz; ihm folgten his zum Jahre 1260, in 
welchem das Geschlecht in männlicher Linie ausstarb, noch drei oder 
vier Grafen gleichen Namens 8 ). Die Tochter 3 ) des letzten dieser war 
mit dem Grafen Heinrich von Geroldseck verheiratet, der mit der Erb- 
schaft zugleich auch den Namen Veldentz annahm. 

Auch dieses Geschlecht starb im Anfange des 15. Jahrhunderts in 
männlicher Linie aus; die letzte des Namens, Gräfin Anna, heiratete im 
Jahre 1400 den Grafen Stefan von der Pfalz, Sohn des deutschen 
Kaisers Ruprecht, wodurch die Grafschaft in den dauernden Besitz des 
pfalzgräflichen Hauses kam, dessen jeweilige Besitzer damit auch den 
Namen Veldentz ihrem Grafentilel zufügten. Bei den vielfachen Teilun- 
gen in diesem Hause aber blieb der Zusammenhang derselben nicht 
gewahrt; zur Zeit der Reunionskammer war daher die Herrschaft an 
der Mosel mit Schloss Veldentz im Besitze der Linie Veldentz-Lützel- 
stein, welche im Elsass die Herrschaften Lützelstein und im Steinthal 
besass, während der grösste Teil des Glangebietes mit Lichtenberg und 
Baumholder zum Herzogtum Pfalz-Zwcibrücken gehörte ; Lauterecken bil- 
dete mit einem Gebiete von ca. 1 □ Meile das besondere, reichsunmittel- 
bare Fürstentum Pfalz-Lautern mit besonderer Matrikel 4 ) und Stimme 
im Fürsten-Colleg, das im Jahre 1576 vom Kurfürsten für seinen Sohn 
Johann Casimir errichtet worden war. Nach dessen Tod, 1592, fiel 
das Gebiet zwar an die Kurpfalz zurück, die Stimme wurde aber auf 
den Reichstagen von den Kurfürsten weiter gerührt ''). Die Besitz -Verhält- 
nisse beziehungsweise Abgrenzungen scheinen aber keine ganz unbe- 
strittenen gewesen zu sein ; in einem vorliegenden Originalbriefe des 
Pfalzgrafen Leopold Ludwig von Veldentz-Lützelstein an die Reunions- 
kammer vom 3. April 1680 bezeichnet dieser Schloss Lautcrccken als zum 
Herzogtum Pfalz-Zweibrücken gehörig; in dem vorliegenden Lehensvcr- 



') Urkunde abgedruckt bei Rcycr, Mittelrheinisches Urkundenbueh, 1865, I, 
Nr. 384; der Kammer nicht bekannt. 
») Beyer, II, S. LXVlll. 

J ) Die folgenden Angaben grösstenteils nach Häusser, Geschichte der 
rheinischen Pfalz. 1845. 

*) Siropluin 40 Gulden, wie Stift Worms und Grafschaft Leiningen- Westerburg. 
») Domke, Die Virilstimmen im Heichsfürstcnrat 1495-1654. 1881. S. 6. 
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zeichnisse für dieses ist die Herrschaft jedoch nicht, aufgerührt. Dagegen ist die 
Herrschaft Lichtenberg sowohl in dem l^hensverzeiehnisse des Pfalzgralen 
von Zweibrücken wie in demjenigen des Grafen von Jülich-Berg enthalten. 

Um diese verschiedenen und streitigen Besitz -Verhältnisse küm- 
merte die Reunions-Kammer sich nicht; anscheinend waren sie ihr 
auch völlig unbekannt; die Vorladung wurde nur im Schlosse Veldentz 
bei dem dortigen Amtmanne des Grafen von Veldenlz-Lützelstein ab- 
gegeben mit der Weisung, sie seinem Herrn vorzulegen. Am 3. April 
erfolgte die Antwort des Grafen Leopold Ludwig; durin erklärt er sich 
zur Huldigung bereit, wie auch sein Vorgänger im Jahre 1663 gethan 
habe, macht dann aber darauf aufmerksam, dass er nur einen Teil 
der ehemaligen Grafschaft besitze und dass auf diesen auch der Krz- 
bischof von Trier den Anspruch der Lehensherrlichkeit erhebe; er 
selbst sei ausserdem im Besitze der Herrschaft Lützelstein, auf die 
aber der Bischof von Strassburg Ansprüche als Lehensherr mache; er 
bitte schliesslich um Aufrech tcrhaltung seiner landcshoheillichen Hechte, 
da ihm dieselben durch den Westfälischen Frieden ausdrücklich nach 
dem Stande des Jahres 1624 zugesagt seien. Auch diese Mitteilung 
bestimmte die Kammer nicht, auf die gegenwärtigen Besitzverhällnisse 
des Gebietes näher einzugehen; nur insofern scheint derselben Rech- 
nung getragen zu sein, als trotz der vollen Bereitwilligkeit des Pfalz- 
grafen Leopold Ludwig eine besondere Reunionssitzung abgehalten 
wurde, in der aber nur der genannte Pfalzgraf als Beklagter bezeichnet 
wird, ein Beweis für die Flüchtigkeit und Rücksichtslosigkeit, welche 
gleich von vornherein die Kammerverhandlungen beherrschte. 

Als Beweisstücke wurden in dieser Sitzung in erster Linie 
8 Investiturbriefe deutscher Kaiser vorgelegt, der älteste von Kaiser 
Friedrich l. im Jahre llöti ausgestellt '), die übrigen aus den Jahren 
1502 bis 1Ö82, in denen als Lehen der Bischöfe von Verdun das 
Schloss Veldentz und 4 andere Oertlichkeiten, darunter 2 in der Glan- 
herrschaft belegene, ausdrücklich aufgeführt sind. Demnächst wurde 
eine Urkunde von 1220 vorgelegt 2 ), laut welcher Krzbisehof Theoderich 
von Trier ein Abkommen zwischen dem Bischof Johann von Verdun 
und dem Grafen Gerlach von Veldentz bestätigt; in dieser Urkunde 
wird der Graf ausdrücklich als Lehensmann (homo ligius) des Bischofs 
für Veldentz bezeichnet. Es folgten weiterhin eine Reihe von Lehens- 
erneuerungen, die älteste vom Jahre 1235 8 ); ein zu letzterer gehöriges 

') Abgedruckt bei Calinet, II, preuves C.CC.L. 

*) Abgedruckt bei Beyer, Mittclrheinisches Urkundenbucb, III, N. 136. 
*) Desgl. III, N. 521, mit Lebensverzeichnis. 
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Verzeichnis der Güter, welche der Graf vom Bisehof zu Lehen trug und 
nach welchem diese zahlreicher waren, als sie in den Lehensbriefen 
der Kaiser angegeben waren, und schliesslich von der Kammer gefor- 
dert wurden, wurde der Kammer nicht vorgelegt ; drei weitere Lehens- 
Erneuerungen aus den Jahren 1389, 15011 und 1658, die letzte vom 
Pfalzgrafen Leopold Ludwig, jedenfalls schon unter französischer Beein- 
flussung ausgestellt, führten dagegen die Lehen in der beschränkteren 
Zahl auf, in welcher sie reuniert wurden. 

Da 1653 die Abtretung landeshoheitlicher Bechte noch nicht ver- 
langt wurde, dürfte der genannte Pfalzgraf das Lehensbekenntnis wohl 
nur als eine Formsache angesehen und deshalb ohne Anstand vollzogen 
haben. In letzter Linie beriefen die Kläger sich auf einen Beschluss 
des Metzer Parlaments vom Jahre 1662, durch welchen dem Pfalz- 
grafen Ijeopold Ludwig Tür den Fall des Ablebens des Bischofs von 
Verdun ein Zeitraum von (> Monaten zur Bewirkung der Lehens- 
erneuerung bewilligt wird, also eine weitere Ausführung des früher 
angeführten Parlamente-Beschlusses vom 4. Januar 16G2. Der Beschluss 
der Kammer war hinsichtlich der Souveränität des Königs der gewöhn- 
liche; hinsichtlich der Besitz- Verhältnisse wurde dein Pfalzgrafen auf- 
gegeben, innerhalb 4 Wochen Huldigung und Lehenserneuerung als 
Vasall in Person zu bewirken. Als Teile des reunierten Gebietes 
werden namentlich aufgeführt: Schloss Veldentz, Hof Moulin, Baum- 
holder, Wolfersweiler, Hof St. Medard, Schloss Laulerecken, Mülhenseim, 
dazu alle Zugehörigkeiten (apparlenances et dcj>endances). Mülhenseim 
und Moulin ist dieselbe Oertlichkeit, das heutige Mülheim an der Mosel; 
die doppelte Aufführung rührt von verschiedener Bezeichnung in den 
vorgelegten Lirkunden her. Abgesehen von den Zugehörigkeiten, denen 
durch die Heunions-Kommissare eine ganz unberechenbare Ausdehnung 
gegeben wurde, wird das reunierle Gebiet auf etwa 15 □ Meilen zu 
veranschlagen sein. 

Nach den angeführten Lehenserneuerungen, von denen die des 
Jahres 1509 im Original vorliegt, steht die frühere l^chensabhängigkeit 
der Grafschaft, wenigstens mit Teilen ihrer beiden Gebiete, von dem 
Bistum Verdun ausser Frage; auch ist eine Ablösung innerhalb der 
150 Jahre, für die kein Lehensakt vorliegt, nicht anzunehmen, da der 
Pfalzgraf sonst wohl nicht im Stande gewesen wäre, eine Urkunde oder 
wenigstens eine Notiz darüber vorzubringen. Der Uebergriir der Kammer 
besteht, wenn man von der Frage etwaiger Verjährung und der Be- 
anspruchung einer ganz anderen Landeshoheit als der kaiserlichen 
gegenüber den Beiehsständen absieht, in der Ausdehnung des Begriffes 
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»districtust über die Diözese Metz hinaus, entgegen der weitestgehenden 
französischen Auslegung in den früheren Verhandlungen. Weit über- 
Iroffen wurde aber dieses Unrecht durch die thatsächliche Ausdehnung 
des Begriffes der Zugehörigkeiten, indem sogleich auch die Grafschaft 
Sponheim, die im 15. Jahrhundert durch Erbschaft an die Linie Pfalz- 
Veldentz gefallen war, mit beansprucht wurde 1 ). Dem Verlangen, auch 
für diese Huldigung abzustatten, konnte Pfalzgraf Leopold Ludwig 
naturgemäss nicht entsprechen; infolgedessen wurde alsbald gewalt- 
sam gegen ihn vorgegangen und Sehloss Veldentz am 16. Juli 1680 
durch eine Dragoner-Abteilung genommen, deren Führer, eapitaine 
Mignonville, ein an Ort und Stelle aufgenommenes Protokoll der Kammer 
einreichte •). 

Zum Blutvergießen ist es danach auch beim Sturm auf Veldentz 
nicht gekommen; die Besatzung bestand nur aus einem Kommandanten 
und 3 Reisigen (hommes armes), die artilleristische Armierung des 
Platzes aus 5 Einpfündern, 7 Hakenbüchsen (arquebuses ä croeq) 
nebst einiger Munition und 50 Pfd. Pulver. Der Kommandant lehnte 
zwar die Aufforderung zur Uebergabe ab, machte aber von seiner 
Artillerie keinen Gebrauch; der Belagerer formierte daher sogleich eine 
Sturmkolonne von 10 Dragonern, welche, gefolgt von einer Reserve 
von 3 Mann, vorgingen, ein Thor einschlugen und den Schlosshof be- 
setzten, worauf der Kommandant ohne Weiteres die Waffen streckte. 

Sitzung vom 19. September 1680. 

Auch die Wegnahme seines Stammschlosses vermochte den Wider- 
stand des Pfalzgrafen nicht zu brechen ; infolgedessen wurde an vorstehen- 
dem Tage eine besondere Sitzung der Kammer anberaumt und in dieser 
beschlossen, den Pfalzgrafen zwar noch nicht, wie er es verdiene, seines 
Lehens für verlustig zu erklären, aber durch Beschlagnahme aller Ein- 
künfte und Erträgnisse an seine Pflicht zu erinnern und zu dem 
Zwecke Kommissare in den Hauptorten seines Gebietes einzusetzen. 
Dieser Massregel konnte der Pfalzgraf auf die Dauer nicht widerstehen; 
am 3. Oktober leistete er der Kammer die verlangle Huldigung; für 
die Einreichung des Lehensverzeichnisses scheint ihm ein längerer Aus- 
stand bewilligt worden zu sein, wohl mit Rücksicht auf die Schwierig- 
keit der Feststellung desselben. Das im Original vorliegende Schrift- 
stück trägt das Datum des 6. Juli 1683 und enthält im ganzen 

') s. Rcunionen ohne Beschlüsse. 
*) Original vorliegend; 8. Anbang. 
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28 Herrschaften beziehungsweise Oertiichkeiten. Die zum Herzogtum 
Pfalz-Zweibrücken gehörigen Gebiete der ehemaligen Grafschaft Veldentz 
wurden mit ersterem am 28. Juni 1680 nochmals reuniert 1 ); die 
Huldigung für diese erfolgte am 28. April 1681, die Einreichung des 
Lehensverzeichnisses am 29. Mai 1688. 



2. 

Gebiete und Schloss-Bezirke (terres 2 ) et chätellenies) 
Conde s/Moselle und Conflans en Jarnisy. 

Sitzung vom 16. April 1680. 

Conde ist der heutige Flecken Custine, Kanton-Ort im Departe- 
ment Meurthe et Moselle, 10 km nördlich von Nancy, auf dem rechten 
Moselufer gelegen. Die Veränderung des Namens erfolgte im Jahre 1719 
unter gleichzeitiger Erhebung der Herrschaft zum Marquisat. Im 
12. Jahrhundert 3 ) war der Ort Lehen des Bistums Metz, gehörte zur 
Reunionszeit aber unbestritten zum Herzogtum Lothringen; der Ueber- 
gang war gleichzeitig und durch dieselben Vertrüge wie der der Herr- 
schaft Conflans erfolgt; daher wurden die beiden 50 km von einander 
entfernt liegenden Gebiete in derselben Kammerverhandlung zusammen- 
gefasst. Conflans 4 ) ist gleichfalls Kantonort des Departement Meurthe 
et Moselle, 20 km westlich Metz gelegen. Schon im 13. Jahrhundert, 
bis auf welches die vorgelegten Urkunden zurückgingen, wird Conflans 
stets als Stadt (ville) bezeichnet; dazu gehörte aber auch ein gleich- 
namiges festes Schloss, das Bischof Dietrich III. von Metz im Jahre 1170 
gekauft und verstärkt hatte, um die Gegend vor marodierenden Banden 
zu sichern. Seine Nachfolger gaben die Herrschaft verschiedenen 
Herren zu Lehen; 1312 aber verpfändete Bischof Reinhold von Metz 
Conflans und Cond6 durch gleichen Akt zum Teil, 1328 Bischof Ademar 
vollständig an den Grafen Eduard von Bar, unter ausdrücklichem Vor- 
behalt des Rückkaufsrechtes; dieses wurde aber, wie die vorgelegten 
Urkunden erweisen werden, wiederholt und zuletzt 1561 in ganz ein- 
wandfreier Form aufgegeben; Conflans gehörte daher, wie Conde, zur 

l ) 9. Einzel-Reanionen. 

*) Die gewählte Uebersetzung von terre in der vorliegenden Anwendung 
dürfte richtiger sein als »Gemarkung«, da auch Oertiichkeiten mit eigener Ge- 
markung zu ein und derselben Gemeinde gehören. 

*) Lepage, dictionnaire topographique du deparlemenl de la Meurthe, 18ß2, S. 88. 

*) Clesse, Histoire de Conflans en Jarnisy in Mem. de la societe d'arch. et 
d'histoire de la Moselle, XII, 1872, S. 1. 
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Reunionszcit als freies Allod zum Herzogtum Lothringen, und zwar 
zur unabhängigen Grafschaft Bar 1 ). Schloss Conllans war 1636 von 
den Schweden zerstört worden. Der Anspruch war von dem Bischof 
von Metz erhoben, die Vorladung bei den Ortsbehörden in Conde und 
Conflans abgegeben worden. Einspruch war, wie bei allen herzoglich 
lothringischen Gebieten, nicht erfolgt; die Verhandlung trug den Cha- 
rakter des reinen Contumacial-Verfahrens. 

Die vorgelegten Investiturbeweise deutscher Kaiser und Lehens- 
erneuerungen Metzer Bischöfe waren allgemeiner Art, führten die be- 
anspruchten Gebiete daher nicht auf; sie datierten aus der Zeit von 
1299 bis 1626. 

Eine zweite Gruppe von 8 Urkunden enthielt den Verpfandungs- 
Akt vom Jahre 1328, nach welchem diese Restpfandsumme 22000 Livres 
(livres de petits lorrains) betrug, und Lehensbekenntnisse, das älteste 
ausgestellt von dem Grafen Heinrich von Luxemburg im Jahre 1285, 
die andern von den Grafen von Bar aus der Zeit von 1328—1361. 

Eine dritte und letzte Gruppe von Urkunden beweist jedoch den 
rückhaltlosen Uebergang beider Gebiete an Lothringen; zunächst hatte 
1473 Bischof Georg von Baden das Rückkaufsrecht an Herzog Karl den 
Kühnen von Burgund für 20000 Gulden abgetreten; dieses Verhältnis 
wurde anscheinend auch nach dem Untergange des Herzogs festge- 
halten; nach einer vorgelegten Urkunde von 1561 überträgt Bischof 
Beaucaire von Metz dem Herzog Karl III. von I-rOthringen beide Gebiete 
unter ausdrücklicher Aufhebung des Rückkaufsrechtes und etwaiger 
sonstiger Ansprüche des Bistums (»deeharges de tous droits de rachat 
et autres que les eveques de Metz y pourraient pretendre«), vorbehalt- 
lich der Zustimmung des Papstes. 

Dass diese etwa nicht erfolgt sei, wird von keiner Seite be- 
hauptet; auch hatte Kaiser Rudolf II. im Jahre 1609 bei einer Regelung 
streitiger Besitz -Verhältnisse zwischen Lothringen und dem Bistum 
hinsichtlich Condes und Conflans zu Gunsten des Herzogs entschieden 8 ); 
trotzdem verfügte die Kammer die Reunion der Gebiete mit dem Bis- 
tum gegen Rückzahlung der Pfandsumme von 22000 livres und billiger 
Entschädigung für etwaige Verbesserung der Lehen. Die Verträge mit 
Burgund und Lothringen werden im Urteile gar nicht erwähnt; sie 

•) Bouteiller, Dictionnaire topographique de Pannen d^partement de la Mo- 
selle, 1874, S. Bö. 

*) Die bezügliche Urkunde wurde erst bei der Reunion von Saaralben vor- 
gelegt; ich halle aber die Nichtberücksichtigung bei Cond6 und Conflans nur für 
eine Flüchtigkeit. 
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waren nach französischer Auflassung ungültig, da das Bistum als kaiser- 
liches Reichslehen unteilbar gewesen sei. Ebensowenig wurde der Er- 
örterung für wert gehalten, dass die Verpfändung drei und ein halbes 
Jahrhundert zurücklag, und dass in der Urkunde von 1473 die erwähnte 
Abtretung an Burgund damit begründet wird, dass die beiden Gebiete 
durch langen Zwischenraum (VU Jahrhundert) dem Bistum entfremdet 
(alienes et hors des mains) seien. Eine besondere Besitzergreifung war 
nicht erforderlich, da das ganze Herzogtum in französischer Verwaltung 
war, und der Herzog im Auslande, zur Zeit als Gouverneur von Inns- 
bruck, weilte. Huldigungs-Akte liegen daher, wie bei allen herzoglich 
lothringischen Reunionen, nicht seitens des Landesherrn, sondern nur 
seitens einzelner Privatpersonen für Besitzungen innerhalb beider Ge- 
biete vor, die für die Grösse der letzteren keinen Anhalt bieten; diese 
kann, unter den früher ausgesprochenen Vorbehalten, für Conflans zu 
3 4 □ Meile für Conde zu 2 □ Meilen angegeben werden. 

3. 

* 

Stadt, Schloss und Gebiet von Commercy. 

Sitzung vom lö. April 1680. 

Die am linken Wer der Maas gelegene Stadt ist heute Kantonort 
des Departement Meuse'j. Auf der Grenze zwischen Frankreich, 
Lothringen und Bar gelegen, ward sie nach den ältesten vorliegenden 
Nachrichten im 11. Jahrhundert dem Bistum Metz vom Kaiser zu 
Lehen gegeben*); 1070 tauschte der Bischof sie zwar gegen die Abtei 
Bouzonville an den Herzog von Lothringen aus, behielt sich aber die 
Oberlehensherrlichkeit vor, so dass die LehenslrHger, die Herren von 
Commercy, auch weiterhin dem Bischof Huldigung leisteten. Die Herr- 
schaft, fast ganz auf dem linken Maasufer gelegen, vererbte sich 
wiederholt in weiblicher Linie; 1265 war die Erbin Elisabeth, welche 
den Grafen Simon von Saarbrücken aus dem Hause Apremonl heiratete 
und dadurch eine Vereinigung der beiden Herrschaften bewirkte. Beider 
Sohn und Nachfolger, Johann 1. von Saarbrücken und Commercy, 
teilte aber bereits bei Lebzeiten wieder seine Besitzungen; der Sohn 
Johann seines verstorbenen ältesten Sohnes erhielt die Grafschaft Saar- 
brücken nebst einem kleinen Teile der Herrschaft Commercy und einem 
Sitze in der Stadt, dem Niederschlosse (Chateau-bas) : der Teil wurde 

') Lienard, Dietionnaire topographique du d^partement de la Meuso, 1872, S. 67 . 
*) Dumont, Histoire de la ville et des seigneurs de (lommercy, 1843, 1. und 
II Band. 

8 
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von nun ab pari oder porlion de Saarbruck genannt. Der zweite 
Sohn gleichen Namens, Johann, erhielt den Hauptteil der Herrschaft 
Commercy mit dem Hochschlosse (Chäteau-haut). Die pari de Saar- 
bruck ward 1443 von dem gleichnamigen Urenkel Johanns für 
42000 Gulden an den Sohn Renatus* II. von Lothringen verkauft, fiel 
aber schon im folgenden Jahre in Folge von dessen Tod an die Haupt- 
linic des Hauses Lothringen. Die eigentliche Herrschaft Commercy 
mit dem Hochschlosse vererbte sich in gerader Linie weiter; bereits 
1335 verlieh aber der Besitzer den Königen von Frankreich dauernd 
das Recht, das Sehloss behufs Bewachung der Maas-Uebergänge mit 
Truppen besetzen zu lassen. Arne I. nahm 1393 zuerst den Titel >da- 
moiseau« (domicellus) an, den fortan die Herren von Commercy dauernd 
behielten unter gleichzeitiger Weiterführung ihres Namens als Grafen 
von Saarbrücken. Robert 1. bekämpfte, zumeist mit Unglück, alle seine 
Nachbarn, darunter auch Herzog Karl II. von Lothringen; er sah 
sich daher 1438 genötigt, mit Herzog Renatus II. von Lothringen einen 
Vertrag zu sehliessen, nach welchem er sich gegen eine jährliche 
Rente und Lösung seiner Verbindlichkeiten gegenüber anderen Herren 
als Lehensmann und Vasall des Herzogs erklärte ; wie eine der vorge- 
legten Urkunden ergeben wird, war das Lehensverhältuis zum Bistum 
Metz inzwischen gelöst worden. 

1504 starb das Geschlecht in männlicher Linie aus; die Erb- 
tochter Philippe war mit dem Herrn Jacques de Silly verheiratet, an 
dessen Linie die Herrschaft dadurch kam; seine Urenkelin Marguerite 
heiratete den Grafen Philippe de Gondi, Vater des berühmten Faul de 
Gondi, cardinal de Retz. Dieser, erbte auch, nach dem Ausslerben der 
Herren von Silly, 1640 die Herrschaft und nahm von 1662 ab seinen 
Wohnsitz in Commercy. Da er aber stark verschuldet war, verkaufte 
er 1665 die Herrschalt Tür 550000 livres tournois an den Herzog 
Karl IV. von Lotbringen, behielt sich aber die Nutzniessung bis zu 
seinem 1079 erfolgten Tode vor, wobei der Herzog ihm auch die Nutz- 
niessung der früheren part de Saarbruck überliess. Zur Reunionszeit 
war daher die ganze ehemalige Herrschaft und ihre Nutzniessung in 
rechtmässigem, wenn auch nicht thatsächlichem Besitze des Herzogs 
wieder vereinigt. 

Durch vorgelegte Urkunden wurde zunächst die alte Lehensherrlich- 
keit des Bistums Metz über die Herrschaft zweifellos erwiesen; vom 
Jahre 1248 wurde das Investiturgesuch der Wittwe des eben ver- 
storbenen Herrn von Commercy, von den Jahren 1376, 1377 und 
1383 wurden gleiche Gesuche der Grafen von Saarbrücken vorgelegt. 
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Weiterhin wurde die Urkunde von 1305, laut welcher Bischof Haoul 
de Couey die Lehensherrlichkeit über die ganze Herrschaft an den 
Sohn des Herzogs von Bar verpfändete, vorgelegt; in der Urkunde 
heis.st es wörtlich: »par ce prcsent nous eedons, transportons, delais- 
sons et metlons en gage les liefs et les droits feodaux des lieux, 
chatels, villes et toures de Comercy pour en jouir et user et exploiter 
comme vrais seigneurs des dits liefe«); die Pfandsumme betrug 
18(10 Gulden: das Einlösungsrecht ist in dem Verl rage gewahrt, scheint 
aber nicht mehr geltend gemacht worden zu sein, da von hier ab 
Lehensbekenntnisse für die eigentliche Herrschaft (Hochschloss) nicht 
mehr vorgebracht werden konnten; dagegen liegen von 1400, 1431 
und 1440 wieder Investiturbriefe der Grafen von Saarbrücken für ihre 
pari de Saarbruck vor. Im letztgenannten Jahre beschwert sich auch, 
laut vorgelegtem Schreiben, Graf Johann von Nassau-Saarbrücken 
beim Bischöfe, dass Kriegsleute des Königs von Frankreich Ansprüche 
auf Coinmercy gellend machen wollten und ihn behufs Anerkennung 
vorgeladen hätten , jedenfalls gestützt auf den Vertrag von 1335 
Der vorstehend erwähnte Verkauf an das Baus Lothringen durch 
Grafen Johann I. von Nassau-Saarbrücken für 42000 Gulden im Jahre 
1443 kam gleichfalls zur Vorlage; in der Urkunde wird die Genehmi- 
gung beziehungsweise Entschädigung des Bischofs von Metz vorbehalten. 

Die in letzter Linie vorgebrachten Beweisurkunden waren allge- 
meine Lehenserneuerungen der Grafen von Nassau-Saarbrücken bei 
den Bischöfen von den Jahren 1551 und 1557, in welchen die Grafen 
ihrer Bechte auf Commercy Erwähnung thun, ohne aber die Herrschaft 
ihren übrigen, dort aufgestellten Lehen anzureihen. 

Die Kammer entschied, dass die Lehensherrlichkeit des Bischofs 
von Metz durch Rückzahlung der Verpfändungssumme vom Jahre 1305 
wiederherzustellen sei, ohne zwischen den beide» Teilen der Herrschaft 
zu unterscheiden. Kür die Grösse des so reunierten Gebietes geben 
die vorliegenden Teil -Huldigungen keinen Anhalt; nach derzeitigen 
Karten wird dasselbe etwa 1 □ Meile betragen haben. 

\V"ie die Geschichte der Herrschaft und die vorgelegten Urkunden 
selbst beweisen, hätte ein Lehensrecht auf den kleinen Teil, die pari 
de Saarbruck allenfalls geltend gemacht werden körinen, wenn man 
von dem Fehlen jedes Nachweises dessen, was in 2'/s Jahrhunderten 
vorgekommen sein konnte, absieht: dass aber ein 300 Jahre lang nicht 
geltend gemachtes Bückkaufs-Recht noch in Kraft befindlich sein sollte, 
war wohl eine weder vor noch nach der Kammer jemals aufgestellte 
Theorie. 

8* 
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4. 

Grafschaften Vaudemont und Chaligny, Schloss und 
Sehlossbczirk Türkstein. 

Sitzung vom 30. April 1(580. 

Die beiden Hauptorle der erstgenannten Gebiete liegen im heutigen 
Departement Meurthe-ct-Moselle, Vaudemont etwa l. r > km nördlich 
Mirecourt, Chaligny 10 km südwestlich Nancy an der Mosel; weit ent- 
fernt von beiden, am westlichen Vogesen-Fingange, im heutigen Kreise 
Saarburg in Lothringen liegt die Ruine des ehemaligen Schlosses Türk- 
stein; die Zusammenfassung war Folge des Vorkommens der 3 Gebiete 
in gleichen Beweis-Urkunden und der frühzeitigen Vereinigung der 
beiden erstgenannten Bezirke. 

Die Grafschaft Vaudemont') war im Jahre 1072 mit Genehmigung 
Kaiser Heinrich IV. im pagus Sugintensis, dem späteren Sainlois*), 
für den jüngeren Sohn des ersten lothringischen Herzogs, Grafen 
Gerhard vom Elsass errichtet worden. Die Linie der Grafen pflanzte 
sich unabhängig von der lothringischen fort; 1216 aber wurde Graf 
Hugo II., anscheinend durch Auftragung, Lehensmann des Grafen von 
Bar, in weichern Verhältnisse seine Nachfolger dauernd blieben. 1346 
starben die Grafen in männlicher Linie aus, 1394 ebenso die durch 
Heirat ihnen nachfolgenden Herren de Joinville. Die Frbtochter des lebeten 
von ihnen war in dritter Khe mit dem Prinzen Friedrich von Lothringen, 
dem Bruder Herzogs Karl II, verheiratet; erslerer wurde dadurch der 
Stifter der Linie Lothringen -Vaudemont, die 1473 in dem nunmehr 
vereinigten Herzogtum Lothringen-Bar zur Regierung kam 3 ); die Graf- 
schaft blieb seither dauernd ein Teil des Herzogtums; für den mehrfach 
noch vorkommenden Titel >Graf von Vaudemont« gab sie nur mehr den 
Namen her. 

In der ganzen Geschichte der Grafschaft war sonach niemals 
eine Beziehung zum Bistum Metz vorgekommen: anders verhielt es 
sich dagegen mit der fälschlich Grafschaft genannten Herrschaft Cha- 
ligny, die von Allers her einen Teil der Grafschaft Vaudemont gebildet 
hatte, auch bei einer zeit weisen Teilung der letzteren im Jahre 1235 

') Die geschichtlichen Notizen über Vaudemont und Chaligny zumeist nach 
Calmet, Notice de Lorraine, 175«, I, 19H IT. und II, S. 731. 
') Lepage, S. 14t). 

3 ) Calmet verwechselt die vom Herzog Karl IV. für den Grafen Karl 
Heinrich von Vaudemont in Aussicht genommene Grafschaft Saarland mit einer 
neuen Grafschaft Vaudemont. 
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an die 3 Söhne des Grafen Hugo II. mit dem Stammsitz vereinigt ge- 
blieben war. Für diesen Teil ihres Besitzes waren die Grafen von 
Vaudemont nachweislich bis gegen Mitte des 14. Jahrhunderts lehens- 
abhängig vom Bistum Metz; 1344 aber ward die Herrschaft Chaligny 
vom Bischof Ademar an den Herzog von Lothringen verkauft, so dass 
die Grafen, wie für Vaudemont Lehensleute des Herzogs von Bar, für 
Chaligny jetzt solche des Herzogs von Lothringen wurden. Der Rück- 
kauf war zwar vorbehalten, fand aber, wie fast stets, nicht statt; 
Chaligny teilte daher von jetzt ab die Geschicke der Grafschaft Vaude- 
mont. Im Jahre 1562 stellte Herzog Karl III. die alte Herrschaft unter 
Zuteilung der Stadt Pont-St.-Vincent für seinen Oheim Nikolaus, als 
lothringische Sekundo-Genitur wieder her, ohne jedoch die Zugehörig- 
keit zum Herzogtum aufzuheben. 

Das Schloss Türkstein ist uralten Ursprungs 1 ), wahrscheinlich 
von den Bischöfen von Metz zur Sicherung des dortigen Vogesenpasses 
nach dem Elsass angelegt. Im Beginne des 14. Jahrhunderts ward die 
Burg zum Amtssitze eines Schlossbezirkes erhoben, der 13 Ortschaften 
umfasste. Auch diese Herrschaft ward von Bischof Ademar, nach 
unten angeführter Urkunde, unter Wahrung des Bückkaufsrechtes ver- 
kauft und kam dadurch zunächst, und zugleich mit Chaligny, 1344 
an den Herzog Raoul von Lothringen, dann, nach Rückkauf, 1350, an 
den Herrn Theobald von Blamont. Auf Vorschlag des Bischofs Raoul 
von Metz löste 1433 Herr Johann von Haussonville die Herrschaft von 
Blamont aus und wurde dadurch selbst Lehensmann des Bischofs; sein 
Nachfolger bewirkte 1568 ihre Teilung unter seine 3 Söhne, welche 
alle beim Bischof von Metz Lehensbekenntnis ablegten, Teile der Herr- 
schaft aber in andere Hände veräusserten. 1600 löste Kardinal Karl 
von Lothringen, Bischof von Metz, zum zweiten Male die Herrschaft, 
wenn auch jetzt in anderer Zusammensetzung, aus und gab sie seinem 
Bruder Franz, Grafen von Vaudemont, zu Lehen: mit dessen Sohn, 
dem Herzog Karl IV., kam die Herrschaft wieder an Lotheingen, aber 
in zweifelloser Lehensabhängigkeit vom Bistum Metz, zu dessen welt- 
lichem Besitztum sie auch allseilig zur Reunionszeit gerechnet wurde; 
naturgemäss wurde sie aber als selbslständige Herrschaft behandelt und 
war daher keinem bischöflichen Amte zugeteilt. Dass die Herrschaft 
trotzdem in die Verhandlung mit hineingezogen wurde, dürfte neben 
der dadurch bezeugten Oberflächlichkeit des Verfahrens auch ein Be- 
weis dafür sein, dass der angebliche Kläger, der Bischof von Metz, 



') Fischer, Die ehemalige Bergvesle Türkstein, 1879. 
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bei den Verhandlungen der Kammer wenig oder gar nicht betei- 
ligt war. 

Die vorgelegten Beweis-Urkunden waren trotz der vielverzweigten 
Geschichte der 3 Gebiete recht dürftige. Die Vorladungen waren den 
Maires in Vaudemont und Chaligny sowie dem Amtmann (prevöt) in 
Türkstein zugestellt worden, von denen aber keiner der Ladung Folge 
gegeben hatte. Neben den allgemeinen, auf die Gebiete keinen Hezuji 
nehmenden Urkunden wurde in erster Linie der Verpfändungs-Akt vom 
Jahre 1344 vorgebracht: in diesem erkennt Herzog Raoul von Ix>th- 
ringen an, dass der Bisc hof Ademar von Metz ihm für 10000 livres 
unter Wahrung des Rückkaufsrechtes überlässt: »Le ehüteau de Turquen- 
stein et toutes les appartenanees et appendiees, en toutes hauteurs et 
seigneuries, avce. le tief et comte de Vaudemont et tout ee qu'il tenait 
de leveche de Metz, soit ä Chaligny et autre pari.» Der Wortlaut 
lässt erkennen, dass es sich nur um eine Verpfändung von Türkstein 
und Chaligny handelt, nicht aber um eine solche der Grafschaft Vaude- 
mont; schon der ungewöhnliche und zweifellos unrichtige Ausdruck: 
»le lief et comte de Vaudemont« weist darauf hin. Wie oben nach- 
gewiesen und in einer späteren Reunions-Sitzung auch anerkannt wurde, 
war die Grafschaft lehensabhängig von Bar und hatte zum Bistum 
niemals in Beziehung gestanden 1 ). Abgesehen davon aber ist es auch 
undenkbar, dass ein so bedeutendes Gebiet so nebensächlich, als An- 
hängsel von Türkstein bezeichnet wäre. Ks würde dem etwa ent- 
sprechen, wenn man Strassburjr als eine Zugehörigkeit zu Kronenburg 
bezeichnen wollte. Ks liegt hier also der früher allgemein besprochene 
Kall vor, dass der Urkunde durch den Auszug eine andere Auslegung 
gegeben worden ist ; in welcher Weise ist allerdings nicht festzustellen, 
da die Urkunde selbst nicht vorliegt; vielleicht hiess es im Original: 
»cn« oder »au< statt »et« comte de Vaudemont bei undeutlicher Schrift 
oder beschädigter Stelle der Urkunde. Jedenfalls wurde in der Sitzung 
vom 13. Mai 1Ü83 die unrichtige Auslegung der Urkunde indirekt zu- 
gegeben. Auch Gähnet 2 ) sagt nach Anführung der Urkunde gemäss 
der Inhaltsangabe des Reunions-Beschlusses : »11 me semble que ce fief 
de Vaudemont n'etuit autre que Chaligny, dependant du comte de 
Vaudemont et qui etait lief de l'eveche de Metz, car nous n'avons 
aueune connaissance que le comte de Vaudemont en enlier ait jamais 
releve de cette eglise.« Die ausserdem noch vorgelegten drei Urkunden, 
eine von 1344, zwei von 1347, beziehen sich nur auf die Herrschaft 

') s. weiter unten. 

■'I Calmct, Notice, II, S. 736. 
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Ghaligny, *la maison forte de Chaligny, la ville et le ban et toulcs les 
appartenanees«. 

Trotzdem die wenigen vorgebrachten Urkunden sich demnach 
nur auf einen kleinen Teil der Grafschaft Vaudemont bezogen, wurde 
die.se in ihrer ganzen Ausdehnung mit allen Zugehörigkeiten in gleicher 
Weise wie Schlots und Schlossbezirk Türkstein reunierl. Die Grösse 
der Grafschaften ist in Folge ihrer bestimmten Abgrenzung nach den 
Karten und einem damit übereinstimmenden handschriftlichen Ver- 
zeichnis der Einzelteile vom Jahre 1582 genau festzustellen; danach 
beträgt der Umfang der Grafschaft Vaudemont rund ßD Meilen, der 
Herrschaft Chaligny Vi □ Meile; die Herrschuft Türkslein wird in einer 
25 Jahre später erschienenen französischen Karte'), der letzten Zu- 
sammensetzung entsprechend, zu 2 □ Meilen angegeben. 

Sitzung vom 13. Mai 1GK.J. 

Die vorstellenden Hcunionen erfuhren etwa drei Jahre später 
eine sehr bedeutende Erweiterung in dieser besonders dazu angesetzten 
Sitzung. Veranlassimg dazu gab das Auffinden neuer Urkunden, aus 
denen hervorging, dass die Grafschaft Vaudemont früher Lehen der 
Grafschaft bar gewesen und daher irrtümlich dem Bistume Metz durch 
die Kammer zuerkannt worden war; infolgedessen trat der General- 
Prokurator jetzt als Kläger gegen den Bischof auf, um eine unmittelbare 
Ueberlragung der Grafschaft an die Krone Krankreich zu bewirken; 
dabei mag zugleich die Absicht maszgebend gewesen sein, durch die 
Verwertung der neuen Urkunden dem Gebiete im Wege der Zugehörig- 
keiten eine grössere Ausdehnung zu geben, da zu dieser Zeit, infolge. 
Versprechens des Königs, neue Beimionen nicht mehr stattlinden 
durften *). 

Durch eine Reihe älterer, wenig belangreicher Urkunden wurde 
zu dem Zwecke zunächst die Lehensabhängigkeit Vaudcnionts von 
Bar im 13. und 14. Jahrhundert nachgewiesen, zu welcher Zeil sie 
ja zweifellos bestand. Den Erweiterungs- Ansprüchen dienten aber 
zwei andere Urkunden, darunter zunächst ein Kaufvertrag vom 
Jahre 1543, in welchem Herzog Anton von Lothringen von dem Grafen 
Issenhurg die Herrschaften Bainville, Chätel a. d Mosel und Urlacourt^ 

■) Karte von Jaillot, geographe du roi, Paris 170"». 
*) s. drillen Teil. 

*) In zwei vorliegenden Abschriften dieser 1'rkunde einmal Vclaronrt, das 
andere Houlacourt genannt, aber unter keinem der drei Namen mit Sicherheit 
festzustellen. 
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gegen Abtretung anderer Gebiete eintauscht. Wichtiger war das öfter 
erwähnte Kartular von Thierry Alix vom Jahre 1582, in dem für den 
vorliegenden Zweck 3 Unterabteilungen von Hedeutung waren: 

Comte de Vaudemont pour le domaine; 

Comte de Vaudemont pour les fiefs 

und 

Chätel-sur-Moselle et Hainville. 

In der ersteren Abteilung waren die Teile der Grafschaft so an- 
gegeben, wie diese vor drei Jahren reuniert worden: in dem zweiten 
Teile, dem Verzeichnis der Lehen, werden dann wieder ein Teil dieser 
Ortschaften der Grafschaft selbst, dazu aber eine grosse Zahl ausser- 
halb liegender, zum Teil weit entfernter Oertlichkeiten aufgeführt, 
darunter Azerailles, in einer lothringischen Enelave des Metzer Bistums- 
gebietes Hambervillers gelegen, Dompaire, 15 km westlich Kpinal, Font- 
St.-Vincent, 10 km südlich Nancy, Colombey, 15 km südlich Toul, 
Velaine, 8 km östlich Toul gelegen, u. s. w. 

In diesem Verzeichnisse werden auch Chätel s/M. und Hainville 
genannt, die aber selbst wieder eine grössere Anzahl Üben, also After- 
lehen, haben sollten. Chätel s/M. ist heute Kantonsort im Departement 
Vosges, Bainville, mit dem Zusätze aux miroirs, eine unbedeutende 
Ortschaft des Departement Meurthe-et-Moselle, 12 km südwestlich Toul 
gelegen. Beide Orte gehörten von Alters her zu Lothringen, Bainville 
war Silz eines Amtes, Chatel s/M. Sitz eines Oberamtes. Als After- 
lehen dieser Lehen von Vaudemont werden ein grosser Teil der Ort- 
schaften dieser Grafschaft selbst, vor allem die Hauptorte Vaudemont 
und Vezelise, dann auch Lehen der Grafschaft wie Pont St. Vincent 
aufgerührt. Das nähere Kingehen auf dieses Aktenstück lässt zweifel- 
los erkennen, dass es sich hier nur um Domanial- oder Privatbesitzungen 
des Herzogs in den betreffenden Ortschaften, nicht aber um diese selbst 
handeln kann, da sonst beispielsweise Vaudemont Lehen von sich 
selbst gewesen wäre; in noch höherem Grade geht dies aber aus 
anderen Zusammenstellungen des lothringischen Kammer-Präsidenten 
hervor, in denen z. B. in ganz gleicher Form Longwy unter den Lehen 
von Pont-ä-Mousson, Metz und Gorze unter den Lehen von Sancy, 
einem herzoglichen Amte westlich Diedenhofen aufgeführt werden. 
Aehnlich wie bei der Beunion von Vaudemont und Chaligny selbst 
wurde auch hier statt der in den Schriftstücken angeführten Teilstücke 
das Ganze genommen, und dem entsprechend die Vereinigung sämt- 
licher aufgeführten Orte mit Frankreich ausgesprochen. Zur Erklärung 
muss aber vorweg gesagt werden, dass zu dieser Zeit, im Jahre 16*83, 
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die Reunions-Tätigkeit der Kammer einen noch viel höheren Fing ge- 
nommen hatte als im Jahre 1680, trotz des gegebenen Versprechens 
des Königs, der die Kammer nur zu einer verhüllten Form der späteren 
Urteile veranlasste. 

5. 

Stadt und Schloss Epinal. 

Sitzung vom 6. Mai 1680. 

Epinal, heute Hauptstadt des Departement Vosges ') und moderne 
Festung, wurde von der Kammer aus Gründen beansprucht, die bis 
zur Entstehung der Stadt im 10. Jahrhundert zurückgingen. Sie ver- 
dankt hiernach und gemäss anderen Nachrichten ihren Ursprung dem 
Bischof Dietrich I. von Metz, der in der Nähe eines an der Mosel ge- 
legenen Schlosses, im Calmenz-Gau, ein Kloster errichtete; die um 
dieses sich ansiedelnde Kolonie erhielt 983 durch Kaiser Otto II. 
Marktrechte*); 1250 ward sie vom Bischof Jakob von Metz befestigt. 
In der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts begannen die Verpfän- 
dungen, deren Einzelheiten die hierunter zu erörternden Urkunden 
ergeben werden. Unabhängig von den dadurch hervorgerufenen Besitz- 
Verhältnissen trugen die Bürger der Stadt Epinal dem Könige Karl VII. 
von Frankreich, als er 1444 in die Nähe kam, die Herrschaft an ; der 
König ging auf ihren Wunsch ein und setzte sich in Besitz der Stadt ; 
Kaiser und Papst reklamierten zwar gegen diese Usurpation, letzterer 
verhängte sogar das Interdikt über die Stadt; erst unter seinem Nach- 
folger Ludwig XI. hatten jedoch diese Schritte Erfolg. Durch Edikt vom 
H. August 1466 entband der König die Bürger von ihrer Untertanen- 
pflicht und überliess ihnen die Wahl des Landesherrn. Anscheinend 
trugen diese nunmehr dem Herzog von Lothringen, dem allerdings ein 
Teil der Stadt bezw. ihres Bannes verpfändet war, die Herrschaft über 
das Ganze an; jedenfalls Hess der Herzog noch im gleichen Jahre die 
Stadt besetzen und sich huldigen, wobei von der Lehensherrlichkeit 
des Bischofs nicht mehr die Rede war. Dieser gab aber die Hoffnung, 
den alten Besitz wiederzugewinnen, nicht auf; durch Vertrag vom 
Jahre 1473 verpfändete er deshalb die Hälfte der Stadt nebst ander- 
weitigen Besitzungen an den Herzog Karl den Kühnen von Burgund, 
wofür dieser die Stadt dem Herzoge von Lothringen abzunehmen ver- 
sprach. Durch den Untergang des Herzogs scheiterte diese Absicht; 

') Die geschichtlichen Notizen nach Louis, Lc departement des Vosges, 
18S7, VI, und Calmet, Notice de Lorraine, I, S. 384. 
>) MG. DD. II, N. 313. 
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die Bischöfe beruhigten sich nunmehr: zur Reunionszeit wur daher 
Kpinal seil mehr als 2(X) Jahren im rechtlichen und unbestrittenem 
Besitze des Herzogtums Lothringen. 

Die vorgelegten allgemeinen Urkunden bieten hier wie bei den 
nächstfolgenden Rcunionen nichts Hemerkenswertes, da sie Kpiuals 
nicht erwähnen. Als Sonder- Beweisstücke wurde zunächst die Ab- 
schrift einer alten Geschichte mehrerer Metzer Bischöfe, der Urkunden- 
sammlung von Alix entnommen, vorgelegt, in welcher ganz unrichtiger 
Weise die Gründung durch Bischof Dietrich I. auf das .lahr 900 ver- 
legt wird, da Dietrich I. von 905 984 regierte 1 ): durch vier weitere 
Urkunden wurde die thatsächliche Ausübung der Landeshoheit durch 
Bischöfe im 13. und 14. Jahrhundert erwiesen, die ja geschichtlich 
ausser Zweifel steht. 

Nach kleineren Teil -Verpfändungen 1379 und 1389 gab 1395 
Bischof Baoul die Hälfte der Gebiete von Kpinal und Rambervillers für 
4000 Goldfranken dem Herzog Karl II. von Lothringen zu Lehen, 
jedoch so, dass dem Bischöfe Schloss, Stadt und Befestigungen von 
Kpinal blieben 2 ); die hiernach dem Bischof verbliebene unmittelbare 
Hoheit ward durch zwei weitere Urkunden von 1390 und 1429 be- 
stätigt; auch löste 1434 Bischof Conrad von den 1395 verpfändeten 
Gebietsteilen die Hälfte, also ein Viertel des Ganzen wieder ein. Drei 
weitere Urkunden beziehen sich auf die oben erwähnten Besitzverän- 
derungen im 15. Jahrhundert; am 7. September 1444 huldigen danach 
die Behörden und Bürger der Stadt dem Konige Karl VU. von Frank- 
reich; am 21. Juli 1400, also vor der Ausfertigung des Entsagungs- 
Aktes Konig Ludwigs XI., ist dagegen bereits Prinz Nikolaus, Sohn des 
Herzogs Johann II. von Lothringen, in der Stadt anwesend, verspricht 
die Auseinandersetzung mit dem Bischöfe von Metz zu bewirken und 
fordert von den Bürgern Huldigung, Die dritte dieser Urkunden ist 
der erwähnte Kntsagungs-Akt König Ludwigs XI. vom 0. August 1466. 
Weiterhin wurden vorgelegt der Vertrag mit Karl dem Kühnen vom 
29. September 1479 und eine Huldigung des Amtmanns von Kpinal beim 
Bischöfe von Metz vom Jahre i486, wohl nur dadurch erklärlich, dass 
der Bischof von Metz zur Zeil ein lothringischer Prinz war. 

Auf Grund dieser, urkundlich belegten Thatsaehcn sprach die 
Kammer Stadt und Gebiet dem Bistum in der Weise zu, dass letzteres 
für ein Viertel des Gebietes eine entsprechende Ouote der Pfandsumme 
von Kpinal und Rambervillers zurückzuzahlen habe, wofür ihm aber 

Vi MG. SS. IV, S. 4(54. 

*) Urkunde abgedruckt bei Calmct, 11, preuves, S. 673. 
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nachträglich die Einkünfte (fruits) der übrigen drei Vierlei vom 
Jahre 1466 ab zu erstalten seien (!), ob mit Zinzeszinscn wird nicht 
gesagt. Die Grösse des reunierten Gebietes beträgt nach der Karte 
von Nohn etwa 5 ~1 Meilen, kann aber durch die vorliegenden Teil- 
huldigungen nicht kontrolliert werden. 

Abgesehen von den etwa durch die französische Uebertragung 
erworbenen Rechten scheint hier eine Ihatsächliche Usurpation Loth- 
ringens vorzuliegen ; die mehr als zweihundertjiihrige Niehtgeltendmachung 
der Rechte des Bischofs dem gegenüber als unwesentlich anzusehen, 
entsprach den Grund-Prinzipien der Kammer. Die bei der Verhandlung 
nachgewiesene Zugehörigkeit der 20 km nordöstlich von Epinal ge- 
legenen Stadt Ramberviller.fi gab zu einer Reunion keine Veranlassung, 
da die Stadt 1562 durch Abkommen mit dem Herzog Karl III. in den 
alleinigen Besitz des Bistums zurückgelangt war 1 ). 

6. 

Stadt und Schlossbezirk Saarburg. 
Sitzung vom »S. Mai 1«80. 

Saarburg, heute Kreisstadl des Bezirkes Lothringen und von der 
deutsch- französischen Sprachgrenze durchschnitten, hattezur Römerzeit den 
Namen PonsSaravi und war dementsprechend im frühen MitlelulterPontde 
la Sarre, deutsch Saarbrück um! Saarbrücken benannt worden ; letztere Be- 
zeichnung mag aber zu Verwechslungen mit der anderen Stadt Saarbrücken 
Veranlassung gegeben haben*), infolgedessen der Name des späteren 
Saarburg in Kaufmanns-Saarbrücken vervollständigt ward 8 ). Ursprünglich 
Hauptamt des Ober-Saargaues kam Saarburg bereits 931 durch Schen- 
kung König Heinrichs I. an das Bistum Metz, in dessen Besitz die Stadt 
etwa 6 Jahrhunderte blieb. Die Oberhoheit der Bisehöfe wurde jedoch 
im Laufe der Jahre immer mehr beschränkt ; einerseits gaben sie selbst 
wiederholt Gerechtsame benachbarten Herren, insbesondere den Grafen 
von Dagsburg zu Lehen, auf welchem Wege schon 1223 die Voglei an 
die Herzöge von Lothringen kam ; andererseits suchten die Bürger hier 
wie anderwärts sich von der bischöflichen Gewalt frei zu machen, 
so dass insbesondere das 14. Jahrhundert durch Streitigkeiten der Stadt 
mit dem Metzer Bisehof, die wiederholt zu offenen Kämpfen führten, 

') Calmct, Notice, II, S. 272. 

') s. Reunion der Grafschaft Saarbrücken. 

*) Die geschichtlichen Notizen nach Lepage, S. 124, und Sarrcbourg, notices 
hisloriques (von Wagner), 1890. 
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.ausgefüllt ist. Dazu kamen von Rnde des Jahrhunderts an aueh hier 
die üblichen Verpfändungen, sodass im Laufe des 15. Jahrhunderls die 
Oberhoheit des Bischofs als nahezu beseitigt galt und der Herzog von 
Lothringen im Jahre 1464 unschwer die Hoheit über die Stadt sich 
usurpiren konnte, der der Bischof vergeblich durch Bündnis und Ver- 
trag mit dem Herzog Karl dem Kühnen von Burgund entgegenzutreten 
versuchte. 

Angesichts der geschilderten Verhältnisse ist es erklärlich, dass 
über die rechtliche Stellung der Stadt in weiten Kreisen Unsicherheit 
herrschte, die sogar zu einem weitläufigen Prozess bei dem Beichs- 
kammergericht zu Speier über die behauptete Beiclisunmittelbarkeit der 
Stadt führte 1 ). 

Die rechtsgültige Erwerbung durch das Herzogtum Lothringen im 
Jahre 1502 machte diesem Zustande ein Ende; die Stadt blieb etwa 
100 Jahre lang herzoglich -lothringisch, ward dann aber 1661 von 
Herzog Karl IV. an Frankreich abgetreten. Die Kammer- Verhandlungen 
hatten daher, falls man nicht Unkenntnis des Vertrages von 1661 bei 
der Kammer annehmen will, wohl nur den Zweck, eine weitere Grund- 
lage für die noch ausstehende endgültige Begelung der Verhältnisse 
zwischen Frankreich und dem Herzogtum zu schaffen. 

Zu dem Zwecke wurde in erster Linie die rechtlich nicht zweifel- 
hafte Landeshoheit der Bischöfe von Metz im 14. Jahrhundert durch 
4 Urkunden nachgewiesen; eine im Jahre 1381 staltgehabte Verpfän- 
dung von Schloss und Stadt an den Grafen Heinrich von Lützelburg 
für 8000 Gulden kam dagegen nicht zur Kenntnis der Kammer 8 ). 

Die Einlösung scheint auch bald darauf erfolgt zu sein; am 
7. Juni 1306 nämlich wurde laut vorgelegter Urkunde, die Hälfte der Stadt 
und der ganze Schlossbezirk dem Herzoge von Lothringen für 2000 Frs. 
verpfändet, unter Vorbehalt sielen Bückkaufsrcehtes ; über die Ein- 
künfte aus der ihm verbliebenen Hälfte der Stadt verfügte der Bischof, 
gemäss vorgelegter Quittung, im Jahre 1406; auch erliess er im Jahre 
1458 einem Bürger von Saarburg eine ihm zustehende Heute gegen 
eine einmalige Zahlung von 100 livres. Die schon erwähnte Usurpation 
der Landeshoheit durch den Herzog von Lothringen im Jahre 1464 
fand laut vorliegendem Protokolle auf Antrag der Behörden und der 
Bewohner von Saarburg stall; als Grund für die Uebertragung der 

l ) Frhr. v. Hammerstein, ein reichsgerichtlieher Prozess, im Lothr. Jahrb., 
IX, S. 237. 

*) Abschrift des beziiulichen Vertrages befindet sich im Bezirks-Archiv zu 
Metz; die l rkunde scheint daher erst später aufgefunden zu sein. 
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Gewalt wird in diesem Schriftstück die Notlage, in der infolge bestän- 
diger Fehde-Wirren die Stadt sich befunden, angeführt. Der Bischof 
von Metz war naturgemäss damit nicht einverstanden; in einem Briefe 
vom Jahre 1469 l ) kündigt er vielmehr der Stadt an, dass er einen Be- 
amten zur Entgegennahme des Treueides schicken werde; er hatte aber 
mit diesem Schritte anscheinend keinen Erfolg, da er, laut vorgelegtem 
Vertrage in gleicher Weise wie hinsichtlich Epinals am 29. Sep- 
tember 1473 ein Abkommen mit dem Herzog Karl dem Kühnen von 
Burgund traf, laut welchem diesem gegen Zahlung von 20000 Frs. die 
Belehnung mit der Hälfte von Saarburg übertragen wird, falls er das 
Gebiet dem Herzoge von Lothringen wieder abnehmen sollte. Bald 
darauf linden wir die Sladt aber trotzdem wieder im Besitze der 
Bischöfe, anscheinend in Folge der nunmehr begonnenen Besetzung des 
bischöflichen Stuhles zu Metz durch Angehörige der lothringischen 
Herzogs-Familie; laut vorgelegter Urkunden vom Jahre 1485 bestätigt 
Bischof Heinrich von Lothringen der Stadt Saarburg alle von seinen 
Vorgängern bewilligten Rechte und Freiheilen. Durch Kauf-Vertrag 
vom 5. Februar 1562 aber, der Kammer in Abschrift vorgelegt, ging 
das ganze Gebiet zugleich mit anderen Gebieten, dauernd und ohne 
jeden Vorbehalt (»moyennant la renonciation des pretendus droits, ä 
Nous appartenants« heissl es in der bezüglichen Urkunde) für 20000 Frs. 
an das Herzogtum über. Bischof war zur Zeit Franz von Beaucaire, 
also kein Mitglied des lothringischen Herrscherhauses, dem aber der 
derzeitige bischöfliche Administrator angehörte: dieser riet dem Bischöfe 
zu dem Verkaufe. Im Jahre 1563 erfolgte laut gleichfalls vorgelegter 
Urkunde, die Besitzergreifung durch herzogliche Beamte. Auch halte 
1609 Kaiser Rudolf II. bei einer Regelung vorgekommener streitiger 
Ansprüche u. u. Saarburg dem Herzog von Lothringen zuerkannt*). 

Dieser Gebiets-Uebertragung geschieht aber in der Kammer gar 
keine Erwähnung, weder in den Anträgen der Kläger, noch in dem 
Urteile, trotzdem der Vertrag seitens der Kläger vorgelegt worden war; 
sie wurde als selbstverständlich ungültig angesehen ; die Kammer hielt 
sich vielmehr ausschliesslich an den Vertrag von 1396. legte dem 
Bischöfe die Verpachtung auf, Tür die damals verpfändete Hälfte die 
Pfandsumme von 20000 Frs. zurückzuzahlen , aber auch dies nur 

') Das Protokoll sowie die Urkunden von 1468 und 1469 befinden sieb ab- 
schriftlich im Rezirks-Archiv zu Metz, sind aber der Kammer nichl vorgelegt, 
anscheinend also erst später aufgefunden worden. Die absichtliche Nirhtvorlagc 
darf bei der Art der Urkunde von 1469 als ausgeschlossen gelten. 

*) Die bezügliche Urkunde wurde vorgelegt bei der Iteunion von Saaralben. 
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nominell, da ihn zugleich die nachträgliche Zahlung der Einkünfte aus 
der anderen Hälfte seit dem Jahre 1396 zuerkannt wurde. Im Uebrigen 
erfolgte die Reunion des ganzen Gebietes in gewohnter Weise. Kür 
die Bestimmung der Grösse desselben sind die vorliegenden Teil- 
Huldigungen nicht verwertbar; in der Karte von Nohn ist das Gebiet 
nicht angegeben, in der Karte von Jaillot, die Herrschaft l »seigneurie«) 
Saarburg mit einem Umfange von 2' 's □ Meilen eingetragen, der grösser 
als der alte .Schlossbezirk und das 1(561 abgetretene Gebiet ist, aber 
vielleicht der Abgrenzung des Reunions-Kommissars an Ort und Stelle 
entsprechen dürfte. 

7. 

Schloss, Stadt und Herrschaft Nomeny, Gebiet und Bann 

von Delme. 

Siizung vom 10. Mai 1680. 

Nomeny, heute Kantonstadt im Departement Meurthe-et-Mo- 
selle, liegt an der Scille, 12 km östlich von Ponl-ä-Mousson ; Delme 
ist ein Flecken des deutsch-lothringischen Kreises Chäteau-Salins. 

Nomeny 1 ) war von Alters her Eigentum der Bischöfe von Metz, 
ohne dass Art und Zeit der Erwerbung bisher festzustellen gelungen 
ist; 1306 war der Wildgraf vom Bischöfe bestellter Vogt der Stadt, 
in der die Landesherren zu dieser Zeit öfter ihre Residenz nahmen. 
Auch Nomeny ward 1395 von Bischof Raoul an den Herzog Karl II. 
von Lothringen verpfändet; nach teilweisen Einlösungen kamen die 
Bischöfe 1433 durch Rückkauf wieder in den vollen Besitz der Herr- 
schaft, 1551 aber erfolgte die rechtmässige Abtretung an Lothringen, 
allerdings unter nomineller Aufrechthaltung des I^ehens-Verhältnisses. 
Nomeny wurde dabei als besondere Herrschaft für eine Sekundogenitur 
errichtet, die 1567 nach Vereinigung mit Delme zum Marquisat er- 
hoben wurde. 

Delme*; war vom Ristum durch Kauf um die Mitte des 13. Jahr- 
hunderts erworben worden, kam aber 1395 durch den gleichen Ver- 
pfändungs-Akt wie Nomeny an Lothringen, wurde daher auch von der 
Reunionskaminer mit diesem zusammengelässt. Dehne erfuhr auch 
weiterhin dieselbe Behandlung wie Nomeny, wurde aber 10 Jahre 
später, 1561, an Ebringen abgetreten. 1566 erfolgte die Vereinigung 

') Lepage, S. 102; die Angaben bei Calmet, Noticc, II, S. 159, beruhen 
augenscheinlich auf den der Kammer vorgelegten Urkunden. 
*) Lepage, S. 40; Calmet, Notice, I, S. 312. 
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mit der inzwischen selbständig gewordenen Herrschaft Nomcny, 1567 
die Erhebung zum Marquisat. 

Delme, nicht aber Nomeny gehörte zu der 1661 an Krankreich 
mit einer Reihe umliegender Dörfer abgetretenen Orten. 

Die vorgelegten Urkunden weisen zunächst die vorstehend ange- 
führten Verpfändungen nach; danach erfolgte die vom Jahre 1395 für 
beide Orte zugleich durch den Bischof Raoul de Coucy um den Preis 
von 7000 Franken; das Pfandobjekt war aber in den Jahren 1396, 
1433 und 1438 zu je einem Drittel von den Bischöfen von Metz durch 
Rückzahlung wieder eingelöst worden. Trotzdem scheinen aber die 
Beziehungen zum Herzog von Lothringen durch diese Einlösung nicht 
ganz aufgehoben gewesen zu sein; laut vorliegender Original-Ouittung 
zahlte im Jahre 1467 Nomeny dem Herzoge 90 Gulden, Delme 200 Gulden 
mit der ausdrücklichen Verwahrung jedoch, dass durch diese Will- 
fährigkeit (»ob&ssance ä ses mandements«) den Rechten der Einwohner 
und des Bischofs, als Eigentümers beider Orte nicht für die Zukunft 
vorgegriffen werden solle. Durch weitere 6 Urkunden wurde darauf 
der zweifellose Nachweis geführt, dass Nomeny im Jahre 1551, Delme 
im Jahre 1561 dem Prinzen Nikolaus von Lothringen, Grafen von 
Vaudemonl, als Lehen des Bistums übergeben wurde, letzteres unter 
Zustimmung des französischen Königs-Protektors, wozu das Domkapitel 
erst nach längerem Sträuben im Jahre 1566 seine Genehmigung gab. 
Ein Abkommen vom Jahre 1571 regelte entstandene Schwierigkeiten 
hinsichtlich Ausübung der Gerichtsbarkeit zwischen dem Lehensherrn 
und Vasallen; in letzter Linie wurde ein Gesuch vom Jahre 1607 
um Aufschub der Lehenserneuerung unterbreitet durch Marie von 
Luxemburg als Vormund ihrer Tochter, der »dame de Nomeny«, der 
Kammer vorgelegt. 

Trotz der eingeholten Zustimmung König Heinrichs II. bezeichnete 
der General-Prokurator in seinem Antrag die Belehnungen als allen 
Gesetzen (saints canons, lois civiles et feodales de l'ernpire) zuwider; 
die Kammer verfügte demgemäss die bedingungslose Bückgabe und die 
Erstattung der Einkünfte Nomenys von 1551, Delmes von 1561 ab. 

Die Grösse des vereinigten Gebietes beträgt rund 3 ~] Meilen; von 
Huldigungsakten liegt nur das Lehensbekenntnis des Amtmanns von 
Nomeny mr 2 dort befindliche Häuser vor. 

Unbestritten dürfte dieser Reunions-Beschluss zu den wenigst an- 
fechtbaren gehören, falls nur die Aufrechthaltung des Lebensverhältnisses 
ausgesprochen worden wäre. Die Einziehung des Lehens und die ver- 
langte Rückerstattung der Einkünfte stand aber im Widerspruch mit 
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der ohne solchen Vorbehalt erfolgten Abtretung und der Genehmigung 
König Heinrich iL, wenn auch anscheinend die Helehnung ohne Gegen- 
leistung erfolgt und wohl nur durch die Besetzung des bischöflichen 
Stuhles mit einein Mitgliede der herzoglichen Familie zu erklären war. 

8. 

Schloss, Stadt und Zugehörigkeiten (appartenances) von 
Homburg, Stadt und Untergebiet (dependances) von St. Avold. 

Sitzung vom 20. Mai 1680. 

Homburg ist gegenwärtig ein aus zwei Gemeinden, Ober- und 
Niederhomburg bestehender Flecken 1 ), St. Avold eine kleine Stadt 2 ), 
beide im Kreise Forbach des reichsländischen Bezirks Lothringen ge- 
legen. Die erstere Ortschaft wird auch Bischofs-Homburg (Hombourg- 
l'Eveque) genannt zur Unterscheidung von anderen Plätzen gleichen 
Namens, insbesondere der in der bayerischen Pfalz gelegenen Stadt, 
die aus gleichem Grunde auch die Bezeichnung Gross-Homburg fuhrt. 

Das heute reichsländische Homburg ward gegründet vom Bischöfe 
Jakob von Metz 3 ), der 1238 hier eine Abtei errichtete und ein Schloss 
für sich, sowie Wohnungen für sein Personal erbauen Hess, in deren 
Umkreis sich rasch ein Flecken ansiedelte. Die Vogtei erhielten die 
Grafen von Saarbrücken, die ihrerseits den Herren von Kriechingen 
die Untervogtei als Afterlehen übergaben; zu Verwallungszwecken 
ward Homburg mit der nahegelegenen Abteistadt St. Avold zu einem 
Schlossbezirke vereinigt. 

St. Avold soll seinen Ursprung dem Bischöfe Sigebald von Metz 
verdanken, der in der ersten Hälfte des 8. Jahrhunderts dort eine Abtei 
errichtete, die den Namen Eleriacum und Helena führte 4 ). Dieser Abtei 
überwies Bischof Chrodegang 7<if> die Reliquien des Märtyrers St. Nabor, 
und nannte sie von jetzt an Monasterium S. Naboris, das im Franzö- 
sischen schliesslich bis zu St. Avold entstellt worden ist, während die 
volkstümliche deutsche Benennung Santafor wurde. Zum Bann ge- 
hörten einige 20 Gemeinden; der Hauplort entwickelte sich allmählich 
zu einer Stadt mit mehr und mehr entwickelten Vorrechten über die 
zugehörenden Dörfer*): die Vogtei über die Herrschaft soll durch 

') Bouteillier, S. 124. 

*) Bouteillier, S. 227. 

*) Calmet, Nolice, I, S. 40. 

*) Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands, I, S. 279. 

*) Lothr. Jahrb. III, S. 38. 
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Bischof Stefan von Metz um die Mille des 12. Jahrhunderts, also schon 
vor der Vereinigung mit Homburg den Grafen von Saarbrücken ver- 
liehen worden sein; über die Untervogt ei entstanden langwierige 
Streitigkeiten zwischen Saarbrücken und Krierhingen, anscheinend weil 
letzteres aus seiner Untervogtei von Homburg auch diejenige über die 
vereinigten Herrschaften ableitete; sie beschäftigten sogar noch 1050 
die Friedens- Voll/.iehungs-Konunission zu Nürnberg '). 

Unter Bisehof Raoul de Coucy teilte auch der Sehlossbczirk Hom- 
burg-St. Avold das Los so vieler anderer bischöllichen Besitzungen; 
er verfiel der Verpfändung; die Einzelheiten dieser und die weitere 
Geschichte der stets vereinigt gebliebenen Herrschaften ergeben sich aus 
den der Verhandlung zu Grunde gelegten Urkunden. 

Zur Reunionszeit gehörten beide Städte mit einem Gebiete von 
zusammen etwa 30 Dörfern *> seit einem Jahrhundert zum Herzogtum 
Lothringen, an das demgemäss die auch hier unbeantwortet gebliebene 
Vorladung ergangen war. Die vorgelegten Sonder-Urkunden bestanden 
zunächst aus 6 Belägen für Ausübung von Souveräuilätsrechten sei- 
tens der Metzer Bischöfe im 18. und 14. Jahrhundert, die ja nicht 
zweifelhaft waren: in einem solchen vom Jahre 1802 wird der Herr 
(»Sieur«) von Saarbrücken als Vogt, der Herr von Kriechingen als 
Untervogt für Homburg bezeichnet. Vorn Jahre 1395 ward der Ver- 
pfändungs-Akt des Bischofs Raoul de Coucy vorgelegt T ); er übertrug 
danach die Hälfte heider Gebiete für 4000 Gulden an den Herzog von 
Lothringen unter Vorbehaltung der Lehensherrlichkeil und des Ein- 
lösungsrechtes. Das Verhältnis der Grafen von Saarbrücken wurde 
durch diese Verpfändung nicht verändert ; in einer weiterhin vorgelegten 
Urkunde von 1470 wird der Bischof als Landesherr, der Herzog von 
Lothringen als Pfandbesitzer (seigneur engagistc), der Graf von Saar- 
brücken als erblicher Vogt (vouc hereditaire) von St. Avold bezeichnet *). 
Die Einlösung muss aber in nicht mehr erkennbarer Weise erfolgt sein; 
laut vorgelegtem Vertrage von 1551 wurden beide Gebiete von Bischof 
Lenoncourt von Metz von Neuem und zwar au den Grafen Philipp von 
Nassau-Saarbrücken für 15000 Gulden verpfändet; in besonderem Nach- 
trage ward einen Monat später dem Bischof das Rückkaufsrecht für diese 

') Näheres s. hei Köllner, Geschichte der Grafen von Saarbrücken, 1841- 
») s. Lothr. Terr., S. 291 ff. 

3 ) Das Schriftstück gehört zu den von Dufresne dem Hezirksarchiv zu Metz 
entfremdeten Urkunden; s. Lothr. Jahrb. VII, A, S. .57. 

*) Eine im Hezirks-Archivc zu Metz belindlirhe Lehenserneuening für die 
Vogtei von 14:51 ist der Kammer nicht vorgelegt worden. 

y 
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Summe, zuschläglich 3000 Gulden, gewahrt. Der Rückkauf erfolgte im 
Jahre 1572, gleichzeitig aber die Uebertragung der Gebiete als erbliche 
Lehen an den Herzog Heinrich von Gui.se, der die Kinlösungssumme dem 
Bischöfe Kardinal Ludwig von Guise zur Vernigung gestellt hatte, am 
26. Oktober 1576, nach Erledigung einiger vom Papste gestellter Be- 
dingungen, in feierlicher Weise unter Eidesleistung der Behörden und 
der Vertreter der Städte Homburg und St. Avold das liehen antrat, 
und 2 Tage später Lehenserneuerung nachsuchte 1 ). Durch Vertrag 
vom 24. November 1581 aber verkaufte Heinrich von Guise beide Ge- 
biete an den Herzog Karl von Lothringen Tür 96000 Gulden. Dieser 
Vertrag wurde vom Bischöfe von Metz, Kardinal Karl von Lothringen, 
am 28. März 1586 ausdrücklich genehmigt. 

Alle diese Verschiebungen des Besitzes wurden durch Vorlage 
der bezüglichen Urkunden bestätigt, die fast sämtlich, ebenso wie 
zwei Lehenserneuerungen des Herzogs aus den Jahren 1599 und 1609, 
noch heute im Original vorliegen 8 ). Diese beiden letzteren Verträge 
wurden aber als den heiligen Canons und den Gesetzen des Reiches 
widersprechend von der Kammer nicht berücksichtigt; dieselbe ging 
vielmehr auf das Jahr 1551 zurück und sprach beide Gebiete gegen 
Bückzahlung der Summe von 15000 und 3000 Gulden dem Bistum 
Metz zu ; ob diese Rückzahlung an den Grafen von Nassau-Saarbrücken 
oder an den Herzog von Lothringen erfolgen sollte, ist in dem Er- 
kenntnis nicht gesagt. 

Kür St. Avold liegen einige Huldigungs-Akte von Bedeutung vor; 
in einem Lehensbekenntnis vom 24. Juli 1681 nennt Kaufmann Daniel 
Nolibois in Metz sich »seigneur voue de St. Avold« und erklärt, dass 
ihm im Jahre 16(55 die Hälfte der Vogtei für die Summe von 3550 Frs. 
verkauft worden sei. Die von ihm angeführten Gerechtsame bestanden 
in gerichtlichen Befugnissen und Bezügen von Geld und Natural- Abgaben. 
Wie dieser zu dem Rechte gekommen, wird durch die folgenden Huldi- 

') Unter den von Dufresne entfremdeten Urkunden befindet sich eine, laut 
welcher 1575 Kardinal Ludwig v. Guise, Bischof von Metz, die Hechte und Privi- 
legien der Einwohner von St. Avold bestätigte, und eine andere, laut welcher 
derselbe Bischof 1576 rückständige Gelder von St. Avold und Homburg empfängt. 
S. Lothr. Jahrb. VII, A, S. 67. 

') Nach einer bei der in gleicher Sitzung erfolgten Reunion von Saaralbcn 
vorgelegten Urkunde hatte Kaiser Rudolf II. im Jahre 1(509 die Lehensherrlichkeit 
des Rischofs über Homburg und St. Avold anerkannt. Dass diese Urkunde an 
demselben Tage für die beiden Gebiete nicht ausgenutzt wurde, ist nur durch 
das Referat verschiedener Räte (Chaffaut bezw. Jcoffroy) zu erklären, aber doch 
ein Reweis für die Oberflächlichkeit der Verhandlungen. 




- 131 - 



gungs-Akte erklärlich : am l.Mai 1083 reicht die Gräfin Wiltwe Eleonore 
von Nassau-Saarbrücken Lehensbekenntnis für die ganze Vogtei ein, 
fügt aber hinzu, dass dieselbe im .lahre 1Ö59 an den Grafen von 
Kriechingen abgetreten worden sei »avec la qualite feodale« ; im 
März 1088 endlich legt die Gräfin Anna Dorothea von Kriechingen 
gleichfalls Lehensbekenntnis vor, wenngleich die Hälfte verkauft, die 
Hälfte an den Grafen Solms als Mitgift abgetreten sei, da das Ein- 
lösungsrecht ihr vorbehalten sei. Dass diese Huldigungen von der 
Kammer angenommen, die Feudal-Rechte also anerkannt wurden, ist 
wohl dadurch zu erklären, dass zur Zeit der Vorlage auch die ganze 
Grafschaft Kriechingen bereits reuniert war 1 ). 

Die Grösse der reunierten beiden Gebiete beträgt zusammen rund 
9 D Meilen. Dass die vorgelegten Urkunden sich auf die lothringische 
Ortschaft, nicht auf die pfälzische Stadt beziehen, ist nicht zweifelhaft ; 
letztere, die gleichfalls ursprünglich bischöflicher Besitz war, dürfte 
aber nur infolge ihres gleichen Namens und der oft erwiesenen geo- 
graphischen Unkenntnis der Kammer der Reunion entgangen sein, da 
die ältesten nur auf Homburg sich beziehenden Urkunden auch für 
Gross-Homburg hätten verwertet werden können ; auch wären unschwer 
weitere Urkunden für diese Stadt beizubringen gewesen, da sie bei 
Beginn der Reunions-Thätigkeit von Frankreich besetzt worden war 8 ). 

9. 

Stadt, Schloss und Schlossbezirk Saaralben. 
Sitzung vom 20. Mai 16HÖ. 

Saaralben, am Zusammenflusse der Saar und der Albe gelegen, 
ist heute eine zum Kreise Forbach gehörige Stadt, welche im 12. Jahr- 
hundert Sitz einer zur Grafschaft Dagsburg gehörigen Herrschaft war. 
Nach dem Ausslerben des gräflichen Geschlechtes, 1225, wurde dessen 
Besitz zwischen dem Grafen von Inningen, dem Gemahl des letzten 
weiblichen Sprossen, und dem Bistum Metz geteilt, wobei Saaralben 
an letzteres fiel 3 ). Die weitere Geschichte der Herrschaft ist fast aus- 
schliesslich durch die für die Reunionskammer gesammelten Urkunden 
bekanntgeworden 4 ), kommt daher bei deren Erörterung hierunter zum 
Ausdruck ; wiederholt verpfändet und geteilt, wie diese ergeben werden. 

*) s. unter Einzel-Reunionen. 
*) s. S. 86. 

») Calmet, Noticc, I, S. 311. 
«) Calmct, Noticc, II, S. 404. 

9* 
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war die Herrschaft zur Reunionszcit ganz im unbestrittenen Besitz des 
Herzogs von Lothringen. 

Die erste in der Kammer-Verhandlung nachgewiesene Verpfandung er- 
folgte durch Bisehof Dietrich von Motz, der den Besitz 1381 für 3400 livres 
und 1 000 Gulden an den Grafen Johann von Salm übertrug ; dieser verpfän- 
dete 1391 die Hälfte der Herrschaft an den Markgrafen Jobst von Mähren, 
und unter weiterem Abkommen mit diesem 1393 an Herrn Conrad 
Beier von Boppard, der zugleich für die andere Hälfte als Verwalter 
eingesetzt wurde und in Gegenwart eines Vertreters des Kaisers noch 
im gleichen Jahre Besitz davon ergreift. Schon im Jahre 1400 fand 
jedoch wieder eine Teilung statt; der Herzog Karl II. erwarb ein Viertel 
der Herrschaft, tauschte es aber mit Heinrich Beier von Boppard 1408 
gegen Sehloss Kaikenberg aus; ein zweites Viertel war durch gleichen 
Vertrag 140O an das Bistum Metz zurückgefallen, wo zur Zeit der 
gleichnamige Sohn Conrad Beiers Bischof war; Heinrich Beier löste 
1416 das dem Grafen von Salm für die Hälfte noch verbliebene Pfand- 
recht ein und erhielt zu seinem 1408 erworbenen Viertel 1417 das 
letzte Viertel von seinem Bruder als Lehen, vereinigte daher den ganzen 
Besitz als Metzer Lehen in seiner Hand: in seiner Familie blieb der- 
selbe bis zum Jahre 1537. Durch bischöflichen Erlass vom 23. No- 
vember 1520 waren aber die lehensherrlichen Hechte ausdrücklich 
gewahrt und die Privilegien der Einwohner bestätigt worden. Im 
Jahre 1537 wurde der gleichnamige Besitzer durch Urteil des bischöf- 
lichen Gerichtes zu Vic zur Zahlung von 2000 Gulden verurteilt; da 
er nicht zahlte, erkannte dasselbe Gericht die Hälfte von Saaralben 
ihm ab, worauf der Bischof sie für 2700 Gulden an Herrn Nikolaus 
Burtel übertrug; dieser verkaufte sie schon im folgenden Jahre durch 
Vertrag vom 30. Oktober an den Herzog Anton von Lothringen 
weiter, zweifellos mit Genehmigung des Bischofs, der zu gleicher Zeit 
dem Herzoge das Recht übertrug, auch die andere Hälfte von Johann 
Beier von Boppard einzulösen. 

Dieser Rückkauf erfolgte aber, anscheinend wegen Geldmangels, 
erst 1501 l ); Herzog Karl III. ergrilTim Jahre 15ö3 Besitz von der ganzen 
Herrschaft und zwar laut abschriftlich noch vorgefundenem Besitz- 
ergreifungs-Patente auch von der vollen Landeshoheit, wiewohl durch 
bischöflichen Erlass vom Jahre 1550 ausdrücklich die Lehensherrlich- 
keit unter Berufung auf die Huldigung einer Gräfin von Dagsburg 

'} Eine Urkunde über den Vollzug desselben wurde nicht vorgelegt; in 
Reeueil de docunients sur l'liistoirc de Lorraine, III, S. 181 und 1H2. werden aber 
zwei Denkschriften über diesen Rückkauf aufgeführt. 
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vom Jahre 1224 gewahrt worden war'). Infolge dieser verschie- 
denen Auflassung entstanden nulurgemäss Schwierigkeiten, die im 
Jahre 16011 durch Kaiser Rudolf II. unter gleichzeitiger Regelung des 
Besitzes anderer zwischen beiden streitigen Gebietsteilen hinsichtlich 
Saaralbens zu (Junsten des Herzogs von Lothringen entschieden wurden. 
Trotz dieser kaiserlichen Bestätigung der herzoglichen Rechte wurden 
auf Antrag des Gcncralprokurators die Verträge von 1537 für nichtig 
erklärt unter dem Vorwande, dass die Genehmigung der Reichsstände 
nicht eingeholt und auch in anderer Beziehung nicht in formell rich- 
tiger Weise verfahren worden sei; die Kammer griff demgemäss ein- 
fach auf den Verlrag von 1381 zurück, und erkannte dem Bistum 
das Recht der Kinlösung für 3400 livres und 1000 Gulden zu. Die 
Grösse der Herrschaft wird in Karten zu 3 it D Meilen angegeben, was 
bei dem geringen Umfange mit dem alten Schlossbezirk (chatellenie) 
übereinstimmen könnte. Als zugehörige Herrschaften, aber innerhalb 
derer das Urteil gleichfalls verkündet werden sollte, werden mehrere 
aufgerührt, die später in besonderen Sitzungen reuniert wurden*), näm- 
lich Herbitzheim zur Grafschaft Saarwerden gehörig. Blieseastel, unter 
dem alten Namen Castres reuniert, St. Mihiel und als Morhange das 
jetzt verschwundene Dorf Menrichingen, das von der Kammer irrtüm- 
licher Weise für Mörchingeu gehalten wurde. Huldigungs-Akle liegen 
nicht vor. Die Reunion isl als ein reiner Gewaltakt zu bezeichnen, 
da die Kammer gar nicht festzustellen in der Lage war, ob und in- 
wieweit die Reichsslände bei der Uebertragung beteiligt waren, eine 
Unterlassung der Befragung aber auch nur diese Stände zur Anfechtung 
des Vertrages berechtigt haben würde. 

10. 

Stadl, (iebiet und Herrschaft Marsal. 
Sitzung vom 23. Mai 1GH0. 

Die bei den früheren Unternehmungen Frankreichs gegen Lothringen 
mehrfach genannte Stadt 3 ) gehört heute zum Kreist» Chäteau-Salins, 
nachdem sie ihren Jahrhunderte alten Charakter als Festung bis zum 
Jahre 1870 gewahrt, und damals nach einstüudiger Beschiessung den 

') Die beiden Urkunden von 15fA) und 1224 wurden der Kammer nicht vor- 
gelegt, waren .also, da sie den Ansprüchen günstig lauteten, nirlit vorhanden. 
Die erstere ist aber in Abschrift im Hezirks-Archiv zu Metz vorgefunden. 

*) s. Kinzcl-Rcunionen. 

») s. S. 7. 
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Deutschen ihre Thore geöffnet hatte. Urkundenmässig gesicherte Nach- 
richten lassen ihre Geschichte bis ins 12. Jahrhundert zurückverfolgen l ). 
Marsal scheint danach von Altcrsher zum Herzogtum Ix>thringen ge- 
hört zu haben; vom Jahre 1251 liegt das Lehensbekenntnis eines 
Grafen von Castres beim Herzoge für Marsal vor. 1259 kam die Stadt 
und zugehörige Herrschaft durch Teilungs-Vertrag des Metzer Bischofs 
Jacob von Lothringen mit seinem Neffen, dem Herzoge Friedrich III. an 
ersteren, der sie sogleich befestigen Hess, und 1260 testamentarisch 
seinem Bistum vermachte; 1555 war die Festung widerrechtlicher Weise 
französischer Seite besetzt worden *), ging aber 1593/94 im Austausch 
gegen andere Gebiete mit Zustimmung des französischen Königs an den 
Herzog von Lothringen über. Im folgenden Jahrhundert wiederholt 
von Frankreich, auch mit Hülfe der Vorreunionskammer von 1624 be- 
ansprucht, wurde Marsal 1663 endgültig vom Herzoge an den König 
abgetreten; die Kammerverhandlung sollte daher wohl nur die Grund- 
lage für die noch ausstehende endgültige Regelung der Beziehungen 
zum Herzogtum bilden. 

Zu dem Zwecke wurde zunächst durch eine Urkunde des 
Jahres 1385 die that sächliche Ausübung landeshoheitlicher Rechte 
seitens des Bischofs in diesem Jahre nachgewiesen. Weiterhin wurde 
der Kammer der Tauschvertrag vorgelegt, den am 14. Dezember 
1593 Herzog Carl III. mit dem Bischof Carl, Cardinal von Lothringen, 
geschlossen hatte; in demselben wurde Marsal nebst zugehörigen Ort- 
schaften vom Bistum an das Herzogtum abgetreten, wofür ersteres 
das Dorf Baissoncourt ganz, die Dörfer Remereville, Vclaine und Erbe- 
viller zur Hälfte, und einzelne Gerechtsame in 3 anderen Dörfern, St. 
Clement, La Ronce und Chenevieres erhielt. Ausserdem übernahm 
der Herzog die Verpflichtung eine einmalige Zahlung von 22 500 Franken, 
eine jährliche Rente von 800 Franken und die jährliche unentgeltliche 
Lieferung von 200 Scheffel (muids) Salz zu leisten, sowie andere 
Gerechtsame den Bischöfen weiterhin zuzugestehen. Dieser Vertrag 
wurde, laut vorgelegter Bulle vom 14. Februar 1598 vom Papste 
Clemens VIII. ausdrücklich genehmigt, auch in dem Sinne völliger Ent- 
äusserung beiderseitig aufgefasst; in einer Lehenserneuerung vorn 15. 
Juni 1610 huldigt Herzog Heinrich von Lothringen dem Bischöfe für 
die Salinen von Moyenvic und Marsal, nicht aber für die Stadt und 
die zugehörigen Dörfer 3 ). Jener Vertrag wurde sowohl im ganzen wie 

') Lepage S. 87. 

*) Sauvagire, Rechcrches sur Marsal, Paris 1740, S. 24. 

») Im Bezirks-Archiv zu Metz vorgefunden, aber der Kammer nicht vorgelegt. 
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in seinen Einzelheilen von den Klägern angegriffen , und durch eine 
Heihe älterer Urkunden der Beweis zu führen gesucht, dass die vom 
Herzog ahgetrctenen Ortschaften gar nicht ihm, sondern hercits dem 
Bischöfe gehört hätten. Für Bemereville und Velaine wurde ein 
Schiedsspruch vom 25. August 1278, für Bonce und Cheneviere.s ein 
Vertrag vom 15. März 1435, für Baissoneourt, Erbevillcr und noch- 
mals Bemereville und Velaine eine Verhandlung vom 14. April 1404 
vorgelegt; laut letzterer löste Bischof Georg von Baden diese 4, von 
seinem Vorgänger verpfändeten Dörfer durch Bückzahlung der Ffand- 
sunime wieder ein. Auf diese alten Urkunden vornehmlich wurde der 
Spruch der Kummer basiert; die Stadt Marsal nebst Zugehörigkeiten 
wurde deshalb dem Bischöfe ohne Gegenleistung zugasprochen, ausser- 
dem noch die nachträgliche Zahlung der Einkünfte vom Jahre 1593 
dem Herzoge auferlegt. In der Begründung wird ausgeführt, dass die 
abgetretenen Ortschaften gar nicht dem Herzoge, sondern dem Bischöfe 
gehört hätten, und dass auch die Bulle des Papstes daran nichts ändern 
könne, da der Vertrag den heiligen Canons und Gesetzen des Beiches 
entgegen gewesen sei. Der Vertrag von St. Germain en Laye vom 
Jahre 1594, wurde dabei nicht erwähnt, trotzdem die Verzichtleistung 
Frankreichs auf Marsal Folge des Tauschvertrages vom vorhergehenden 
Jahre gewesen, der letztere also danach von Frankreich feierlich an- 
erkannt worden war. 

Für die Grösse des Gebietes, dessen Beunion hienach gleichfalls 
als gänzlich ungerechtfertigt zu bezeichnen ist, geben vorliegende Teil- 
Huldigungen keinen Anhalt; in der Jaillotschen Karte von 1704 wird 
der Schlossbezirk von Marsal zu l'/sD Meilen angegeben. Die Schwäche 
des französischen Standpunktes geht auch daraus hervor, dass die 
Beunion seitens der Vorkammer von 1624 aus einem ganz anderen 
Grunde erfolgt war: dass nämlich der Herzog die ihm 1594 auferlegte 
Verpflichtung, das Bistum für Marsal zu entschädigen, nicht genügend 
erfüllt habe 1 ). 

11. 

Schloss und Herrschaft Sampigny. 
Sitzung vom 2t». Mai 1680. 

Sampigny ist heule ein Flecken des Departements Mcuse, 7 km 
südlich St Mihiel, nahe dem linken Ufer der Maas gelegen. Die gleich- 
namige Herrschaft gehörte von Alters her zum Bistum Verdun, und 

') s. S. 36. 
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umfasste 7 Ortschaften, die aber infolge von Verpfandungen öfters den 
Besitzer wechselten, wie die Urkunden im Einzelnen nachweisen werden *). 
Zur Heunionszeit war Sampigny seit mehr als 100 Jahren im recht- 
mässigen und unbestrittenen besitze des Herzogs von Lothringen, aber 
zum lebensabhängigen Bar gehörig. 

Die Vorladung erfolgte auf Antrag des Domkapitels zu Verdun 
bei dem Amtmann in Sampigny mit dorn Auftrage, sie seinem Herrn, 
dem zeitigen Lehensträger des Herzogs von Lothringen, dem Prinzen 
von Lixheim zu übermitteln; die Verhandlung erfolgte infolge Nicht- 
berücksichtigung der Aufforderung in contumaciam. Die Urkunden 
allgemeiner Art müssen hier besonders erwähnt werden, da in allen 
8 vorgelegten Investituren Schloss und Herrschaft Sampigny als Lehen 
der Verduner Bischöfe namentlich aufgeführt waren ; die älteste war 
ein Diplom Kaiser Friedrich I., von 11 50"), die übrigen 7 stammten 
aus dem H>. Jahrhundert, die jüngste von 15X2. Dass die Herrschaft 
ursprünglich zum Bistum Verdun gehörte, geht zum Ueberlluss auch 
aus einet- Lehenserneuerung des Grafen Kduard von Bar hervor, worin 
gesagt ist, dass er dem Bischöfe in dessen Wohnung zu Sampigny 
(en son hötel ;t Sampigny) gehuldigt habe 3 ). 1358 hatten der Graf 
von Bar und der Herzog von Luxemburg, mit einander verbündet die 
drei bischöflichen Burgen Sampigny, Mangienne und Haltonchätel an- 
gegriffen 'j ; behufs Entsatzes nmsste der Bischof sich 135U zu einem 
Vergleiche verstehen, laut welchem u. a. Sampigny für 5000 (iulden dem 
GraTcn von Bar verpfändet wurde. Durch einen weiteren der Kammer 
gleichfalls vorgelegten Vertrag von demselben Jahre hatte der Bischof 
sich aber das lUickkaufrcchl gewahrt und die Einlösung durch Rück- 
zahlung der IM'andsummc bewirkt. Durch Vertrag vom 2. September 1362 
gab Bischof Johann von Bourbon Sampigny und Tilly für 4000 Gulden 
von neuem dem Grafen Heinrich von Bar zu Lehen, wiederum laut 
Vermerk aus dem Grunde, weil dieser sich in deren (.(tatsächlichen 
Besitz gesetzt hatte. Durch einen weiteren Vertrag vom 10. März 1374 
wird zwar anerkannt, dass Sampigny ohne Entgelt an das Bistum 
zurückfallen solle, falls der damalige Erbe, Graf Beter, keine leib- 
lichen Nachkommen aus erster Ehe hinterliesse ; trotzdem dieser Fall 
eintrat, kam Sampigny nicht an das Bistum zurück, wurde vielmehr 

') r.iönard, S. 216. 

») Abgedruckt bei Calmet, II, Prcuves, S. H50. 

") Absclirifl im Bezirks-Archiv zu Metz, der Kammer nicht vorgelegt. 
') In dem recueil des arröls ist irrtümlich der Vertrag auf das Jahr 1374 
datiert, derselbe ist abgedruckt bei Calmet, II, prcuves, S. 62R 
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nur zeitweise einzelnen Bischöfen von den Herzigen zur Nutznießung 
überlassen. Der thatsüchliche Besitz ging 1564 in einen rechtlichen 
über; laut vorgelegtem Vertrüge vom 10. September dieses .labre.s trat 
Bischof Pseaume von Verdun die Herrschaft vollständig an den Herzog 
Carl III. ab, wobei er allen seinen Hoheits- und Riiekkaufsreehten 
entsagte. Wie gewohnt, ward dieser Vertrag als den heiligen Canones 
und der Verfassung des deutschen Reiches widersprechend für nichtig 
erklärt; die Kammer griff deshalb auf die Verpfändung des Jahres 
1362 zurück, sprach den Bischof aber von der Rückzahlung der Pfand- 
summe frei, weil Sampigny nach Angabe der Urkunde mit Gewalt in 
die Hände des Grafen von Bar gekommen sei, und weil Graf Peter 
keine leiblichen Erben hinterlassen habe. Hervorgehoben wurde in 
dem Urteile, dass der Bischof von Verdun noch 1582, also 18 Jahre 
nach der Abtretung, vom deutschen Kaiser mit Sampigny belehnt worden 
war. 

12. 

Schloss, Sladt, Schlossbezirk und Amt Hattoncbätel. 
Sitzung vom 29. Mai MJ80. 

Hattoncbätel 2 ) ist heute ein Dorf des Departement Meuse, und 
liegt 15 km nordöstlich St. Mihiel. Der mittelalterische Name, Haitoni- 
castrum, wird abgeleitet von dem Bischof Hatto von Verdun, der um 
die Mitte des 9. Jahrhunderts dort ein Schloss erbauen liess, und die 
zugehörige Kapelle zur Pfarrkirche machte' 1 ). Die daraus sich ent- 
wickelnde Herrschaft ward von den Bischöfen Edelleuten des Landes 
zu Lehen bezw. zur Verwaltung übergeben. In den Jahren 1359 und 
1302 unterlag Hattoncbätel den gleichen Verpfändungen, wie Sampigny, 
ward aber, abweichend von dieser Herrschaft 1378 von Bischof Johann 
von Bourbon eingelöst und für nahezu zwei Jahrhunderte dem alleinigen 
Besitze der Bischöfe zurückgewonnen. Um die Mitte des 16. Jahr- 
hunderts ging jedoch auch diese Herrschaft, zunächst durch Verpfändung, 
dann durch rechtmässige Abtretung an das Herzogtum Lothringen über. 
1587 bewirkte Herzog Carl III. die Erhebung der Herrschaft zum 
Marquisat, unter Wahrung der Leheiisherrlichkeit des Kaisers; Kaiser- 
liche Investiturbriefe der Jahre 1009, 1013 und 1027 beweisen, dass 
Hattoncbätel zu dieser Zeit als unmittelbares, von jeder Beziehung 
zum Bistum Verdun losgelöstes Reichslehen galt. 

') Cahnet, notice, 11, S. 395. 

*) Lionard, S. 104. 

*} Calme», noticc, I, S. 561, ff. 
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Die vorgelegten allgemeinen Urkunden waren die gleichen, wie 
für Sampigny, führten auch Hattonchätel namentlich als Kaiserliches 
Lehen des Bistums auf. Eigenthümlieher Weise ward weiterhin vom 
Jahre 1859 zwar die Einlösung*- nicht aher die vorherige Verpfändungs- 
Urkunde vorgelebt, wiewohl die letztere, hei Sampigny verwertet, auch 
Haltonchatel aufführte '). Die folgenden Urkunden weisen den Unter- 
gang an Lothringen im Einzel neu nach. Am 20. August 1540 erfolgte 
danach zuerst die neue Verpfändung, dieses Mal für 26,000 Fr. seitens 
des Bischofs Johann, Cardinal von Lothringen, an den Herzog Anton; 
am 11. Dezemher 1546 verzichtete der Nachfolger des Bischofs Nicolaus 
von Lothringen im Austausche gegen Bemhercourt aux pots und 
für Tilgung der Schuldsumme von 26,000 Kr. auf alle seine Hechte 
auf Hattonchätel s ). Dieser Tauschvertrag wurde durch Kaiser Karl V. 
unter dem 14. Novcmher 1547 ausdrücklich bestätigt; dem entsprechend 
investirte der Kaiser am 6. Oktober 1548 den Bischof von Verdun aufs 
Neue mit seinem weltlichen Besitze unter Hervorhebung der durch den 
Vertrag herbeigeführten Veränderungen, und am 11. April 1549 den 
Herzog von Lothringen mit Hattonchätel in gleicher Weise, wie es die 
Bischöfe bisher besassen 3 ). Entgegen diesem Vertrage versuchte Bischof 
Bseaume, wahrscheinlich infolge der inzwischen erfolgten Besetzung 
durch Frankreich veranlasst, seine frühere Hechte auf Hattonchätel 
wieder geltend zu machen; er fand aber dabei solchen Widerstand, 
dass er in neuem Vertrage von 1561 nochmals völlig auf Hattonchätel ver- 
zichtete, wofür der Herzog wiederum seine Hechte auf Bemhercourt 
aux pots und andere Orte ihm überlies *). Trotzdem Hessen die Bischöfe 
laut oben angeführten Investituren in den Jahren 1568, 1566 und 1582 
ausdrücklich von den Kaisern wieder sich mit Hattonchätel belehnen; 
auch erklärte 1574 Bischof Pseanme vom Neuen seine Landeshoheit 
und seine Hechte auf die Herrschaft 5 ); anscheinend hielten sie den 
von einem dem herzoglich lothringischen Hause angehörigen Bischof 
geschlossenen Vertrag als für das Bistum zu ungünstig, wobei sie, wie 
damals üblich, auf das Bcich nicht weiter Rücksicht nahmen. Die 

i) Die Sitzung für die Reunion von Sampigny fand am gleichen Tage stall; 
dass für beide Gebiete verschiedene Referenten vortrugen, dürfte kaum eine Ent- 
schuldigung für diese Flüchtigkeit sein. Die Urkunde ist abgedruckt bei Gähnet, 
Hl, preuves, S. 409. 

*) Die Vorlage dieser Urkunde dürfte ein Beweis sein für die diesseitige 
Ansicht, dass Urkunden von der Kaminer nicht unterdrückt sind (s. S. 102). 

*) Calmet. Noticc, II, S. 368; der Vertrag kam nicht zur Kenntnis der Kammer. 
*) Abschrift der Urkunde im Metzer Archiv; der Kammer nicht vorgelegt. 
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Ausstattung der Investiturbriefe wurde aber, wie gerade dieser Vor- 
gang beweist, zur Zeit als eine leere Förmlichkeit angesehen ; die, 1~>74 
zum zweiten Male erfolgte Wiederaufnahme der Ansprüche ist dagegen 
nur durch französischen Druck zu erklären. 

Die Kammer schloss sich natürlich der Auffassung der Bischöfe 
an, und beschloss von allen Abmachungen einfach abzusehen (»sans 
s'arreter aux dites echanges, investitures, reprises, transuctions et con- 
ürmations«), da dieselben den heiligen Canons und Reiehsgesetzen 
zuwider, auch ohne die vorgeschriebene Form unter verwandten und 
untergebenen Personen abgeschlossen seien ; dagegen ward dem Bischöfe 
die Rückerstattung der Pfandsummc von 2b',000 Fr. und eine billige 
Entschädigung für etwaige Verbesserungen auferlegt. 

Die Grösse des Marquisates beträgt 8 □ Meilen, dürfte aber be- 
deutender sein, als die ursprünglich zu Lehen stehende Herrschaft; 
das lothringische Amt wird nur in der Ueberschrift, nicht aber im 
Kammer-Beschlüsse erwähnt, wurde aber wohl zweifellos einer etwaigen 
Abgrenzung durch Beunions-Commissare zu Grunde gelegt. 

13. 

Gebiete und Herrschaften Salm und Längsten), früher 
genannt Pierre Percec. 

Sitzung vom 6. Juni 1680. 

Von dem reunirten Gebiete ist heute der kleinere östliche Teil 
in Elsass-Lothringen, der grössere westliche in Krankreich gelegen; zu 
ersterem gehört die Ruine des Schlosses Salm, mit einer gleichnamigen 
Häusergruppe, einen Teil der Gemeinde Vorbruck im unter-elsässischen 
Kreise Molsheim bildend und hart an der Grenze, schon innerhalb des 
französischen Sprachgebietes liegend. Das Schloss war von Alters her 
Silz einer Herrschaft, deren Besitzer der gleichnamigen Grafschaft in 
den Niederlanden entstammen sollen Das westlich von Salm gelegene 
frühere Schloss Langstein kommt heute als Bezeichnung einer Oert- 
lichkeil nicht mehr vor; das in unmittelbarer Nähe der Buine gelegene 
Dorf Pierre Percee*) gehört zum Departement Meurthe-et-Moselle. 
Langstein wird von Alters her als Sitz einer Herrschaft unter dem 
Namen Castrum de Langstein genannt. Im 12. .Jahrhundert 3 ) entstund 
durch Vereinigung dieser Herrschaft Langstein mit Blamont und der 

') Calmet, I, CCVII. 
*) Lepage, S. 109. 

') Die geschichtlichen Notizen nach Lothr. Terr. S. 134 ff. 
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Voglei der Abtei Senones, weicht' zu dieser Zeil in Händen der (irafeu 
von Salm war, die Grafschaft letzteren Namens. Die Abtei Senones 
war von Alters her dem Bistum Melz unterstellt, deren Bischöfe seither 
die Vögte ernannten, auch im 10. .lalu hundert sieh des grösslen Teiles 
des Besitztums der Abtei bemächtigt haben sollen. Unter letzterem 
ist wohl das (lebiet zu verstehen, das später als besondere Herrschaft 
Salm neben Langstein bezeichnet wird. 

Von der so entstandenen vereinigten Grafschaft Salm ward jedoch 
durch Krbteilung die Herrschuft Blamont, um die Mitte des 13. Jahr- 
hunderts wieder getrennt, und einer jüngeren Linie des Hauses über- 
wiesen. 1258 sah Graf Heinrieh von Salm sich genötigt, die Herr- 
schaften, die an ihn gekommen, dem Histum Metz zu Lehen aufzu- 
tragen '). wobei das frühere Abhängigkeit»- Verhältnis mitgesprochen 
haben mag. 1449 teilten die Söhne des Grafen Johann V. von Salm, 
die Grafen Simon IL und Johann VI., das väterliche Erbgut ; der Anteil 
Simons kam nicht lange nachher infolge Heirat seiner Krbtochter 
Johanne mit dem Rheingrafen zu Daun-Kyrburg an dessen Linie, die 
für die Folge die Bezeichnung Salm ihrem Namen zufügte, und bis 
zum Jahre 1499 Lehenserneuerung beim Bistum Melz bewirkte. Bei 
Gelegenheit eines, 1 554 zwischen den Grafen von Salm und dem Herzog 
von Lothringen ausgebrochenen Streites, der das Reichskammergericht 
beschäftigte, reichte auch das Bistum Metz eine Klage wegen seiner 
Oberlehensherrlichkeit, ein, wurde jedoch 1507 wegen Verjährung der 
Ansprüche abgewiesen, eine die Reunionstheorie der Kammer jedenfalls 
verurteilende Auffassung. 

1600 starb auch die Linie des Grafen Johann VI. aus ; die Hälfte 
der Grafschaft kam dadurch an das Herzogtum Lothringen, da die 
Erbtochter des letzten Grafen Faul mit Franz Grafen von Vaudemont, 
dem Bruder Her zog Heinrichs II. und Vater Carls IV., verheiratet war, 
der selbst 1025 formell auf einige Tage die Regierung des Herzogtums 
angetreten hatte. Der Besitzer der anderen Hälfte, Rheingraf Philipp 
Otto von Salm, ist H>2.'i durch kaiserliches Dekret in den erblichen 
Reichsfürstensland, seine Herrschaft zu einer gefürsteten Grafschaft 
erhoben worden. Da zu dieser die Orte Salm und Langstein gehörten, 
ist die, 1871 durch den Frankfurter Frieden bewirkte Teilung eine 
wesentlich andere, als die des Jahres 1449, welche letztere im Jahre 
1751 durch Kinzel-Ueberweisung bis dahin gemeinschaftlich besessenen 



') Das Letiensbekenntnis befindet sidi in der Pariser collection de Lorraine, 
s. Mamhal, S 38«. 
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Gebietes zwischen Lothringen und dem Rheingrafen eine Ergänzung 
erfahren hatte. Diese geschichtliche Entwicklung, deren Erörterung für 
Klarstellung der zeitigen und früheren Besilz-Vcrhaltnis.se notwendig 
schien, war der Kammer aber augenscheinlich nicht bekannt; die 
Vorladung erfolgte daher nur bei den Ortsbehörden in Salm und Lang- 
stein, bezog sich also, sicher sehr gegen ihren Willen, ausschliesslich 
auf den rheingräflichen Teil. 

Der Anspruch wurde von dem Bischof von Metz erhoben, 
die allgemeinen Urkunden waren die der übrigen auf Metz bezo- 
genen Reunionen. Die Beweisstücke für die Gebiete selbst be- 
standen vornehmlich in 6 Lehenserneuerungen, eine aus dem 13., 
die übrigen aus dem 15. Jahrhundert, die jüngste von 1499; die 
Lehenserneuerungen aus dem 15. Jahrhundert sind sämtlich von den 
Rheingrafen ausgestellt, die sich darin als Lehensmänner des Bischofs 
für die Schlösser Salm und Langstein und die in den Urkunden auf- 
geführten zugehörigen Ortschaften bekennen; für die andere Hälfte 
wurden Lehenserneuerungen nicht beigebracht. Ausser diesen wurde 
nur noch eine bedeutungslose Urkunde von 1565 vorgelegt, welche 
nachweist dass eine Streitsache zwischen dem Grafen Salm und dem 
Abte von St. Symphorien in Metz zum Austrage gebracht werden 
sollte; sie bezieht sich auf beide Linien, nimmt aber nicht mehr auf 
Lehensherrlichkeit Bezug. 

Der Beschluss der Kammer legte dem angeblichen Herrn die 
Erneuerung der Huldigung und die Vorlage des Lehens- Verzeich- 
nisses innerhalb der gewohnten Fristen auf. Dem Verlangen wurde, 
soweit erkennbar, zunächst keine Folge gegeben ; dagegen reichten 
am 2. Juni 1681 Abt und Convent von Senones Huldigung und 
Lehensverzeichnis, auf uralten Anspruch gestützt, ein, wogegen von 
Seiten Salm's protestiert wurde. Dieser Protest wurde durch Be- 
schluss der Reunionskammer vom 8. November 1683 zurückgewiesen, 
worauf am 30. November die Rheingräiin Chrisline Louise von Sahn 
die geforderte Huldigung erstattete und am 2. Dezember desselben 
Jahres das Lehensverzeichnis vorlegte; auf Grund des letzteren kann 
das reunirte Gebiet genauer bestimmt werden; seine Grösse beträgt 
rund 6 Cl Meilen. 

14. 

Stadt, Schloss und Freiherrschaft (baronnie) Apremont. 

Sitzung vom 12. Juni 1660. 
Apremont ist heute ein Dorf des Departements Meuse, 8 km süd- 
östlich von St. Mihiel gelegen. Das ehemalige Schloss war Mittelpunkt 
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einer ausgedehnten Herrschaft deren Besitzer zeitweise Grafen 
genannt wurden 2 ), Calmet sagt von ihnen: >La maison d'Apremont 
est une des plus anciennes et des plus illustres de l'Europe apres les 
maisons souveraines« ; ihr Besitz wird aber stets nur als Herrschaft 
oder Baronie bezeichnet. Oberlehensherr war von Alters her der Bischof 
von Metz; vom Jahre 1140 wird berichtet, dass er die widersetzlichen 
Herren von Deneuvre und Apremont zum Gehorsam gezwungen habe. 
Gottfried III. kam 1235 durch Heirat in den Besitz der Grafschaft 
Saarbrücken 3 ), hatte aber keine Kinder; nach seinem Knde kam daher 
Apremont in weiblicher Linie an die Herren von Autel, aus deren 
Hause 1354 Gottfried von Apremont Kaiser Carl IV. bewog, die Herr- 
schaft in ein rcichsnnmittelbares, nur in männliche Linie vererbliches 
Lehen zu verwandeln; der Bruder des Kaisers aber, Herzog Wenzel 
von Luxemburg, welcher 1377 sich in Besitz der Herrschaft gesetzt 
hatte, erkannte wieder durch Lehenserneuerung die Abhängigkeit vom 
Bistum an. Durch Heirat seines Aflerlehensl rügers mit einer Tochter 
des Herrn von Apremont - Autel kam die Herrschaft wieder an die 
rechtmässigen Besitzer zurück. Im 15. Jahrhundert fanden Teilungen 
der Herrschaft zwischen den Geschlechtern Apremont und Leiningen 
statt, welche die Annahme des Namens seitens des letzteren bewirkten; 
von beiden ward noch in der zweiten Hälfte des 1(5. Jahrhunderts die 
Lehensherrlichkeit von Metz anerkannt. Diese ward aber 1574 vom 
Bistums- Verweser, Cardinal von Lothringen, seinem Neffen, dem Herzoge 
Carl III. übertragen, unter Aufgabe aller Hechte, und Anweisung, für 
die Folge beim Kaiser unmittelbar Huldigung zu erstatten, ( »d en faire 
foi et hommage & l'einpereur et ä l'empire«); trotzdem liegen aus der 
folgenden Zeit Lehenserneuerungen der Herzöge bei Bischöfen vor, viel- 
leicht aus der Absicht zu erklären, in keine neue Abhängigkeit vom 
Reiche zu treten. Die Herren von Apremont zogen sich infolge der 
Abtretung auf Privatbesitzungen bei Rethel zurück, ohne jedoch ihren 
Ansprüchen zu entsagen ; zur Zeit der französisch-lothringischen Kriegs- 
wirren setzte vielmehr Carl, Herr von Apremont, sich in den Besitz 
seines alten Stammschlosses. Durch einen besonderen Artikel des 
Friedens von Marsal, 1661 wurde er jedoch zur Räumung gezwungen 
und auf den Rechtsweg verwiesen, wodurch er in drückende Not ge- 
riet. Seine Tochter heiratete aber, erst 13 Jahre alt, am 4. November 

') Ein im Bezirksarchiv zu Metz vorgefundener handschriftlicher StArnm- 
haum aus dem 16. Jahrhund«rt will die Herren bis zum Jahre 660 zurückführen. 
») Calmet, Notice, I, S. 22; auch im folgenden henutzt. 
3 ) s. Einzel-Reunioncn. 
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1665 den 60jährigen Herzog Carl IV. von Lothringen, der nunmehr 
seinem Schwiegervater den standesgemäßen Lebensunterhalt anwies, 
ihn aber nicht wieder in Besitz der Herrschaft einsetzte. Nach seinein 
Tode traten die Angehörigen der Familie Apremont zusammen und 
übertrugen 1676 ihre Ansprüche dem Grafen von Apremont-Reckein, 
einem in der Kühe von Maestrichl angesessenen Zweige des Geschlechtes 
angehürig. Zur Reunionszeit war daher die Herrschaft vertragsmassig, 
aber nicht unbestritten im Besitz des Herzogtums Lothringen, aber 
wie dieses, von Frankreich tha (sächlich besetzt. 

Die Vorladung wurde im Orte Apremont abgegeben, kam daher 
wahrscheinlich weder zur Kenntnis des Herzogs, noch des Grafen von 
Apremont; die Verhandlung fand in contumaciam statt. Die vorge- 
legten Sonderurkunden waren in erster Linie Lehenserneuerungen bei 
den Bischöfen. Vom Jahre 1243 wurde eine solche des Grafen Gott- 
fried von Saarbrücken-Apremont, von 1377 eine WenzePs von Böhmen, 
Herzogs von Luxemburg vom Jahre 1561 eine des Grafen Johann 
Heinrich von Leiningen vorgelegt, letztere für ein viertel des Schlosses 
und Fleckens Apremont 1 ). Im Jahre 1563 huldigt dagegen wieder ein 
Herr von Apremont, Louis Fretel, dem Cardinal Carl von Lothringen, 
derzeitigem Bistums- Verweser in Metz für die ganze Herrschaft (baronnie 
et seigneurie) nebst Zugehörigkeiten in gleicher Weise wie seine Vor- 
fahren dieses gethan. Weiterhin wurden die Abtretungs-Urkunden an 
Lothringen vom 25. Mai 1574') und drei der trotzdem noch weiter- 
gehenden Huldigungen bei Bischöfen aus den Jahren 1599, 1600 und 
1610 vorgelegt. Nach dem Wortlaute der Urkunde von 1600 erfolgte 
die Lehenserneuerung des Herzogs Carl III. ausdrücklich bei seinem 
Sohne, dem Bischöfe von Metz. 

Die Reunions-Kammer nahm, wie gewöhnlich, von dem Ver- 
wandten-Verträge von 1574 gar keine Notiz; sie legte vielmehr dein 
»Herrn von Apremont« die Erfüllung der Huldigungs-Pflichten inner- 
halb der gewöhnlichen Zeiträume auf. Die Grösse des reunirten Ge- 
bietes beträgt nach vorliegenden Huldigungs-Akten lVaH Meilen; letztere 
sind von besonderem Interesse, da an diese Reunion noch weitere 
Verhandlungen sich knüpften. Am 20. Juni 1681 erstattete Herr Andre 
de Raulet, Edelmann der verstorbenen Herzogin von Orleans, Huldigung 

') Eine gleiche Lehenserneucrung vom Jahre 1613, im Bezirks-Archiv zu 
Metz vorgefunden, wurde der Kammer nicht vorgelegt. 

') Ein Rrief des Hischofs Carl von Metz an den Herzog von Lothringen 
vom gleichen Jahre gehört zu den Dufresnes'schen Urkunden. Lothr. Jahrh. Vlla, 
S. 67. 
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und Lehensbekenntnis für das Schloss und den Sehlossbezirk Apremont, 
am 4. September 1(183 dagegen Herr Christophe de Boueault für die 
Herrschaft Apremont. Hiernach war die Nul/tiiessung dieser Besitzung 
von der französischen Regierung an Edelleute vergeben worden, da. 
wie die hierunter zu erörternde Kamniersitzung vom 23. August 1683 
beweist, Graf Heinrich von Apremonl-Reckein das Urteil der Kammer 
nicht anerkennt und die Huldigung verweigert hatte. 

Sitzung vom 11. September 1081. 

Anlass zu dieser Sitzung gab in erster Linie ein Streit, der um 
eine Zugehörigkeit der Herrschaft Apremont sich entsponnen haben 
sollte. Das Dorf Arry, 15 km südlich Metz, an der Mosel gelegen 
und heute zum Landkreise Metz gehörig, war als ein Teil der Herr- 
schaft Apremont erkannt worden, jedenfalls erst nach der Sitzung vom 
12. Juni 1680, da es bei der entfernten Lage anderen Kalls wohl in 
dein Urteile besonders aufgeführt worden wäre. In den, demgemäs 
erst später aufgefundenen Urkunden hatte eines der Kammer-Mitglieder, 
Pierre de Cogney, Referent Tür Epinal, Blamont u. a., einen Verwandten 
entdeckt, der in Arry im Jahre 138ä Gerechtsame gehabt haben sollte 1 ); 
auf Grund dieser Entdeckung war ihm die Hälfte der hohen Justiz 
daselbst zuerkannt worden. Kür diese Gerechtsame verlangte angeblich 
der Besitzer, der vorgenannte Graf Heinrich d' Apremont, Huldigung 
seitens des Gerichtsrals Cogney, die dieser verweigerte, da er dafür 
direkt dem Könige gehuldigt habe, und der Graf von Apremont zu be- 
weisen habe, dass seine Vorgänger die Hälfte der hohen Gerichtsbarkeit 
in Arry besessen hätten. Die Kammerverhandlung fand daher in Form 
eines Civilprozesses zwischen dem Grafen Apremont als Kläger und 
dem Gerichtsrat Cogney statt. Die Kammer entschied auf Grund vor- 
liegender Lehenshuldigungen und Teilungen aus dem lt). und Anfange 
des 17. Jahrhunderls zu Gunsten des Grafen Apremont, jedenfalls mit 
Rücksicht auf dessen zeitige Lehensabhängigkeit, verfügte dann aber aus- 
drücklich die Reunion von Arry in den gewohnten Formen. Dieser 
letztere Beschluss und die Eigenartigkeit der Stellung des Mitgliedes 
der Reunions-Kammer selbst, führen zu der Vermutung, dass dieses 
letztere eine vorgeschobene Persönlichkeit war, zumal der Graf Heinrich 
durch seine angebliche Forderung gegenüber dem Rate Cogney indi- 
rekt die Aberkennung von Rechten zugegeben hätte. Zweifellos war 

•) Nach eigener Angahe, in seinem, im Hoziiks-Archive zu Metz vorge- 
fundenen Lehensverzeichnissc. 
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daher die ganze Verhandlung nur eine Comödie, angestellt, um trotz 
des vom Könige dem Kaiser gegebenen Versprechens eine neue Heunion 
aussprechen zu können. Das Gebiet derselben war allerdings nur ein 
kleines; wiewohl es in dem Reunions-Beschlusse heisst: Das Dorf, 
Gebiet und die Herrschaft Arry, werden in dem genannten Lehens- 
verzeichnis des Rates Cogney ausser dem Dorfe keine weiteren Oertlich- 
keiten aufgeführt, was aber, nach vielen bezeugten Analogien, nicht 
eine wesentlich andere Auffassung des Reunions-Gommissars verhindert 
haben dürfte. 

Sitzung vom 23. August 1683. 

Wesentlich grösser war die Erweiterung, welche die »Zugehörig- 
keiten« von Apremont 2 Jahre später erfuhren, zu einer Zeit zu 
welcher, wie an gegebener Stelle nachzuweisen, die Kammer zum 
Reuniren in grossem Massstabe übergegangen war. Die Verhandlung 
war wieder gegen den angeblichen Herrn von Apremont, also den 
mehrgenannten Grafen Heinrich gerichtet, von dem hier gesagt wird, 
dass er zur Abstattung der verlangten Huldigung nicht hätte bestimmt 
werden können. Für die Erweiterung des Gebietes von Apremont 
wurden nicht weniger als 90 neu aufgefundene Urkunden vorgelegt , 
aus denen gefolgert wurde, dass mehr als 100 bisher nicht genannte 
Ortschaften zur Domaine oder zu dein Lehen von Apremont gehörten. 
Diese Orte lagen grösstenteils in benachbarten Aemtern des Herzogtums 
Lothringen; mehrere derselben gehörten, ihrer Lage nach, zu bereits 
früher reunirten Gebieten, z. ü. die Dörfer Allarnont, Allainville. Bon- 
court zur Herrschaft Gonllans en .larnisy ; andere lagen im Gebiete der 
Bistümer, z. B. Aney, Dieulotiard, Sancey. Thatsüehlieh handelte es sich 
hierbei um I'rivatbesitzungen innerhalb dieser Ortschaften, wie auch 
aus den, sehr zahlreich sich vorlindenden Teil-Huldigungen, z. B. für 
Afflainville von 4 Besitzern hervorgeht, wobei nicht ausgeschlossen 
werden soll, dass auch solche kleinere Besitzungen, ähnlich wie die 
ganze Herrschaft, früher einmal vom Bischof von Metz zu Lehen 
empfangen worden sind. Die Theorie aber, aus einer noch so kleinen 
Besitzung in einer Herrschaft oder Ortschaft die Lehensherrlichkeit des 
Besitzers über das ganze abzuleiten, war /.u dieser Zeit von der Kammer 
ausgebildet, und in einer vorhergehenden Sitzung, am 2. Juni 1Ö8H, 
in grossartigem Massstabe ausgenutzt worden Die Kammer erklärte 
die gesamten Oertlichkeiten selbst (villes, cbäteaux, terres et seig- 

') s. TU'union des Herzogtums Bar. 

10 
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neuries) als zugehörig zur Herrschaft Apremont und verfügte ihre 
Reunion unter den gewohnten Formen ; ein nicht unbedeutender weiterer 
Teil des Herzogtums war dadurch in völlig rechtloser Weise mit der 
Krone Frankreich vereinigt. 

15. 

Gebiet und Herrschaft Mars-la-Tour. 
Sitzung vom 23. Juni 1K80. 

Mars-la-Tour') ist heute ein Flecken des Departements Meurthe-et- 
Moselle, 20 km westlich von Metz gelegen, und durch die Schlacht 
vom lß. August 1870 bekannt geworden. Von Altersher zum Bistum 
Metz gehörig, kam die Herrschaft, wie so viele andere in den Besitz 
des Herzogs von Lothringen; über die Art dieses Ueberganges, wie 
über die ältere Geschichte der Herrschaft überhaupt ist nur Weniges 
bekannt, und dieses Wenige stützt sich fast ausschliesslich auf die der 
Kammer vorgelegten Urkunden. Auch Calmet weiss über den Wechsel 
der Landeshoheit nichts weiter zu sagen, als: »Les ducs de Lorraine 
pretendaient k la souverninet£ de Mars-la-Tour, et en jouissaient, 
comme etant les plus voisins et les plus forts « *). Durch den Vertrag 
von Vincennes 1601 wurde die Herrschaft an Frankreich abgetreten. 
Infolge der bei der Ortsbehörde in Mars-la-Tour abgegebenen Vor- 
ladung hatte Louis de Fiquelmont, Herr von Mars-la-Tour, für drei- 
viertel der Herrschaft zu huldigen sich bereit erklärt ; anscheinend war 
demselben seitens der französischen Regierung diese Nutzniessung nach 
Art einer Verpachtung überwiesen worden. Hinsichtlich der Gründe 
Tür die trotzdem stattfindende Verhandlung kann auf früher Gesagtes 
Bezug genommen werden. Ausnahmsweise wurden Urkunden allge- 
meiner Art nicht vorgelegt, die frühere Zugehörigkeit zum Bistum Metz 
aber in unanfechtbarer Weise durch 10 Lehensbekenntnisse aus dem 
14. und 15. Jahrhundert dargethan 3 ), in denen Bürger von Mars-la-Tour 
für verliehene Gerechtsame dem Bischöfe Huldigung leisten. Weitere 
Urkunden kamen nicht zur Vorlage. Einen weiteren Anhalt bietet 
das vorgefundene Lehensbekenntnis eines Herrn Gerard d'Avüliers aus 
dem Jahre 1506*), in welchem dieser dem Herzog Renatus für einen 

') Bouteillier, S. 161. 

») Calmet, Notice, I, S. 752. 

3 ) In der ungewöhnlich hohen Zahl von 7 im Original im Bezirks-Archiv 
zu Metz befindlich, während im übrigen zumeist nur beglaubigte Abschriften 
vorgefunden. 

*) Der Kammer nicht vorgelegt. 
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anderen Besitz huldigt, sich aber ausdrücklich als Herr (seigneur) von 
Mars-la-Tour bezeichnet ; zur Zeit der Ausstellung dieser Urkunde scheint 
danach der üebergang deF Lehensherrlichkeit an Lothringen noch nicht 
erfolgt gewesen zu sein. 

In dem Urteil wurde dem Herrn von Fiquelmont die Huldigung 
beim Bischöfe von Metz auferlegt und hinsichtlich des letzten Viertels 
und der französischen Souveränität in gewohnter Weise verfügt. Das 
Verfahren ist hiernach ein eigentümliches, da ein Lehensmann Frank- 
reichs, der infolge rechtmässiger Erwerbung die Herrschaft im Besitz 
hatte, nachträglich zum Afterlehensmann gemacht wird, ein neuer Be- 
weis dafür, dass die Herrschaft des Bischofs über seinen weltlichen 
Besitz als völlig nichtssagend angesehen wurde. Zu erklären ist dieses 
Verfahren wohl nur dadurch, dass durch die Zugehörigkeit zum Bis- 
tum ein weiteres Recht der französischen Krone construirt werden sollte. 

Die vorgefundenen Huldigungen gewähren ein gewisses Interesse 
hinsichtlich der Zersplitterung des, nicht im Besitze des Herrn von 
Fiquelmont befindlichen Teiles der Herrschaft; am 0. Juni 1681 er- 
stattete Graf von Schönburg die vorgeschriebene Huldigung für 1 V« 
Viertel der Hälfte («pour un quart et dcmi ä la moitic de Mars-la- 
Tour, oü j'ai mes bourgeois ä part«) darauf am 11. April 1682 Herr 
de Raigecourt für ein Viertel der Herrschaft ; am 31. August 1862 
Grälin Schömberg für l 1 /* Viertel der Hälfte der hohen Justiz (»le 
quart et demi dans la moitie de la haute justice dudit Mars-la-Tour«). 
Das Lehensbekenntnis des Hauptbesitzers des Herrn von Fiquelmont 
trägt das Datum des 10. Juni 1681. 

Die Grösse der Herrschaft betrug nur drei viertel □ Meilen. 

16. 

Stadt Blamont, Gebiete und Herrschaften Mandre aux 
4 tours, Deneuvre et Amermont. 

Sitzung vom 14. Juni 1880. 

Blamont 1 } ist heute eine Stadt des Departements Meurthe-et- 
Moselle, östlich Luneville in Nähe der deutschen Grenze gelegen; 
Mandre aux 4 tours*) ist ein Dorf an der entgegengesetzten Grenze 
des Departements Meurthe-et-Moselle, nördlich von Toul gelegen. Der 
dritte Ort, Deneuvre s ), liegt wieder an anderer Stelle des gleichen De- 

') Lepage, S. 17. 
*) Lepage, S. 86. 
») Lepage, S. 40. 

10* 
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parlemcnts, etwa 20 km östlich von Luneville; Amermont bildet heute 
keine besondere Gemeinde, sondern ist in dem Orte Bouligny aufge- 
gangen, der, etwa in der Mitte zwischen Etain und Longwy gelegen, 
zum Departement Meuse gehört; zur Reunionszeit bildete aber Amer- 
mont eine Oertlichkeit für sieh. Dieselbe seheint aber der Reunions- 
kammer nur dem Namen nach bekannt gewesen zu sein ; in dem Urteil 
ist nämlich angegeben, dass die Vorladung für Mandre und Amermont 
von ein und demselben Beamten am gleichen Tage zugestellt worden 
sei; beide Orte liegen aber etwa 00 km von einander; ein anderer 
Ort gleichen Namens in unmittelbarer Nähe von Mandre hat aber 
auch zur Reunionszeit nicht existiert, da in einem noch vorhandenen 
handschriftlichen Verzeichnisse der Ortschaften des Amtes (prevote) 
Mandre aus damaliger Zeit der Name nicht vorkommt. Ks darf daher 
mit Sicherheit angenommen werden, dass auch der Gerichtsvollzieher 
der Kammer die Ortschaft nicht gefunden hat, und dass eine Zustellung 
überhaupt nicht erfolgt ist. 

Nach Vorstehendem wurden in der Verhandlung 4, zum Teil weit 
auseinander gelegene Gebietsteile des Herzogtums Lothringen zusammen- 
gefassl, die aber auch im Anfange des 16. Jahrhunderts in der Hand 
des letzten Grafen von Blamont vereinigt gewesen waren, zugleich mit 
der von der Kammer nicht beanspruchten Herrschaft Fougeroles; eine 
kurze Skizzierung der Geschichte der vier Herrschaften wird die Art 
ihrer Vereinigung unter dem Hause Blamont klarlegen. 

Schloss und Herrschaft Blamont sind, ebenso wie die Bezeich- 
nung als Grafschaft, sehr alten Ursprungs '). Die Grenzen des an- 
fänglich wohl nur geringe Gerechtsame bedeutenden Gebietes sollen 
aber sehr wechselnde gewesen sein. Um die Mitte des 12. Jahrhunderts 
starb das Geschlecht der Grafen oder Herren in männlicher Linie aus; 
die einzige Krbtochler war mit dem Grafen Heinrich, Herrn des be- 
nachbarten Salm-Langstein, verheiratet, wodurch eine zeitweise Ver- 
einigung der ;i Gebiete bewirkt wurde. Um die Mitte des 13. Jahr- 
hunderts ging jedoch Blamont an eine jüngere Linie des Salm'schen 
Hauses über; fast gleichzeitig mit der Trennung von Salm erfolgte 
auch, wie für dieses, die Lehens-Auftragung an das Bistum Metz, für 
Blamont vom Grafen Friedrich von Sahn; das Jahr ist nicht bekannt, 
fällt aber in die Regierungszeit des Bischofs Jacob von Metz, 1238 — 
1260. Diese Lehensherrlichkeit wurde anfangs des 14. Jahrhunderts 
von Bischof Reinhold an Lothringen verpfändet; in zwei Verträgen, 

') Caliiiel, Notici-, I, S. 12(5 ff.: s. a. Memoire de la sock-16 d'arrhlologic 
Lurraine. III. Scrio. 1». 10. Hand. 
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welche Heinrich von Rlamont mit dem Rischof von Motz 1320 und 
1324 schloss, ist von einer Lehensherrlichkeit des letztem über Rlamont 
nicht mehr die Rede 1 ). Nicht lange nachher aber tritt eine solche uns 
wieder entgegen und war auch noch aufrecht erhalten, als 141)9 der 
letzte des Salm-Rlamontsehen Geschlechtes, Rischof Oulry von Toni, 
Rlamont zugleich mit den 3 andern zur Reunion stehenden Herrschaften 
an den Herzog Renatus II. von Lothringen abtrat; die Einzelheiten 
dieses Uebergangs wird die Erörterung der bezüglichen Urkunde an- 
geben ; die hierbei vorbehaltene I^ehensherrlichkeit von Metz ward aber 
15fi0 von Rischof Kranz mit Genehmigung des Domkapitels bedingungslos 
aufgegeben. 

Mandre aux 4 tours, benannt nach einem alten Schlosse mit 
vier flankierenden Türmen 8 ), war im 14. Jahrhundert im Resitze der 
Herren von Apremont-Aulel, welche, wie für ihren Hauptbesitz, so 
auch für diese Herrschaft dem Ristum Metz zu Lehen standen. Im 
15. Jahrhundert kam Mandres durch Verpfändung an das Haus Salm- 
Rlamont, und teilte fortan das Geschick der letztgenannten Herrschaft. 

Amermont Rouligny war ursprünglich ein Teil der Herrschaft 
Amelle 3 ), welche gegen Anfang des 13. Jahrhunderts aus den Händen 
eines besonderen Geschlechtes an das der Grafen Salm-Rlamont über- 
ging, wobei der Namenswechsel vollzogen wurde. Die Herrschaft kam 
zugleich mit den drei vorgenannten an Lothringen. 

Deneuvre soll uralter Resitz der Kirche von Metz gewesen sein '), 
wird aber im 13. Jahrhundert als lehensfreie Herrschaft der Grafen 
von Salm genannt, auf welche das Ristum 1291 von dem benachbarten 
Langstein aus seine Landeshoheit ausdehnte 5 ); die Grafen von Salin 
nahmen aber auch nachher dort öfter ihre Residenz und behandelten 
die Herrschaft ganz wie ihre übrigen Resitzungen 6 ). Zur Reunionszeit 
waren daher alle vier Herrschaften seit fast 200 Jahren im unbe- 
strittenen und rechtmässigen Resitze des Herzogs von Lothringen. 

Die vorgelegten allgemeinen Urkunden, Investituren. Lehcns- 
erneuerungen und Schutzbriefe der Metzer Rischufe enthalten keine 
Erwähnung eines der vier Gebiete; durch 5 Sonderurkunden aus dem 

') Lothr. Jahrb., VII b, S. 158 u. S. 160. 

») Calmet, Notice, I, S. 718. 

*, Calmet, Notice, I, S. 314. 

*) Calmet, Notice, Supplement, S. 21. 

») Lothr. Territ., S. 13«, Anm. 

•) Urkunden der Jahre 1412 -1414 betreffen Girard de Deneuvre, chatclaiii 
de Mandre aux qualrc tours. Marichal, S. 9. 
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13. Jahrhundert wurde aber das angeführte Lehensrecht der Bischöfe 
nac hgewiesen, die vier älteren beziehen sich jedoch nur auf Blamont, 
die letzte, vom Jahre 1291, auf Hlamont und Peneuvre. Weiter vor- 
gelegt wurde ein Vertrag, laut weichein Bischof Reinhold 1314 die 
Lchensherrlichkeit für 10,000 livres an Herzog Friedrich von Lothringen 
dergestalt abtrat, dnss der Graf von Blamont Lehensmann Friedrichs 
werden, und ihn gegen jeden Feind, selbst gegen den Bischof von Melz 
unterstützen solle (»de l'aider contre tous hommes, meme conlre le 
dit eveehe de Metz«). Bereits aus den Jahren 1331 und 1336 liegen 
wieder zwei, aus dem 15. Jahrhundert vier Lehenserneuerungen für 
Blamont und Peneuvre bei den Bischöfen von Metz vor. Weiterhin 
wurde vorgelegt der unterm 3. Oktober 1490 ausgefertigte Schenkungs- 
Akt des Bischofs Oulry von Toul an den Herzog von Lothringen, in 
welchem als Grund für dieses Vermächtnis die wichtigen, dem Bistum 
Toul von dem Empfänger geleisteten Pienste angeführt werden (»en 
memoire des grands biens, supports et conforts, que toujours avaient 
faits et demontres les ducs de Lorraine ä nos diLs predecesseurs« ), 
und Bischof Oulry zugleich den Bischof von Metz bittet, den Herzog 
als Lehensmann annehmen zu wollen ; eine Urkunde vom 4. Pezember 
desselben Jahres enthält die Huldigung des neuen Besitzers, Herzogs 
Renatus II. von Lothringen, beim Bischöfe Heinrich, seinem Oheim. 

In der Verwertung dieser beiden Urkunden, welche die Hauptgrund- 
lage für die Reunion bilden sollten, wandte die Kammer, oder richtiger wohl 
der General-Frokurator Ravaulx einen geschickten, wenn auch durch- 
sichtigen Kunstgriff an, zu dessen Aufdeckung der Wortlaut angeführt 
werden muss ; es heisst in der ersten Urkunde : »donne cede et trans- 
porte les places, villes, chatellcnies et prevotes de Blamont, Peneuvre, 
Amermont, Mandre aux 4 tours, la lerre et seigneurie de Fougeroles 
et toutes autres terres et seigneuries ä lui echues, et prie par celui son 
seigneur eveque de Metz, comme seigneur feodal des dits Blamont et 
autres lieux avant dits de vouloir etc.-, und in dem Lehensbekennt- 
nis dem entsprechend: »reconnait . . . qu'en consequence il est en Ire 
en la foi et hommage de son seigneur et oncle, monsieur Henry de 
Lorraine eveque de Metz pour et ä cause des dites villes de Blamont 
et Deneuvre et autres pieces mentionnees au dit don.« Aus 
diesem Wortlaut geht keineswegs hervor, dass der Bischof die Bclchnung 
mit allen abgetretenen Gebieten vornehmen sollte, da, soweit nachweisbar, 
Amermont und Mandre niemals im Lebensverhältnis zu Metz gestanden, 
vielmehr Allod des Grafen gewesen waren; andernfalls würde der 
Ausdruck wohl auch gelautet haben : »des dits Blamont et des autres 
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lieux «, während der gewählte Wortlaut nur die Auslegung zulässt : 
> Lehnsherr von Blamonl und anderen der vorgenannten Ortschaften.« 
Der Krblasser, Bischof Oulry von Toul, führt zwar den ganzen abge- 
tretenen Besitz auf, bittet aber den Bischof, die Belehnung nur für 
diejenigen Teile dieses Besitzes zu erteilen, deren Lehensherr er sei. 

Ein Auszug aus der Erneuerung des Schenkungs-Aktes vom .lahre 
1508 lässt das Verhältnis gleichfalls und wohl absichtlich zweifelhaft 
erscheinen ; auch der Regcsten-Auszug von du Fourny ') lüsst, wiewohl 
er neun Urkunden über diese Schenkung umfasst, den Sachverhalt nicht 
erkennen, da infolge der Kürze das Verhältnis zu Metz, das damals 
schon nur mehr formeller Art war, darin gar nicht mehr erwähnt 
wird. Die obige Auffassung wird aber trotzdem zur Gewissheit durch 
zwei weitere der Kammer vorgelegte Urkunden; in einem Investitur- 
briefe vom 17. Mai 150.'J erklärte Bischof Heinrich von Metz, dass er 
den Herzog Renatus als Lehensinann annehme, da er durch die Schenkung 
des Bischofs Oulry Besitzer von Blamonl, Deneuvre und Zugehörigkeiten 
geworden sei (des dits Blamont, Deneuvre et dependances), in einem 
ähnlichen Schriftstücke vom 6. September 1528 bezeugt Bischof Johann, 
dass Herzog Anton ihm für Blamont und Deneuvre als Lehen seines 
Bistums Huldigung erstattet habe ; von den beiden anderen Herrschaften 
ist in beiden Urkunden nicht die Hede, unter »dependances« können 
diese ganz selbständigen Gebiete nicht mit gemeint sein. Die Schenkung 
konnte auch nicht wohl in andern) Sinne erfolgt sein, da. wie oben 
nachgewiesen, Amermont niemals in Lehens-Beziehungen zu Metz ge- 
standen hatte, und die Lehensherrlichkeil von Mandre seit der Ab- 
trennung von dem bischöflichen Lehen Apremont niemals zur Sprache 
gekommen, also längst vergessen war. 

Im Jahre 1561 trat das Kapitel zu Metz alle seine Hoheitsrechte 
durch besondern Ergänzungs-Vertrag zu der Schenkung von 1499 an 
Herzog Carl III. ab*); dieser Vorgang kam aber nicht zur Kenntnis 
der Kammer. Diese sprach alle vier Herrschaften, unter den ge- 
wohnten Formen, dem Herzoge von Lothringen ab. Die Grösse derselben 
kann, da nur Teil-Huldigungen in sehr beschränkter Zahl vorliegen 
und keinen Anhalt geben, nur unter Vorbehalt wie folgt angegeben 
werden : 

Grafschaft Blamont 6 □ Meilen 
Herrschaft Mandre aux 4 tours 1 □ Meile 
Herrschaft Deneuvre V» □ Meile. 

i) s. S. 100. 

*) Recueil de documenta sur Phistoire de Lorraine, III. S. 118. 



Digitized by Google 



— 152 — 



Kür die Grösse von Amermonl-Bouligny liegt keinerlei Anhalt 
vor. Während den Ansprüchen auf Blamont und Deneuvre eine ge- 
wisse Berechtigung, wie immer natürlich abgesehen von der Verjährung, 
zuzuerkennen ist, trägt die Reunion von Mandre aux 4 tours und 
Amermont den Charakter eines Aktes der Willkür durch absichtliche 
unrichtige Auslegung von Urkunden. 

17. 

Sehloss und Zugehörigkeiten von Lützelburg. 
Sitzung vom 21. Juni 1680. 

Lützelburg l ) ist heute ein Dorf mit nebenliegender Ruine des 
Kreises Saarburg in Lothringen, 4 km südlich Pfalzburg gelegen. 
Lützelburg soll ursprünglich Besitz der Abtei Maursmünster gewesen 
und von dieser 1050 durch Tausch gegen St. Quirin dem Bistum Metz 
überlassen worden sein 2 ). Um 1141 linden wir dagegen die Herrschaft 
im Besitze des Grafen von Bar, und um die Mitte des Jahrhunderts 
im persönlichen Eigentum des Bischofs Stefan von Bar, der bei seinem 
Tode 1103 sie dem Bistum Metz übertrug. Schon früh beginnen hier 
die Verpfändungen seitens der Bisehöfe; anfangs des 14. Jahrhunderts 
erwarben auf diesem Wege die Grafen von Lützelstein die Hälfte der 
Herrschaft. 1344 Herr Burkhard von Finstingen die ganze, hiernach 
also wieder von der erstgenannten Verpfändung befreite Herrschaft. 
Nach Auslösung linden wir gegen Ende des Jahrhunderts wieder ein 
Viertel an den Bischof von Strassburg, ein anderes Viertel bald darauf 
an den Herzog von Lothringen verpfändet; das erstgenannte Viertel 
kam nach vielfachem Wechsel um 1500 in die Hände der Herren von 
Sickingen. Bei der bekannten Fehde Franz von Sickingens mit dem 
Kurfürsten von der Pfalz und anderen Reichsfürsten ward 1523 auch 
die Burg Lützelburg von den Verbündeten besetzt und zerstört, die 
Herrschaft aber mit der kurpfälzischen Grafschaft Lützelslein vereinigt, 
wobei etwaige andere Verpfändungen nicht mehr zur Sprache kamen ; 
die Lehensherrlichkeit des Bistums ward aber wenigstens bis zur Mitte 
des Jahrhunderts noch anerkannt. Infolge der Teilungen im pfalz- 
gräflichen Hause kam 1561 Lützelburg als Teil der Grafschaft Lützel- 
stein an den Pfulzgrafen Johann Georg von Veldenz, der es 1570 der 
von ihm gegründeten Herrschaft Pfalzburg zuteilte. Mit dieser ver- 

') Lepage, S. 82. 

*) Lothr. Territ., I, S. 21«J IT. s. dagegen Cliätclai» im Lyllir. Jahrb. 
VII b, 5. 4ö. 
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einigt bleibend kam daher Lützelburg durch Kauf 1584 an das Herzogtum 
Lothringen, 1(518 an eine lothringische Sekuwlagenitur, unter welcher 
die Herrschaft einen Teil des 1624 errichteten Reichsfürstentums bildete 
Nach dem Erlöschen der Nebenlinie ward Lülzelburg mit Pfalzburg 
1660 von Herzog Carl IV. wieder eingezogen, bereits im folgenden 
Jahre aber durch den Vertrag von Vincennes an Frankreich abgetreten. 

Die Kammer -Verhandlung ist daher unter den gleichen Gesichts- 
punkten anzusehen, wie bei der Reunion von Mars-la-Tour u. a. 
erörtert. Die Vorladung war bei dem Ortsvorstande des Fleckens 
Lützelburg abgegeben worden, die Verhandlung fand aber in contu- 
maciam statt. 

Die Beweisführung machte es sich zur Aufgabe, die frühere 
Lehensabhängigkeit der Herrschaft vom Bistum) Metz darzuthun; die 
wichtigste Grundlage dafür waren zwei Urkunden von den Jahren 
1344 und 1350, nach denen Bischof Ademar von Metz dem Herrn 
Burkard von Finstingen das Schloss Lützelburg zu Lehen gegeben, 
und den Rückkauf sich vorbehalten hatte, 1344 für 500 livres, 1350 
infolge weiterer Geldleihe für 1000 livres. Durch einen Vertrag vom 
Jahre 1381 zwischen dem Bischöfe Dietrich und demselben Herrn 
Burkard war im Vergleichswege das Pfandobject auf die Hälfte von 
Lützelburg und die Hälfte von Freiburg übertragen worden ; den an 
das Bistum zurückgefallenen Teil (»certaine portion«) verpfändete 
Dietrich für 200 Gulden an den Bischof Friedrich von Strassburg; 
denselben löste aber laut vorgelegter Urkunde 1391 Bischof Raoul de 
Coucy durch Rückzahlung der Pfandsumme wieder ein. Trotzdem 
blieben die Bischöfe von Strassburg im Besitze dieses Teiles der Herr- 
schaft; laut 2 vorgelegten Urkunden vom Jahre 1421 und 1434 ver- 
spricht Bischof Wilhelm von Strassburg, gemäss der von seinem Vor- 
gänger eingegangenen Verpflichtung, das Pfandobjekt dem Bischof Conrad 
von Metz zurückzustellen und die Pfandbriefe Dietrichs ihm auszu- 
liefern; über die andere Hälfte wurden noch zwei Leheiisbekenntnisse 
vorgelegt, eines aus dem Jahre 1105, welches mehrere Ortschaften der 
nähern Umgebung umfasstc, das andere nahezu gleichen Inhalts aus 
dem Jahre 1483; drei weitere Lehensbezeugungen aus den Jahren 1469, 
1495 und 1552 betreffen nur kleineres Eigentum innerhalb des Gebietes. 
Die vielseitige Geschichte Lützelburgs im l(i. und 17. Jahrhundert kam 
daher bei der Kammerverhandlung in keiner Weise zum Ausdruck, 
ebensowenig das Eigentums- Verhältnis zur Beunionszeit. Die Kammer 
ging einfach auf die ältesten Urkunden von 1344 und 1350 zurück, 
und verfügte den Bückfall des Lehens an das Bistum gegen Zahlung 
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der Schuldsumme von 1000 livres, und einer Entschädigung bis zur 
Höhe von 200 livres für Verbesserungen, die etwa wahrend der drei 
ein halb Jahrhunderte das Besitztum erfahren haben sollte. Der Um- 
fang des reunirten Gebietes kann auch nicht annähernd mehr bestimmt 
werden, da die Grenzen bei den Besitz-Verschiebungen gewechselt 
haben, und in einzelnen Urkunden angeführte üertlichkeiten heute ver- 
schwunden, auch in älteren Karten nicht aufzufinden sind ; auch liegen 
keine Huldigung»- Akte für Lützelburg vor 1 ). 

18. 

Gebiet und Herrschaft Üriey. 
Sitzung vom 27. Juni 1680. 

Die Stadt Hriey, 20 km nordwestlich von Metz gelegen, ist heute 
Arrondisscments-Sitz des Departements Meurthe-el-Moselle*); sie wird 
zuerst um die Milte des 11. Jahrhunderts als Witwensitz der Gräfin 
Beatrix von Verdun erwähnt, welche sie ihrer Tochter, der vielge- 
nannten Gräfin Mathilde von Tuscien, hinterliess. Vor dem Tode der 
letzteren bemächtigte aber Graf Reinhold von Dar sich dieses Gebietes, 
und besetzte Schloss Briey; mit den Mathildeschen Gütern ging daher 
nur ein kleiner Teil hiervon, eine Meierei, in den päpstlichen Besitz 
über, wülirend Graf Reinhold sich für die Folge auch Herr von Briey 
nannte. Seine Nachfolger erkannten aber die Lehensherrschaft Burgunds, 
und von dieser 1214 befreit, die des Bistums Metz an, letztere soweit 
erkennbar, nicht durch Auftragung, sondern infolge von Erbberechtigung 
aus der Zeit um 1170. Im Jahre 1225 entstand jedoch eine Fehde 
zwischen dem Grafen Heinrich von Bar und dem Grafen Johann von 
Chalons, anscheinend wegen Brieys; Graf Heinrich wurde gefangen, 
und erkaufte um die Plingstzeit des folgenden Jahres seine Freiheit, 
zugleich aber die Lehensunabhängigkeit von Briey um die Summe von 
1(3000 Livres. Von diesem Zeitpunkte an gehörte die Herrschaft Briey 
in unbestrittener, durch wiederholte urkundlich vorliegende Souverä- 
nitäts-Akte bezeugter Weise zum unabhängigen Bar bezw. zum Herzogtum 
Lothringen-Bar, innerhalb dessen die Stadt zur Reunionszeit Sitz eines 
Unteramtes war. 



'i Auffallenderweise ist auch keine der erwähnten Urkunden im Original 
oder in Abschrift im Rezirks-Archiv zu Metz vorgefunden worden. 

'') Die geschichtlichen Notizen nach: Abel in memoircs de la soci£t£ d'ar- 
cheologie et d histoire de la Moselle, Metz 1874. XIII, S. H39. 
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Die Beanspruchung erfolgte ausschliesslich durch ein Lehenshe- 
kennlnis dos Grafen Heinrich von Mar aus der kurzen Zeit der bischöf- 
lichen Lehensherrlichkeit ; in der vorgelegten Urkunde von 1 225 bekennt 
der Graf sich ausser für Thiecourt (Diedersdorf) und Fribourg auch 
für die Herrschuft Briey als Lehensmann des Bischofs Johann von 
Metz. Auf Grund dieser einen Urkunde wurde die Herrschaft unter 
den üblichen Formen dorn Bistum und der Krone Frankreich zuge- 
sprochen. 

Da nur unbedeutende Teil-Huldigungen für Besitzungen innerhalb 
der Stadl vorliegen, ist ein zuverlässiger Anhalt für die Grösse des 
reunirlen Gebietes nicht vorhanden. 

Die Beunion ist eines der charaktcristisehsten Beispiele für das 
durch einseitige Benutzung alter Urkunden, ohne Berücksichtigung der 
Vorkommnisse späterer Jahrhunderte, nachweisbar geschehene Unrecht. 

19. 

Grafschaft Zweibrücken. 
Sitzung vom 28. Juni 1680. 

Die Grafschaft ist ein aus dem Bliesgau herausgewachsenes terri- 
toriales Gebiet, heute grösstenteils zur bayerischen Pfalz gehörig, das 
im Mittelalter zunächst unter besonderen Landesherren, den Grafen 
von Zweibrücken, stand. Gegen Ende des 14. Jahrhunderts kam die 
Grafschaft aber in den Besitz des rheinpfälzischen Hauses, indem Graf 
Eberhard von Zweibrücken durch Vertrag vom Jahre 1385 die Hälfte 
von Zweibrücken, Hornbach und Bergzabern als Eigentum an den 
Kurfürsten Ruprecht I. von der Pfalz abtrat, und die andere Hälfte 
dieses seines Gebietes ihm als Lehen auftrug, wofür der Kurfürst dem 
Grafen 25,000 Gulden zahlte »j. 

Durch das Hausgesetz von 1410, durch welches der deutsche 
König, Kurfürst Ruprecht III., die ererbten Gesamt- Besitzungen unter 
seine 4 Söhne so teilte, dass fortan die verschiedenen Zweige sich als 
getrennte Linie gegenüberstehen, ward zum zweiten Male eine besondere 
Grafschaft Zweibrücken gebildet, welche die ältere an Grösse wesentlich 
überragte; zu den früheren Haardt-Gebieten, Zweibrücken, Hornbach, 
Bergzabern, treten jetzt Landschaften auf dem Hunsrück mit Simmen 
und Stromberg, an der Mosel mit Falkenburg und Ehrenburg, am 
Donnersberg mit Bolanden und Buprechtseck, und im Elsass, mit Lützel- 

') Häusser, Geschichte der rheinischen Pfalz, 1845, I, S. 187. 
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stein, Reiehshofcn und Hochfelden als Hauptorten, die elsässischen Ge- 
biete allerdings in gemeinschaftlichem Besitze mit der Kurpfalz. Landes- 
herr wurde der Pt'alzgraf Stefan, der dritte der 4 Söhne Ruprechts, 
der den, dem grossen Fmfange seines Gebietes entsprechenden Titel 
Herzog von Zweibrücken annahm. Das neue Herzogtum blieb aber 
nicht in diesem Bestände erhalten; durch Neuerwerbungen und wieder- 
holte Teilungen im pfalzgrätliehen Hause wurde es vielmehr teils ver- 
grössert, teils verkleinert '). 

Zur Beunionszeit zeigte das Herzogtum daher eine wesentlich 
andere Gestalt als bei seiner Gründung 1410; es zerfiel damals in die 
vier Oberämter Zweibrücken, Bergzabern, Lichtenberg und Meisenheini, 
beide letztere im Gebiete des Nahe-Flusses gelegen ; ein Teil desselben, 
aus der Veldentzschen Erbschaft stammend, war durch Kammerspruch 
vom 16. April 1680 bereits reunirt worden. 

Landesherr war zu dieser Zeit Herzog Friedrieh Ludwig, der 
letzte männliche Sprosse der Linie Landsberg-Zweibrücken, der die 
Keunion nicht lange überlebte. Die Vorladung war in der Stadt Zwei- 
brücken abgegeben worden, welche damals, von der Kriegszeit her, 
noch mit französischen Truppen besetzt war. 

Herzog Friedrich Ludwig hatte darauf am 15. Mai 1B80 eine 
Verwahrung eingelegt, worin er verlangte, vor seine natürlichen Richter 
(also wohl den Kaiser) gestellt zu werden ; er erklärte sich aber bereit, 
die Hechtslitel vorzulegen, und ersuchte deshalb von dem Verlangen 
der Lehenshuldigurig heim Bischöfe von Metz entbunden zu werden. 
Noch an demselben Tage erging an ihn die Aufforderung, zu erklären, 
ob die »Grafschaft« Zweibrücken ein Lehen des Bistums Metz sei oder 
nicht; im Verneinungsfalle werde sie als verfallen erklärt weiden. 

Zwei Tage später, am 17. Mai, wurde der Anwalt des Herzogs 
Duclos aufgefordert, die Vollmacht als Vertreter des Herzogs vorzu- 
legen; nach Anerkennung derselben durch die Kammer lehnte er irn 
Namen des Herzogs die Vorlage des Lehensbekenntnisses ab; die Ver- 
handlung fand daher, wie fast alle übrigen, in contumaciam statt. 

Die Sonder-Urkunden, auf welche die französischen Ansprüche 
sich stützten, waren in erster Linie drei Erklärungen des Grafen Hein- 
rich von Zweibrücken aus den Jahren 1243 und 1275, in welcher 
dieser sich als Lehensmann des Bischofs von Metz bekennt, und zwar 
vor allen anderen Herren, den Kaiser ausgenommen; welches aber 
sein, vom Bischof erhaltenes Lehen sei, ist in den erkunden nicht ge- 

■i Lehmann, Geschichte des Herzogtums Zweihrücken. 1H67. 
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sagt. Noch nichtsssagender waren die demnächst vorgelegten Beweis- 
stücke, zunächst der Besehluss eines am 1. Dezember 1356 zu Metz 
abgehaltenen Vasallentages, auf welchem eine Unternehmung gegen 
die dem Bischöfe ungehorsame Stadt Saarburg ins Auge gefasst wurde ; 
bei diesem Feudaltage habe anscheinend (il parait) ein Graf von Zwei- 
brücken den Vorsitz geführt. Angeschlossen wurde ein Erlass des 
Kaisers Karl IV. an den Grafen von Zweibrücken, als seinen Statthalter 
in Lothringen, gegeben zu Diedenhofen am 8. Januar 1H57, nach welchem 
er die dem Bischof vor Kurzem verliehenen Privilegien und Gnaden- 
erweise als nicht erlassen angesehen, und diese Anordnung bekannt zu 
machen befiehlt '). 

Diese Urkunde erfuhr eine starke Verdrehung; nach der Kammer- 
verhandlung lautet der Inhalt: »qu'il a suspendu la reprise des regales 
de reveche" de Metz«, was augenscheinlich so aufgefasst werden sollte, 
dass der Graf die Erneuerung seiner Gerechtsame beim Bischöfe von 
Metz zu unterlassen habe; andernfalls kann keinerlei Zusammenhang 
der Urkunde mit den Reunionszwecken herausgefunden werden. End- 
lich wurde der Kammer noch ein Aktenstück aus dem 10. Jahrhundert 
unterbreitet, welches die Verhandlungen zweier Vasallentage zu Metz, 
aus den Jahren 1551 und 1554, enthält, in denen eine Streitsache 
zwischen dem »Grafen« Jacob von Zweibrücken und dem Herrn Philipp 
von Helmstedt zur Beurteilung kam. In demselben Aktenstücke soll 
an einer anderen, nicht näher bezeichneten Stelle »der Graf« von 
Zweibrücken Vasall des Bischofs von Metz genannt werden. Die 
Charakteristik dieser angeblichen Beweisstücke dürfte darthun, dass 
unter allen bisherigen Reunionen die vorliegende eine der frivolsten 
war; in keiner der Urkunden ist ausgesprochen, dass die Grafen von 
Zweibrücken diese Grafschaft als Melzcr Lehen besassen; die Er- 
klärungen können sich sehr wohl auf ganz andere Gebietsteile bezogen 
haben, was bei den häufigen Verpfändungen seitens der Metzer Bischöfe 
darchaus nichts Unwahrscheinliches hat, auch beziehen die jüngeren 
anscheinend sich gar nicht auf die regierenden Herren, die sonst wohl 
als Herzöge bezeichnet worden wären, sondern auf andere Mitglieder 
ihres Hauses. 

Die Kammer teilte natürlich diese Bedenken nicht ; sie verfügte 
in gewohnter Weise die Abstattung der Huldigung innerhalb eines 
Monates, die Vorlage des Lehens- Verzeichnisses nach weiteren 40 Tagen ; 
von der angedrohten Verfall-Erklärung wurde darnach vorläufig noch 
Abstand genommen. Der Herzog Friedrich Ludwig fügte sich natürlich 

') So der Inhalt hei Ilühmcr-Huh« . . rc-esta imperii VIII, 1877, No. 2594. 
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diesem Ansinnen nicht ; infolgedessen ward das ganze I^and alsbald von 
französischen Truppen durclizogen, auch die zur alten Grafschaft nie- 
mals in Beziehung gewesene Knelave Bergzabern vom General Montclar 
okkupiert. Die Vesten Wegelenburg und Neucastel wurden im Oktober 
desselben Jahres in die Luft gesprengt *). Während dieser Gewaltthaten, 
am 1. April 1681, starb Herzog Friedrich Ludwig, und mit ihm erlosch 
die regierende Linie ; das Herzogtum fiel an die Kleeburger Seitenlinie, 
und infolge von Heirat an König Carl XI. von Schweden. Sogleich 
liess Ludwig XIV. dem neuen Landesherrn sagen, dass dieses durch 
Erbschaft ihm zugefallene Territorium naturgemäss unter einer anderen 
Souveränität stehen müsse, entweder der kaiserlichen oder der fran- 
zösischen; er schmeichle sich, dass der König die eines seit langem 
befreundeten und verbündeten Monarchen vorziehen werde*). 

König Carl XI. von Schweden verweigerte aber gleichfalls die 
verlangte Huldigung, suchte vielmehr die Helehnung beim Kaiser nach, 
und schloss Bündnisse zur Bekämpfung der französischen Usurpation 3 ). 
Die Huldigung wurde jedoch dem Könige geleistet von anderen Mit- 
gliedern des pfalzgräflichen Hauses, welche der schwedischen Krone 
das Herzogtum streitig zu machen suchten, und mit französischer Hülfe 
ihr Ziel zu erreichen hofften, nachdem ihnen anscheinend Aussichten 
auf Belehnung im Falle der Nachsuchung gemacht waren. Im Original 
ist vorgefunden zunächst ein Lehensbekenntnis des Grafen Adolf Johann, 
jüngeren Bruders des Vaters Carl XI., Tür das Herzogtum in der Aus- 
dehnung der oben genannten vier Oberämter. Die Vorlage hatte für 
ihn nicht das gewünschte Ergebnis. Mit gleichem Misserfolge erstattete, 
laut vorliegender Original -Urkunde, am 29. Mai 168H ein anderer 
Prätendent, Graf Christian von der Birkenfeld-Bischweiler Linie, nach 
Angabe von Rousset von Ludwig XIV. bestochen, und zur blossen Her- 
gabe seines Namens bewogen 4 ), gleichfalls für den ganzen Umfang des 
Herzogtums die Huldigung. Nur für zwei Herrschaften. Landsberg und 
Stadeken, welche dem Grafen Emich von Leiningen und dem Grafen 
Johann Philipp von Isenburg, beide vermählt mit Prinzessinnen aus 
dem Hause Pfalz-Zweibrücken, zugefallen waren, wurde die Recht- 
mässigkeit des Besitzes anerkannt ; die Grafen erstatteten am 28. April 
1681 die vorgeschriebene Huldigung 5 ) und wurden als Vasallen in die 

') Lehmann, S. 442. 

*) Ranke, Sämtl. W. X, S. 344, nach den Spanheimschen Akten. 
") s. dritten Teil. 

*) Rousset, histoire de Louvois 1879, III, S. 30. 

/ Das Huldigungs-Prutokoll abgedruckt bei Dumont, corpa diplomatique VII, 
2, S. 13. 
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Landeshoheit des Königs aufgenommen. Das ganze übrige Herzogtum, 
dessen Grösse nach den Lehensverzeichnissen genau festzustellen ist, 
und gegen 20 □ Meilen beträgt, wurde der französischen Verwaltung 
unmittelbar unterstellt, wozu die Weigerung des rechtmässigen Lehens- 
trägers und der Streit zweier anderen Prätendenten um die Belehnung 
die gewünschte Veranlassung bot. Eigentümlich ist, dass vor mehr als 
100 Jahren Pfalzgraf Wolfgang von Zweibrücken dieses Schicksal 
vorausgesehen und als eine naturgemässe Folge der Wegnahme der 
drei Bistümer durch Frankreich bezeichnet hatte 1 ). 

20. 

Schloss, Grafschaft und Herrschaft Castres. 
Silzung vom 28. Juni 1680. 

Das Schloss Castres ist gleichbedeutend mit der heutigen Burg- 
ruine der Stadt Bliescastel'), welcher die allrömische Bezeichnung 
castellum ad Blesam den Namen gegeben hat. In dem alten Schlosse 
hatten die Grafen des Bliesgaues unter dem Namen : comites de Castris 
ihren Sitz, scheinen aber nicht die Territorialhoheit erlangt zu haben; 
die Grafschaft soll vielmehr schon früh, angeblich 960, durch eine 
Schenkung Kaiser Otto I. in den Besitz des Bistums Metz übergegangen 
sein 8 ), welches eine zweite Linie der comites des Castris gegen Ende 
des 11. Jahrhunderts damit belehnte. Auf die Zeiten des letzten dieser 
Linie, Grafen Heinrich, der 1238 starb und 122G Lehenserneuerung 
beim Bistum bewirkt hatte, gingen die Ansprüche der Kammer zurück. 
Nach seinem Tode 4 ) kam Bliescastel an den Gatten seiner Tochter 
Elisabeth, den Grafen von Sulz, und nach Scheidung von diesem an 
den Grafen Beginald von Lothringen, Herrn zu Bitsch, der sich bis 
zu seinem 1274 erfolgten Tode Graf von Bliescastel nannte; eine 
andere, mit dem Grafen Heinrich von Sahn vermählte Tochter des 
Grafen Heinrich wurde 1275 mit einem Kindsteile ('/s von Bliescastel 
und von der zugehörigen Herrschaft Püttlingen 6 ) abgefunden; dieser 
erhielt gleichfalls vom Bischof die Belehnung, gab jedoch 1284 seinen 
Anteil gegen 20,000 Li vre» an das Bistum zurück. 

') s. S. 11. 

*) Lehmann, Urkundliche Geschichte der Burgen und Bergschlösscr der 
Pfalz 1867, V., S. 253. 

») Nach Beyer, Urkundenhuch II, S. LVI; und der Lothr. Territ, S. 251; 
die Annahme bestreitet jedoch Witte im Lothr. Jahrb. Vlla, S. 92. 

4 ) Das Folgende nach den Lothr. Territ., S. 2">2 ff. 

*) Püttlingen bei Saaralben; s. S. 82. 
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Dieses verpfändete in demselben Jahre den ganzen Besitz an 
Lothringen, geriet aber wegen Ablehnung der bedungenen Auslösung 
mit diesem 1288 in Streit; 1291 gab Lothringen nach, wofür es den 
Anteil des Bistums an Dieuze erhielt. 

Die wechselreichen Geschicke der Grafschaft gingen im folgenden 
Jahrhundert in dauernde Verhältnisse über, indem 1326 das Bistum 
sie an den Erzbisehof Balduin von Trier verkaufte, in dessen unmittel- 
barem Besitze sie mehr als drei Jahrhunderte blieb. 1654 belehnte 
der Erzbischof Caspar von der Leven, auf Hebung seiner bis dahin 
unbedeutenden Familie bedacht, seinen Bruder Hugo Ernst von der 
Leyen mit dem nunmehr Herrschaft benannten Bliescastel, und führte 
1661 in derselben das Erstgeburtsreeht ein. 

Zur Beunionszeit war daher das beanspruchte Gebiet als Lehen 
des Erzbistums Trier in Händen des Grafen von der Leyen. Die zur 
Zeit der zweiten Linie der Grafen von Gastres mit Bliescastel verbunden 
gewesene Herrschaft Püttlingen, welche vielfach, anscheinend nur wegen 
ihrer gräflichen Besitzer, auch Grafschaft genannt wird, und die gleich- 
namige, heute zum Kreise Forbach gehörige Stadt zum Mittelpunkte 
hat, stand in keiner Beziehung mehr zu den Besitzern von Bliescastel : 
sie war ganz in den Besitz der Grafen von Salm gekommen, und ge- 
hörte zur Beunionszeit unter herzoglieh lothringischer Oberhoheit der 
Grumbacher Linie dieses Geschlechtes. Die zeitweise Zugehörigkeit ist 
jedenfalls nicht zur Kenntnis der Beunionskaminer gekommen, da sonst 
wohl Püttlingen als Zugehörigkeit mit reunirt worden wäre. 

Auch über die Lage von Gastres und die Identität mit Bliescastel 
war die Kammer völlig im Unklaren; der General-Procurator bezeichnete, 
laut vorliegender handschriftlicher Notiz, einige Wochen später die 
Herrschaft Bliescastel als eine Zugehörigkeit der im Mai reunirten Herr- 
schaft Saaralben ; der Kammerbote scheint aber Bliescastel, oder einen 
Ort ähnlichen Namens wie Gastres ausfindig gemacht zu haben, da er 
den Beamten, bei dem er die Vorladung abgegeben, namentlich anführt. 

Als Hauptbeweisstück für die französischen Ansprüche dienten 
zwei Lehenserneuerungen bei den Bischöfen von Metz aus dem 13. 
Jahrhundert, die eine vom Grafen Heinrich von Gastres in dem Jahre 
1226, die andere von Grälin Elisabeth von (lastres 1238 ausgestellt, 
beide nur auf die Grafschaft Gastres lautend. Auch für die Zeit des 
Ueberganges eines Teiles der Herrschaft an die Grafen Salm konnte 
die Lehensherrlichkeit des Metzer Bischofs durch Vorlage von Urkunden 
nachgewiesen werden; aus den Jahren 127ö und 1 284 wurden Lehens- 
. erneuerungen des Grafen von Salm, aus den Jahren 1286 und 1297 
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Zeugnisse für die Ausübung von Hoheitsreehten seitens der Bischöfe 
vorgelegt ; ähnlich den letzgenannten war auch die jüngste, im Jahre 
1338 vom Bischof Ademar von Metz vollzogene Urkunde. Die Beweis- 
stücke waren daher 3 1 /* Jahrhundert und mehr alt, und bezogen sieh 
ausschliesslich auf die alte Grafschaft Castres. Thatsächlich waren, 
wenn auch ohne Kenntnis der Kammer, die Ansprüche auf Püttlingen 
etwas besser begründet, da noch vom Jahre 15(56 ein Huldigungs-Akt 
für diese Herrschaft bei dem Bischöfe von Metz vorliegt 

Die Kammer halte aber hiervon und von den» früheren Zu- 
sammenhange der Gebiete keine Kenntnis, da in der Verhandlung und 
dem Schlussurteil nur von dem Herrn von Castles die Rede ist. Der 
ReunionsbeschhiBs kann daher auch nur auf die Herrschaft Bliescastel 
bezogen werden, für welche Graf Adolf von der Leyen die verlangte 
Huldigung leistete; am 27. November 1681 legte er ein eingehendes 
Lehensverzeichnis vor, nach welchem die Grösse seines Besitzes 4 □ 
Meilen betrug. Aber auch für Püttlingen liegen Huldigungsakte zweier 
Herren vom 20. Mai 1681 für Justizgerechtsaine vor, welche auf Be- 
schlagnahme auch dieser, etwa l'/aH Meilen grossen Herrschaft durch 
Reunions-Commissare schliessen lassen. 

21. 

Stadt und Herrschaft Dieuze. 
Sitzung vom 4. Juli 1(180. 

Dieuze'), heute eine Stadt des deutsch -lothringischen Kreises 
Chäteau-Salins, kommt im 13. Jahrhundert, auf welches die Kammer 
zurückging, mehrfach unter den Namen Doza, Dezia u. a. vor. Nach 
vorliegender Urkunde war die Stadt in sehr wechselndem Besitze ge- 
wesen; von Alters her der Dom-Kirche, dann der Magdalenen-Kirche 
zu Verdun gehörig, kam sie 1216 zum Teil als Erbschaft des Bischofs 
Jacob von Lothringen an das Herzogtum Lothringen ; nicht lange nachher 
finden wir aber das Stadtgebiet ganz im Besitz des Bistums Metz, von 
welchem es während der kurzen Zeit des lothringischen Besitzes von 
Bliescastel gegen einen Teil der letzteren Herrschaft dem Herzogtum 
abgetreten wurde. Zur Reunionszeit war die Stadt daher seit vier 
Jahrhunderten im rechtmässigen herzoglichen Besitze, unter dem sie 
Sitz eines Amtsbezirkes (prevöte de Dieuze et de Mesprick) wurde. 

') Im Bezirks-Archiv zu Metz. 
*) Lepage, S. 42. 

11 



Digitized by Google 



- 162 - 



Was daher unter dem Namen »Herrschaft Dieuze» zu verstehen, ist 
ebensowenig gegenwärtig festzustellen, wie angenommen werden kann, 
dass die Kammer eine Vorstellung davon sich gemacht halle. 

Ausser dem Bischöfe von Metz hatte auch die Kirche Maria 
Magdalena zu Verdun Anspruch auf Dieuze erhoben und sich zur 
Vorlage von Rechtsliteln und Abstattung der Huldigung erboten; die 
Kammer ging aber über dieses Anerbieten zur Tagesordnung über, 
und verhandelte nur zwischen dem Bischöfe von Metz und dem Gencral- 
Proktirator als Klägern gegen den angebliehen Herrn (pretendu seigneur) 
von Dieuze in contumaciam. Die Begründung stützte sich ausschliess- 
lich auf drei Urkunden, einen Vertrag vom Jahre 1259 zwischen dem 
Herzog Friedrich von Lothringen und dem Bischof Jacob von Metz, 
laut welchem ersterer die Hinkünfte von Dieuze. das er vom Bischof 
zu Lehen hat. diesem auf Lebenszeit zurüeküberlüsst, und zwei Lehens- 
erneuerungen aus dem 13. und 1T>. Jahrhundert; in ersterer bekennt 
Herzog Friedrich, in letzterem die Herzogin Wittwe Marie sich als 
lehensabhängig von dem Bischöfe von Metz für Dieuze. Auf Grund 
dieser Urkunde sprach die Kammer die Beunion in der gewohnten 
Weise aus; eine Angabe über die Grosse des Gebietes kann, da 
Huldigungs-Akte nicht vorliegen, nicht gemacht werden. 

22. 

Schloss, Flecken und Grafschaft Saarbrücken. 
Süzun« vom 8. Juli lti80. 

Die heutige Industrie-Stadt des Regierungs-Bezirks Trier war im 
10. Jahrhundert, bis auf welches die französischen Ansprüche zurück- 
gingen, Hauptort und Grafschafts-Sitz des Saargaues. Die Nachricht 
jedoch dass die zugehörige Burg durch Kaiser Otto I. 951 zu Born 
dem Bischof Adalbero von Metz geschenkt worden sei, dürfte, wie 
unten auszuführen ist, jedenfalls nichts anderes als eine Verwechslung 
mit dem Diplom Ottos III., 999 zu Born gegeben, sein, laut welchem 
dem Bischof Adalbero II. von Melz der Hof Völklingen, die Burg Quier- 
scheidt und der Warent-Wald zu Ligen gegeben wurden 8 ). 

Um die Mitte des folgenden Jahrhunderts trug Herzog Friedrich 
von Lothringen Schloss Saarbrücken vom Reiche zu Lehen, nach 
seinem 10o5 erfolgten Tode schenkte König Heinrich IV. dasselbe erneut 

',) DD. III, Nr. 316. Völklingen. Quierscheidt und der Warent-Wald werden 
von Witte für Interpolation gehalten (?). Lotlir. Jahrb. Vb, S. 90. 
') Das folgende zumeist nach den Lolhr. Territ., I, S. 181 ff. 
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dem Bistum Melz '). Fast gleichzeitig begegnet uns im .Saargau der 
Stammvater der ersten Linie der Grafen von Saarbrücken, der Graf 
Siegbert im Elsass, der dem lothringischen Her/.ogshause verwandt 
sein dürfte; ihm verlieh 1080 der Kaiser Heinrich IV. das Reichsgut 
Wadgassen (»villam nomine Wadegozingen«). Die Linie dieser Grafen 
starb im Jahre 1235 aus; Streitigkeiten der Erbtöchler bezw. ihrer 
Gatten schlichtete in diesem Jahre der Rischof Jacob von Metz durch 
eine Teilung der gesamten Besitzungen *), somit die weibliche Erb- 
folge anerkennend: von dem Bischof scheint hiernach bei dieser Ge- 
legenheit zum ersten Male neben der Burg auch die ganze Grafschaft 
als Metzer Lehen behandelt worden zu sein. 

Bei dieser Erbteilung kam die Grafschaft Saarbrücken selbst an 
den Gemahl der ältesten Tochter, Herrn Gottfried von Apremont 3 ): 
aus dieser Ehe entstammten aber keine Kinder; die zweite Tochter 
Mathilde, vermählt in erster Ehe mit Herrn Simon von Commercy, in 
zweiter mit Herrn Amadeus von Mümpelgard, wurde infolge dessen die 
Stammmutter des zweiten Grafengeschlechtes. Mathilde erkannte die 
Lehensabhängigkeit der ganzen Grafschaft von Metz für sich und ihre 
Nachkommen, die Grafen von Commercy-Saarbrücken, nicht an; ein 
nach ihrem Tode bestelltes Schiedsgericht scheint auch zu Ungunsten 
des Bistums entschieden zu haben, denn auch spätere Lehensbriefe 
erwähnen als zum Bistum im Lehensverhältnis stehend nur die in der 
Urkunde Ottos III. von !KW aufgeführten Besitzungen. 

Die zweite Linie, Gommercy-Saarbrücken, erlosch 1381 mit dem 
Grafen Johann; die Erbtochter Johanna, vermählt mit dem Grafen 
Johann von Nassau, brachte die Grafschaft dauernd an dieses Haus, 
vermehrt inzwischen durch die Erbkastenvogtei Herbitzheim, gleichfalls 
als Metzer Lehen. Die Abtei Herbitzheim, 4 km nordöstlich von Saar- 
alben gelegen, war von Alters her der Hoheit des Bistums Metz unter- 
stellt gewesen, welches sie unter Vorbehalt der an die Herrschaft 
Saaralben verlehnten Hochvogtei den Grafen von Saarbrücken zu 
Lehen gegeben hatte. Nach mehrfachen Afterverlehnungen hatten die 
Grafen von Nassau-Saarbrücken 1540 den ganzen Besitz wieder an 
sich gebracht und nannten sich seither Erbkastenvögte, Land-, Sehutz- 
und Schirmherrn von Herbitzheim. Ausser Herbitzheim war zur Rc- 

\l Beyer I, N. 357. In den Luthr. Terril. wird diese Schenkung als der 
erste sichere Erwerbstitel des Histums bezeichnet, die Echtheit der Urkunde Ottos III 
von 9»J9 also anscheinend bezweifelt. 

») s. Witte im lothr. Jahrb. Vb, S. 100 ff. 

') s. S. 142. 

11* 
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unions-Zcit auch die Grafschaft Saarwerden im Besitz der Grafen von 
Nassau-Saarbrücken, die ihnen 1527 durch Erbschaft zugefallen war. 

Die Abtei Herbitzheim war zur Zeit bereits als Zugehörigkeit von 
Saaralben reunirt 1 ), für die Grafschaft Saarwerden wurde eine besondere 
Sitzung angesetzt 8 ); im vorliegenden Falle handelte es sieh daher nur 
um die Heunion der eigentlichen Grafschaft Saarbrücken, die abweichend 
von der alten Gaugrafschaft fast ausschliesslich auf dem rechten Saar- 
ufer lag, und eine Grösse von etwa 10 □ Meilen hatte. 

Die Vorladung war, als eine der ersten, schon am 1. März zu- 
gestellt worden ; infolge dessen hatte die Gräfin Eleonore Clara, Wittwe 
des Grafen Adolf und Vormund seines minderjährigen Nachfolgers, sich 
nach längeren Verhandlungen am 25. Juni zur Abstattung der ver- 
langten Huldigung bereit erklärt; die Kammer trat trotzdem in das 
förmliche Reunionsverfahren ein. 

Die Beweise stützten sich in erster Linie auf eine Eintragung, 
nach Regesten-Art, in dem Metzer Lehens -Verzeichnis, laut welcher 
Kaiser Otto I. dem Bistum 951 das Schloss Saarbrücken in gleichem 
Umfange, wie in der Einleitung für 999 angegeben, geschenkt haben 
soll. Nach Anführung des Inhaltes aus dem Register wird dann zwar 
in der Verhandlung gesagt, es sei der Kammer der genannte Akt des 
Jahres 95L vorgelegt worden; (»le dit acte de l'an 951«) es scheint 
aber damit der Teil des Verzeichnisses, und nicht die Urkunde selbst 
gemeint zu sein, da andernfalls, wie sonst stets bei vorhandenen Ur- 
kunden, der Inhalt der letzteren selbst entnommen worden wäre. Auch 
ist die Urkunde schon von den Benediktinern vergebens gesucht und 
bis heute nicht aufgefunden worden 3 ). A ndererseits sagt jedoch Meurisse : 
L'an 951 il (Adalberon) fut en Italie, avee l'empereur Otton I, et etant 
ä Rome cet empereur lui lit don du bourg et du chateau de Saar- 
bruck et de toutes ses appartenances et dependances« * >. Es genügt 
der Hinweis darauf, dass Otto I. 951 weder Kaiser noch in Rom war, 
um die Unglaubwürdigkeit dieser Nachricht offenbar zu machen. Ist 
überdies die Urkunde Ottos III. der Kammer nicht vorgelegt worden, 
so dürfte die Annahme, dass die Nachricht über ein angebliches Diplom 
Ottos I. sich einfach auf das oben angeführte Diplom Ottos III. beziehe, 
die einfachste Lösung der Schwierigkeit sein 5 ). Doch ist es nicht un- 

•) s. S. 133. 

*) s. Einzel-Beunionen. 

J ) Lothr. Jahrbuch III, S. 156. 

*) Meurisse, liistoire des oveques de l'6glise de Metz; Metz 1634, S. 312. 

& ) Nach Mitteilung des Privatdozenten Dr. Bloch in Strassburg. 
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möglich, dass eine Verwechslung mit Saarburg vorliegt, das in einer 
Urkunde Heinrichs I. vom Jahre 931 »Saarbruckum« genannt wird: »Con- 
lirmamus itaque Saarbruckum cum dependentiis et pertinentiis ejusdem 
oppidi et omnibus exilibus suis (vaditibus) sitis tarn in Alsatia, quam 
in Sargovia superiore subtus montes.« Der vorstehende Auszug findet 
sich in einer Handschrift der städtischen Bibliothek zu Metz 1 ) und 
entstammt laut Randbemerkung einer Urkunde des bischöflichen Archivs 
zu Vic; es ist daher die Vermutung ausgesprochen worden, dass die 
Angaben der Schriftsteller über altere Schenkungs-Akte für Saarbrücken 
auf ein Missverstündnis dieser Urkunde bezw. eines Auszuges aus der- 
selben zurückzuführen sein könnten 2 ). 

Als älteste Urkunden lagen der Kammer vor die Schenkung König 
Heinrichs IV. vom Jahre 1065 und eine Bestätigung derselben durch Kaiser 
Friedrich I. vom Jahre 1171. Weiter vorgelegt wurde eine Urkunde des 
Jahres 1237, laut welcher Bischof Jacob von Metz der Gräfin Laurette, 
Tochter des Grafen Simon von Saarbrücken, den Besitz der Grafschaft als 
Lehen des Bistums bestätigt ; die zwei Jahre vorher stattgehabte Erbteilung 
kam dagegen nicht zur Kenntnis der Kammer; zwei andere Urkunden 
aus der zweiten Hälfte desselben Jahrhunderts lassen gleichfalls die 
Lehensherrlichkeit der Metzer Bischöfe erkennen. Aus dem folgenden 
Jahrhundert liegen keine Beweisstücke vor; aus dem 15. jedoch und 
aus dem 16. Jahrhundert wurden je vier, aus dem 17. Jahrhundert 
zwei Lehenserneuerungen von 1609 und 1640 von Seiten der Kläger 
der Kammer vorgelegt; zu letzteren kamen noch fünf Lehenserneuerungen 
aus den Jahren 1(M)3, 1624, 1626, 1628 und 1648, welche die Grälin 
ihrer Eingabe an die Kammer zur Rechtfertigung ihres Lehens-Besitzes 
beigefügt hatte. Ein Schreiben der bischöllichen Kanzlei vom Jahre 
1626 an den Grafen von Nassau-Saarbrücken, in welchem diesem die 
zur Abstattung der beabsichtigten Huldigung geeignete Zeit angegeben 
wird 3 ), bestätigt gleichfalls das Lehensverhältnis der Grafen. Nach 
dem Wortlaute der Urkunden hat aber zweifellos nur ein Teil der 
Grafschaft dem Bistum zu Lehen gestanden ; übereinstimmend werden 
in ihnen als Lehen aufgeführt die schon in dem Schenkungs-Akte 
Kaiser Ottos III. aufgeführten Oertlichkeiten, und zuerst in einer Lehens- 

') Histoire ccclesiastique et civile de la ville el diocese de Metz, par le 
perc Bcnoit-Picard, religieux capucin de Toul, 171H. 

*) Mündliche Mitteilung des Pfarrers Paulus, städtischen Bibliothekars zu 
Metz. Der Versuch einer Lösung dieser Frage liegt ausserhalb des Kähmens der 
vorliegenden Arbeit. 

*) Im Bezirks-Archiv zu Metz vorgefunden. Der Kammer nicht vorgelegt. 
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erneuerung von 1131 das Vogt ei (vouerie) über St. Avold 1 ), also 
nur ein verhältnismässig kleiner Teil der Grafschaft, zu der die viel 
bedeutenderen Orte St. Ingbert, Neunkirchen, Ottweiler u. a. gehörten. 

Das Urteil der Kammer legte der Grülin die Huldigung und Ein- 
reichung des Verzeichnisses für die in den Urkunden genannten Lehen 
und die »villages et lieux en dependances« innerhalb der gewohnten 
Termine von einem Monate bezvv. 40 Tagen auf. Wie die Zugehörig- 
keiten aufzufassen waren, beweist das im Original vorliegende, vom 
0. Januar U>H1 datierte Lehensverzeichnis der Grätin; es umfasst den 
ganzen linksrheinischen Besitz der Grafen von Nassau-Saarbrücken, 
auch die ausdrücklich als Allod bezeichneten Gebietsteile, darunter 
die Städte Saarbrücken und St. Johann, die (bereits reunierte) Herrschaft 
Homburg, die (noch zu reiinierewle) Grafschaft Saarwerden, die schon 
reunierte Abtei Herbitzheim etc., im ganzen ein Gebiet von ca. 15 d- 
Meilen. In dieser ganz ungerechtfertigten Ausdehnung des Lehens muss 
im vorliegenden Falle hauptsächlich die Rechtsverletzung gefunden 
werden ; hinsichtlich der thatsächlich noch zu Lehen stehenden Gebiets- 
teile rächte sich die unklare Fassung des Friedens-Instrumentes von 
1648, wenn auch die Nachsuchung der Lehenserneuerung seit Jahr- 
hunderten nur als eine Förmlichkeit beiderseitig aufgefasst sein mag; auch 
diese Bcunion überstieg allerdings die ursprünglichen französischen For- 
derungen und wäre nicht möglich gewesen, wenn kaiserlicherseits der 
Ausdruck »diocesis« statt »districlus« zugestanden worden wäre, .letzt 
war natürlich der Besitz der Grafen nur mehr ein imaginärer ; schon 
vor Einreichung der Huldigung war die Besatzung, die entgegen den 
Abmachungen des Nymweger Friedens in Saarbrücken und St. Johann 
geblieben war, bedeutend verstärkt worden; auch wurden der Graf- 
schaft Contributionen und Lasten anderer Art auferlegt 8 ). 

Im Jahre H>8"> erfolgte die Einrichtung der französischen Ver- 
waltung, wobei Saarbrücken Sitz des Oberamtes (bailliage) für die 
ganze Grafschaft und eines Amtes (prevöte) wurde. 

23. 

Herrschaften und Grafschaft Saarwerden und Hockenheim 

(Houquenomi. 

Sitzung vom 11. Juli UiHO. 
Saarwerden, auch Altsaarwerden zur Unterscheidung von dem 
1 km entfernten Städtchen Neusaarwerden genannt, ist heute ein Dorf 

*) s. S. 121». 

*l Köllncr, Geschichte der Städte Saarbrücken und St. Johann, 1865, I, S. 318. 
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des unter-elsässischen Kreises Zabern; Bockenheim liegt gegenüber 
Neusaarwerden auf «lern rechten Ufer der Saar und ist mit diesem 
seit 1793 zu der Stadt-Gemeinde Saarunion vereinigt. 

Die Ortschaft (Alt-) Saarwerden *) soll nach alter, nicht verbürgter 
Ueberlieferung 917 von Karl dem Hinfälligen der Kirche in Metz ge- 
schenkt worden sein; die aus dem südlichen Teile des Saargaues 
entwickelte territoriale Grafschaft Saarwerden, zu der stets der Ort 
Bockenheim gehörte, war dagegen allodialer Besitz; das erste sichere 
Zeugnis hierfür scheint die weiter unten zu erwähnende Urkunde von 
1261 zu sein. Die Grafen, die aus dem Hause Metz-Luneville herge- 
leitet werden, scheinen jedoch in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderls 
infolge unglücklicher Fehde mit dem Bischof von Metz die Oberlehens- 
herrlichkeit des Bistums für die Burgen Saarwerden und Bockenheim 
anerkannt zu haben. Diese erste Linie der Grafen von Saarwerden 
.starb 1397 aus; die Grafschaft ging an die Schwester Walburga des 
letzten Grafen und deren Sohn, Grafen Friedrich von Mors, über; der 
Bischof widerstrebte anfänglich zwar dieser Vererbung des Lehens, 
erteilte aber doch 1418 die Investitur. 

Als auch diese Linie 1527 mit dem letzten blödsinnigen Grafen 
ausstarb, sollte die Grafschaft infolge Erbvertrages an die Grafen von 
Nassau-Saarbrücken übergehen. Jelzt aber erklärte Bischof Johann 
von Metz, ein lothringischer Prinz, die Grafschaft, weil zum Teil auf 
dem rechten Ufer der Saar gelegen, nach deutschem Gewohnheitsrechte 
als Mannlehen und demgemüss heimgefallen ; er belehnte damit am 
2ti. September 1527 seinen Bruder, Herzog Anton von Lothringen; der 
hieraus sich entwickelnde Erbfolgestreit war zur Beunionszeit noch 
nicht endgültig entschieden. Zwar wurde durch Beschluss des Beichs- 
tags vom 22. Oktober 1530 die Grafschaft dem Hause Nassau-Saar- 
brücken zugesprochen; beim Ueberganjr an die Linie Nassau-Weilbur« 
1574 trat aber sogar ein dritter Bewerber auf, Graf Emich von Leiningen- 
Hartenburg, trotz früheren Verzichtes seiner Gattin, der Schwester des 
letzten Grafen aus der zweiten Linie. Der Streit ging nunmehr wieder 
an das Heichskammergcricht, welches, die Leiningenschen Ansprüche 
beseitigend, durch Spruch vom 7. Juli 1629 dahin entschied, dass die 
alten Metzer Lehen, nämlich die Burgen Saarwerden, Bockenheim und 
der schon damals vergeblich gesuchte Wiebersweiler-Hof dem Herzog, die 

') Der folgende zumeist nach den Lothr. Tcrr., S. 197 ff. 

') Die Untersuchung der Frage der Berechtigung dazu würde im vorliegenden 
Zusammenhange zu weit führen. 
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tum Lothringen, auf Grund der Belehnung von 1 527, der Rest der 
Grafschaft aber den Grafen von Saarbrücken zufallen solle. Der Herzog 
von Lotbringen erkannte aber den Spruch nicht an, und bemächtigte 
-sieh noch in demselben Monat der ganzeu Grafschaft. Im Westfälischen 
Frieden wurde zwar die Entscheidung von 1629 im allgemeinen be- 
stätigt, aber der zweideutige Zusatz: »salvis utrique competentibus 
juribus«, und sogar noch ein Rechtsvorbehalt zu Gunsten der Leiningen- 
schen Ansprüche zugefügt. Herzog Carl IV. belehnte, diese Bestimmungen 
nicht beachtend, 1567 seinen natürlichen Sohn, Grafen Karl Heinrich 
von Vaudemont mit der ganzen Grafschaft. Zwar erkannte ein Schieds- 
gericht des Reichstages zu Regensburg ( Kur-Mainz und Schweden) am 
14. Juli 1670 zum dritten Male im Sinne der erwähnten Teilung; 
nunmehr aber mischte Frankreich, das in demselben Jahre des ganzen 
Herzogtums sich bemächtigt hatte, sich ein, und besetzte 1671 auch 
Saarwerden und Bockenheim als zum Herzogtum Lothringen gehörig! 

Dieser thatsächliche Zustand der Dinge dauerte zur Reunionszeit 
noch fort, da der Herzog von Lothringen den Frieden zu Nymwegen 
nicht anerkannt hatte. Die Vorladung der Kammer erfolgte Anfangs 
April bei der Ortsbehörde in Saarwerden; infolge dessen meldete der 
genannte Graf Karl Heinrich von Vaudemont am 15. April seine An- 
sprüche auf die Grafschaft an, und erklärte sich bereit, die geforderte 
Huldigung persönlich abzustatten; dasselbe Anerbieten erfolgte durch 
den Vertreter der Grätin Eleonore Clara von Saarbrücken, worauf 
beide Parteien am 26. Juni auf die bevorstehende Kammerverhandlung 
verwiesen wurden. Die Grundlage Tür die Beweisführung der Kläger 
bildete in dieser eine Urkunde vom Juli 1261, laut welcher Heinrich, 
Graf von Saarwerden, sich Tür diese Grafschaft als Lehensmann des 
Bischofs von Metz bekennt. Die Fortdauer dieses Lehensverhältnisses 
wurde durch 6 Urkunden aus dem 15. und 16. Jahrhundert nachge- 
wiesen; in zwei in Abschrift vorgefundenen Verträgen vom Jahre 1484 l ) 
überlässt Graf Nicolaus von Saarwerden dem Grafen Emich von Leiningen 
mit Genehmigung des Bischofs Georg von Metz die Verwaltung und 
erteilt ihm zugleich die Anwartschaft als Erbe für den Fall seines Ab- 
lebens. Dieser Vertrag kam aber nicht zur Durchführung infolge der 
oben erwähnten Heimfallerklärung vom Jahre 1527, ebensowenig aber 
die vom Bischof versuchte Besitzergreifung; nach den beiden Haupt- 

') Der Kammer nicht vorgelegt; der zeitweise Leiningen'sche Besitz kam 
daher nicht zu deren Kenntnis. Wahrscheinlich sind die Urkunden später von 
den Grafen Leiningen beigebracht worden, als die Beunion ihres Gebietes in 
Frage stand; s. Rcunionen ohne Beschlüsse. 
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orten entsendete Commissare wurden durch die Bürger von Saarwerden 
und Bockenheim an Ausführung ihres Auftrages verhindert, wobei dem 
Schwestermann des verstorbenen Landesherrn, dem Grafen von Nassau- 
Saarbrücken der Treueid geleistet wurde; ein darüber an Ort und 
Stelle aufgenommenes (im Original erhaltenes) Protokoll wurde der 
Kammer vorgelegt; ebenso der Investiturbrief des Bischofs vom 27. 
September desselben Jahres für seinen Bruder, den Herzog Anton von 
Lothringen. Der dadurch entstandene Streit um den Besitz kommt 
in den weiter vorgelegten Urkunden zum Ausdruck; zu vier Lehens- 
erneuerungen der Herzöge von Lothringen, deren letzte von 1609 war, 
treten zwei der Grafen von Nassau-Saarbrücken, deren letzte gleichfalls 
von 1609, ohne dass ersichtlich, ob und in welcher Weise die Bischöfe 
Entscheidung zwischen den beiden Parteien getroffen haben. 

Die Reunionskammer traf ebensowenig Entscheidung zwischen den 
streitenden Parteien, sprach vielmehr in den gewohnten Formen das Ge- 
biet dem Bistum zu, und legte dem angeblichen Herren (pretendu 
seigneur) von Saarwerden, Bockenheim, Hof von Wisbersweiler und 
Zugehörigkeiten die Pflicht der Huldigung in der üblichen Zeit auf. Diese 
wurde zunächst auf Grund der öfter erwähnten Teilung von beiden Seiten 
erstattet und entgegengenommen. Am 9. Januar 1681 erschien Gräfin 
Eleonore Clara mit dem minderjährigen Grafen Friedrich Ludwig persön- 
lich in Metz, und leistete die verlangte Huldigung mit Vorlage des 
Lehens Verzeichnisses, sie wurde darauf durch besondere Ceremonie im 
Januar des folgenden Jahres wieder in ihre Rechte eingesetzt: Tür die 
Metzer Lehen wurde am 16. Januar vom Grafen Karl Heinrich Huldigung 
erstattet, und am 23. September 1681 Lehensverzeichnis vorgelegt. 
Der Ausgleich des Streites wurde nunmehr dem Parlamente zu Metz 
übertragen, dessen Competenz nach erfolgter Reunion die Grafschaft 
unterstand: durch Erkenntnis vom Jahre 1683 sprach dieses den Be- 
sitz in seinem ganzen Umfange dem Hause von Nassau-Saarbrücken 
zu, natürlich unter Aufrechthaltung der französischen Landeshoheit. 
Die Gräfin legte nunmehr am 1. Mai 1683 Lehensverzeichnis für die 
ganze Grafschaft im Umfange von etwa 5 □ Meilen vor. Durch den 
Frieden von Ryswick wurde jedoch der Unterschied zwischen früherem 
Lehen und stetem Allod wiederhergestellt, indem die Orte Saarwerden, 
Bockenheim und Wisbersweiler dem Herzoge von Lothringen, die 
ganze übrige Grafschaft aber dem Grafen von Nassau-Saarbrücken 
zuerkannt wurde. Thatsächlich aber waren die Grafen, wie hier nach- 
weisbar, ihrer Landeshoheit entsetzt ; sie behielten bloss ihre Domanial- 
güter und gewisse geringe Gefälle und Rechte. Nicht lange nachher 
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wurden ihnen auch diese aberkannt, weil einer der Grafen in holländische 
Dienste getreten war 1 ). 

24. 

Gebiet und Herrsch alt Alt heim. 
Sitzung vom 11. Juli KMJ. 

Altheim oder Althcim zur Traube-) oder zur Tauben 3 ) ist das 
heutige Dorf Abenheim des Kreises Zabern, ö km südöstlich der Kreis- 
stadt liegend. Im 14. Jahrhundert, auf welches die Ansprüche gegründet 
wurden, war die Ortschaft, im Besitze der Herren von Geroldseck, die 
aber dafür dem Bistum Metz zu Lehen standen'). Später kam die 
Herrschaft in den Besitz der Bischöfe von Strassburg. von welchen sie 
das Kloster Maursmünster durch Kauf erwarb, soweit erkennbar unter 
Aufrechthaltung der Lehensherrlichkeil von .Metz. Zur Beunionszeit 
war Althcim in reichsritterschaftlichem Besitze, gleichfalls ohne vorherige 
Ablösung des Lebensverhältnisses zu Maursmünster und Metz. Die 
Vorladung wurde bei der Ortsbehörde zu Althcim abgegeben. Die Be- 
weisführung gründete sich auf eine einzige, an sich ziemlich bedeutungs- 
lose Crkunde, einen Brief des Herrn Burchard von Geroldseck vom 
Jahre BV20 an den Bischof Heinrich von Metz, in welchem der Brief- 
schreiber um die Genehmigung bittet, der Gattin seines Sohnes ein 
Wittwen-Legat von '>'*) Mark auf Althcim und andere Orte, die dem 
Bistum zu Lehen ständen, anweisen zu dürfen. 

Auf Grund dieser einen Crkunde sprach die Kammer die Heimion 
in gewohnter Weise aus. Huldigungs-Akte liegen nicht vor, ein zu- 
verlässiger Anhalt für die Grösse des Gebietes ist daher nicht gegeben. 
Die Beiiuion ist deshalb von besonderem Belang, weil zum ersten 
Male damit der Begriff des districtus auch auf das Klsass und die 
Diözese des Bischofs von Strassburg ausgedehnt wurde, während im 
übrigen die Klsässer- Beunionen anderen Massnahmen vorbehalten 
blieben. Anscheinend aus diesem Grunde verwechselt Galmet 6 j das 
reunirte Gebiet mit dem 10 km südwestlich von Zweibrücken gelegenen 
Allheim, wenn auch nicht ausgeschlossen werden soll, dass auch die 

') Maliiis, Die Leiden der Kvauyetischen in der (iiafVIiall Saarwerden 1K88, 

S 197. 

'j Clauss. Hist'Miscti-ton.^rai'lHsrlics Würlerluuli des Klsass. 189.j, S. IC. 

3 ) Die Alten Territorien des Klsass. 1K9Ü, S. 10:$ IT. 

4 ) Meurisse, S. 497. 

s ) ('.atmet, Notice, 1, S. b. 
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Heunionskatnnier an letzlerem Ort die Vorladung lud abgeben und 
die Heunion hat vollziehen lassen. Die einzige vorgelegte Urkunde be- 
zieht sieh jedoch zweifellos auf Altheim bei Zabern. 

25. 

Stadt, (Jebiel und Herrschaft Ottweiler. 
Sitzung vom 11. Juli ll.HU. 

Nach Auffassung der Kammer war das zu reunierende Gebiet 
der östliche Teil der Grafschaft Saarbrücken, in dessen Mitte die 
gleichnamige heutige Kreisstadt des Regierungsbezirkes Trier gelegen 
ist. Die Vorladung wurde infolge dessen dem Grafen von Nassau- 
Saarbrücken zugestellt. Die Beweisführung stützte sich aber aus- 
schliesslich auf dieselbe I rkunde von 1320, welche die Rt union von 
Altheim am gleichen Sitzungslag veranlasst hatte, und in welcher 
unter den die Einkünfte des Legates liefernden Ortschaften auch 
Ottweiler aufgerührt war. Es ist entweder damit ein 4 km östlich 
von Geroldseck gelegenes Dorf Oltersweiler, oder ein 3 km östlich 
Drillingen gelegenes Dorf, heute Oltweiler genannt, gemeint. Kür 
erstere Annahme spricht die nahe Lage bei Geroldseck und Altheim, 
gegen dieselbe aber der Umstand, dass in der im Original heute noch 
vorliegenden Urkunde der Ort ganz zweifellos als Ottwiller geschrieben 
steht; auch war Ottersweiler ein Lehen der Bischöfe von Strasburg. 
Gegen die zweite Annahme aber mnss neben der entfernten Lage auch 
die stete Zugehörigkeit des Ortes zur Grafschaft Saarwerden angeführt 
werden. Trotz des abweichenden Namens dürfte daher die Vermutung 
mehr begründet sein, dass es sich um das bei Geroldseck gelegene 
Dorf gehandelt habe, das zur Reunionszeit reichsritterschaftlieh war 1 ). 
Ganz abzulehnen ist jedenfalls die Annahme der Kammer, dass die 
Stadt der Grafschaft Saarbrücken in der Urkunde gemeint sei, da diese 
Allod der Grafen war und niemals in Beziehung zu Metz gestanden 
hatte; Graf Friedrich Ludwig von Saarbrücken erwiderte daher auf die 
ihm zugestellte Vorladung, dass er in seinen Papieren nichts darüber 
finden könne, dass Ottweiler jemals Lehen des Bistums Metz gewesen sei. 

Der Kammerbeschluss richtete sich gegen den > vermeintlichen 
Herrn« von Ottweiler (Ot viller). Das Gebiet wurde dadurch zum zweiten 
Male reunirt, da dasselbe schon vorher in der Heunion der ganzen 
Grafschaft Saarbrücken einbegriffen war. 

') Eis. Territ., S. 97. 
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2«. 

Gebiet und Herrschaft Buchsweiler (Boussevillers). 

Sitzung vom lft. Juli 1680. 

Huchsweiler ist heute eine Stadt des Kreises Zubern, 7 km nord- 
östlich der Kreishauptstadt gelegen. Die französischen Ansprüche gingen 
von den Verhältnissen des 14 Jahrhunderts aus 1 ), in welchem der Ort 
Sitz eines Amtes des Bistums Metz war, dessen Vogtei bis zum Anfange 
des Jahrhunderts die Herren von Hüneburg zu Lehen hatten. Von ihnen 
ging sie an die Herren von Lichtenberg über, deren gleichnamiger Stamm- 
silz noch 1870 Festung war und gewaltsam genommen werden musste. 
Die Herren von Lichtenberg waren zugleich Vögte der Abtei Neuweiler 
und legten durch diese Aemter die Grundlage zu ihrem Territorialbesitz 
im Klsass, den sie, vorwiegend durch Kauf, fortgesetzt vermehrten. 
Schon 1314 bekannte Bischof Reinhold von Metz, den Herren Johannes I. 
und Hermann II. von Lichtenberg für ihre Verluste, die sie in seinem 
Heere bei Frouard erlitten hätten, 200 Mark Silbers zu schulden, wofür 
er ihnen zur Sicherheit sämtliche dortigen Besitzungen des Hochstifts 
verschrieb *). 

Das Geschlecht starb in männlicher Linie 1480 mit Jacob von 
Lichtenberg aus ; trotz der Lage rechts der Saar und der dadurch be- 
dingten männlichen Vererbung ging der Besitz infolge Privilegs Rudolfs 
von Habsburg vom Jahre 1 289 an die Töchter über 3 j ; die Hälfte er- 
hielt ^Philipp Graf von Hanau, aus einer Seitenlinie dieses Geschlechtes, 
das sich von da ab Hanau-Lichtenberg nannte, während die regierende 
Linie in der Wetlerau den Namen Hanau-Münzenberg führte; die 
andere Hälfte kam an die Grafen von Zweibrüeken-Bitsch, deren Besitz 
wenige Jahre später, 1485, infolge Erlöschens des Ochsensteinschen 
Geschlechtes um deren Herrschaft vermehrt wurde. Ein Viertel der 
letzteren hatte dem Kloster Maursmünster gehört, kam aber jetzt an 
die Grafen Zweibrücken-Bitsch, die nunmehr ihrem Namen die Be- 
zeichnung Ochsenstein zufügten. Durch Heirat der Tochter des letzten 
dieser Grafen mit dem regierenden Grafen von Hanau-Lichtenberg 1570 

') Das folgende nach den Eis. TerriL, S. 136, und Histclhuber, l'Alsace 
ancienne et moderne, 1865. 

s j Lehmann, urkundliche Geschichte der Grafschaft Hanau-Lichtenberg 1862, 
I, S. 40. 

3 ;i Spacli, le comte de Hanau-Lichtenberg, in Hullelin de la soc. pour la 
cons. des mon. bist. d Alsace 1860, III, S. 17. 
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wurde der ganze beiderseitige Besitz mit Ausnahme der Herrschaft 
Überbronn, welche 1551 an die Grafen Leiningen- Westerburg gefallen 
war, in einer Hand wieder vereinigt ') ; unter den Grafen Friederich 
Casimir trat dazu auch nach Aussterben der Linie Hanau-Münzenberg 
1642 die Grafschaft in der Wetterau*). Zur Reunionszeit bildete daher 
das beanspruchte Gebiet einen Teil der einheitlichen Grafschaft Hanau- 
Lichtenberg, deren Haupt- und Residenzstadt die Stadt Buchsweiler 
war. Abgesehen von den Besitzungen in der Wetterau, lag die Graf- 
schaft in sehr starker Zersplitterung mit dem Hauptteile und nicht 
weniger als 15 Enklaven im Unter-Klsass, mit je einem kleinen Ge- 
bietsteil im heutigen Grossherzogtum Baden und in der bayrischen 
Pfalz. Der Nachfolger des verstorbenen Grafen Johann Reinhard war 
damals minderjährig; die Vormundschaft führte Graf Christian von 
Pfalz-Birkenfeld, französischer Feldmarschall, der zum 1. März unter 
den üblichen Forderungen vorgeladen, am 19. Juni also anscheinend 
nach längeren Verhandlungen sich bereit erklärt hatte, die ver- 
langte Huldigung zu erstatten, und zwar sowohl für die ehemaligen 
Metzer Aemter Buchsweiler und Ingweiler als auch für die Herrschaften 
Üchsenstein, Geroldseck und alle zugehörigen Oertlichkeiten. Auch 
legte er eine grössere Anzahl von Urkunden vor, welche zum Teile 
Duplicate der Seitens der Kläger beigebrachten, alle aber den fran- 
zösischen Ansprüchen günstig waren. Die Kammer- Verhandlung hatte 
daher nur mehr den Charakter eines Aktes freiwilliger Gerichtsbarkeit, 
ging aber ganz in den gewohnten Formen unter Vorlage aller aufge- 
fundenen Urkunden vor sich. Die älteste von 1345, nur vom Pfalz- 
grafen vorgelegt, betraf eigentümlicherweise ausschliesslich das ehe- 
malige Lehensverhältnis der Herrschaft Üchsenstein zum Bistum Metz, 
wiewohl diese in einer besonderen Verhandlung am gleichen Tage und 
sogar auf Vortrag desselben Referenten (Cogney) reunirt wurde. Aus 
den folgenden Jahrhunderten wurden nicht weniger als 28 Urkunden, 
die älteste vom Jahre 1435, die jüngsten von 1658 und 1661 vor- 
gelegt, welche sämtlich die Lehensherrlichkeit des Bistums über die 
Herrschaften Buchsweiler, Ingweiler und Üchsenstein bezeugen, so dass 
das zur Reunionszeit noch fortbestehende Lehens -Verhältnis dieser 
Gebiete zum Bistum Metz ausser Frage steht. Der Spruch der Kammer 
erfolgte in gewohnter Form, umfasste aber ausnahmsweise nicht den 



«) Hinsichtlich des Verlustes des grösseren Teiles der Grafschaft Bilsch, 
s. Reunion dieser. 

*) Bulletin, S. 24. 
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ganzen Besitz der Grafen von Hanau-Lichtenberg im Wege der Zu- 
gehörigkeiten, sondern nur die Städte Buchsweiler, Ingweiler und neun 
zugehörige Dörfer, wie die älteste der bezüglichen Urkunden sie, wenn 
auch zum Teil mit anderer Schreibweise, aufrührt; von den neun 
Dörfern sind sieben mit Sicherheit festzustellen, sechs im damaligen 
Amte Buchsweiler, eins im Amte Brumath gelegen ; die beiden übrigen, 
das eine Quitschweiler, das andere in der Verhandlung Voltheim, in 
der Urkunde Wolmsheitn genannt , waren anscheinend schon zur 
Beunionszeit verschwunden. Die Herrschaft Ochsenstein blieb also von 
dieser Beunion ausgenommen, die Vorlage der Urkunde von 1373 war 
daher völlig zwecklos. Im übrigen dürfte die Beschränkung der 
Beunion in diesem Kalle nicht auf die geographische und territoriale 
Unkenntnis der Kammer-Mitglieder zurückzuführen sein, da anzunehmen 
ist, duss sie von dem die Beunion begünstigenden französischen Marschall 
über die Besitzungen der Grafen Hanau-Lichtenberg genaue Aufklärung 
erhalten hatten ; der Grund wird vielmehr in der gleichzeitigen Tagung 
der Kammer (eonseil souverain) von Breisach zu suchen sein, der 
die eigentlichen elsässischen Beunionen vorbehalten blieben; diese 
reunierte denn auch wenige Wochen später am 9. August 1680 die 
ganze Herrschaft Hanau-Lichtenberg und damit die Herrschaften Buchs- 
weiler und Ingweiler zum zweiten Male. 

Die Huldigung erstattete Pfalzgraf Christian im Namen der zwei 
minderjährigen Söhne des Grafen Johann Beinhard im April 1681; 
das vom 29. Mai luH.'J datirte Lehensverzeichnis führt zunächst die 
von der Kammer namentlich genannten Orte auf, wobei Voltheim mit 
dem bei Strassburg belegenen allodialen Orte Wolfisheim verwechselt 
wird, während Quitschweiler, vom Pfalzgrafen Guichweiler genannt, 
nach seiner Angabe bereits vor einem Jahrhunderl völlig zerstört worden 
war. Demnächst enthält das Verzeichnis aber auch die aus der Ochsen- 
steinscheu Krbschaft herrührenden Besitzungen, und führt schliesslich 
die gesamten übrigen Teile der Grafschaft nebst allen Gerechtsamen 
der Grafen auf, wenngleich unter ausdrücklicher Hervorhebung des 
bisherigen Verhältnisses diese Teilgebiete als reichsuntnittelbarer, oder 
als Lehen von Mainz, Strassburg u. a., jedenfalls mit Bücksicht auf 
den Spruch der Beunionskammer von Breisach. Die alten Lehens- 
Gebiete des Bistums Metz waren hiermit zweimal reuniert ; innerhalb 
der von der Metzer Kammer festgehaltenen Grenzen kann deren Spruch 
wohl als einer der besser begründeten bezeichnet werden, da die 
Lehensherrlichkeit, auch abgesehen von dem Drucke des zweiten Beunions- 
Unternehmens, bis über die Mitte des laufenden Jahrhunderts hinaus 
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anerkannt worden war. Die Auslegung des Wortes »districtus« hatte 
allerdings auch hier nicht die Frenze der diöeesis berücksichtigt. 

27. 

fiebiete und Herrschaften Mark (la Marqne), Maursmünster 

und Ochsenstein. 

Sitzung vom 15. Juli lliSO. 

Nach vorstehender Febersehrifl teilte die Kammer das zu reunie- 
rende Gebiet in drei Teile, olTcnbar infolge eines seltsamen, die Unkenntnis 
der Gebiete verratenden Versehens, da es sieh um die früher >Marea 
Aquilejensis« genannte »marche de Marmoutier«, die Mark des Klosters 
handelte, welches in der heuligen gleichnamigen .Stadt des Kreises 
Zubern gelegen ist. Ochsenslein ist heute Huine, in der Nähe des 
Dorfes Beinhardsmünster gelegen, und gleichfalls zum Kreise Zabern 
gehörig. Die Abtei Maursmünster, die älteste des ganzen Elsass ] ), 
wurde 500 durch einen Jünger Columbans gegründet und erhielt schon 
vom Merowingerkönig C.hildebcrt II. eine beträchtliche Schenkung an 
damals öde liegendem Lande, die sein Nachfolger Theoderich IV. be- 
stätigte. Unter der Regierung Ludwig des Frommen durch Feuer 
völlig zerstört, wurde das Kloster von dem Druder des Kaisers Drogo, 
Bischof von Metz, wiederhergestellt, zugleich aber auch der Oberhoheit 
des Distums unterstellt. Die Hischöfe übertrugen die Vogtei den Herren 
von Geroldseck, welche die ihnen damit verliehene Machtbefugnis be- 
nutzten, um nach und nach die ganze herrschaftliche Mark mit den 
Kloster-Hintersassen in ihren Desitz zu bringen. Nach mehrfachen 
Teilungen und wiederholtem Besilzwechsel, welcher für die vorliegende 
Frage nur insofern Bedeutung hat, als keine Aufgabe der Oberlehens- 
herrlichkeit von Metz dabei zu erkennen ist, hatte zur Heunionszeit 
der Bischof von Sirassburg Wilhelm Egon von Fürstenberg die Vereinigung 
des ganzen ehemaligen Kloslergebietes in seiner Hand wieder herbei- 
geführt. Die Herrschaft Oehscnslein '-') war von Allers her zur Abtei 
gehörig; die seit dem \2. Jahrhunderl nachweisbaren Heiren von 
Ochsenstein werden in dieser Zeil als die Vögle der Abtei bezeichnet ; 
bald zu territorialer Selbständigkeit gelangend, vergrösserten sie in 
der Folge ihren Besitz durch weitere Belehnungen; im Jahre i:tt)Ü 
erwarben sie auch ein Viertel der Klostermark von Maursmünster. 

\ Hert/og in den HeiträRen zur Landes- und Volkes-Kunde von Flsass- 
Lolhringon. II. 9 r !>. 10. 

') Das Folgende nach den Eis. Terr., S. 143 ff., und Histelhuber. 
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Nach Aussterben des Geschlechtes 1485 war der Besitz an die Grafen 
von Zweibrücken-Bitseh und nach deren Aussterben 1570 an die Grafen 
Hanau-Lichtenberg gekommen. Diese waren zur Reunionszeit im Besitze 
der Herrschaft, mit Ausnahme des erwähnten Viertels der Mark von 
Maursmünster, das 1631 von dem regierenden Grafen an den Herzog 
von Lothringen, und von diesem 1664 an den Bischof von Strassburg 
verkauft worden war. Die angeblichen Herren der zu reunierenden 
Gebiete waren daher der Bischof von Strassburg und der Graf von 
Hanau -Lichtenberg, dieser als minderjährig unter der Vormundschaft 
das Grafen Christian von Plalz-Birkenfeld stehend. Der Ort der Zu- 
stellung der Vorladung ist in der Verhandlung nicht angegeben; nach 
Analogie der übrigen dürfte sie aber bei der ürtsbehörde zu Reinhards- 
münster und in dem Kloster Maursmünster erfolgt sein. Auf diese 
Vorladung erklärte Bischof Franz Egon von Fürstenberg am 26. Juni 
sich bereit, dem Verlangen nachzukommen, wenn der Bischof von Metz 
ihm die Lehens-Urkunde, auf welche der Anspruch sich stützte, vor- 
gelegt haben werde ; schon am 3. Juli erfüllte er die Zusage durch seinen 
Regierungsrat Laurbruch zu Zabern (conseiller de la regence de Saverne), 
der in seinem Namen die verlangte Huldigung zu erstatten hatte, nicht 
nur für Maursmünster und alle Zugehörigkeiten, sondern auch für die 
Herrschaft Ochsenstein, welche ihm vom Grafen von Hanau mit Ge- 
nehmigung des derzeitigen Bischofs von Metz, Wilhelm Egon von 
Fürstenberg, verpfändet worden sei. 

Infolge dieser vollen Bereitwilligkeit des Bischofs fand eine eigentliche 
Verhandlung mit Vorlage von Urkunden nicht statt, vielmehr wurde einfach 
dem Bischof die nochmalige Erstattung der Huldigung und Vorlage des 
Lehensverzeichnisses innerhalb der gewohnten Fristen aufgegeben und 
die französische Landeshoheit über Maursmünster, auch hier in zwei 
Gebiete getrennt, und Ochsenstein nebst allen Zugehörigkeiten ausge- 
sprochen. Zweifellos war dem Bischöfe von Strassburg Kenntnis von 
den bei der Reunion von Buchsweiler verwendeten Urkunden gegeben 
worden, welche die frühere Lchensherrlichkeit des Metzer Bischofs auch 
über die Herrschaft Ochsenstein ausser Frage stellten. Der bei vor- 
stehendem Beschlüsse ausschliesslich angeführte Grund, dass Ochsenstein 
dem Bischof von Strassburg mit Genehmigung des Bischofs von Metz 
verpfändet worden sei, kann sich nur auf den Erwerb des zu Ochsen- 
stein gehörigen Viertels von Maursmünster im Jahre 1664, kurz nach 
der Wahl des Bischofs Wilhelm Egon, beziehen, und war daher in 
doppelter Hinsicht hinfällig ; einerseits wurde, wie wiederholt geschehen, 
ein Teil des Besitzes, der noch dazu zur alten Herrschaft Ochsenstein 
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nicht gehörte, für den ganzen gesetzt, andererseits war eine Ver- 
pfändung (>eontrat d'engagement«) seitens des Grafen Hanau kein Grund, 
demselben die Landeshoheit zu entziehen. Ks dürfte aus diesem Allem 
hervorgehen, dass der Bischof Wilhelm Kgoti, der bei der Wegnahme 
Strassburgs im folgenden Jahre eine so zweideutige Rolle spielen sollte, 
bereits damals im Einverständnis mit Frankreich war und als Lohn 
dafür die ganze Herrschaft Ochsenstein als Pfründe zu Maursmünster 
hinzu erhalten sollte ; andernfalls ist in keiner Weise zu erklären, warum 
Üchsenstein nicht auf Grund der Urkunden für Buchsweiler mit reuniert 
worden ist, da diese nach den Kammer-Grundsätzen die volle Be- 
rechtigung dazu boten, während der Vertrag von 1(564 auch nicht 
einmal den Schein eines Anspruches bot. Eine Lehenshuldigung des 
Bischofs Wilhelm Egon ist nicht vorgefunden; die Grösse des Gebietes 
ist aber für Maursmünsler genau, für die alte Herrschaft Ochsenstein 
annähernd festzustellen und beträgt zusammen etwa l'/aO Meilen. 

28. 

Schloss und Herrschaft Trognon. 
Sitzung vom 15. Juli 1680. 

Das zu reunierende Gebiet wird durch das heutige Dorf Heudiconrt 1 ) 
bezeichnet, welches im Departement Meuse 12 km nordöstlich von 
St. Mihiel gelegen ist. Im 13. Jahrhundert, bis auf welches die fran- 
zösischen Ansprüche zurückgingen, meist Troignon oder Trongnon 
genannt, hat die Ortschaft den Namen Heudicourl im Jahre 1737 er- 
halten, unter gleichzeitiger Erhebung der Herrschaft zum Marquisat. 
Trognon war von Alters her im Besitz der Grafen von Bar, stand 
aber dem Bistum Verdun zu Lehen 2 ); dieses Verhältnis ist durch 
die zum Teil bei der Verhandlung vorgelegten Huldigungs-Akle vom 
13. bis zum 16. Jahrhundert nachweisbar. Die Lehensherrlichkeil wurde 
abgelöst durch einen Tausch -Vertrag vom 10. September 1564, laut 
welchem Bischof Nikolaus von Vordun die Herrschaft Trognon vorbe- 
haltlos abtrat. 

Die Vorladung erfolgte auf Veranlassung des Domkapitels zu 
Verdun bei der Ortsbehörde in Trognon; Urkunden allgemeiner Art 
wurden nicht vorgelegt ; die Beweisführung stützte sich auf drei Ur- 
kunden ; in der einen vom August 1 240 datierten bekannte Graf Theobald 
von Bar sich als Lehensmann des Bischofs Baoul von Verdun für das 

i) Ltenard, S. 110. 

*) Calmet, Nolice, II, S. 678. 

12 
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Schloss Trognon; die zweite ist eine Lehenserneuerung des Herzogs 
Robert von Bar beim Bischof Theobald für den gleichen Besitz vom 
Juli 1399; laut vorgelegter Urkunde vom 18. März 1403 endlich tritt 
Herzog Robert seine Verduner Lehen, darunter Trognon, seinem Sohne 
Eduard ab und bittet den Bischof um Genehmigung. Diese die Lehens- 
herrlichkeit vor nahezu drei Jahrhunderlen nachweisenden Zeugnis.se 
genügten der Kammer, um die Reunion in gewohnter Weise auszu- 
sprechen. Hin Huldigungs-Akt liegt nicht vor ; einen Anhalt für den 
Umfang des Gebietes dürfte daher nur der Bann des Dorfes Heudicourt 
geben; weitere Ortschaften sind wenigstens im Urteile nicht aufgeführt. 

29. 

Herrschaft Sierck und Stadt Fort, genannt St. Nicolas. 
Sitzung vom August US80. 

Sierck ist heute eine Stadt des Kreises Riedenhofen; das die 
Stadt nur wenig überhöhende, sehr ausgedehnte Schloss wurde bis 
zum Jahre 1800 französischerseits als Festung behandelt. Dasselbe 1 ) 
war Sitz eines alten, bis in den Anfang des 12. Jahrhunderts zurüek- 
zuverfolgenden Adelsgeschlechtes ; im Jahre 1442 wurde Arnold VII. 
von Kaiser Friedrich III. zum Reichsgrafen erhoben, hinterliess aber 
nur Töchter; mit seinem Bruder, dem Trierer Domherrn Philipp von 
Sierck, starb daher das Geschlecht 1492 aus. Das Verhältnis desselben 
zu Schloss und Herrschaft Sierck ist bisher nicht klargestellt, da letztere 
vom 12. Jahrhundert an zweifellos im herzoglich lothringischen Besitze 
waren ; entweder waren die Herren von Sierck Schlossvögte gewesen 
oder führten ihren Namen nur als Glieder einer alten Familie innerhalb 
der Stadt. Im Jahre 1171 schenkte Herzog Mathias I. von Lothringen, 
Vater des Rischofs Dietrich von Metz, die Herrschaft diesem Bistum; 
schon 1247 aber linden wir sie wieder als Metzer Lehen im Besitze 
der herzoglichen Familie, die zeilweise im Schlosse Residenz nahm, 
wie die urkundlich beglaubigte Anlage einer Hofkapelle am Fusse des 
Schlosses durch Mathias 11. beweist*). Ris zum Jahre 1661 war die 
Stadt Sierck Sitz eines herzoglichen Unteramtes, durch den Verlrag von 
Vincennes 1061 wurde sie jedoch mit HO Dörfern nach Wahl des franzö- 
sischen Königs vom Herzog an Frankreich abgetreten 3 ). Die Kammerver- 

') Das Folgende nach: Florange, llistoire des seigneurs et comtos de 
Sierck; 1895. 

») Mein, de la soc. d'arch. et d'hist. de la Moselle; 1887. XVII, S. 224. 
3 ) s. S. 6ti. 
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handlung halte daher hier wie in vielen anderen Füllen nur den Zweck 
der Sicherung oder Sanclionierung des Erwerbes. Anders lagen da- 
gegen die Verhältnisse hinsichtlich der Stadt Port, dem heutigen 
St. Nicolas l ) des Departements Meurthe-et-Moselle. 10 km südlich von 
Nancy gelegen, und im 13. Jahrhundert, auf welches die Ansprüche 
wieder zurückgingen, St. Nicolas de Port genannt. Der Name Port 3 ) 
soll dem Ilmstande entstammen, dass die Meurthe hier anfängt schiffbar 
zu werden; den Zusatz erhielt der Ort. weil 1087 eine Reliquie des 
h. Nicolaus dahin gebracht und eine Kapelle dort erbaut worden war. 
Eine daselbst errichtete Abtei war Filiale von Gorze, stand aber wie 
die ganze Niederlassung unter der Landeshoheit Lothringens, die vielleicht 
aus der Vogtei entstanden sein mag. Jedenfalls finden wir schon im 
13. Jahrhundert Abtei und Klecken landesherrlich ohne Beschränkung 
zu Lothringen gehörig, so dass die Beziehungen zu Gorze und demgemäss 
auch zum Bistum Metz von privatrechtlicher Natur gewesen sein 
müssen. Als König Karl VII. von Frankreich 1445 der Kirche und 
Ortschaft Port St. Nicolas einen Schutzbrief ausstellte, begründete er 
zwar diese Massnahme damit, dass die Abtei Gorze königlicher Gründung 
und von Frankreich lehensabhängig sei, erwähnte aber dabei keinerlei 
Beziehungen zum Bistum Metz. 

Zur Reunionszeit gehörte daher Port St. Nicolas abweichend von 
Sierck unbestritten zum Herzogtum Lothringen ; die Zusammenfassung 
beider war Folge des Vorkommens in der gleichen Urkunde. 

Die Vorladung erfolgte auf Veranlassung des Bischofs von Metz 
bei der Ortsbehörde in Sierck und St. Nicolas. Verhandlungen infolge 
derselben fanden nicht statt, ebensowenig war der Beklagte beim 
Termine vertreten. Die Beweisführung beschränkte sich auf die Vor- 
lage zweier Urkunden von 1247 und von 1347. Laut erslerer ver- 
pflichtete Herzog Mathias von Lothringen sich gegenüber dem Bischof 
von Metz, dem Papste gegen den »ehemaligen« Kaiser Friedrich II. 
(contra Friedericum quondam 3 ) imperatorem) Hülfe zu leisten, bei 
Strafe von 4000 Mark und dem Verluste des bischöflich Metzer Lehens 
Sierck und der Stadt Port im Lebertretungsfalle. In der Urkunde 
wird danach ausdrücklich nur Sierck, nicht auch Port als Lehen be- 
zeichnet; »eidem domino episcopo totum feudum nostrum caslri nostri 
de Sierckes cum appenditiis, quod ab ipso tenemus, et villam nostram 
de Portu pro poena eadem obligantes«. Der Wortlaut lüssl nur die eine 

') Lepage, S. 135. 

*) Calmct, Notice, II, S. 154. 

J ) Weil damals vom Papste abgesetzt. 

12« 
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Auslegung zu, dass der Herzog dem Bischöfe .sein Lehen Sierck nebst 
Zugehörigkeiten, und ausserdem sein Allod Port St. Nicolas verpfändet. 
In der Kummer-Verhandlung wurde aber, ahnlich wie in andern Fällen 
nac hgewiesen, der Urkunde nachgeholfen, und das Lebensverhältnis auch 
auf die Stadt Port ausgedehnt; es heisst hier wörtlich: »ä la perte du 
chateau et dependances de Sierck et de la ville de Port, qu'il avoue 
tenir en fief du dil evdque de Metz«. 

Die jüngere Urkunde besteht in einer Lehens -Erneuerung der 
Herzogin -Witwe Marie von Lothringen vom 13. Juli 1347 für alle Be- 
sitzungen die sie vom Bisehof von Metz zu Lehen halte, ohne namentliche 
Aufführung derselben ; die Urkunde beweist danach für die Ansprüche 
auf Sierck und St. Nicolas gar nichts. 

Nicht vorgelegt wurde der Kammer eine Urkunde vom Jahre 1523 2 ), 
in welcher ein Herr Philipp de Sierck, wahrscheinlich ein Sohn des 
unehelichen Sohnes Arnold des obengenannten Domherrn, der einen 
Teil der Privatgüter geerbt und sich ebenso wie seine Söhne wieder 
Herr von Sierck nannte, vom Herzog von Lothringen G00 Goldgulden 
geliehen erhalten zu haben bescheinigt und in welcher er den Herzog 
wiederholt seinen gnädigsten Herrn nennt. 

Die Vereinigung mit dem Bistum und Frankreich erfolgte in ge- 
wohnter Weise, Huldigungs-Akte liegen nicht vor; für die Bestimmung 
der Grösse muss wohl der durch den Frieden von Vincennes abgetretene 
Bezirk von 30 Dörfern nach Wahl des Königs zu Grunde gelegt werden, 
nicht die schwer feststellbare »Herrschaft« Sierck; unter dieser Voraus- 
setzung würde der Umfang beider Gebiete etwa 3 □ Meilen betragen. 

Selbst bei Festhaltung des Reunions-Principes, dass etwaige Ge- 
bietsveränderungen innerhalb vier Jahrhunderten, die durch Urkunden 
nicht belegt worden sind, keine Berücksichtigung verdienen, muss die 
Aneignung der Stadt St. Nicolas als ein gänzlich unbegründeter Akt 
bezeichnet werden. 

30. 

Schloss, Gebiet und Herrschaft Kriechingen (Crehange). 

Sitzung vom 16. September 1680. 

Der Mittelpunkt des zu reunirenden Gebietes ist festzustellen durch 
das heutige Dorf Kriechingen des Kreises Bolchen in Deutsch-Lothringen. 
Die Ansprüche des Bischofs von Metz auf dieses Gebiet gingen bis 
zum lö. Jahrhundert zurück, waren aber zumeist auf Urkunden des 

') Original im Bezirks-Archive zu Metz. 



Digitized by Google 



181 - 



16. und 17. Jahrhunderts gegründet. Sehloss und Dorf Kriechingen '), 
im alten Niedgau gelegen, waren ursprünglich ein Teil der Herrschaft 
Falkenberg, die um die Mitte des 12. Jahrhunderts im Besitze der sich 
später nach der Herrschaft Finstingen benennenden Herren von Malberg 
war; ihre Burgmänner waren die ausserdem in der lothringischen 
Landschaft begüterten Herren von Kriechingen. Zu Anfang des 14. Jahr- 
hunderts verschwindet dieses erste Geschlecht derer von Kriechingen ; fast 
gleichzeitig erscheint aber eine zweite Linie, gleichfalls lehensabhängig 
von Falkenberg, die in den folgenden Jahrhunderten auf verschiedene 
Weise, durch Kauf, Heirat etc., dabei auch durch Belehnungen von 
Seiten des Bistums Metz ihre Besitzungen derartig vergrüsserte, dass 
die Herrschaft 1617 vom Kaiser Mathias zur Grafschaft erhoben und 
spätestens von dieser Zeit an als reichsunmittelbar behandelt *) werden 
konnte. Sie umfasste zur Reunionszeil 17 Schlösser und 40 Herr- 
schaften, die in 4 Enclaven vom Herzogtum Lothringen und dem Bistum 
Metz umschlossen, auf dem linken Ufer der Saar, mit 2 Enklaven, Saar- 
wellingen und Püttlingen, auch Hessen-Püttlingen genannt 3 ), im Bereich 
der Grafschaft Saarbrücken lagen. 

Kriechingen gehörte zu den Herrschaften, auf welche das Metzer 
Parlament schon kurz nach dem Westfälischen Frieden seine Befugnisse 
auszudehnen versucht hatte; im Jahre 1677 war eine französische 
Besatzung in das Sehloss gelegt worden, die aber vom Herzoge von 
Lothringen überfallen und gefangen ward; zur Reunionszeit linden wir 
die Grafschaft wieder im Besitze ihrer angestammten Herren. 

Die Zustellung der Vorladung war schon am 18. März in Krie- 
chingen erfolgt ; wie aus dem Urteile hervorgeht, waren der Kammersitzung 
längere Verhandlungen vorangegangen, am 14. Mai hatte der regierende 
(traf Kriechingeri der Kammer erklären lassen, dass er den Beweis 
führen werde, nicht Vasall des Bistums zu sein, und sich erboten, 
den Urkunden des Bischofs andere entgegen zu stellen. Das An- 
erbieten wurde angenommen, die Kummerverhandlung daher anberaumt, 
um in derselben den Inhalt und die Beweiskraft der beiderseitigen 
Urkunden gegen einander abzuwägen. Französischerseits wurden, ab- 
gesehen von den nichtssagenden allgemeinen Urkunden, in erster Linie 

l ) Lothr. Terrü. S. 2H8 fl.; f'.hatelain, histoire du comtö de Orehange im 
Lothr. Jahrb., III. Jahr-, 

*i Nach Lothr. Territ. S. 124 ist der Lehensverband 1H17 gelöst worden; 
worauf diese Angahe sich stützt, ist nicht ersichtlich. 

*) Zum l'nterschiede von den gleichnamigen Orten bei Saaralben und bei 
Diedenhofen 3. S. 82. 
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Prokotolle über in Metz abgehaltene Vasallen-Tage vorgebracht; das 
älteste vom Jahre 1403, in welchem Herr Johann von Kriechingen 
unter den anwesenden Vasallen aufgerührt wird, ohne dass angegeben 
wäre, auf welchen Besitz die Metzer Lehensherrlichkeit sich bezog; 
genau ebenso verhält es sich mit einer Reihe jüngerer Protokolle aus 
den Jahren 1520— 1569. Die letzte vom Kläger vorgebrachte Urkunde 
war aber den französischen Ansprüchen geradezu ungünstig; bei einer 
am 26. Januar 1566 in Metz abgehaltenen Versammlung der Stände 
des Bistums weigerten sich die Herren von Kriechingen, ebenso wie 
die anwesenden Grafen von Büsch und Hanau-Lichtenberg *), die Beiträge 
Tür Reichszwecke an das Bistum zu zahlen, da sie reichsunmittelbare 
Herren seien und als solche Beiträge leisten müssten. Der Bischof 
bestand darauf, dass sie Tür die Lehen, die sie von seinem Bistum 
hätten, an ihn Beiträge zahlten, versprach sie aber zu entschädigen, 
wenn sie auch für diese Zahlung an das Reich leisten müssten; aus 
dem Sinne und Wortlaute der (im Original vorliegenden) Verhandlung 
geht zweifellos hervor, dass die Grafen zwar einzelne Lehen vom 
Bistum hatten, dass diese aber nur einen kleinen Teil ihrer Besitzungen 
und jedenfalls nicht den alten Stammsitz umfassten. In noch höherem 
Grade Hessen die vorn Grafen Johann Ludwig vorgebrachten Urkunden 
die französischen Ansprüche als hinfällig erscheinen. Nach Zeugnis 
dieser halten im 16. und 17. Jahrhundert die Herren von Kriechingen 
unmittelbar mit dem Kaiser, dem oberrheinischen Kreisdirektorium und 
dem Reichskammergericht verkehrt ; von dem Kreisdirektorium legten 
sie eine ganze Reihe von (Quittungen und Aufforderungen zu Zahlungs- 
leistungen lür da* Reichskammergericht und die Kriegführung des 
Reiches vor. Vom Jahre 1597 wurde ausserdem ein Schutzbrief 
König Heinrichs IV. von Frankreich beigebracht, in welchem klar aus- 
gesprochen ist, dass Kriechingen zum Reich gehöre. Die wichtigsten 
Urkunden waren aber 3 Lehenserneuerungen der Grafen beim Bischof 
von Metz aus den Jahren 1561, 1600 und 1609, in welchen die 
bischöflichen Lehen einzeln aufgeführt sind; darnach waren dieselben 
nur: die Herrschaften Bacourt. Püttlingen und ein Teil der Orte 
Tetingen, Lellingen und Elferdingen. In letzter Linie legten die Ver- 
treter des Grafen einen Beschluss des Rates des Bistums Metz vom 
Jahre 1651 vor, dahin lautend, dass die Grafschaft Kriechingen reichs- 
unmittelbares l,and und weder Lehen noch freies Allod des Bistums, 
vielmehr von diesem ganz unabhängig sei. 



') Bei diesen Heunionen nicht verwertet. 
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Auf den kaiserlichen Erlass von 1617, laut welchem der Lehern- 
Verband mit dem Motzer Bistum als formell aufgehoben angesehen 
werden musste, beriefen die grällichen Vertreter sich hiernach nicht; 
trotzdem war auch den übrigen beweisen gegenüber die ursprüngliche 
Absicht, das Gebiet für ein Lehen des Bistums zu erklären, nicht mehr 
durchführbar. Der Antrag der Klüger ging nunmehr dahin, die Kammer 
möge die Grafschaft als freies AHod des Bistums ( » franc-allcu de 
1 eveche«) erklären und daher nach dem Gewohnheitsrecht der Gerichts- 
barkeit des Oberamles Vic und des Parlamentes zu Metz unterstellen ; 
begründet wurde diese Forderung nur damit, dass das Gebiet innerhalb 
der Haupt-Besitzungen des Bischofs von Metz gelegen sei (»etant 
enclave dans les seigneuries principales de l'eglise de Metz«). Die 
Verweigerung der Zahlung von Reichsbeiträgen durch Vermittelung des 
Bischofs im Jahre 1566 sei nur ein Beweis dafür, dass die Grafen 
sich ihren natürlichen Herren hätten entziehen wollen ( pour se soustraire 
a leurs seigneurs naturels). Ganz hinfällig sei die Erklärung des bischöf- 
lichen Rates vom 17. Oktober 1651, da sie von Leuten ohne Vollmacht 
und ohne Kenntnis der Rechte ihrer Kirche (gens sans pouvoir ni 
connaissance des droits de son eglise) abgegeben seien. 

Der Kammerbeschluss trat dieser Auffassung im allgemeinen bei, 
unterschied aber hinsichtlich der Zugehörigkeit zum Bistum zwischen 
Lehen und Allod; die in den Urkunden von 1561, 1600 und 1609 
genannten Besitzungen wurden als Lehen, die ganze übrige Grafschaft 
als freies Allod dem Bistum zugesprochen; für erstere solle der Graf 
in der üblichen Frist die Huldigung erstatten, für das freie Allod aber 
das Parlament von Metz, zur Zeit Landesgerichlshof des Bistums, dem 
Gewohnheitsrechte entsprechend anerkennen, und eine Erklärung (de- 
elaration) des freien Allods und seiner Zugehörigkeiten innerhalb eines 
Monates abgeben : dann aber ward die ganze Grafschaft in gleicher 
Weise wie alle übrigen als Lehen reunierten Gebiete der vollen Sou- 
veränität der französischen Krone unterstellt. Das ganze Urteil unter- 
schied sich hiernach nur in einer unbedeutenden Formsache von den 
vorhergegangenen; thalsächlich bestand in der Art der Einverleibung 
in Frankreich ebensowenig ein Unterschied, wie zwischen der Erklärung 
(declaration) und der Aufzählung (denombrement) der Gebietsteile; 
dementsprechend unterscheidet sich das im Original erhaltene Lehens- 
verzeichnis in nichts von allen übrigen derartigen Schriftstücken. Das- 
selbe zählt die Einzelteile des Besitzes, darunter auch die Herrschaft 
Püttlingen und die gleichfalls rechtssaarische Enklave Saarwellingen- 
Reisweiler auf. Die Grösse des reunierten Gebietes ist danach genau 
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zu bestimmen, und beträgt rund 5 D Meilen. Auffallend ist bei der 
Reunion von Kriechingen, dass in der Begründung nicht auf die Aus- 
legung des Wortes »distrietus« als diöeesis zurückgegriffen wurde, da 
bei der französischen Forderung der Diözese die Einschränkung, dass 
die abzutretenden Reichsgebiete Lehen eines der Bistümer sein müssten, 
nicht ausgesprochen worden war 1 ). Wie der angegebene Wortlaut des 
Erkenntnisses zeigt, war die geographische Lage der Grafschaft der 
einzige vorgebrachte Grund für die Reunion des weitaus grössten Teiles 
des Gebietes. 

Im Jahre nach dem Reunionsbeschluss, 5. Mai 1681, starb der 
letzte Graf der regierenden Linie ; es entstand nunmehr ein Erbstreit 
zwischen der jüngern männlichen und der altern weiblichen Linie, da 
die erstere die Grafschaft als Mannlehen, die letztere, auf den Wort- 
laut des Reunions-Beschlusses sich stützend, als Patrimonial-Lehen 
angesehen haben wollte. Das Parlament zu Metz, dem der Streitfall 
in Folge der Reunion überwiesen wurde, erkannte naturgemäss zu 
Gunsten der weiblichen Linie, da im Reunionsbeschluss auf das links- 
saartsche Gewohnheitsrecht Bezug genommen war; die verwitwete 
Reichsgräfin Anna Dorothea von Ostfriesland, Schwester des 1681 ver- 
storbenen Grafen, war daher die Erbin; sie legte das schon erwähnte 
Lehens- Verzeichnis vor, und blieb auch nach dem Frieden zu Ryswick 
im ungestörten Besitz der Grafschaft. 

31. 

Stadt, Gebiet und Herrschaft Verton. 
Sitzung vom 24. Oktober 1680»). 

Verton ist das heutige Virtori, eine Arrondissements-Stadt im 
südlichen Teil der belgischen Provinz Luxemburg. Von Alters her 
war der Ort unter dem heuligen 3 ) Namen, wenngleich zur Diözese 
Trier gehörig, im Besitze des Bistums Verdun*), aber spätestens seit 
Mitte des 18. Jahrhunderts den benachbarten Grafen von Chiny zu 
Lehen gegeben, welche sie wiederholt jüngern Söhnen als Afterlehen 

') Die wahrscheinliche Erklärung s. weiter unten. 

») Heber die Rcunions-Silzungen vom 24. Okt. 1680 (Virion), 21. April 1681 
(dhiny i und 5. April 1683 (Longwy etc.) s. auch Grob, zur Geschichte d. Jahre 
1680—1682 in Ons Memecht, Organ des Luxemburger Geschichlsvereins 1898, 
IV. u. 1899 V. Verfasser sucht hier eingehend die besonders Spanien gegenüber 
nicht zweifelhafte l'nrechtniassigkeit des franzosischen Vorgehens nachzuweisen. 

') Jeantin, histoire du comte de Chiny 1859. 

*> Calmet, notice II. S. 888. 



Digitized by Google 



— 185 — 



übertrugen. Verton wurde seither stets als ein Teil der Grafschaft 
Chiny angesehen und behandelt, ging daher auch mit dieser 1340 durch 
Kauf an das Herzogtum Luxemburg über, zunächst unter Auf rech t- 
hullung der Lehensherrlichkeit des Bistums Verdun, wie die zur Vor- 
lage gekommenen Urkunden erweisen werden. Da die ganze Grafschaft 
Chiny in besonderer Sitzung am 20. April 1681 reuniert wurde, dürfte 
die besondere Reunion Vertons auf die wiederholt hervorgehobene 
geographische Unkenntnis der Kammer zurückzuführen sein; anderer- 
seits wäre es auch möglich, dass durch die Besetzung von Verton die 
weiteren Grundlagen für die Ansprüche auf die ganze Grafschaft erst 
gefunden worden sind. 

Der Anspruch wurde erhoben von dem Domkapitel zu Verdun, 
die Vorladung bei der Ortsbehörde abgegeben; die Verhandlung fand 
in contumaciam statt. Vorgelegt wurden in erster Linie" neun allgemeine 
Investituren der Bischöle von Verdun: dann als erste Sonderurkunde 
für Verton ein Gesuch des Grafen von Chiny vom .Jahre 1257 an den 
Bischof von Verdun, seinen gnädigen Herrn (loyal seigneur), die Unter- 
belehnung eines Sohnes mit der Stadt Verton genehmigen zu wollen. 
Es folgten drei Urkunden des Jahres 1268, nach denen der Graf Ludwig 
von Chiny von seinem I,ehensherrn, dem Bischöfe Robert von Verdun, 
600 Lire entliehen und demselben als Entgelt die Einkünfte seines 
Lehens Verton zurückerlassen hatte. Der Bischof hatte aber zur weiteren 
Sicherheit 4 Bürgen sich stellen lassen, darunter den Grafen von 
Apremont, dessen Verpflichtung eine der vorgelegten Urkunden enthielt. 
Die Einkünfte scheinen dem Bischof aber nicht genügt zu haben; im 
folgenden Jahre werden ihm auf Grund der Schuld vom Grafen Ludwig 
auch die Einkünfte der Stadt Etain überwiesen ; in allen den genannten 
Schriftstücken wird der Graf ausdrücklich als der Lehensmann des 
Bischofs für Verton bezeichnet. Diese Lehensherrlichkeit dauerte auch 
zur luxemburgischen Zeit noch fort; wie zwei vorgelegte Lehenserneue- 
rungen beweisen, die eine bewirkt durch König Johann von Böhmen, 
Herzog von Luxemburg 1340, die andere in dessen Auftrage durch 
Beamte im Jahre 1348. Der Kammerbeschluss lautete auf Reunion 
der Herrschaft und Verpflichtung der Huldigung Seitens des angeblichen 
Herrn unter den gewohnten Formen. Lehenshuldigungen liegen nur 
für unbedeutende Gerechtsame Seitens dreier Privatpersonen zu Verton 
vor; eine Angabe über die Grösse des Gebietes kann daher nicht 
gemacht werden ; nach dem Wortlaute der Urkunden, in denen keine 
anderen Oer tlich keilen genannt werden, scheint es sich nur um die 
Stadt und deren Gemarkung gehandelt zu haben. 
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Ihre frühere Lehensabhängigkeit dürfte nach den l'rkunden ausser 
Frage slehen; da Verton al »er zu den spanischen Niederlanden gehörte, 
konnten die Abmachungen des W estfidischen Friedens zwischen dem 
Reich und Frankreich hier keine Anwendung finden. 

32. 

Sehloss, Ii e biet und Herrschaft Hit ach. 
Sitzung vom 24. Oktober 1680. 

Hitseh, die durch die Heiagerung von 1870 bekannte Stadt und 
Festung, gehört heule zum deutsch-lothringischen Kreise Saargemünd. 
Die Ansprüche Frankreichs gingen bis zum 13. Jahrhundert zurück. 
Das Sehloss und die zugehörige Herrschaft war von Alters her ein 
Teil des Herzogtums Lothringen, und diente vor dem 14. Jahrhundert 
wiederholt zur Helehnung jüngerer Söhne oder anderer Verwandten 
des Herrscherhauses 1 ); iiti späteren Mittelalter wird die Herrschaft 
infolge des gräflichen Charakters ihrer nunmehrigen Hesitzer zumeist 
als Grafschaft bezeichnet. Im Jahre 1207 nämlich 2 ) hatte Graf Kber- 
hard von Zweibrüeken die Herrschaft Bitseh gegen Abtretung der 
Hurgen und Vogteien Mörsberg iMarimont), Lindein und Saargemünd 
von dem Herzog Friedrich III. von Lotbringen eingetauscht, worauf die 
von ihm vertretene Linie des Zweibrücker Grafengeschleehles dauernd 
ihren Sitz in Hitsch nahm und dessen Namen ihrem Titel zufügte. 
Unter den Nachfolgern des Grafen Kberhard wurde die Herrschaft 
mehrfach vergrösserl, insbesondere 1480 infolge von Heirat durch 
die nordöstliche Hälfte der Grafschaft Hanau-Lichtenberg, 1485 infolge 
von Erbschaft durch die Grafschaft Ochsenstein. 

Im Jahre 1570 starb das Geschlecht in männlicher Linie aus; 
Gemahl der einzigen Tochter des letzten Grafen war Philipp V. von 
Hanau-Lichtenberg, der auch sofort, »bevor noch Graf Jakob kalt ge- 
worden«, Hesitz von Sehloss und Herrschaft Hitsch ergriff. Die Kile 
war allerdings gerechtfertigt: neben ihm erhoben drei aridere Familien- 
mitglieder weiblicher Erbfolge Ansprüche auf Teile der Grafschaft. 
Oberlehensherr war Herzog Karl III. von Lothringen, der, augenschein- 
lich von Verdrängungsplänen geleitet, zwar die Ansprüche aller vier He- 

') In einem sonst vortrefllichen Aufsätze von C.reulzer, slatistiquc du canton 
de Bitche (memoire de I'academie nationale de Metz, XXXIII, Metz 1852, II, 
S. 147) wird Hitsch als »aneien tief de l'ejilise de Metz- bezeichnet, aber keinerlei 
Hcweis für diese Angabc beigebracht. 

Der Folgende nach dem Luthr. Jahrbuch IVa. S. 1 IT. 
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werber durch Helehnungen befriedigle, unmittelbar darauf aber aus dem 
Versuche des Grafen Philipp, die Reformation in der Herrschaft einzu- 
führen, Grund oder Vorwand zum Einschreiten nahm. Nach Zurück- 
weisung eines von ihm zur Wiederherstellung der katholischen Religion 
entsandten Bevollmächtigten und Ablehnung anderer Korderungen 
wurden 1572 Sehloss und Herrschaft Büsch gewaltsam durch loth- 
ringische Truppen besetzt; nur durch rasche Flucht entging der Graf 
der Gefangenschaft. Er klagte nunmehr gegen den Herzog wegen 
Landfriedensbruches beim Kaiser; der Prozess nahm aber durch Ver- 
weisung an das Reichskammergericht den gewohnten langsamen Verlauf, 
während dessen die Herrschaft Büsch wiederholt von Lothringen ander- 
weitig verpfändet wurde. Nachdem auch mehrere Reichstage und der 
oberrheinische Kreistag erfolglos mit der Sache sich beschäftigt hatten, 
traten endlich die Beteiligten selbst in Ausgleichverhandlungeri. die 
lßOö zu einem endgültigen Ergebnisse führten; nach dem getrollenen 
Uebereinkommen wurde der kleinere Teil der Grafschaft, das nach- 
herige Amt Lemberg, den Grafen zurückgegeben, der Rest aber blieb 
dem Herzogtum Lothringen einverleibt. Dieser Hauptteil der Grafschaft 
wurde 16(58 von Herzog Karl IV. von Lothringen seinem uneben- 
bürtigen Sohne, dem Prinzen Karl Heinrich von Vaudetnont, zu Lehen 
gegeben, war aber zur Reunionszeit mit dem übrigen Lothringen im 
thatsächlichen Besitze Frankreichs, die Hauptstadt selbst allerdings erst 
seit wenigen Monaten, da sie während des zweiten Raubkrieges mit 
Zustimmung des Herzogs von Lothringen von kurfürstlich-mainzischen 
Truppen besetzt worden war. Nach dem Frieden von Nymwegen hatte 
darauf Ludwig XIV. den Kurfürsten von Mainz zur Räumung auffordern 
lassen ; da diese abgelehnt wurde, marschierte Marschall Humieres 
nach der Wegnahme von Homburg 1 ) am 18. September gegen die 
Festung und erzwang mit nur 500 Dragonern und 2 Geschützen die 
Uebergabe ohne Blutvergiessen, da die Besatzung nur aus 40—50 
schlechten Soldaten (fort mauvais hommes) bestand 2 ). Die Reunions- 
kammer sollte nunmehr auch die rechtliche Vereinigung mit Frankreich 
bewirken. Da der Prinz von Vaudetnont auf Grund der Vorladung 
mit der Kammer in Beziehung trat, lag hier, ähnlich wie bei Kriechingen, 
der Schwerpunkt der Verhandlungen nicht in der Kammersitzung: der 
Prinz halte auf die Aufforderung, Urkunden für den Nachweis seiner 
Berechtigung vorzulegen, erklärt, solche nicht zu besitzen. Durch die 

•) s. S. 86. 

■) Rousset, histoire de Louvois, III, S. 12, nach einem Briefe Louvois' an 
den König. 
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Heichslags- Verhandlungen (bei dem Erbfolgestreite) sei der Beweis zu 
führen, dass die Grafschaft reichsiinmittelbares Allod sei : er wolle aber 
die verlangte Huldigung leisten, falls Seilens des Hischofs der Beweis 
für die Lehensabhüngigkeit seines Besitzes beigebracht werden könne. 
Infolge dieser Erklärung wurden dem Prinzen die nachfolgenden 
Urkunden zugestellt : 

1. Die Erklärung eines Herrn Alexandre von Hitseh vom Jahre 1251. 
dass er Lehensmann des Bischofs Jacob von Metz sei, ohne Angabe 
des Lehens. 

2. Sitzungsberichte über Vasallentage in Metz, abgehalten in den 
Jahren 1520 bis 1550, in denen unter den Vasallen an dritter Stelle 
die Grafen von Bitsch aufgeführt sind, wiederum ohne Angabe des Lehens. 

3. Der auch für die Beunion von Kriechingen 1 ) verwertete Bericht 
über den Sländetag des Bistums vom 26. Januar 15615, laut welchem 
auch der Graf von Bitsch die Zahlung der Heichssleuern an den Bischof 
für die von letzterem abhängigen, auch hier nicht genannten Lehen 
verweigerte. Auf Grund dieser Urkunden scheint der Prinz zur Er- 
füllung der Lehensptlichteu sich bereit erklärt zu haben ; in der Kammer- 
sitzung wurde er unter den gewohnten Formen zum Vasallen des 
Bistums erklärt. Der Prinz kam den Forderungen baldigst nach ; am 
16. Januar 1681 erstattete er die verlangte Huldigung, am 22. Dezember 
desselben Jahres legte er sein Lehens-Verzeichnis vor. welches, mit 
Ausnahme des Amtes Lemberg, die ganze Grafschaft mit einem Umfange 
von 10 □ Meilen umfasst. 

Trotz der Bereitwilligkeit des seinem Vater unähnlichen Prinzen 
liegt es auf der Hand, dass dieser Beunion auch nicht der Schein 
eines Hechtes zur Seite statid, da an keiner Stelle ein Lehensverhältnis 
der Grafschaft Bitsch zum Bistum auch nur andeutungsweise ausge- 
sprochen wird. 

M. 

Schloss, Gebiet und Herrschaft Obersteiii. 
Silzun» vom 7. November 1KNO. 
Der Hauptort der ehemaligen Herrschaft Obersteiii ist heute eine 
kleine, von einer Schlossruiue überhöhte Stadt der oldenburgischen 
Enclave Birkenfeld im Nabe-Gebiete. Die Herrschaft, hervorgegangen 
aus dem südlichen Teile des Nahegaues, war im Hl. Jahrhundert, aus 
welchem die französischen Ansprüche hervorgeholt wurden, als Lehen 
des Erzbistums Trier im Besitze der Herren von Daun und Oberstein, 

') s. S. 180 . hei der Verwertung für Hilsch ist der 15. Januar angegeben ; 
welchem Datum das richtige, ist nicht festzustellen. 
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welche bis zu ihrem Aussterben, 1070, sich dauernd in demselben be- 
haupteten ; die Herrschaft kam nunmehr in weiblicher Erbfolge an den 
Grafen Johann Karl August von Leiningen-Heidesheim, für welchen 
Graf Emieh Christian von Leiningen-Dagsburg die Verwaltung führte. 
Dieser erhielt die Aufforderung, vor der Kammer zu erscheinen am 
10. August, reichte aber am 20. September eine Gegenvorstellung ein, 
in welcher er die Herrschaft als ein Lehen des Erzbistums Trier be- 
zeichnete. Zum Beweise dafür legte er eine Lehenserneuerung von 1327 
vor, bewirkt durch Wirich, Herrn von Daun und überstein, beim Erz- 
bischof Balduin von Trier, in welcher in bestimmter Weise die Herr- 
schaft Oberstein als Trierer Lehen bezeichnet ist. Dieser stellte der 
Bischof von Metz eine Urkunde von 1243 gegenüber, die aber nur 
durch den wiederholt hervorgehobenen Kunstgriff der Kammer im Sinne 
der Beunion zu verw erten war, du in ihr nämlich der Herr von Ober- 
stein zwar als Vasall des Bischofs von Metz bezeichnet wurde, aber 
keine Angaben darüber enthalten waren , auf welche Lehen diese 
Vasallität sich bezog; nach ihrem ganzen Inhalte ist vielmehr mit 
einiger Sicherheit zu schliessen, dass es sich um ein Lehen im Bereiche 
der Grafschaft Bar gehandelt hat, da das frühere Verhältnis des Herrn 
von Oberstein zum Grafen von Bar in der Urkunde als gelöst und 
durch die Vasallität zum Bistum Metz ersetzt bezeichnet wird. Infolge 
dieser verschiedenen Auffassung kam es zur formlichen Kammerverhand- 
lung; in derselben wurde auf Antrag der Kläger der Gegenbeweis 
der Grafen von Leiningen für null und nichtig erklärt, da die Urkunde 
in einer nicht genügend beglaubigten Abschrift vorgelegt sei, trotzdem 
auch die bischöfliche Urkunde nur in Abschrift vorlag l ) ; wolle man 
aber, so wurde weiter ausgeführt, die Abschrift gellen lassen, so be- 
weise das Schriftstück nur die Untreue des Vasallen, dessen älterer 
Herr der wahre und rechtmässige (veritable et legitime) gewesen sei. 
Die Kammer beschloss dementsprechend. Ein Huldigungs-Akt für die 
Herrschaft Oberstein liegt nicht vor; nach Karten ist die Grösse der- 
selben zu etwa lVsD Meilen zu bestimmen. 

34. 

Gebiet und Herrschaft Hembereourt-aux-Pots. 
Sitzung vom 7. November lfiW). 
Das Gebiet ist zu bestimmen durch die Lage des heutigen Fleckens 
Bembericourt-aux-Pots 2 ) im Departement Meuse, 20 km nördlich der 

') Die im Kezirks-Arcliiv zu Metz vorgefundene Abschrift ist beglaubigt; 
es ist zweifellos die der Kammer vorgelegte. 
*) Lienard, S. 190. 
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Stadt Bar-le-Duc. Der Anspruch erfolgte durch das Domkapitel zu 
Verdun unter Zurückgehen bis auf das 15. Jahrhundert. Das Gebiet 
gehörte von Alters her zum Besitze des Bistums Verdun l ) ; sicher ist, 
dass die Bischöfe im späteren Mittelalter Lehensherren der Herrschaft 
waren und im Anfange des 16. Jahrhundert deren Verkauf an den 
Herzog von Lothringen in zwei Stufenfolgen genehmigten. Durch die 
früher erwähnten Tauschverträge von 1546 und 1561 2 ) gewannen zwar 
die Bischöfe einen Teil ihrer Gerechtsame wieder zurück ; bereits 1561 
folgte aber die völlige und vorbehaltlose Abtretung des Gebietes an 
das Herzogtum durch Bischof Pseaume von Verdun. Der Beweis der 
früheren Zugehörigkeit zum Bistum Verdun wurde in erster Linie durch 
zwei Urkunden von 1400 bezw. 1403 geführt, laut welchen ein Edel- 
mann aus Bembercourt-aux-Pots dem Bischöfe Huldigung erstattet und 
zwar in der ersteren für sein Lehen in der Stadt, in der zweiten für 
die Stadt selbst nebst abhängigem und zugehörigem Gebiete, also für 
die Herrschaft Bembercourt; in der letzteren Urkunde wird derselbe 
auch ausdrücklich als Herr von Bembercourt-aux-Pots bezeich- 
net. Die spätere Fortdauer dieser Lehensherrlichkeit wird durch 
eine Urkunde vom Jahre 1500 bezeugt, laut welcher Herzog Be- 
natus von Lothringen sich ausdrücklich als Vasall des Bistums für 
den Bann und die Herrschaft Bembercourt-aux-Pots bekennt und 
die schuldige Huldigung durch einen Bevollmächtigten abstatten zu 
dürfen bittet; wie aus der Urkunde hervorgeht, war der Besitz in 
demselben Jahre, aber nur zum Teil, durch Kauf in seine Hände ge- 
langt. Ausser dieser wurde eine ebenso beweiskräftige Urkunde vom 
Jahre 1527 vorgelegt, laut welcher der Bischof von Verdun als Landes- 
herr der Herrschaft die Erlaubnis zum Verkauf eines Viertels an den 
Herzog Anton von Lothringen erteilt, sodass nunmehr das ganze 
Lehen im Besitze des Herzogs war. Der Beschluss der Kammer bietet 
nichts Erwähnenswertes ; Huldigungs-Akte liegen nur für unbedeutende 
Gerechtsame vor; für die Grösse bieten daher nur Karten einen ge- 
wissen Anhalt, nach welchen das Gebiet einen Umfang von rund 
3 * □ Meilen haben dürfte. Da die frühere Lehensabhängigkeit zweifel- 
los ist, gehört die Beunion zu den nach französischer Auffassung des 
Westfälischen Friedens berechtigten. Das Gebiet wurde aber als liehen 
dem Bistum Verdun zugesprochen, während es bei Geltendmachung 
des Wortes districtus zu Toul gekommen wäre, da es in dessen 
Diözese lag. 

') Calmet, Notice II, S. 166. 
»j s. S. 138. 
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35. 

Schloss und Klecken Mussey. 

Sitzung vom 28. November 1680. 

Von der ehemaligen Oerllichkeit isl heute nur noch eine im 
Walde gelegene Huinc, mit Namen Mussy 1 ), übrig, welche nahe der 
Stadt Longuyon liegt, und also dem Departement Meurthe-et-Moselle 
angehört. Im 12. Jahrhundert wird das Schloss als Muceinm Castrum 
erwähnt 1 ), auch in der zur Begründung der Ansprüche aus dieser Zeit 
vorgelegten Lirkunde. Im 14. Jahrhundert kommt dasselbe unter dem 
Namen Mussey vor, wird aber in späterer Zeit stets wie heute Mussy 
genannt. Der Name, den die Reunionskammer auf Grund der älteren 
Urkunden für das Schloss anwendet, hat in der mehrerwähnten 
Beunionskarte von Nohn anscheinend zu einer Verwechslung Veran- 
lassung gegeben, da in dieser Mussy gar nicht, das Dorf Mussey aber, 
welches 7 Kilometer nordöstlich der Stadt Bar-le-Due liegt, mit einem 
angemessenen Heunionsgebiet von etwa 3 /< □ Meilen eingetragen ist, 
was besonders die Willkürlichkciten der Eintragungen in dieser 
Keunionskarte beweist. Dass auch die Kammer diesen Irrtum begangen 
haben sollte, darf bei der wiederholt nachgewiesenen Oberflächlichkeit 
nicht ganz ausgeschlossen werden, wenngleich in einer der vorgelegten 
Urkunden das Schloss ausdrücklich als »Mussey pres Longuyon« be- 
zeichnet wird; für die Vermutung spricht aber neben der angeführten 
Karten-Eintragung auch der Umstand, dass für alle anderen Keunionen 
die Ortsnamen damaliger Zeit angewendet wurden. 

Schloss Mussey 2 ) war ursprünglich Besitztum der Erzbischöfe von 
Trier gewesen, aber bereits im 1 2. Jahrhundert an das Bistum Verdun abge- 
treten worden. Anfangs des 14. Jahrhunderts verpfändete Bischof Niko- 
laus Schloss und Flecken dem Grafen Peter von Bar und bewirkte dadurcli 
die dauernde Zugehörigkeit zum Herzogtum Lothringen-Bar, anfanglich 
unter Wahrung der Lehensherrlichkeit; nach 14H0 ward, allerdings 
soweit erkennbar zum letzten Male, dem Bischöfe von Herzog Benatus I. 
in der Kathedrale zu Verdun feierlich für Mussey gehuldigt. Während 
der Bedrängnis durch Frankreich hatte Herzog Karl IV. eine Zuflucht 
im Schlosse gefunden; als daher die Franzosen 1670 sich des ganzen 
Herzogtums bemächtigten, schleiften sie die dortigen Befestigungen und 
liessen eine Besatzung daselbst. 

') Lrtnard, S. 163. 

■) Calmet, Notice I, S. 945. 
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Die Vorladung erfolgte bei dem Forstmeister i gruyer) von Mussey : 
ihr wurde keine Folge gegeben. Die Ansprüche des Domkapitels von 
Verdun wurden zunächst durch ein Abkommen vom Jahre 1160 belegt, 
laut welchem Erzbisehof Hillin von Trier Schloss und Flecken an den 
Bisehof von Verdun als Lehen des Erzbistums abtritt, um für Frieden 
und Schadloshaltung der Kirche Verdun zu sorgen (»indemnitati et 
paci Virdunensis eeclesiae providere cupientes« heisst es in der im 
Original erhaltenen Urkunde) 1 ). Weiterhin vorgelegt wurde die Urkunde 
ohne Datum, laut welcher durch Bischof Nikolaus von Verdun, der von 
1305—1312 regierte, Schloss Mussey dem Grafen Peter von Bar zu 
Lehen gegeben wurde; von dessen Nachfolgern wurden 3 Lehenserneuerun- 
gen beigebracht, 2 vom Grafen Eduard von Bar aus den Jahren 1315 
und 1322, eine vom Grafen Bobert von Bar von 1399. Die Lehens- 
huldigung von 1436 kam dagegen nicht zur Kenntnis der Kammer. 
Schloss und Flecken wurden in gewohnter Weise reuniert; Huldigungs- 
Akte liegen nur für Einzelbesitzungen im Flecken Mussey vor; da aber 
in der Verhandlung sowohl wie in den Urkunden stets nur Schloss und 
Flecken Mussey angeführt werden, ist als Beunionsgebiet nur der Bann 
des letzteren anzusehen. 

36. 

Schloss, Gebiet und Herrschaft Rixingen (Hechicourt). 

Sitzung vom 5. Dezember 1080. 

Bixingen, das heutige gleichnamige Dorf des deutsch-lothringischen 
Kreises Saarburg, wird als Sitz einer besonderen Herrschaft zuerst im 
13. Jahrhundert, auf welches auch die Ansprüche der Kammer zurück- 
gingen, genannt. 

Im Jahre 1241 bestätigt Graf Dietrich von Rixingen einen Rechts- 
akt seines Bruders Heinrich, Landgrafen von Elsass; Graf Dietrich 
besass neben Bixingen auch die Herrschaften Forbach, Marimont 8 ) und 
Habudingen; nach ersterer nannte er sich auch Graf von Forbach: 
wahrscheinlich ist er der Gründer dieser besonderen Linie 3 ). 

1255 kamen die Herrschaften Bixingen und Marimont, anscheinend 
durch Auftragung, in Lehensabhängigkeit vom Bistum Metz. 1291 fand 

') Abgedruckt bei Beyer, Miltelrheinisches l'rkundenbuch 1800, I, No. 619; 
in der gedruckten Verhandlung wird die l'rkundc irrtümlich auf 1159 datiert 
und der Krzbischof >GuilIaume« genannt. 

5 > Nicht zu verwechseln mit Marimont im Kreise Chateau-Salins; dass nicht 
dieses anzunehmen ist, folgt zweifellos aus dem Lehens-Verzeichnis. 

») s. Witte im Lothr. Jahrb., Vb, S. 83 ff. 
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sodann eine Teilung zwischen 2 Brüdern stall, von denen < Iraf Konrad 
Rixingen inil Marimont und Habudingen, sein Bruder Korbach erhielt. 
Pos Ersteren Linie .sfarb aber schon im Beginn des folgenden Jahr- 
hunderts aus; das Gebiet kam dadurch an den Gatten der Tochter 
Johanna des letzten männlichen Sprossen, den Grafen Kritzmann von 
Leiningen, dessen Linie sich von jetzt ah Leiuingen-Rixingen nannte 
und die Lehensherrlichkeit von Metz dauernd anerkannte. Nach mehreren 
Teilungen vereinigte Graf Leiningen -Westerburg IniW wieder beide 
Gebiete in seiner Hand: 1GV>9 gingen sie aber durch Kauf au den 
dänischen Kanzler Friedrieh von Alefeld über, der zur Ih'unionszeit 
daher in deren rechtmässigem und unbestrittenem Besitze war. Die 
Vorladung wurde bei der Ortsbehürde in Rechicourt abgegeben; zum 
Termin war keine Beantwortung erfolgt. Die Begründung geschah in 
erster Linie durch Vorlage zweier Urkunden aus dem 1.'5. Jahrhundert, eine 
Lehensauft ragung vom Jahre 12f>ö, laut welcher Dietrich Herr (Sire) von 
Rechicourt und Marimont sich beim Bischof Jacob von Metz für diese Herr- 
schaft als Lehensmann bekennt 1 1 und einen Abtretungs-Vertrag von 12Kö\ 
durch welchen Graf und Grälin von Rechicourt die Hinkünfte dieser Lehen 
'.'■>: 1. .'::..:c. dem Bischof Bouchard von Metz zurücküberweisen. Aus 
der Leiningensehen Zeit wurden eine grosse Zahl von Lehenserneuerurigen 
vorgelegt; die älteste vom .lahre 1416, die jüngste von 1593. 

Der Kammerbesehluss erfolgte in gewohnter Form ; seitens des 
Kanzlers Alefeld wurde ihm alsbald Folge gegeben. Nach dem vom 
14. Mai 1081 datierten Lehensverzeichnis für die Grafschaft Rechicourt 
und die Herrschaft Marimont beträgt der Umfang beider Gebiete 
3 □ Meilen. Die Lehensabhängigkeit beider Gebiete bis zum Beginne 
des 17. Jahrhunderts steht nach dem Gesagten ausser Zweifel, zumal 
die Urkunden meist im Original vorgefunden sind, darunter die Lehens- 
erneuerung von lö9.'i; auch geborten beide Herrschaften zur Diözese 
Metz. Die Rcunion dürfte daher als eine nach der französischen Auf- 
fassung des Westfälischen Friedens berechtigte zu bezeichnen sein, 
lieber die sehr verschiedene staatsrechtliche Stellung eines deutschen 
und eines französischen Vasallen wird der so bereitwillige Kanzler 
wohl bald nach seiner Huldigung aufgeklärt worden sein. 

37. 

Stadt Etain und Zugehörigkeiten. 
Sitzung vom 9. Dezember loHO. 
Etain 2 ) ist heute eine Stadl des Departements Meuse, 20 km öst- 
lich Verdun gelegen. Die Ansprüche auf die Stadt wurden bis auf das 
') Von Witte anscheinend übersahen: s. P. Hf>. 

*) Lienard, S. T!>; Itonnabclle in im'-m, de la sor. d'anh. l<»rr., S. :l, VI. S. 7:5. 

13 
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8. Jahrhundert zurückgeführt, hauptsächlich aber durch Urkunden des 
13. Jahrhunderts gestützt. Von Alters her der St. Kucharius-Kirche zu 
Trier gehörig, kam der Ort 12*22 dureh Tausehvertrag an die Kirche 
St. Madeleine zu Verdun 1 >, deren Stiftsherren aber schon 1224 ihn nebst 
Zugehörigkeiten dem Grafen von Bar unter Vorbehaltung einzelner Ge- 
rcehtsame ahlraten, wogegen der Graf sieh verpachtete, Ktain niemals 
in andere Hände als die seiner Nachfolger oder der Herren von Briey 
kommen zu lassen-). Durch Ergänzung*- Vertrag von 1228 wurden die 
Gerechtsame der Kirche noch etwas vermehrt. Seit dieser Zeit ge- 
hörte Ktain in stets unbestrittener Weise zu Har und demgemäss später 
zum Herzogtum Lothringen-Bar und war Silz eines Oberamtes und 
eines Unteramtes geworden. Die Vorladung erfolgte bei der Orts- 
behörde im Namen der Kirche St. Madeleine, nicht des Domkapitels 
von Verdun; allgemeine Bistums- Urkunden wurden daher nicht vorge- 
legt. Zum ersten Male waren die grundlegenden Bestimmungen für 
Umsetzung und Thütigkeit der Kanuner, die ja ausschliesslich den An- 
trägen der Bischöfe ihre Entstehung verdanken sollte, überschritten. 
Die Beweisführung verfolgte den Ort bis herunter zum 1 2. Begierungs- 
jahr«? des Königs (Jiildeberl II., in welchem laut vorgelegter Schen- 
kungsurkunde Krzbischol Ueodoinus von Trier den von seinem Vater 
ererbten Ort an die St. Kucharius-Kirche abgetreten hat ' 1 ). Weiter v<>r- 
gelegt wurden der Tausch-Vertrag von 1222 nebst bezüglichen Weisungen 
des Trierer Erzbischofs und des Domkapitels an die Kinwohner und 
die erwähnten Abtretungs-Verträge von 1224 und 1228 nebst ent- 
sprechenden Krgänzungs-Bestimniungen. In den in dem Protokolle ge- 
gebenen Auszügen werden zwar nur die Gerechtsame erwähnt, welche 
der Graf von Bar der Kirche überlässl. während die angebliche Ab- 
tretung unerwähnt bleibt; sie geht aber dennoch aus den Auszügen 
selbst hervor, da gerade die von den Grafen von Bar erworbene 
Landeshoheit durch solche Bück Überlassungen an die Kirche einge- 
schränkt werden sollte; die versuchte Erklärung, der Graf habe infolge 
von »pretentious generale* et non explimiees« diese von ihm abgetre- 
tenen Hechle sich vorher angemasst, ist völlig unerwiesen. 

Durch den Kammerbesehluss wurden in erster Linie die Stadt 
Ktain nebst Bann und Zugehörigkeiten zum Eigentum der Kirche 
St. Madeleine erklärt, auch ihre Einkünfte vom Tage der Klage an 

'i Abgedruckt hei IhmsscI. Ilisloirc I«'sias(ifnic et eivile de Venlun, 18K3, 

I, S litt IT. 

*• «lahnet, Notö c I. S. 413. 

•\ Abgedruckt bei lb*v<>r. Mitteirl). Urk. 1, Xo. 7a ...S. !»). 
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derselben zugesprochen. Des Weileren wurde dann aber ohne jede 
Vermiltelung dieses Eigentum als zusammenfallend mit dem weltlichen 
Besitze des Bistums Verdun bezeichnet, von einer Lehenserneuerung 
zwar abgesehen, die Landeshoheit des französischen Königs aber in 
gewohnter Weise ausgesprochen. 

Als Umfang des reunierten Gebietes ist nach Vorstehendem nur 
das Weichbild der Stadt selbst anzusehen. Die Rechtlosigkeit des Ver- 
fahrens ist ohne Weiteres einleuchtend, die Verdrehung des Sinnes der 
Urkunden des 13. Jahrhunderts eine noch stärkere, als sie bei früheren 
Beunionen beobachtet worden ist, sodass sie selbst durch den gegebenen 
Auszujr nicht verschleiert werden konnte. Da es viel einfacher ge- 
wesen wäre, diese Urkunden der Kammer gar nicht vorzulegen, so 
muss gerade diese Verhandlung zu der früher vertretenen Auffassung 
führen, dass Urkunden, die sich auf das zu reunierende Gebiet bezogen 
nicht absichtlich unterschlagen worden sind; vielleicht fürchtete man 
bei der weiten Kenntnis, welche die Urkunden im Laufe der Jahre er- 
halten hallen, Anfechtungen auf Grund dieser oder etwa vorhandener 
Duplikate, denen man durch solche Auslegungen vorbauen zu können 
glaubte. 

38. 

Grafschaft Mörchingen i.Morhange) 1 ). 
Sitzung vom 12. Dezember IfiHO. 

Mörchingen 1 ) ist die bekannte kleine, mit sehr grosser Garnison 
belegte Stadt des deutsch- lothringischen Kreises Forbach und wird 
wie von Alters her noch heute von der deutsch-romanischen Sprach- 
grenze berührt. Die ältere Geschichte ist nur wenig bekannt, da 1502 
das Archiv zugleich mit der ganzen Ortschaft durch Feuer zerstört 
wurde. Aus erhaltenen Gopten von Urkunden ist nur soweit sicher 
festzustellen, dass um die Mitte des 14. Jahrhunderts Graf Simon 
von Salm aus der oberrheinischen Linie dieses weitverzweigten Ge- 
schlechtes unter der Lehensherrlichkeit des Herzogs von Lothringen 
Herr von Mörchingen war. Von seinem gleichnamigen Sohn und Nach- 
folger wird 1405 das Lehen Grafschaft genannt, anscheinend wie so 
häufig, seines persönlichen Charakters wegen ; in der Folge laufen aber 
die Bezeichnungen Herrschaft und Grafschaft neben einander her. 
Gegen Ende des 15. Jahrhunderts war der Kheingraf Johann VI. Herr 

') Hecueil S. 2oT>: die jrcscbichtiicben Notizen naeb Watrinet, in mein, d 
I. soc. d'arch. lorr.. 3. S., XXII, S. 21 1. 
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von Merchingen, das er mil Püttlingen und einem Teile der Grafschaft 
Sahn von seiner Multer geerbt liatte; durch Heirai und Kauf vereinigte 
er auch das lothringische Lehen Diemeringeu mit diesem Besitze, der 
1521 vereint in die lliinde seines jüngeren Sohnes, des Hheingrufen 
.Johann VII. von Kirburg, kam, in seiner Linie aber in der Folge wieder 
mehrfach geteilt wurde. Versuche der Grafen, sich von derLehensherrlich- 
keit Lothringens frei zu machen, waren stets ohne Erfolg geblieben. 
Inhaber der Lehen Merchingen und Diemeringeu war zur Zeit der Er- 
richtung der Kammer Graf Johann X., der 1081 durch Erbschaft auch 
Püttlingen damit wieder vereinte: mit seinem 1088 erfolgten Tode 
erlosch diese Linie der Grafen von Salm-Kirburg, Merchingen und 
Diemeringen verblieben aber seiner um 30 Jahre ihn überlebenden 
Gattin. 

Die Vorladung war schon am 2K. März im Namen des Bischofs 
von Metz erfolgt : der Wild- und Hheingraf Johann X. von Salm-Kirburg 
erwiderte darauf, dass die Grafschalt niemals in irgend welchen Be- 
ziehungen zum Bistum Metz gestanden hätte, im Auftrage der Kammer 
wurde dem Grafen darauf der Reunionsbesehluss über Saaralben zu- 
gestellt, in welchem ein Ort gleichen Namens als zu dieser Herrschaft 
zugehörig aufgeführt sei ' \. Der Rheingraf erwiderte darauf, dass dieses 
eine Verwechslung mit dem < >rte Morange i deutsch Menrichingcn) nahe 
Saaralben-) sein müsse, zumal seine Grafschaft viel bedeutender als 
die ganze Herrschaft Saaralben sei, also nicht wohl als Zugehörigkeit 
zu dieser bezeichnet sein könne. Diese Lage der Sache kennte seitens 
der Kammer nicht in Abrede gestellt werden: sie gritT nun zu dein 
schon bei Kriechingen bewährten Mittel und erklärte dem Grafen, dass 
Merchingen Enclave und daher freies Aliud i franc-alleu ) des Bistums 
sei: da der Bischof ein Interesse daran habe im Einzelnen kennen 
zu lernen, was seinen weltlichen Besitz ausmache sowohl als Enclave 
wie in anderer Weise (ayant le dit Seigneur evoque intcret, de con- 
naitre tout le detail, qui eompose le tempore! de son eveche. par 
enclave ou autreinenti.su habe der Graf ein Verzeichnis der einzelnen 
Orte seiner Grafschaft vorzulegen. Ohne dessen Antwort abzuwarten 
erfolgte der Kainmcrbeschluss : der Bischof ward mit seiner angeblichen 
Forderung der Erklärung als Lehen abgewiesen, dann aber verfügt, 
dass die Grafschaft als Aliud des Bistums anzusehen sei, weil sie in 
dessen Bezirk (»delroil«) liege: der Graf habe daher das Parlement 

Vi ». S. 188. 

*) Meute nicht mehr vorhanden, s. l-othr. Terr. i>. 
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als zuständigen Gerichtshof anzuerkennen, ilon Treueid zu leisten und 
ein Verzeichnis der Ortschaften vorzulegen. Schliesslich erfolgte die 
Unterstellung unter die französische Landeshoheit in ganz gleicher 
Form wie bei den Lehen üblich. Kin Huldigungs-Akl des Wild- und 
Bhcingrafcn liegt nicht vor. die Grösse des Gebietes ist aber bei der 
bestimmten Begrenzung desselben genau festzustellen ; sie betrügt rund 
2 n Meilen. 

Der Beunions-Besehluss bietet insofern besonderes Interesse, als 
er ohne Versuch des Beweises früherer Zugehörigkeit ausschliesslich 
auf der Lage der Grafschaft innerhalb des Distriktes des Bistums (dans 
le dettoit dudit evechei begründet ist, ohne dass jedoch der streitigen 
Verhandlungen des Westfälischen Friedens oder der französischen Auf- 
lassung Erwähnung geschieht. Da aber Mörchingen nicht innerhalb 
des weltlichen Besitzes des Bistums liegt, ist »detroit« auch hier als 
Diözese aufzufassen. Daraufhin wird die Angliederung an Frankreich 
sachlich und staatsrechtlich in gleicher Weise wie für angebliche und 
wirkliche Lehen ausgesprochen. Es muss dahingestellt bleiben, ob die 
später geltend gemacht»' französische Auflassung des westfälischen 
Friedens -Instrumentes hier aus Absicht oder Unkenntnis nicht zur 
Geltung gebracht worden ist: wahrscheinlicher ist das letztere').* Bei 
der steten Zugehörigkeit der Grafschaft zur Diözese Metz und der be- 
stimmten Ablehnung des Ausdrucks »districtus temporalis« seitens der 
französischen Bevollmächtigten auf dem Westfälischen Friedens-Kon- 
gresse entsprach diese Beunion thatsächlich der französischen Auffassung 
des Friedens-Instrumentes. 

HO. 

(iebiet und Grafschaft Domcvre. 

Sitzung vom 2?5. Dezember HitfM. 

Das von der Kammer beanspruchte Gebiet ist im vorliegenden 
Falle ein anderes als dasjenige, für welches der Frkundenbeweis zu 
führen versucht wurde. Innerhalb der in Betracht kommenden loth- 
ringischen Landschaft liegen nämlich heute, wie zur Beunionszeil. 5 Orte 
gleichen Namens : 2 im Departement Mcurlhe-et-Moselle. 3 im Departe- 
ment Vosges. Von den eisten beiden ist der kleinere auch Domevre- 
la-llaye genannt, ein Kanlonoil von etwa 400 Einwohnern, nördlich 
von Toni gelegen; der andere, auch Domcvre - sur - Verouse genannt, 
zählt 1500 Kinwohner. gehört zum Kanton Blamont. von dessen 

'i s, Ueimi.m <ler I>iü/es<-n Met/, T..ul und Ventun, 
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llauplnrl er f> Kilometer südwestlich liegt. Die 3 Ortschaften des 
Departement Yosges gehören zu den Kantonen Chätel, Vittel und 
Epinal. Der besonders zu berücksichtigende Orl des Kantons Chätel 
liegt 1") Kilometer südwestlich der Metzer Bischofsstadt Rambervilliers. 
Hei der Kammer herrschte völlige Unklarheit darüber, welcher der ge- 
nannten 5 Orte der zu reunierende sei. Die Vorladung wurde in 
Domevre im Kanton Htamoni abgegeben, wie die Erwähnung einer 
dort befindlichen Benediktinerabtei beweist 1 ): die erste der vorgelegten 
Urkunden bezieht sich aber zweifellos auf Domevre-la-Haye, da nur 
dieses zur Diözese Toul gehört, von der in der Urkunde die Rede ist, 
auch 2 iti unmittelbarer Nähe dieses Kantonortes gelegene Ortschaften 
in der Urkunde genannt werden. In 2 anderen wird jedoch Domevre 
in unmittelbaren Zusammenhang mit Rambervilliers gebracht, sodass 
diese auf Domevre im Kanton Chätel bezogen werden müssen : eine 
letzte Urkunde endlich lautet so unbestimmt, dass sie auf jeden der 
ö Orte bezogen werden kann. Sämtliche ö Ortschaften gehörten zur 
Reunionszeit zum Herzogtum Lothringen. Die Urkunde für Domevre- 
la-Haye besteht in einer Lehenserneuerung von 1304 für einen 
zwischen den Dörfern Menonville und Tremblecourt*) im Hanne von 
Domevre gelegenen Wald: die beiden Urkunden für Domevre im 
Kanton Chätel betreffen die Verpfandung je der Hälfte von Domevre 
und Rambervilliers in den Jahren 1395 und 13D7 seitens des Bischofs 
Raoul de Couey an den Herzog Karl von Lothringen. Die letzte 
Urkunde endlich ist die Lehenscrncuernng eines Privatmannes für Be- 
sitzungen in Domevre, ohne Bezeichnung der Lage des Ortes, vom 
Jahre 14">9: sie ist Tür die Beurteilung der Zugehörigkeit ohne jede 
Bedeutung. Kür das wohl zunächst zur Reimion in Aussicht genommene tie- 
biet von Domevre-Blamont liegen Huldigungs-Akte nicht vor, wohl aber in- 
folge des zweifellos zur weiten Kenntnis gekommenen Kammerbeschlusses 
und der im Oktober vorhergegangenen allgemeinen Aufforderung des 
Königs, solche für die übrigen 4 Orte gleichen Namens, nämlich für 
Domcvre-en-Haye ein Lehensverzeichnis des Marquis von Noveanl-au-Fre 
für das »Marqnisat« Domevre, für Domevre im Kanton Vittel und 
Domevre im Kanton Epinal Huldigungsakte für Teilbesitzungen je eines, 
für Domevre im Kanton Chätel für solche zweier Herren. In allen 
diesen Lehensbekenntnissen führen die Besitzer neben Domevre ihr 
gesamtes anderes Eigentum auf; da sicherlich keine der Huldigungen 

'} l'cbcr die Geschichte dieser Abtei s. Chalton in iiuinoires de la societc 
darehri.lojiie lorraino, 181*7, :\. S., XXV, S. 5 fi\ 
Uelde noch heute vorhanden. 
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zurückgewichen, so ist der beabsichtigten kleinen Betmion eine ganz 
bedeutende, im Kinzelnen sehwcr bestimmbare Ausdehnung auf Kosten 
des Herzogtunis Lothringen gegeben worden. Kaum eine der früheren 
Beuniouen dürfte bezeichnender für das Verfahren der Kammer sein, 
die augenscheinlich vorher von dem Vorhandensein mehrerer Orte 
gleichen Namens keine Idee hatte. Als ursprünglich beabsichtigte 
Beunion muss aber wohl die von Domevre-Blamont angenommen 
werden, da hier die Vorladung abgegeben worden war: Calmet nimmt 
dalier auch dieses als das reunierte Gebiet an, verwechselt es aber, 
der Kammer folgend, mit Dotnevre-Hambervilliers, indem er zur Be- 
gründung der früheren Zugehörigkeit zu Metz die beiden Verpfändungen 
von 1.'Wö und 1397 anführt 1 ). Das reunierte Gebiet von Domevre- 
Hlamont hat dagegen, soweit erkennbar, niemals in irgend welcher 
Abhängigkeit von Metz gestanden. 

40. 

Stadl und Herrschaft Gondreville. 
.Sil/.iinjr vi.m 2(5. IWctnber 16N0. 

Gondreville besieht als Gemeinde heute nicht mehr, ist vielmehr 
seit dem Jahre 1812 mit dem Dorfe Vry*», das 1o km nordostlich Metz 
im Landkreise der Bezirkshauptstadt gelegen, zu einer Gemeinde letzteren 
Namens verschmolzen. Line Stadt desselben Namens liegt allerdings 
5 km unterhalb Toni au der Mosel. 

Auf Grund der l r rkunden. welche der Kammer vorgelegt und zum 
Teil noch im Original vorgefunden sind, hüllen Ansprüche nur auf den 
zuerst genannten Ort erhoben werden können, da in ihnen Gondreville 
stets im Verein mit drei anderen in unmittelbarer Nähe des heutigen 
Vry belegeneu Dorfern genannt wird. Trotzdem scheint die Kammer die 
Stadt Gondreville-Toul im Auge gehabt zu haben, da jener andere Ort 
von jeher im Territorium des Bistums Metz lag und zum pays Messin 
gehurt hatte, also seil 16-18 rechtlich iml Frankreich vereinigt war: auch 
ist in der mehrgenannten Beunionskartc von Nohn Gondreville-Metz 
gar nicht, Gondreville-Toul aber mit einem angemessenen Beunions- 
gebiete von etwa 1 V i J Meilen eingetragen und als Lehen des Bistums 
Metz bezeichnet, wiewohl diese lothringische Stadl niemals in irgend 
welchen Beziehungen zum Bistum gestanden halte. Auch dass auf die 
Vorladung keinerlei Antwort erfolgte, spricht dafür, dass sie bei der 

') Calinel, N..li<e, I, M'A. 



Digitized by Google 



2üO - 



Stadl abgegeben worden isl, da die Melzer Behörden wohl sogleich 
dir nötige Aufklärung gegeben hätten, während von lothringischer Seite 
niemals eine Berücksichtigung der Vorladungen erfolgte. Die Beweis- 
führung beschrankte sich auf Vorlage dreier Lehenserneuerungen von 
141ü und 141.") für (londreville und die drei in der Nähe gelegenen 
( H tschaften Hepuldange, Burange und Musey. Die Kammer sprach die 
Stadt (ville.i (londreville nebst Zugehörigkeiten in gewohnter Weise 
dem Bistum und der französischen Landeshoheit zu; ein Huldigungs- 
Akt liegt aber bezeichnenderweise nur für das Dorf Gondreville-Melz vor. 

Auch hier verwechselt ( '.ahnet die beiden Ortschaften, indem er 
eine Geschichte der Stadl (jondreville-Toul giebt und deren Beunion 
auf Cinuid der vorstehend erwähnten zwei Urkunden erzählt 1 ). 

41. 

Stadl und Herrschaft Neufehäteau. 
Sit/im? vom 6. März 1U81. 

Ncufchäleau ist heute eine Stadt des Departement Vosges. Die 
frühere Herrschaft Neufehäteau 2 ) hatte von Alters her zum Herzog- 
tum Lothringen gehört, von dem sie Kdelleulen zu Lehen gegeben 
w urde, die danach sich als Herren von Neufehäteau bezeichneten. Durch 
Verl rag vom 2'.). .luli 1220 sah Herzog Malhias II. von Lothringen sich 
genötigt, die Herrschaft, die hierbei noch als bisheriges Allod bezeichnet 
wird, dem Gra Ten Theobald von der Champagne als Lehen aufzutragen; 
die darauf begründete Lehen.-herrliehkeit ging 1285 bei der Vereinigung 
der Champagne mit Frankreich an dieses über, wie zwei Huldigungen 
Herzog Theobalds II. bei Philipp dem Schönen 1-500 und 1310 be- 
weisen. Ein Versuch des Herzogs Karl II., sich 1410 der Leheriü- 
herrlichkeit zu entziehen, missglückte ; das Parlament zu Baris erklärte 
das Lehen für verfallen und verurteilte den Herzog zu einer hohen 
Geldbusse: schon 141 H aber ward der Herzog vom Könige begnadigt 
und als Vasall für Neufehäteau wieder eingesetzt. Aus dieser Stellung 
zur französischen Krone wurde aber Neufehäteau vom Könige Ludwig XI. 
14(5.") vollständig losgelöst; infolge der Konvention von St. Maur, wo 
nach Acusserung Commines -le roi fut mi.s au pillage«, musste der 
König auf die Lehensherrlichkeit verzichten 'i. In der Urkunde vom 
Oktober d. .1. heisst es von den Gebieten von Neufehäteau, Chatenois, 

i:.ilm. |, X,,li<<> I. S. ',!>>. 
r.ilmrl, Xolico II, S, 12o. 
3 ) Nidivrc« *. Ik-i M.mriii, Kt ciK lorrains. IK'JH. S. 127 f. 
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Moni Tort, Frouart und Graut wie folgt: »quo dorenavanl ä loujours iis 
soient exendes ot miscs hors de souvcraineto de la eouronne do France 
ot de untre oour do Champagne, suis tjtie nous, ni nos suecesseurs 
puissions pretendre aucun droil d'hommage, souveraincte ni Jurisdic tion' 1 >. 
Wonige Jahre spater, 1475, brachte Karl der Kühne von Burgund die 
Stadt in .seinen Besitz; nach dessen Untergang trat aber sogleich wieder 
die lothringische Landeshoheit ein, unter der daher zur Keunionszeil 
NeutVhateau seit mehr als drei Jahrhunderten unbestritten gestanden 
hatte, wobei die Stadt Sitz eines Unteramtes geworden war. 

Als Klager trat zum ersten Male der General-Prokurator Ravaulx 
allein auf, da die Beziehung zu einem der Bistümer nicht halle fest- 
gestellt werden können ; dass darin eine Uoherschrcitung der in dem 
Kinselzungs-Erlasse festgesetzten Befugnis der Kammer, in welcher 
einer der Bischöfe als Kläger vorgesehen ist, lag, wurde ähnlich wie 
hei der Beunion von Ftain und einigen nachfolgenden nicht weiter 
berücksichtigt. Auch in dem Erlasse des Königs vom 17. September 1680, 
welcher die Vollmacht der Kammer erweiterte, konnte eine Recht- 
fertigung für dieses Vorgehen nicht gefunden werden, da auch nach 
diesem die Kammer beschließen sollte über die -pays, terres, seigneurics 
et droits, eedes ä Nous par les trailes do Munster ot des Pyraiees», 
die Grafschaft Neul'chäteau also hiernach nicht in Betracht kam. Zur 
Begründung seiner Klage führte der Genoral-Prokurator zunächst den 
Nachweis, dass Neufchateau lehensabhängig von den (irafen der Cham- 
pagne gewesen, und in diesem Verhältnisse an Frankreich über- 
gegangen sei. Zu diesem Zwecke wurden der Kammer vorgelegt : 
aus dem Jahre 1256 die Beglaubigung des Erlasses eines Grafen von 
der Champagne, worin die Rechte der Einwohner von Neul'chäteau 
bestätigt werden: vom Jahre 1206 ein Erlass König Philipp des Schonen, 
worin er die Stadt als ein an ihn übergegangenes Lehen der Grafschaft 
Champagne bezeichnet : ein Giiadenerlass desselben Königs vom Jahre 1300, 
in welchem er den Bürgern neue Gerechtsame, wie Judenregal, Münz- 
sehlagen u.s. w. verleiht. Wie aus den weiteren Urkunden hervorgeht, trat 
König Philipp bald darauf die Lehonshei rliolikeit über Xeufehäteau seinem 
Sohne Louis ab, der laut vorgelegtem Nachweise 1312 den Bürgern 
ihre Rechte bestätigte. In den folgenden Jahren schein! die Stadt 
UebergrilTen des Herzogs Friedrich von Lothringen ausgesetzt gewesen 
zu sein: gegen solche sehreitet Kimig Philipp V. 1322 ein. wobei er 
vom Herzoge sich für die Gebiete, wie sie in obiger Urkunde angeführt 
sind, Huldigung erstatten lässl. Hie Ausübung ähnlicher landesherr- 

V Die Urkunde abgedruckt bei Calmol, III . preuves. S. 231. 
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lieber Hechte winde weiterhin dun Ii 5 I rkunden aus den .lehren 
Di l i bis MOo nachgewiesen: diesen für dir früheren Zeiten voll- 
«jiiltigon beweisen folgte zum Schlüsse die Vorlage zweier völlig nichts- 
sagender, die Ausübung landeshei rlielier Heelile in den Jahren 1053 
und 1051, also der Zeit der französischen Hesetzung, nachweisender 
Schriftstücke, hie burgundisehe Kpisoile und die Abtretung der Oebiete 
durrh König Ludwig XI. kam biernaeb in der Kammer nicht zur Sprache : 
durch deren Hesehluss ward daher Noufehätcau zum unmittelbaren 
Lehen der französischen Krone erklärt und dem angeblichen Herrn 
die Erstattung der Huldigmius-Akte innerhalb der gewöhnlichen Fristen 
aufgeben: die l'nlcrslollung unter die Landeshoheit Frankreichs unter- 
blieb naturgemäss ebenso wie die Hezugnahme auf die Verträge von 
Münster und Osnabrück. Huldigungen liefen nur vom Maire von Ncuf- 
chateau für die städtischen < .ere<-htsamc und von einem Privatmanne 
für eine kleine Hesilzung in der Sladl vor: für die l.eurteihmg der 
Ausdehnung des reunierten (lebietes gewähren die Irkunden einen 
Anhalt, nach denen ausser den inehrgcn.innten 4 (lobielen auch noch 
die am Zusammenflu-s der Meurtlie und Mosel belegene Herrschaft 
Frouart dem allen Lehen zuzurechnen ist Hie (üösse kann danach 
zu etwa 0 DMeilen veranschlagt weiden. 

Für die ISeurteihmg gewährt diese Heunion insofern ein besonder«-.« 
Interesse, als die übliche Nichtberücksichtigung etwaiger Veränderungen 
im Laufe mehrerer Jahrhunderte hier die Erhebung nachweislieh unhalt- 
barer Ansprüche ermöglichte: es mag dahin gestellt sein, ob die Ab- 
Irelungs-rrkunde Ludwig XI. der Kammer bekannt war. immerhin braucht 
eine absichtliche Fnlerdrüekung des Dokumente- nicht angenommen zu 
wenlen, da die Orafschafl infolge ilnei Laue innerhalb des tiebietes von 
Frankreich, Harrois mouvanl un<l Toni, zum Allod der französischen Krone 
hätte erklärt werden können, ähnlich wie Kriechingen und Mörchingen. 

Sil \4i]ii II. | >e i fsilri i ICSI . 

Die (icbiolc von < '.halenois, Frouari und Moni fort, welche, wie 
vorstehend hervorgehoben, lluitsächlich als Zugehöi igkeifen von Neuf- 
chäteau angesehen werden konnten, w urden auf Co und der für die 
Heunion dieses tiebietes vorgebrachten rrkunden in besonderer Sitzung 
ausdrücklieh als (.ebidsleile von Neuf'häleau erklärl und nochmals 
in den gewohnten Formen minier!. 

Sitzung-Ii v.Mit 2«. h l-rtiar UWJ iin-l vui.i \X Aj.ril 1 
Auch diese beiden Sitzungen bezogen sich auf das (iebiet von 
Neufchätcau. hatten aber nur die Hegolung unwesentlicher (ierichts- 
verhältnissc zum C.egensland. 
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Sil/uuji vom IX Mai 16*3. 

Diese Sitzung wird anberauml, um Beschwerden der Maircs von 
Neufchäteau und Chatenois zum Auftrag zu bringen ; die wirkliche Ab- 
sicht war aber augenscheinlich eine Krweilerung der Reunion vom 
6. März 1681; bot dafür auch die bei andern Keimionen schon früher 
verwertete Zusammenstellung des früheren Kammerpräsidenten Thierry 
Alix die Möglichkeit, so musste sie doch wegen des inzwischen vom 
Könige abgelegten Versprechens, sich weiterer Reunionen zu enthalten, 
in verhüllter Form erfolgen. In dem Kartular von Alix waren die 
Domänen und Lehen von Neufchäteau aufgeführt, darunter Oertlieh- 
keiten, die, wie Bulgueville, Nivier zum Rarrois mouvant oder, wie 
Allainville, zu Frankreich selbst gehörten ; dadurch wird der früher nach- 
gewiesene, rein privalrechtliche Charakter dieser Arbeil auch für 
Neufchäteau dargethan. Durch den Reschluss wurden die (Irenzen der 
Grafschaft etwas erweitert, besonders nach Süden hin; die Vergrößerung 
der Reunion hatte aber nicht entfernt den gleichen Umfang wie die für 
Vaudemont am gleichen Tage bewirkte 1 ). 

42. 

Städte und Herrschaften Arrancy und St. Pierre-Villicrs. 

Sitzung von. 10. Marz IHM. 

Arrancy *i ist heule ein Dorf irn Departement Mcuse, ."> km süd- 
lich von Longuyon gelegen, St. Pierre- Villiers"), eine Ortschaft in der 
Nähe dieses Dorfes und wie Arrancy zum Kanton Spincourl gehörig. 
Die Ansprüche auf beide gingen bis zum 15. Jahrhundert zurück. Von 
Allers her gehörten beide Orte zur unabhängigen Grafschalt Dar, 
Arrancy aber nach einer vorgefundenen, der Kammer nicht vorgelegten 
Urkunde von 1270 zu dieser Zeit als Lehen von Luxemburg; aus 
diesem Verhältnis halte sich der gemeinsame Desilz ('»terre commune«) 
beider Herzogtümer entwickelt, aus welchem Arrancy durch den Vertrag 
vom 15. Juli 1G02 zwischen Lothringen, Luxemburg und Spanien, 
welcher zur Regelung streitiger Ansprüche zwischen diesen Mächten ge- 
schlossen wurde 'i, an ersteres allein überging. Zur Reunionszeit gehörten 

') < < 120. 
-) Li.'nard S. 8. 
s ) Liönard, S. 212. 

*i Der Vertrag wird erwähnt von Hcrlliok'l, Insloin« du ducln- de laixi'in- 
buurj. 1743, TSd. VIII. S. "»l». Handschriftlich ist er im Rezirks-Archiv zu Metz 
vorpefunden. 
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die hohlen beanspruchten Gebiete unbeslrillen zum Gebiete des Herzog.- 
vt »ii Lothringen; Arramy war .Sil/ « Inc.- herzoglich lothringischen Amtes, 
Als Klager trat am -Ii liier wieder keiner der Rischöfe, sondern die 
Aehtissin des Klosters St. l'ierre-acx-Danies in Metz auf: die hei den 
beiden Orlsbehörden abgegebene Vorladung war unbeantwortet go- 
hliehen. Die Rewoisführung beschränkte sich auf zwei l'rkuuJen von 
14.")7 und 15K8, naeh welchen die Acblissinncn des Met/er Klosters 
Teile ihrer Gerechtsame und Hinkünfte in heiden Orten an die Her- 
zöge abgetreten hatlen »unter dem Vorwande« des Schul/es (sous 
prelexle de protection et sauvegarde). Diese Abtretung sei. angeblich 
nach den Ausführungen der Aehtissin, olme allen Grund und gegen 
alles Recht geschehen und daher als ungültig anzusehen; daher sei seil 
den Friedensschlüssen von 1G4S und Uu\) der Konig von Krankieieh 
der wirkliche und rechtmässige Sohulzhcrr i^veritable et legitime pro- 
lecteur«). Der wirkliehe Sachverhalt ist dagegen zweifellos der, dass 
di<; Met/er Ahtei Privatbesitzungen in fremden Territorien, hier also in 
Lothringen-Rar hatte und sich Schul/briete des Landesherrn erwirkte, 
wofür sie diesem einen Teil ihrer Gerechtsame und Einkünfte abtreten 
musste. Dem gegenwärtigen Vorgehen der Kannner stand wahrschein- 
lich die Aehtissin ganz fern; auch liegt kein Huldigungsakt von ihrer 
Seite vor, wenngleich der Kammerbeschhe-s ihr, nicht dem Herzoge 
von Lothringen, die Rlliehl der Lehonsernouerung heim Rischofe von 
Metz auferlegte. Da auch in den l'rkunden keine weiteren Orte auf- 
geführt werden, bestand das retmierte Gebiet jedenfalls nur aus den 
beiden Dörfern und ihrer Gemarkung. 

s-il/uni; vom :"». Ajinl HSfvt. 

Zugleich mit der Reunion von Longwy, Longuyon und Marville, 
für welche diese besondere Sitzung anberaumt war 1 », wurde in ganz 
willkürlicher Weise ohne Anführung von Gründon die Reunion vom 
10. März 1G81 auf das Amt Arianes, also den lothringischen Ver- 
wallungs-Rezirk, ausgedehnt und damit auf einen Luifang von etwa 
2 □Meilen gebracht. 

4.1. 

Gratschalt Chiny-i. 

Sil/.un^ vom 21. April HWI •> 

Der gleichnamige Hauplorl der Grafschaft ist heute eine zur 
belgischen Provinz Luxemburg gehörte Sladt, 1~» Kilomeier westlich 

' s. weilt r unl< n. 

-') Die ^'f-sch iclilln lt<-ii Noiizeti nru Ii .leanlin, liiMoire »In roint«'- de l'.liinv, 
1H5K, und fJoflinet. comles de Clittlv. 1HM0. 

*) Vfhvr die früher»' Iteumon eines Teiles der (iialstliufl s. S. 184. 
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von Arlon gelegen. Anfangs des 13. Jahrhunderts, auf welches 
die französischen Ansprüche zurückgingen, war Chinei oder Chineis, 
wie es damals genannt wurde. Sil/, einer in dem westlichen Teile 
des alten Waber-Gaues entstandenen territorialen (irafschaft, deren 
Hegriindung bis auf die Milte des 10. Jahrhunderts zurückzuführen 
versucht wird. Das erste Grafcngcschlecht starb in männlicher Linie 
1227 aus; der liesitz erbte aber, dem wälschen Gewohnheitsrechte 
entsprechend, in weiblicher Linie sich fort. Vielleicht aus diesem 
ürunde halte der letzte (iraf, Louis IV., die t irafschaft dem (irafen 
von Hai- zu Lehen aufgetragen. Seine Krbtochler Johanna war seit 
1220 mil dem (irafen Arnulf III. von Looz, dein bekannten Henne- 
gauer (Jeschlecht angehörig, vermählt, der nach dem Tode des Schwieger- 
vaters sich (iraf von Looz und (Jiiny nannte. Kr nahm bis zum 
Regierungsantritt seinen Wohnsitz in dem von ihm neu erbauten 
Schlosse Montmedy, um das sich rasch eine Ortschaft bildete: 1239 
wurde diese an Stelle von Ghiny zur Hauptstadt der (Irafschaft erklärt. 
Kiner seiner Nachfolger, t iraf (ioltfried II., verlor L'Uil die (irafschaft 
Looz an den Hisehof von Liilticli, (irafen Kngciberl von der Marek, 
wobei er selbst zum (lefangenen gemacht worden war, im folgenden 
Jahre trat er seine Hechle auf beide Gralschaften an seinen Vetter, 
(irafen Arnulf von Kummen, ab. der die Helehnung nicht nur von dem 
Herzoge von Har, sondern auch von dem Herzoge von Luxemburg 
erbat und erhielt. ( '.hiny war inzwischen also auch in Lehensabhängig- 
keil von letzterem getreten l ). 

( Iraf Arnulf wandte seine ganze Kraft der W iedergewinnung der 
Grafschaft Looz zu: er verkaufte zu diesem Zwecke am 16. Juni 1)164 
die (irafschaft (.'hiny mit Genehmigung des Herzogs Hoher! von Har 
und unter Vorbehalt von dessen Hechten an den Herzog Wenzel von 
Luxemburg- 1. Von diesem Zeitpunkte an galt die (irafschaft als in- 
tegrierender Teil des Herzogtums Luxemburg, wenn auch das Verhält- 
nis zn Kar formell wenigstens weiter bestand und erst durch den 
früher im Zusammenhang der Kreignisse besprochenen Vertrag vom 
Jahre 1602 abgelöst wurde. 

Kino wesentliche Veränderung brachte der pyreuäische Kriede. 
der die westliche Hälfte mit Montmedy und Jvry (Carignan) der fran- 
zösischen Krone zusprach. Die östliche Hälfte mit C.hinv und Virton 
gehörte dagegen zur Hennionszeil unbestritten zum Gebiete des 
Herzogtums Luxemburg. Als Kläger trat ausschliesslich der General- 

'j Oer Lehensbrief von Luxemburg abg.drm kl bei ««oflincl S. r >'W>. 
') Her Kaufukl abtie.lruekt bei Cmflinct S. 510. 
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Prokurator Ravaulx auf, welcher die Vorladung bei der Ol tsbehörde 
in Ghiny abgeben liess, mit «lein Auftrage, den angeblichen Herrn 
davon zu benachrichtigen. Die Rcweislührung basirte auf 3 Momenten : 

1. dass durch die Abtretung der Hauptstadt Monlmedy im pyre- 
näischen Frieden die ganze Grafschaft in Abhängigkeit zu Frankreich 
gekommen sei : 

2. dass die Grafschaft ein Lehen des Herzogtums Rar sei, das 
der Oberhoheit Frankreichs unterstehe: 

3. dass in der Grafschaft stets das Recht von Reaumont, dessen 
Herr der König von Frankreich sei, in Geltung gewesen sei. 

Zur Regründung des früheren Lebensverhältnisses zu Rur wurden 
sechs Fremden aus dein 13. Jahrhundert vorgebracht, die an der 
Thalsache für die damalige Zeit keinen Zweifel lassen. Per vorerwähnte 
die Lehenshoheit Rars bestätigende Kaufakt von 1364 ward dagegen 
der Kanuner nicht vorgelegt. Dafür kam zur Vorlage ein das Lehens- 
verhältnis bestätigender Vertrag zwischen dem König-Herzog Wenzel 
und dem Herzog von Rar vom Jahre 1387, in welchem nach Aus- 
weis der Kammerverhandlung König Wenzel erklärt, das Lehen und die ' 
(irafschaft vom Herzog von Rar zu haben (de tenir le lief et comte 
de Ghiny dudit duc de Rar). Line weitere Lehenserneuerung aus den 
folgenden Jahrhunderten konnte aber nicht vorgebracht werden; das 
Lehensverhältnis scheint danach, wenngleich nicht aufgehoben, von 
beiden Seiten als belanglos nicht mehr beachtet worden zu sein. Die 
übrigen zahlreichen Urkunden sowohl aus der gräflichen wie aus der 
luxemburgischen und spanischen Zeit betreffen Restäligungen von Ge- 
rechtsamen für die Rewohner und Zuweisung von Ortschaften unter 
die Gerichtsbarkeit von Montmcdy und das Gewohnheitsrecht von Reau- 
mont, vom 13. bis zur Milte des 17. Jahrhunderts, um daraus eine 
Art von Hoheitsrechten von Montmedy und Reaumont über den nicht 
abgetretenen Teil der Grafschaft abzuleiten. Schliesslich wurden der 
Kammer Auszüge aus dem Recht von Reaumont und anderen Gewohn- 
heitsrechten vorgelegt, um den Reweis zu führen, dass das Lehensrecht 
nicht verjähren könne. Der Reschluss der Kammer lautete auf Ab- 
slattung der Huldigung seitens des Herrn von Ghiny innerhalb der ge- 
wohnten Fristen und Unterstellung der Grafschaft unter die französische 
Landeshoheit. 

Huldigungs-Akte liegen nicht vor; die Grösse des reunierlen 
luxemburgischen Anteils der früheren (irafschaft beträgt rund 15C Meilen. 
Wenn selbst eine Verjährung des Lehens-Verhältnisses innerhalb dreier 
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Jahrhunderte nicht zuzugeben sein winde, so war im vorliegenden 
Falle daraus keinerlei Beeht. für Frankreich abzuleiten: die Lehens- 
herrlichkeit war naturgemäss auf das Herzogtum Lothringen, nicht aher 
auf die Krone Frankreich übergegangen, da die Grafen von Bar nur 
mit einem Teile ihres unmiltelharen Besitzes, dem Barrois monvant, 
von Frankreich lehensabhängijr waren, keineswegs aber ihre eigenen 
Lehen als Al'terlehcn der Krone Frankreichs anzusehen hatten. Für 
letzteres Verhältnis ist auch nicht der Schalten eines Beweises vorge- 
bracht worden, wählend die Herzöge von Lothringen thalsächlich bis 
zum Anfange des 17. Jahrhunderts Lchensansprüehc aufChiny gellend 
gemacht, auf dieselben aber lö<>2 vertragsmiissig zu (iunsten Spaniens 
verzichtet hatten. 

Die Durchführung des Beunionsbeschlus-es kann im vorliegenden 
Kalle genauer verfolgt werden 1 ), (deich nach Ausfertigung des Fr- 
tcils erschien ein französischer Oflizier bei dem Gouverneur des 
Herzogtums Luxemburg, Prinzen von Chimey, und forderte ihn auf 
Grund des Beschlusses auf. unverzüglich die spanischen Truppen aus 
einem Gebiet«' zurückzuziehen, das dem katholischen Könige nicht mehr 
gehöre. Die Aufforderung ward natürlich abgelehnt; sofort überschrillen 
vier französische Kavallerie-Abteilungen die spanisch-niederländischen 
Grenzen, mit dem Auftrage, etwaiger Gewalt Gewalt entgegenzusetzen, sonst 
aber üppig (grassement > auf Ivtslen des Landes zu leben, bis es dem 
Könige von Spanien gefallen werde, sich und seinem Lande diese Last 
zu ersparen. Zur Anwendung von Gewalt kam es nicht: der Gouverneur 
zog vor den französischen Truppen seine Givil- und Militär-Behörden 
zurück; die Kranzosen setzten sich in Besitz der Grafschaft und gingen 
sofort zur Erweiterung derselben nach der Theorie der Zugehörigkeilen 
über, nach welcher das gemäss dem vorstehenden Beschlüsse reunierte 
Gebiet östlich bis zu den Thoren Luxemburgs ausgedehnt wurde: nur 
das Eintreten besonderer l'mslände verhinderte die Wegnahme der Festung 
selbst im Frühjahr 1682 auf dem Beiuiionswege -). 

» 

Sit/im^' vntn f>. A]iul KiKM. 

Nach der Bcunion der Grafschaft f.hiny trat, abgesehen von den 
unwesentlichen Vergrösserungen der reunirten Gebiete von Arry und 
Neufchateau im Herbste KX1, eine nahezu 2jährige Pause in den 
Beunionsbeschliisseu der Kammer ein. Der Grund dafür lag in den 
später im Zusammenhange zu schildernden Verhandlungen Frankreichs 

'• n.'Ussct III, S. 213 IT, nach dein Archiv des Kri.-snitnisteriuins. 
*) ». weiter unten. 
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mit dem Kciehe. infolge derer im September 1081 in Frankfurt a. M. 
ein mehrmals verschobener (icsarldton-Kongross zusammengetreten war: 
mit der L'roffnung desselben hatte Ludwig XIV. alle weiteren Heunionen 
zu unierlassen sich verpachtet '). 

Anfangs kam 1'rankreieh dieser Verpflichtung nach: als die Ver- 
handlungen des Kongresses sich aber in die Länge zogen und aussichts- 
los zu gestalten schienen, wurde das Milte! gefunden, die Peunionen 
wieder aufzunehmen : die Heunionsbcschli'isse winden nämlich nicht 
mehr als solche gekennzeichnet, sondern erhielten eine unverfängliche 
Pcnennung, welche sie als naturgemässe Folge früherer l'rteile oder 
sonstiger .selbstverständlicher Verhältnisse erscheinen Hessen. 

In der Sache aber wurden die llcunioncn nicht nur fortgesetzt« 
sondern erhielten sogar eine, alles Frühere weil hinler sich lassende 
Ausdehnung: Pavaulx glaubte nimmehr sich keine llosehränkung mehr 
auferlegen zu müssen, und ging daher zu den ihm früher untersagten 
Massen-Keunionen über, dergestalt, dass nach wenigen Sitzungen der 
ganz« 1 I'mfang der Diözesen Metz, Toni und Verdun, eingeschlossen 
das Herzogtum Lothringen-Har der französischen Krone zugesprochen 
und damit der grösste Teil der früheren Reunions-Hest hlüsse nochmals 
wiederholt war. 

Schon der in der übersehriebenen Sitzung gefasste Peschluss 
lässl äusserlich in keiner Weise erkennen, dass durch ihn eine ganz 
bedeutende neue Keunion bewirkt wurde: er lautet: 

Arret «le la Chambre royale de Metz du ciuquicme jour d'avril 
1083, ipü ccsse et annulle le jugement du grand conseil de .Malines 
du vingt-cinquieme juin 1 (>S7, et ordonne quo l'arret de la dite 
chambre du vingt-unieme avril 1681 sera exeeute selon sa forme et 
leneur. 

Den äusseren liahmeu für die Verhandlung vom 5. April 1683 
gab allerdings »'in Protest ab, der den grossen Hat von Meeheln unter 
llerufung auf die Abmachungen des pyrcnüischcn Fliedens am 25. Juni 
1681 erhoben hatte. In diesem Proteste war hervorgehoben worden, 
dass nur die in den Friedens^! Bestimmungen besonders aufgeführten 
(lebietsleile, nicht aber Zugehörigkeiten i ■ dependancesO derselben al>- 
gelreten seien: jeder etwaige Zweilei sei durch den Vertrag vom 
12. .1 tili 1602 zwischen Spanien und Lothringen ausgeschlossen worden, 
da in diesem der Herzog von Lothringen auf alle etwaigen Lehens- 
rechte auf die (irafsehaft Chiny ausdrücklich verzichtet habe, wofür er 
durch Zuweisung von Arrancy und anderen bisher gemeinsamen bezw. 

Näheres s. weiter unten. 
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streitigen Gebietsteilen entschädig! worden sei. Der Reunionsbcschluss 
wird daher von dem grossen Rat als eine Gcwaltthat und offenkundige 
Verletzung der Friedens -Verträge und des Völkerrechtes bezeichnet. 
Den Behörden und Einwohnern der Grafschaft war weiterhin bei Strafe 
verboten worden, den Forderungen der Kammer nachzukommen und 
eine andere Landeshoheit als die des Königs von Spanien anzuerkennen. 

Solche Proteste und Huldigungs- Verweigerungen waren in den meisten 
der reunierten Gebiete vorgekommen, aber einfach nicht beachtet oder 
wenn nötig mit Gewalt unterdrückt worden; in dem vorstehenden Falle 
wurde aber aus dem oben geschilderten Grunde eine besondere Sitzung 
anberaumt. In ihr wurde zunächst der Einspruch des Grossen Rates 
von Mecheln für hinfällig erklärt, da die Grafschaft Chiny von Alters 
her (»de tonte ancienncle«) zu Bar gehört habe, dieses aber von der 
Krone Frankreich lehensabhängig gewesen sei, wobei also Barrois 
mouvant ohne weitere Begründung an Stelle der ganzen Grafschaft 
gesetzt wird. Der Verlrag von 1002 sei daher, so wird weiter aus- 
geführt, nur ein weiterer Beweis für die Berechtigung der französischen 
Ansprüche, da durch ihn das bisherige Lebensverhältnis zu Lothringen- 
Bar ausdrücklich anerkannt werde, die Vasallen aber die Rechte ihrer 
Oberlehnsherren (seigneurs dominant* ) nicht beeinträchtigen dürften; 
dieser Oberlehnsherr der Grafschaft Bar sei von Alters her der König 
von Frankreich gewesen. Nunmehr wurde aber zu einer bedeutenden 
neuen Reunion übergegangen, für welche die nötigen Unterlagen jeden- 
falls inzwischen in den durchsuchten Archiven in Chiny und anderen 
besetzten Orten gefunden waren. Der General-Prokurator führte zu 
dem Zwecke aus, es scheine nach vorgefundenen Urkunden und dem 
Vertrage von 1G02, dass vor Zeiten auch die Aerater Longwy, Longuyon, 
Marville und Arrancy zur Grafschaft Bar gehört hätten und dass Slenay 
liehen des Bistums Verdun gewesen sei. Ein Zusammenhang dieser 
Gebiete mit der Grafschaft Chiny kam dabei nicht in Frage; er wurde 
künstlich geschaffen, um die Reunion mit Bücksicht auf das erwähnte 
Versprechen des Königs ') in verhüllter Form bewirken zu können : es 
werden daher die Reunionen von Longwy, Longuyon und Marville im 
Folgenden besonders zu behandeln sein, während Slenay ausscheidet, 
da die Kammer dessen Reunion nicht aussprach, jedenfalls weil es 
schon seit 1641 im rechtmässigen französischen Besitz war. Der Er- 
weiterung des Gebietes von Arrancy durch Hincinziehung des ganzen 
Amtsbezirks ist schon früher gedacht worden 2 ): es bleibt daher hier 

») s. weiter unten. 
•) s. S. 203. 

14 
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nur nooh auf die volle Berechtigung des Mechelner »Protestes« und das 
Unzutreffende in den entgegengesetzten Ausführungen des General- 
Prokurators hinzuweisen. 

44. 

Aeinter Longwy, Longuyon und Marville. 
Sitzung vom 5. April ItlK.l. 

Longwy Stadt und Festung des Departements Meurthe-el-Moselle. 
ist bekannt durch die erfolgreichen deutschen Belagerungen von 17tt2. 
1815 und 1870. Longuyon 2 ) liegt 15 km südwestlieh Longwy und ist 
eine Stadt des gleichen Departements ; Marville 3 1. 8 km westlich Longuyon 
gelegen, gehört zum Departement Meuse. 

Longwy war schon im frühen Mittelalter Hauptort einer Graf- 
schaft, deren Kntstehung auf Herzog Reginald zurückgeführt wird, der 
damit den Gemahl seiner Tochter Mathilde belehnte. In der Folge 
wurde ihr Gebiet wiederholt mit Lothringen vereinigt, bezw. zur Aus- 
stattung neuer Sekundo-Genituren des lothringischen Hauses verwendet. 
In der zweiteti Hälfte des 12. Jahrhunderts finden wir eine Griilin 
Krmensinde, soweit erkennbar Tochter des Herzogs Adalbert I. von 
Lotbringen, und vermählt mit dem Grafen Conrad 1. von Luxemburg, 
als Grälin von Longwy u.a. bezeichnet •* ). 1202 wurde die Herrschaft 
von Herzog Friedrich dem Grafen von Mar verkauft ; erst durch die 
Vereinigung von Bar mit Lothringen kam die Grafschaft an Lothringen 
wieder zurück. 1370 war Longwy infolge der Gefangennahme des 
Herzogs Robert von Bar dem Könige Wenzel, Herzog von Luxemburg, 
zugleich mit Longuyon, Marville und andern Orten als Pfand für das 
beträchtliche Lösegeld gegeben worden; schon 1876 aber erfolgte die 
Kinlösung und die bedingungslose Bückgabe an den Grafen. Gegen 
Ende des 80jährigen Krieges war Longwy letzter Zufluchtsort Herzog 
Karls IV. in seinem Lande; 1646 ward daher das Sehloss von den 
Franzosen belagert und erstürmt. Durch den pyrenäischen Frieden 
wurde Longwy dem Herzog zurückgegeben, 1670 aber bei der erneuten 
Okkupation Lothringens von Frankreich zum zweiten Male mit Gewalt 
eingenommen und nunmehr geschleift : durch den Nymweger Frieden 

Bouteillit-r, S. 149. ClauUaux, Essai ?ur rhist..irt> de longwy. 1829. 
'i Liinarel, S. 133. 
»i Lionant, S. 143. 

*) Will»; im I.othr. Jahrb., VII b., S. 1* M ► (T. 
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wurde zwar Stadt und Amt Longwy an Frankreich abgetreten, jedoch 
ohne Zustimmung Herzog Karls IV., der gegen die Festsetzungen dieses 
Vertrages protestierte 1 ). Longuyon hat, abgesehen von der kurzen 
vorstehend erwähnten Verpfändung vom .lahre 1370, stets zu Hanois 
mouvant, bezw. zu Lothringen gehört. 

Marville soll schon 10.-19 von Kaiser Heinrieh III. als besondere 
Grafschaft eingerichtet und dem Krzbislum Trier geschenkt wurden 
sein 2 ), was mangels anderweitiger Nachrichten allerdings zu bezweifeln 
sein durfte 3 ): die Herren von Montjoie, welche wir Fnde des Jahrhun- 
derts im Besitze der Grafschaft linden, sind daher wohl Lehenst rüger von 
Trier gewesen. Von ihnen ging Marville in weiblicher Krbfolge an den 
Grafen von Montfaucon über, der 1209 infolge Geldmangels das Gebiet 
zugleich mit Arrancy dem Herzog Heinrich von Luxemburg verpfändete. 
Der Uebergang wurde ein endgiltiger, die Hallte beider Gebiete ward 
aber nicht lange nachher von Herzog Heinrich dem Grafen Theobald 
von Bar überlassen, um damit einen zwischen beiden entstandenen 
anderweitigen streit zu beenden. Von diesem Zeitpunkte an blieb 
Marville, ebenso wie Arrancy, im gemeinschaftlichen Besitze von Luxem- 
burg und Bar-Lothringen, die beide in der Stadt Marville ihren Amt- 
mann hatten; auch nach dem Vertrage von 1G02, durch den Arrancy 
ganz an Lothringen kam. blieb die Gemeinsamkeit der Besitzer von 
Marville aufrecht erhalten. 

Den luxemburgischen Anteil erwarb in der Folge Frankreich 
durch den pyrenäischen Frieden, den lothringischen durch den Vertrag 
von Vincennes 1001. Zur Beunionszeit war daher Longuyon recht- 
mässig im herzoglich lothringischen, Marville dagegen im französischen 
Besitze, während das Verhältnis Longwys seit dem Nymweger Frieden 
ein zweifelhaftes war; die drei Gebiete lagen aber damals wie von 
Alters her innerhalb der Erzdiözese Trier. 

Vorladungen wurden im vorliegenden Falle der nötigen Ver- 
schleierung der Beunion wegen nicht abgegeben. 

Die Verhandlung über Marville konnte ähnlich wie mehrere frühere 
nur den Zweck haben, eine Bechlsgrundlage mehr für die noch aus- 
stehende endgültige Auseinandersetzung mit Lothringen zu schaffen. 
Die Beweisführung stützte sich in erster Linie auf den vorgelegten 
Vertrag von 1292, laut welchem Herzog Friedrich von Lothringen das 

•) s. S. 84. 

») Calmet, Nolice I, S. 7(i0. 

s i Bei fiörz. Heesten der Erzbiscliöfe zu Trier, isr.l, und Höver, Millel- 
rheinisches Urkundenbucli, niehts darüber enthüllen. 

14* 
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Sohle »ss Longwy Ihr 28,000 livres an den Grafen Heinrich von Bar 
verkauft und den Aftervasallen des Sehlossbezirks, unter denen aber 
Besitzer von Longuyon oder Marville nicht genannt werden, befiehlt, 
den Grafen fürdorhin als ihren Landesherrn anzusehen. Ebenso wurde 
die Urkunde des Vertrages von 1 370 der Kammer vorgelegt, welche 
bezeugt, dass in diesem Jahre Schloss Longwy für 10000 Kranken an 
den Herzog Wenzel von Luxemburg, den nachherigen deutschen König 
verpfändet worden war, um das Auslösegeld für den in Metz gefangen 
gehaltenen Herzog von Bar zu gewinnen, wobei der Bückkauf aus- 
drücklich vorbehalten war ; die Vollziehung des Bückkaufs im .lahre 1370 
kam dagegen nicht zur Kenntnis der Kammer, war also, da sie ein 
für die französische Beweisführung günstiges Moment bildete, auch dem 
General-Prokurator nicht bekannt. Während in den beiden zuerst 
vorgelegten Urkunden ausdrücklich nur Longwy und Zugehörigkeiten 
aufgeführt werden, wurde dagegen vom gleichen Jahre 1370 ein Lehens- 
bekenntnis Wenzels vorgelegt, in dem auch Longuyon, Marville und 
Arrancy als Lehen der Grafschaft bezeichnet sind. Der Nachweis war 
damit geführt, dass die genannten Gebietsteile früher Lehen der Graf- 
schaft Bar gewesen und als solche an Lothringen gekommen seien; 
da nun die Grafschaft selbst ein Lehen Frankreichs sei. wurde einfach 
die Fntorstellung der Acmter Longwy, Longuyon und Marville zugleich 
mit dem Amte Arrancy unter die französische Landeshoheit in der ge- 
wohnten Form des Verbotes an alle Beamte, Vasallen und Unterthanen, 
einen anderen Sou verain als den König von Frankreich und einen anderen 
höchsten Gerichtshof als das Parlament zu Metz anzuerkennen, verfügt. 

Der hierüber ausgefertigte Beschluss enthält, wie oben erwähnt, 
in der Ueberschrift keine Erwähnung dieser bedeutenden Beunion; 
es wird durch diese vielmehr der Anschein hervorgerufen, als handele 
es sich in der ganzen Sitzung nur um Zurückweisung eines Protestes 
des Grossen Bales zu Mecheln gegen einen früheren, zu der vorliegenden 
Beunion nicht in Beziehung stehenden Beschluss. Der Eindruck, dass 
dadurch die Art der Beunion verhüllt werden sollte, wird noch ver- 
stärkt durch die unbeschreibliche Unklarheit und Verworrenheit, mit 
welcher der Beschluss abgelasst ist; fortgesetzt werden in der Ver- 
handlung die Ansprüche auf die Grafschaft C.hiny und auf die vor- 
stehenden Gebiete untereinander gemischt, ohne dass aber irgend 
welche Beziehunger» derselben zu einander angeführt werden. Als 
roter Faden geht vielmehr durch die weitläuligen Erörterungen nur 
die Behauptung, dass die Acmter früher lehensabhängig von Bar, dieses 
aber lehensabhängig von Frankreit h sei ; selbst dieser Scheingrund für 
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die Kounioii von Longwy, Longuyon und Marville. wie er auf (Grund- 
lage der Urkunden allein möglich gewesen wäre, wird im Schlussurteile 
in keiner Weise zum Ausdruck gebracht; dieses lautet vielmehr un- 
vermittelt dahin, dass die Ansprüche des Grossen Rates zu Mecheln 
abzuweisen seien und dass die Grafschaft Chiny und die genannten 
Aemter als Frankreich einverleibt zu gelten haben. Diese Verworren- 
heit ist nicht durch die früher hervorgehobene Unklarheit des General- 
Prokurators allein zu erklären; vielmehr kam es ihm zweifellos darauf 
an, diese selbst für das Kammerverfahren völlig rechtlose und unhalt- 
bare Heunion möglichst zu verhüllen und die neu reunierten Gebiete, 
wenn auch unausgesprochen, als Zugehörigkeit der Grafschaft Chiny 
für den oberflächlichen Leser darzustellen, da selbst französischen 
Landsleuten die Einverleibung eines Gebietes auf Grund der Lehens- 
abhängigkeit von einem andern, dem alten Herzogtum Bar, das selbst 
noch nicht einverleibt, sondern nur zum Teile lehensabhängig von 
Frankreich war, als unberechtigt liälte erscheinen müssen; auch die 
Ersetzung uralter Schlossbezirke durch lothringische Aemter, also reine 
Verwaltungsbezirke, ist bezeichnend für die Willkürlichkeit des Ver- 
fahrens. Ausserdem aber dürfte das Versprechen des Königs gegenüber 
dem Kaiser, wenngleich nicht ausdrücklich für Lothringen mit ab- 
gegeben, auch hier der Hauptgrund für die Vesehleierung gewesen 
sein. Der Umfang, der für solche Aemter naturgemäss genau festzu- 
stellen ist, beträgt: 

für das Amt Longwy rund 5 □ Meilen, 
Longuyon » 1 □ Meile, 
Marville » 2 □ Meilen. 
Huldigungs-Akte liegen nur für einzelne Gerechtsame in den 
Städten Longwy, Longuyon und Marville vor. 

45. 

Herzogtum Bar. 

Silzung vom 2. .luni MXi. 

Nachdem in der Sitzung vom 5. April 1(>8:$ Lehen von Bar ein- 
verleibt waren, was die Zugehörigkeit des ganzen früheren Herzogtums 
zur Voraussetzung hätte haben müssen, erfolgte die Heunion dieses 
Landes selbst nunmehr in einer besonderen Sitzung. Die Verhandlung 
wurde aber ähnlich wie die Heunion vom 5. April in eine andere 
Form gekleidet; die Ueherschrift des Beschlusses vom 2. Juni lautet 
wörtlich: 
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>Arn'l, ordonne que tous les prt'tendus scigneurs <les picvöU's 
et ehalellenies de Pont-a-Moussim, St-Mihiel, Koug, la Chaussee ete. 
seront tenus d en faire repri.se et rendre en la dite chambrc les fois 
et hommages quils doivent au roi, comme .seul seigneur souverain 
du eo int»'- de Bar.« 

Wenn schon die Sehlussworte keinen Zweifel lassen, dass es 
sich um die Kcunion der ganzen früheren Grafschaft handelt, so 
g»-ht dies im einzelnen auch ans der Verhandlung selbst hervor, 
indem in dieser die 17 noch nicht durch Beschlüsse oder als Zu- 
gehörigkeiten reunierten Acinter der Reihe nach aufgezählt und zum 
Shiusse sämtlich der Krone Frankreich zugesprochen werden. Die 
hier zunächst kurz zu charakterisierenden Amtssitze waren: 

1. l'ont-ä-Motis.son, die bekannte Moselstadt des Departements 
Mciirthc-ct-Moscllc. 

•J. St. Mihiel, heute Sladt des Departement Meuse, an der Maas 
gelegen. 

3. Koug, Ortschaft im Kanton Toul-Xord, zum Departement 
Meurlhe-el-Moselle gehörig. 

4. Lavantgarde, heule als Ortschaft nicht mehr bestehend; das 
dort befindliche Amt wurde 1(598 nach Pompey, 1") km südlich 
Pont-ü-Mou-son gelegen, verlegt. 

">. Norroy-le-See; Ortschaft des Kantons Conllans, im Departement 
Meurthe-et-Moselle. 

6. Pierrcforl, heute als Gemeinde nicht mehr bestehend: die 
llnine des früheren Schlosses liegt im heutigen Kanton Martin- 
court, Departement Meurthe-el-M« »seile, etwa 10 km süd- 
w«'stlich Pont-a-Motisson. Pierrefort war nicht eigentlich 
Silz eines Amtes, scheint aber einen ähnlichen Verwaltungs- 
bezirk gebildet zu haben, da «-ine grössere Keihe von Ort- 
schaften als zu seinem Gebiete (terre") gehörig angeführt 
werden. 

7. Sau« y. Dorf im Departement Meurthe-et-Moselle, heute zum 
Kanton Audun-Ic-Roman gehörig, 18 km westlich Diedenhofen 
gelegen. 

K. Laehaussee Dorf, heute zum Kanton Vigneullc-les-Ualton- 
chatel im Departement Meuse gehörig, 2ö km nordwestlich 
Pont-ä-Mousson gelegen. 

{». Donconville, Dorf zum Kanton St. Mihiel Departement Meuse 
heute gehörig. 15 km östlich St. Mihiel gelegen. 
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10. Bourmont, Kantonort im Departement Haute-Marne, 12 km 
südlich Neufchaleau gelegen. 

11. Lamolhe. die im französisch-lothringischen Krieg häufig ge- 
nannte Festung, heute nur als Burgruine, nicht mehr als Ort- 
schaft bestehend, und zum Kanton Bourmont, Departement 
Ilaute-Marne gehörig. 

12. La Marche, Kantonort im Departement Vosges, in der Land- 
schaft Bassigny gelegen, später bekannt geworden als Geburls- 
ort des Marschalls Victor. 

13. Gondrecourt, Kanton im Departement Meuse, 20 km nord- 
westlich Neufchateau, nahe der bariseh-französischen Grenze 
gelegen. 

14. Chalillon, Dorf im Kanton La Manche, Departement Vosges, 
in der Südspitze der Landschaft Bassigny gelegen. 

l.">. Pierrepont, Dorf im Kanton Braveres. Departement Vosges, 

20 km östlich Lpinal gelegen. 
1b\ Pierrelitte. Kantonorl des Deparlemenl Meuse. lö km westlieh 

St. Mihiel gelogen. 
17. Gotifluns-en-Bassigny. Dorf des Kanton St. Loup, Departement 

Ilaute-Saöno, 12 km westlich der Stadt Luxeuil gelegen. 
Wie die Lehersicht zeigt, sind diese Verwaltungsbezirke in 
:{ Gruppen zusammenzufassen: 

m Norroy-le-See und Sancy im nördlichen l!arrois-non-mouvant ; 
Ii) Pont-a-Mousson, St. Mihiel, Foiig, Lavantgardc, Pierrefort. 
Laehaussee, Bouconville im mittleren Barrois-non-mouvant, 
dazu Pierrelitte im mittleren Bar mouvant: 
r i Bourmont. LaMothe, La Marche, Chalillon, Pierrepont, Conllans- 
en-Bussigny, Gondrecourt im südlichen Barrois mouvant, zu- 
meist in der Landschaft Bassigny gelegen. 
Die Beunion dieser Aemler wurde vom üeneral-Prokurator allein 
vor der Kammer beantragt; in seiner Begründung ging er davon aus, 
dass sie alle zu Barrois mouvant zu rechnen seien: wenn bisher ange- 
nommen worden sei, dass sie ganz oder zum Teil zum kaiserlichen 
Bar gehört hätten, so sei dies irrtümlicher Weise geschehen (»erues 
par erreur faire partie ou dopendro des lerres et seigneuries mie les 
comtes de Bar tenaient de l'emfiire, et nun pas de la France«*. 
Dieser Irrtum sei dadurch herbeigeführt worden, dass ein Teil der 
Urkunden hei einem Brande zu Paris vernichtet, ein anderer Teil nach 
Kngland gebracht worden sei. und dass die I trafen von Bar die ihrigen 
verheimlicht hätten. 
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Zur Unterstützung dieser ungeheuerlichen Behauptungen wurde 
eine grosse Menge von Urkunden vorgelegt, welche in 3 Gruppen sich 
zusammenfassen lassen ; in erster Linie wird auf Grund von Bekennt- 
nissen, die von Lehensträgern innerhalb der Gebiete bei den Grafen 
von Bar vorgelegt worden waren, auf die Lehensabhängigkeit der ganzen 
Gebiete selbst geschlossen: eine zweite Gruppe von Urkunden bezeugt 
die Ausübung lehensherrlicher Rechte seitens der Grafen von Bar, wie 
Verpfändungen, Verschenkungen, \ erkaufs-Genehmigungen gegenüber 
den Kigenlümern solcher grällichen Lehen; in dritter Linie endlich 
werden die, schon öfter erwähnten Zusammenstellungen des Kammer- 
präsidenten Alix vorgebracht, welche Domänen und Afterlehen solcher 
Besitzer innerhalb der genannten Gebiete nachweisen, aber, wie früher 
gezeigt, mit der staatlichen Zugehörigkeit solcher Güter in keinem 
Zusammenhange .stehen. In dieser Weise werden für Pont-ä-Mousson 
allein 59 Lehenserneuerungen von Privatpersonen für herzoglich-barische 
Besitzungen oder Nutzungen, 6 Urkunden für Nachweis lehensherrlicher 
Rechte, und eine grosse Menge von Domänen und Afterlehensbesitzungen 
der Grafen nahe und ferne von Pont-ä-Mousson aufgeführt, z. B. in 
Longwy, Longuyon, Briey, Morhange u. s. w. In ähnlicher Weise 
wird eine grosse Menge von Urkunden auch für die übrigen Gebiete 
vorgebracht, alle mit wenigen Ausnahmen völlig nichtssagend; nur für 
die Aemler La Mothe, La Marehe und Conflans-en-Bussigny wird ein 
Huldigungs-Akt des Grafen von Bar beim König Karl von Frankreich 
vom Jahre 1 39 1 beigebracht: diese gehörten aber zum Barrois mouvant, 
waren daher zweifellos von Krankreich lehensabhängig; ihre I^ehens- 
abhängigkeit von Frankreich war daher unbestritten. In den übrigen 
Urkunden kommen wiederholt Besitzungen vor, die unter fremder 
Landeshoheit, oder in einem der anderen Aemter gelegen sind: bei 
Laehaussee sind Zugehörigkeiten in Metz und Gorze, bei Sancy solche 
in Chäteau-Salins und Pont-ä-Mousson aufgeführt; für die Aemter 
Lavantgarde, Pierrepont, Pierrefort und Pierrefitte werden aber über- 
haupt keitie besondern Linzel-Urkunden vorgelegt; die ganze Beweis- 
führung für die Zugehörigkeit dieser Aemter besteht darin, dass inner- 
halb ihrer Gebiete Güter anderer Aemter durch deren Urkunden oder 
durch die Zusammenstellungen des Präsidenten Alix festgestellt werden 
konnten. Die Erklärung für die teils einseitigen, teils gegenseitigen 
Beziehungen ergiebt sich einfach dadurch, dass Lehensträger des Grafen, 
die Besitzungen an verschiedenen Orlen hatten, nur an einer Stelle, 
wahrscheinlich ihrem Wohnsitze, Huldigungs-Akte und Abgaben den 
gräflichen Beamten gegenüber zu erstatten hatten. Aus der ganzen 
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Art der Kammerverhandlung, aus der vorzugsweisen Berücksichtigung 
derjenigen barischen Landschaften, in denen noch keine Reunionen 
stattgehabt, aus der nahezu völligen Ucbergehung des Nordens, wo 
Conflans, Briey, Ktain, Longwy, Longuyon und Arrancy bereits früher 
reunirt waren, geht zur Genüge hervor, dass es sich in der That um 
eine Nachlese nicht berücksichtigter Gebietsteile handelte, durch deren 
Hineinziehung die ganze Grafschaft nunmehr französisches Gebiet werden 
sollte. Ktwaige Enklaven ausserhalb des eigentlichen Bar fielen natur- 
gemäss als Zugehörigkeiten der französischen Krone zu. 

Der Kammerbeschluss lautete dementsprechend, dass die angeblichen 
Herren der 17 Aemtcr bezw. Schlossbezirke (also der Herzog von 
Lothringen) sowie alle Besitzer von Lehen in denselben innerhalb der 
gewohnten Zeiten Huldigung zu erstatten und Lehensverzeichnisse vor- 
zulegen hätten, und dass alle Beamten, Vasallen und Unterthanen der 
Souveränität des Königs und der Gerichtsbarkeit des Parlamentes unter- 
stellt würden. 

In gleich summarischer Weise wurde in den folgenden Monaten 
mit den noch nicht reunierten Teilen des eigentlichen Herzogtums 
Lothringen verfahren. 

4ß. 

Geistliche Gebiete des Herzogtums Lothringen. 
Sitzung vom 2. August 1683. 

Die Beunion der noch nicht einverleibten Teile des eigentlichen 
Herzogtums Lothringen wurde auf zwei Sitzungen verteilt und in eine 
noch weniger durchsichtige Form gekleidet. Der Beschluss der ersten 
Sitzung betraf ausschliesslich die Besitzungen geistlicher Herren; seine 
Lieberschrift lautet : 

»Arret portant defenses aux juges des bailliages. etablis de 
l autoritc des ducs de Lorraine, de connaitre des appellations 
des jugements, rendus par les juges des Seigneuries, qui 
appartiennent aux ecclesiastiques, lesquelles sont situees dans 
letendue des dioceses de Metz. Toul et Verdun.« 
Nach dem Wortlaut dieses Beschlusses handelte es sich also 
nur um die Kinsetzung eines anderen Berufungsgerichtes innerhalb 
der Diözesen der drei Bistümer. Der Inhalt des Beschlusses war 
aber ein ganz anderer, allen früheren entsprechender: er unter- 
stellte sämtliche im Herzogtum gelegenen geistlichen Besitzungen un- 
mittelbar der Landeshoheit Frankreichs. Solche geistliche Besitzungen 
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wurden aber in allen bisher noch nicht rcnnierlen Aemtern des ge- 
samten Lothringens nachgewiesen . die Reimion erstreckte sich dem- 
gemäss auf einen grossen T< * i l Lothringens im Bereiche seines ganzen 
Fmfanges. Das Verfahren, durch das dieser Zweck erreicht weiden 
sollte, war im Kinzelnen folgendes: In erster Linie wurde durch eine 
ausserordentlich weitschweifige geschichtliche Auseinandersetzung der 
Beweis zu führen versucht, dass die geistlichen Gebiete zwar that- 
säehlich der Gerichtsbarkeit, niemals aber rechtlich der Landeshoheit 
des Herzogtums unterstanden hätten; sie seien vielmehr reichsunmittelbar 
geblieben und daher durch den Westfälischen Frieden vom Reiche direkt 
an Krankreich abgetreten worden. Heginnend mit der Kroberung 
Galliens durch die Franken, stellte der General- Di okurator die Be- 
hauptung auf, dass schon zu dieser Zeil den geistlichen und den welt- 
lichen Herren Lehen (benelicia, später feuda genannt i verliehen worden 
seien. Krst die sächsischen Kaiser hätten ein Zusammenschliessen 
geistlicher und weltlicher Gebiete in Lothringen herbeigeführt, indem 
sie den geistlichen Würdenträgern die Herzogtümer. Markgrafsehaften 
und Grafschaften gegeben hätten, die bisher im Besitze weltlicher 
Herren gewesen seien. Diese geistlichen Herren hätten aber nach den 
zeitigen Kanons weder Krieg fuhren noch Slrafgerichlsbarkeil ausüben, 
überhaupt mit rein wellliehen Geschäften sieh nicht befassen dürfen; 
deshalb setzten die weisen Kaiser in dem Heiehe Lothars bald einen, 
bald zwei ihrer vertrautesten Heerführer ein t >ees prudeuts empereurs 
cominirent tantöl im tantöl deux des letirs plus aflides capitainesi um 
diese Geschäfte zu besorgen; wenn einer eingesetzt wurde, hiess er 
Herzog von Lothringen: waren es zwei, so Iiiessen sie Herzog von 
Oberlolhringeu oder Mosellaiiien und Herzog von Fnlerlolhringeu oder 
Hipuarien. Der letzte kaiseilieherseits zum Herzog von Oberlothringen 
ernannte sei Mathias, der Schwager Friedrich Barbarossas gewesen : 
nach dessen Tode. 117t». hätten seine Nachkommen entsprechend dem 
im Beiehe herrschenden Gebrauch den Namen und die Fitreusehaft de 
nont et la mialite.' als Herzog von Lothringen weitergeführt lalso 
usurpiert! und fortgefahren, den Lehen, Gebieten und Herrschaften, die 
sie besassen, den Namen Lothringen zu geben. Die in ihrem Herzog- 
tume gelegenen geistlichen Gebiete der Kirchen und Abteien stammten 
überdies insgesamt, entweder von den Königen der ersten beiden 
Familien i Merovinger und Karolinger i «»der von den Bischöfen von Metz, 
Toni und Vordun her, keine derselben sei der Freigebigkeit der Herzöge 
von Lothiingen zu verdanken. Im Jahre 1">42 hätten weiterhin die Her- 
zöge von Lothringen vom Reiche das Privilegium de mm appellando ad 
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cameram erhalten, nalutgcmäss aber habe dieses sich nicht auf die 
obigen geistlichen (iebiete beziehen können : sie seien vielmehr unmittelbar 
der Gerichtsbarkeil des Reiches unterstellt geblieben, welches die.se 
hätte so lange wahrnehmen müssen bis sie durch den Westfälischen 
Frieden, Artikel .primum quod supreminn dominium« für den ganzen 
Bereich der Diözesen Metz, Toul und Verdun der Krone Frankreich 
abgetreten worden sei. So etwa war der Kern dieser kühnen, der 
geschichtlichen Kntwiekclung wie den staatsrechtlichen Verhältnissen 
in gleicher Weise ins Gesicht schlagenden Ausführungen, die offenbar 
darin gipfeln sollten, das Wort »districtus« unter Anwendung seiner 
Bedeutung als » Jurisdiction - , auch auf den herzoglichen Teil der 
Diözesen, auf den der Westfälische Friede sich nicht bezog, übertragen 
zu können. »Tempiie a eueore »ede ä la Fram e tous les droits, uui 
lui appartenaient sur les liefs, terres et seigneuries, qui sont silucs 
dans l'clendue des dioecses ou jurisdiclions des diles cglises de Metz, 
Toul et Verdun« heisst es in dieser Beziehung in der Begründung des 
Beschlusses vom 10. September 1083; aus einem Lehensrechtsbuche 
wird weiterhin districtus wie folgt deliniert: idistrielns est regis terri- 
torium, intra (|uem domino. vel eins magislralus est ins dislringendi, 
iudicandi. et eoercendi«. 

Nachdem durch diese neue Auslegung des Wortes districtus 
zunächst die geistlichen Besitzungen im Herzogtum als durch den 
Westfälischen Frieden abgetreten hingestellt waren, galt es nun, 
diesen eine möglichst grosse Ausdehnung im Wege der Zugehörig- 
keiten lappendanees et dependances) zu geben. Zu diesem Zwecke 
bediente man sich vor Allem wieder der Zusammenstellung des 
Kammerpräsidenten Alix, in welcher alle der Kirche gehörenden 
Besitzungen, geordnet nach den drei Oberämtern Nancy, Vosges 
und Alletnagne und innerhalb dieser nach den Aemtern. aufgeführt 
waren. Dazu gehörte eine Menge von Oerllichkeiten, Gerechtsamen und 
sonstigem Kigentum in acht Aemtern des nberaintes Nancy und sieben 
Aemtern des Überamles Vosges, also in «lern ganzen Bereiche dieser 
Verwaltungsbezirke: im Oberamte Alleniiigne werden dagegen nur eine 
geringe Zahl von Besitzungen in zwei Aemtern angeführt, wieder wie 
bei Bar, dadurch zu erklären, dass dieser Teil des Herzogtums schon 
zum grössten Teil durch die früheren Kcunionen einverleibt war. l'nter 
den hier namentlich reunierten Besitzungen beiludet sich aber auch die 
Herrschaft Baumbiedersdorf, westlich St. Avold gelegen, welche als 
Zugehörigkeit der Abtei Longeville reuniert wurde während sie ihat- 
sächlich zu der längst ohne besondern Beschluss reunierten Herrschaft 
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nordöstliche Landschaft, indem aus einer vorgelegten Investitur Kaiser 
Karls V. vom Jahre 1522 für den Herzog Anton von Lothringen und 
durch spätere Bestätigungen die Ahtei Tholey (jetzt zum Kreise Ottweiler, 
Regierungsbezirk Trier, gehörig) und ihr Gebiet diesen geistliehen Be- 
sitzungen zuzurechnen das Recht abgeleitet wurde. Der Kammer- 
besehluss lautete den Anträgen des General-Prokurators entsprechend 
dahin, dass die herzoglichen Oberamtsgeriehte sich des F.ingreifens in 
die Gerichtsbarkeit aller dieser geistlichen Gebiete bei Strafe zu ent- 
halten hätten und dass die Beamten, Vasallen und Untertanen, welche 
diese Gebiete und ihre Zugehörigkeiten bewohnten ihabitants les dites 
terres et seigneuries et leurs depenclaneos, appendances et annexes) 
keine andere Landeshoheit als die des Königs von Krankreich und 
keiner» anderen höchsten Gerichtshof als das Parlament zu Metz anzu- 
erkennen hätten. 

Diese Form des Beschlusses gab nalurgemäss den Vollziehungs- 
beamten das Recht, jeden Ort, in welchem eine noch so unbedeutende 
geistliche Besitzung oder Gerechtsame sich feststellen liess, für renniert 
zu erklären und ihre Zugehörigkeiten nach Belieben ausdehnend selbst 
über die ganzen Üertlichkeiten noch weit hinauszugreifen. 

47. 

Die Diözesen Metz, Toul und Verdun. 

Sitzung vom 10. September Ui83. 

In Krgänzung der früheren Beschlüsse, welche teils Kinzel-Gebiete 
der drei Diözesen unmittelbar oder im Wege der Zugehörigkeiten, teils 
grössere Landschaften in allen Teileti derselben zugleich der französischen 
Krone zugesprochen hatten, erfolgte zum Schlüsse eine umfassende auf 
den Gesamt-ümfang der Diözesen sich erstreckende Reimion, durch 
welche in erster Linie eine Nachlese der noch nicht reunierten Gebiets- 
teile innerhalb der Diözesen bewirkt werden sollte. Im Eingange zu 
diesem Beschlüsse wird daher hervorgehoben, dass Krankreich die glor- 
reichen und berechtigten (legitimes) Krüclite seiner Siege ganz pflücken 
und auch diejenigen Gebietsteile sich angliedern müsse, deren Besitzer 
bisher durch fremde und interessierte Mächte an Erstattung der Huldi- 
gung verhindert worden seien. 

Thatsüchlich wurden durch diese Gesamt-Reunion die vorher- 
gehenden Beschlüsse zum grössten Teile überflüssig gemacht. Auch 

') s. weiter unten. 
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dieser grossen Schluss-Reunion wurde ein unverfänglicher Titel gegeben. 
Die Peberschrift des Beschlusses laulet nämlich: 

»Arret, qui ordonne ä Ions les ecelesiastiques et seculiers, qui 
jouissent de quelques terres et seigneuries dependantes des evechcs 
de Metz, Toni et Verdnn. (Je satisfaire ä la deelaration du roi du 
17»" octobre lß»>.« 

Wie sehr dem General- Prokurator Ravaulx diese Verhüllung 
der letzten Reunionen durch unverfängliche Bezeichnung der Be- 
schlüsse glückte, geht daraus hervor, dass auch der Metzer Intendant 
Turgot sieh täuschen liess und diese grösslen aller Reunionen nicht 
als solche erkannte; in der früher erwähnten Denkschrift, in welcher 
er alle übrigen Reunionen richtig und vollständig aufzählt, führt er als 
letzte die von C.hiny am 21. April 1*>81 an. 

In dem Inhalte des Beschlusses wird aber die Krläuterung desselben 
dahin gegeben, dass alle Geistliehen und Laien, welche im Besitze von 
Lehen, (iebietsteilen und Gerechtsamen sind, die im Bereiche der drei 
Diözesen sich befinden, gleichfalls den von den Bistümern abhängigen 
Besitzern zuzurechnen sind (»qui sonl dependanls ou font partie des 
eveehes ou prineipautes de Metz, Toni et Verdun, ou qui sont silues 
dans letendue de leurs dioecses«». Der Antrag des General-Pro- 
kurators ging dahin, dass alle diese Besitzer der französischen Krone 
huldigen und der Souveränität des Königs unterstellt werden sollten. 
Da nach den Gepflogenheiten der Kammer mit Sicherheit anzunehmen 
ist, dass dem Worte »terre« die denkbar weiteste Ausdehnung ge- 
geben, unter demselben nicht nur jede noch nicht reunierte Herrschaft, 
sondern jeder freie Grundbesitz überhaupt verstanden wurde, so bedeu- 
tete der Antrag des General-Prokurators nichts weniger als die Reunion 
der ganzen Diözesen. 

Auch für diese Massnahme wurde die Berechtigung nachzuweisen 
versucht, wobei die durchsichtige Schwäche der Darlegungen durch 
überaus weitschweifige geschichtliche Erörterungen und fortgesetzte 
Wiederholungen zu verschleiern der General-Prokurator sich bemühte. 
Der Kern seiner Darlegungen gipfelte in den zwei Behauptungen: 

1. dass durch den Westfälischen Frieden vom Reiche die geist- 
lichen Diözesen, nicht nur die weltlichen Gebietsteile der Bistümer ab- 
getreten seien; 

2. dass das Reich damit auch das Herzogtum Lothringen als 
innerhalb der Diözesen liegend abgetreten habe und zu dieser Abtre- 
tung berechtigt gewesen sei. 
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Zum Beweise der erstem) Rehauplung werden die Vorgänge zu 
Münster, welche dem Abschlüsse des Westfälischen Friedens voraus- 
gingen, und die von Gravel mit dem Schiedsgerichte zu Regens- 
hnrg in den sechziger Jahren geführten Verhandlungen eingehend 
besprochen unter besonderer Betonung der Verziohtleislung des kaiser- 
lidien Gesandten zu Münster auf den Zusatz des Wortes »temporalis« 
zu »districtus«. Auch ein Brief Serviens 1 ) an das Parlament zu Metz wird 
dabei abschriftlich unter Bezugnahme auf die 16<KJ angeordnete Durch- 
forschung der Archive vorgelegt : C.opie collationnce le prernier avril lU4fi 
par le eommissaiic par Nous (le roi) depute ä Ia recherche des titres 
et droits, aequis ä Nolre couronue par le dit traite de Munster d'une 
lettre, eerite le deuxiome deeembre 1<>47 par le eomte de Servien au 
Premier President de Notre Parlemcnt de Metz.« 

Neu und daher erwähnenswert ist in diesen überaus weitschwei- 
figen Ausführungen nur die Bezugnahme auf die Abtretung der säku- 
larisierten Erzbistümer Bremen, Magdeburg und des Bistums Minden; 
für die Abtretung des weltlichen Besitzes dieser geistlichen Fürsten- 
tümer seien in dem Verlrags-Instrumente die Worte »archiepiseopatus. 
episcopatus« gewählt worden; also müsse auch unter dem Ausdrucke 
• episcopatus Meteusis, Tullensis, Virduneusis« im Friedens-Instrumente 
der weltliche Besitz dieser Bistümer verstanden werden; durch den 
Zusatz >eorumqiic episcopatum districtus« sei daher ein Mehr bezeich- 
net worden als die ohnehin schon abgetretenen unmittelbaren Gebiets- 
teile der Bistümer. Kine gewisse Berechtigung wird diesen Ausführungen 
nicht abzusprechen sein, wie früher seihst ohne Rücksicht auf diesen 
Vergleich nachzuweisen versucht worden ist 2 .. 

Um so auffüllender erscheint es aber, dass Ravaulx diese thal- 
sächlich gute Grundlage, die bei den weitaus meisten Einzelreunionen 
hätte verwertet werden können, erst jetzt sich zu Eigen macht. Bei 
der wiederholt hervorgehobenen Oherllächlichkcit, mit welcher ver- 
fahren wurde, ist es nicht unmöglich, dass der General-Prokurator erst 
in letzter Zeit und zwar nach dein 2. August 1<»83 von den bezüg- 
lichen Verhandlungen Kenntnis erhallen hat; andernfalls würde er die 
ganze Rcunionssilzung vom erstgenannten Tage und seine so schwie- 
rigen und geschraubten Begründungen in dieser Sitzung sich vollständig 
haben ersparen können. Wahrscheinlicher ist jedoch, dass das Argument 
aus dem Grunde früher nicht hervorgezogen wurde, weil gleich von der 

'} s. Anhang und S. :>(». 
«J ». S. 60. 
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ersten Beunionssilzung an da* Gebiet der Diö/.psen der drei Bistümer 
überschrittt'-n worden war. 

Soweit Kaiser und Heich Territorien innerhalb der drei Diözesen 
an Krank reich abzutreten berechtigt waren, konnte die Abtretung nicht 
ohne Grund von Frankreich gefordert werden. Weit schwieriger ge- 
staltete sich für den General-l'rnkuralor der Nachweis für seine Theorie, 
dass die Berechtigung des Meiches im Westfälischen Frieden Abtretungen 
vorzunehmen auch auf Lothringen sich erstreckt habe, also auch die 
herzoglichen Teile der 3 Diözesen durch den Westfälischen Frieden 
au Frankreich abgetreten seien. Dieser Theorie direkt, entgegen stand 
der Vertrag, durch welchen das Herzogtum in unzweideutigen Aus- 
drucken als unabhängig vom Deiche erklärt worden war. Die Art, 
wie der ( ieneral-l'rokurator diese Schwierigkeit, überwand, übertrifft 
selbst alle seine früheren Leistungen, .letzt rächte sich die staats- 
rechtlich unmögliche Doppelstellung, die Lothringen 1542 erstrebt und 
erreicht hatte. In seinem Antrage führte Havaulx zunächst aus, dass 
in dem Reichsbesehhissc von 1542 gar nicht gesagt sei. was man über- 
haupt unler dem Herzogtum Lothringen zu versieben habe f»oü est et 
ce que se peul clre que le dil duche. <: dasselbe sei zum Teil Heichs- 
lehen geblieben, auch nach dem Verlrage von 1542. da nach diesem 
der Herzog \n der Beiträge eines Kurfürsten zu den Heichslasten bei- ' 
steuern müsse. Dieser Teil des Herzogtums sei es. welcher durch die 
bisherigen Hounions-Beschlüsse al* Ichensuhhäugig von den 3 Bistümern 
nachgewiesen winden sei: zwischen seiner Stellung zum Deiche und 
der des übrigen Herzogtum-; aber könne ein Unterschied nicht gemacht 
werden, denn die Herzöge von Lothringen hätten seit, dem .lahre 1542 
die Keiehssleuern nicht nur auf ihre BMums-Lehen umgelegt (imposees 
el levees), sondern ausnalnnslos au< h auf alle anderen Gebietsteile, 
die sie als sogenannte- Herzogtum Lothringen besassen (<toutes les 
autres dont \\< onl joui sous le nom de duche de Lovraine saus excep- 
tiou d'auciinc >. Hiernach habe Lothringen bis zum .lahre 1 »»48 mit 
seinem ganzen l'mfange /.um Deiche gehört, sei also auch von diesem 
als innerhalb der Diözesen der Bistümer liegend an Frankreich abge- 
treten worden: wenn daran noch ein Zweifel möglich sei. so werde 
er beseitigt durch den Friedens- Vertrag von 1048 selbst; denn das 
Deich habe die Gelder, die es nach Artikel lb" des Vertrages von 
Osnabrück den Schweden habe zahlen müssen, ebensowenig auf das 
sogenannte Herzogtum Lothringen, wie auf die Bistümer umgelegt. 
Hierdurch sei aber erwiesen, dass das ganze Herzogtum 1648 in der 
Reiehsmatrikel gelöscht und also an Frankreich abgetreten worden sei. 
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Die Hinfälligkeit dieser letzteren Darlegungen ist augenscheinlich; da 
Lothringen durch den Westfälischen Frieden nicht wiederhergestellt 
wurde sondern nach wie vor im französischen Besitze blieb, konnten 
naturgemüss die Kriegsentschädigungen auf das Herzogtum nicht mit 
umgelegt werden; in einem 1600, also unmittelbar nach Wieder- 
einsetzung des Herzogs aufgestellten Haushaltsplaue sind dagegen unter 
den Ausgaben wieder die Beitrüge zur Unterhaltung des Beichskammer- 
gerichts zu Speier aufgeführt 1 ). 

Um aber diesen Ausführungen trotzdem den Schein einer Be- 
rechtigung zu geben, wurden der Kammer auch bei dieser Reunion 
eine grosse Zahl von Urkunden vorgelegt, darunter insbesondere Auf- 
forderungen deutscher Kaiser an die Herzöge von Lothringen, ihre 
Beiehs-Beiträge zu zahlen und Ermässigungsgesuche der Herzöge aus 
den Jahren 1495 bis 1604; ferner Listen über die Verteilung dieser 
Beiträge auf die gesamten Verwaltungs-Bezirke Lothringens; endlich 
in (50 Foliobänden Steuerlislen der General-Hinnahmen des Herzogtums 
aus den Jahren 1570 bis 1683 und vom Jahre 1661, in denen allen, 
ausgenommen allein die letztere, Steuern zur Abführung an das Reich 
aufgezählt sind. 

Um ausserdem zu zeigen, das» das ganze Territorium des Herzogs 
von Lothringen innerhalb der drei Diözesen gelegen sei, wurden Diözesan- 
verzeiehnisse dieser letzleren vorgelegt, aus denen sich ergiebt was 
ja ohnehin zweifellos — dass alle Aemter, Herrschaften und sonstigen 
Gebiete, die im Besitze der Herzöge gewesen unter dem Namen ab- 
hängiges, unabhängiges und angeblich unabhängiges Herzogtum Loth- 
ringen-Bar zum Bereiche der Diözesen oder zur geistlichen Gerichts- 
barkeit der Bischöfe gehörten (»que toules les prevötes, chatellenies, 
ofliciers, haules-justiees et autres terres et seigneuries, dont ont joui 
les ducs de Lorraine sous les noms de duche de Lorraine et Barrois 
mouvant, non mouvant et pretendu non mouvant sont situes dans 
l etcndue des dioceses ou juridictions spirituelles des eveches de Metz, 
Toul et Verdun«). 

Der Beschluss der Kammer lautete auch in diesem Falle ganz 
dem Antrage des General- Prokurators entsprechend. Alle Besitzer 
von Lehen, Grundstücken und Herrschaften, die im Umfange der 
drei Diözesen gelegen seien, wurden zur Abslatlung der Huldigung 
innerhalb eines Monates verpflichtet, alle Beamten, Vasallen und Ein- 
wohner der Landeshoheit Frankreichs und der höchsten Gerichtsbarkeit 
des Metzer Parlamentes unterstellt. Mit einem Zuge waren hiermit 

'/ Digot, V, S. 4:»5 ff. 
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die noch nicht rcunierten Teile des Herzogtums und die innerhalb der 
Diözesen gelegenen reichsstündischen Gebiete der Krone Frankreich 
zugesprochen. 

hn einzelnen wurden von diesem Beschlüsse betroffen: 

Ii) Das ganze Herzogtum Lothringen-Bar, soweit es nicht durch 
frühere Beschlüsse bereits reuniert war; einige zur Erzdiözese Trier 
gehörige Grenzstreifen im Norden sind wohl selbstverständlich als 
> Zugehörigkeiten« des Herzogtums angesehen worden. Die faktische 
Besitznahme Gesamt-Lothringens war hiernach in eine nach französischem 
Sinn staatsrechtlich gültige verwandelt worden. 

Ii) Von spanisch-niederländischem Gebiete die seit dem pyranäisehen 
Frieden streitigen luxemburgischen Lehensherrschaften im weiteren Um- 
kreise Diedenhofens 1 ) ; dieselben waren zur Zeit aber bereits längst 
ohne besondern Beschluss reuniert 2 ). 

c) Von reichsunmittelbaren Gebieten die nicht unter frühere Be- 
schlüsse der Melzer Kammer fielen: 

1. Der grössere Teil der Grafschaft Dagsburg, deren kleinerer 
Teil zur Diözese Strassbiug gehörte. Die ganze Grafschaft 
war aber als dem Unterelsass zugehörig bereits durch Beschluss 
der Kammer (eonseil souverain) zu Breisuch vom 9. 8. 1680 
reuniert worden. 

2. Die westliche Hälfte der Grafschaft Lützelstein, die seit 1452 
im Besitze des pfalzgrällichen Hauses war und deren östlicher 
Teil gleichfalls zur Diözese Strassburg gehörte: zur Zeit war 
aber auch diese ganze Grafschaft bereit-s durch Spruch der 
Kammer in Breisach vom 9. 8. 1680 reuniert. Infolge dieses 
Beunionsspruches bildeten beide Grafschaften für die Folge einen 
Bestandteil der Provinz Elsass, obwohl sie historisch zum Westrich 
gehörten und der Pfalzgraf von Lützelstein im westfälischen Frieden 
unter den Beichsunmittelbaren im Elsass genannt war 3 ). 

3. Die Herrschaft Diemeringeu, östlich von .Saarwerden gelegen, 
die seit etwa IS Jahrhundert im Besitz der rheingräflichen 
Linie von Salm-Kirburg war und mit der Herrschaft Mörchingen 
in Personal-Union stand ; sie war daher als Zugehörigkeit von 
Mörchingen mit dieser zugleich am 12. Dezember 1680 wahr- 

') Lothr. lernt., S. 17 ff. 

-) S. Heunionen ohne Beschlüsse. 

Ludwig, die deutschen Heichsstände im Elsass. 1898, S. 22. Die noch 
grössere l'nsicherheit hinsichtlich der Xordgrenze des Elsass dauerte fort (S. 17), 
kommt aber hei der Metzer lteuninn nicht zur Sprache. 

15 



220 - 



seheinlich reuniert worden, worin sie auch im Beschluss nicht 
besonders auftref iihrl ist. 

4. Die Herrschaft Hurgalldorf, nordöstlich von Dieu/e; sie war aber 
schon 1070 als zur Landvogtei Hagenau gehörig vom Parlament 
zu Metz der Krone Frankreich zugesprochen worden: sie fiel nun- 
mehr sowohl unter den Spruch der Kammer zu Breisach vom 
22. März 1 fiHO wie den der Metzer Kammer vom 1 0. Sepl einher 1 083. 

f>. Kin kleines Gebiet des deutschen Ordens mit dem Hauptorte 
Hundlingen, westlich von Saargemünd: dass dieses auch that- 
sächlich spätestens jetzt mit Peschlag belegt wurde, geht aus 
einem kaiserlichen Commissions-Dekrete an den Reichstag zu 
Kegensbnrjr vom 15. Dezember 1084 r ) hervor, da in diesem 
unter den geschädigten Heichsständen der lothringischen Land- 
schaft auch der deutsche Orden genannt wird. 

0. Reichsritt erschaftliches Gebiet derer von Kerpen, mit dem 
Hauptorte Uxingen, unmittelbar südlich an das des deutschen 
Ordens grenzend und derer von Stein-Kallenfels, nördlich 
Drulingen gelegen, mit dem Hauptorte Asweiler, beide von ganz 
geringem Umfange-): es ist anzunehmen, dass diese Reichsritter 
sich 1081 dem Schritte ihrer unterelsässischen Collegen, eine 
Deputation nach Paris zu schicken und ihre Unterwerfung dort 
anzubieten, angeschlossen haben werden, und die Huldigung 
vor dem Parlament zu Metz oder, wie die elsüssische Ritter- 
schaft, vor besonderem Reunionskommissar leisteten H ). Da- 
gegen wird das gleichfalls innerhalb der Diözese gelegene 
Fürstentum Uxheim seit 1052 nicht mehr als reichsunmittelbar 
angesehen werden können ; das gleichfalls jetzt lothringische 
Fürstentum Pfalzburg und die kurpfälzische Herrschaft Burscheidt, 
westlieh von Pfalzburg, gehörten zur Diözese Strassburg ; auch 
war ein Teil des erstcren rechtsmässig, ein Teil des letzteren 
irrtümlich durch den Verlrag von Vincennes 1001 von Lothringen 
an Frankreich abgetreten worden ; trotz Zugeben* des Irrtums 
nahm Frankreich aber die ganze Herrschaft Hurscheidt im An- 
schluss an die umliegenden Reunionen in Besitz. 

An zwei, im übrigen lothringischen Herrschaften hatten deutsche 
Slandesherren Besitzanteile: Schloss und Burg der Herrschaft Frauen- 
berg, nordostlich von Saargemünd, war in würltembergischeni, ein Teil 

'i l'.-whner von Kggcnsloi'lT, III, S. ö47ff. 

Kirchner, Karle, des l'.eirhslamies Lothringen \HS2. 
' Iteuss, lAlsace au 17« siede 1SH7. S. ;.:!! 
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der Herrschaft Finstingen in rheingrüflichem Besitze; es darf wohl als 
selbstverständlich angenommen werden, dass diese Herrschaften von 
Frankreich ganz zu Lothringen {rerechnet wurden; ebenso müssen 
einige kleinere Enklaven reunierter Herrschaften als diesen zugerechnet 
angenommen werden, sodass sie nicht mehr unter den vorliegenden 
Besehluss fallen; dazu gehören die Dörfer Lettingen und Diedingen, 
südlich Saargemünd, die im Besitze der Grafen von Saarbrücken-Nassau 
waren, und der Warent-Wald bei St. Avold, von welchem Einzelteile, 
alle mit Dörfern, ausser zum Bistum Metz und zum Herzogtum Lothringen 
auch zur Grafschaft Saarbrücken und zur Herrschaft Blieskastel gehörten. 

Es liegt hei der summarischen Reunion der ganzen Diözesen die 
Frage nahe, warum dieses Verfahren nicht von vornherein eingeschlagen 
wurde und die Einzel-Heunionen auf Gebiete ausserhalb der Diözesen 
beschränkt blieben. Dass die Einzel-Heunionen innerhalb der Diözesen 
für die vorstehend skizzierte Beweisführung verwertet wurden, ist keine 
genügende Erklärung dafür, da auch die sonstigen Verhältnisse, insbe- 
sondere die Geldleistungen an das Reich die angebliche Abhängigkeit 
des Herzogtums vom Reiche darlhaten. Es muss daher angenommen 
werden, dass der bisherige glückliche Verlauf des Reunions-Unterneh- 
mens, wie er als Folge der Schwäche des Beiches und der Hilflosigkeit 
des Herzogtums Lothringen sich gestaltet halte, den Mut zu immer 
dreisterem und rücksichtsloserem Vorgehen gab 1 1, sodass Louvois den 
anfänglich solchem summarischen Verfahren entgegengesetzten Wider- 
stand aufgab 2 ) und die Erfüllung des Testamentes Bichelieus, die Aus- 
dehnung Frankreichs bis zum Bheine, in erreichbare Nähe gerückt 
schien. Im Einklänge hiermit wird die von gleicher Bücksichtslosig- 
keit zeugende Wegnahme Luxemburgs, die aber nicht zu den un- 
mittelbaren Aufgaben der Kammer gehörte, als ein weiterer Schritt 
auf diesem Wege anzusehen sein 3 ). 

D. Heunionen ohne Beschlüsse. 

Gleichlaufend mit den durch Kammerbeschlüsse vollzogenen He- 
unionen ging das Bestreben, die erworbenen Gebiete zu erweitern und 
durch benachbarte zu vergrössern, ohne dazu einer besonderen Kammer- 
verhandlung zu bedürfen. Die Handhabe dazu bot einerseits der Be- 
griff der »Zugehörigkeiten-, wie er bei allen reunierten Gebieten zum 

') Calmel, III, S. Hö."<, sagt zur rk'gründun^ des nachherigen summarischen 
Verfahrens: »mais tomino cetle voic leur parul Irop longue.» 
*) s. S. 93. 
3 ' s. weiter unten. 

l.V 
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Ausdruck gekommen war, andererseits der Krlass des Königs vom 
17. Oktober 108'*, enthaltend die Aufforderung an alle mittelbaren und 
unmittelbaren Vasallen auch ohne besonder« 1 Vorladung für alle ihre 
Besitzungen und Gerechtsame Huldigung vor der Kammer bei Strafe 
der Einziehung zu erstatten 1 ]. Dureh diesen Erlass entstand in den 
bedrohten Gebieten, die sieh infolge der bereits ausgesprochenen Be- 
unionen von Veldcntz und Zweibrücken bis in die Nähe des Bhcins 
erstreckten, eine wahre Panik ; nicht nur die Territorialherren, sondern 
auch deren Lehensträger und sogar die Besitzer von allodialem und 
privatem Eigenlume sahen sich in ihrem Besitztum bedroht. »Ainsi il 
n'y eut presque plus personne qui püt compter de posseder son bien 
en repos« *), sagt ein französischer Gesehichlsehreiber dieser Zeit. Ein 
sehr grosser Teil der sich bedroht fühlenden Besitzer zog es vor, sein 
Eigentum unter der französischen Souveränität sicher zu behalten, als 
der tiefahr sich auszusetzen, desselben von der Kammer für verlustig 
erklärt zu werden, und gab daher vor dieser die verlangten Erklärungen 
und Nachweisungen ab; innerhalb weniger Monate boten allein inner- 
halb der Diözesen Metz und Trier ööO angebliche Vasallen ihre Hul- 
digung an, von denen naturgemäss auch nicht ein Einziger abgewiesen 
sein wird. 

Hinsichtlich der Erweiterung durch den Begriff der »Zugehörig- 
keilen« wurde in folgender \\eise verfahren: In die reunierten Gebiete 
wurden zugleich mit der militärischen Besetzung seitens der Kammer 
besondere Kommissäre entsandt, um die Ausdehnung der Gebiete fest- 
zustellen, und durch Untersuchungen in den Archiven Anhaltspunkte 
für deren Erweiterung zu gewinnen. Fanden sich Urkunden oder sonstige 
Anhaltspunkte vor, welche auch nur den Schein eines Anrechtes gewähr- 
ten, so erklärte der Beunions-Kommissar einfach das betreffende Gebiet 
als zugehörig, und daher in gleicher Weise wie das reunierte Stamm- 
gebiet der französischen Landeshoheit unterstehend. Besonders thätig 
wirkte in diesem Sinne ein Kapitän Simon, der nach erfolgter Beunion 
von Zweibrücken in Lauterecken seinen Sitz nahm, und die reunierten 
pfälzischen Gebiete mit Erfolg auf Kosten ihrer Nachbarn, deren Länder 
er bereiste, zu erweitern bestrebt war. Von ihm sind eine grosse An- 
zahl von Briefen im Original erhalten, an den General-Brokurator Bavaulx 
gerichtet, welche über die Art dieser Beunions-Thätigkeit Aul'schluss 
gebeir'). Soheisst es in einem Briefe, datirt Lautcrecken, 23. Oktober 1080: 

') Dieser und der folgende Abschnitt- •Vorbereitete Heunionen* sind nahezu 
ausschliesslich nach handschriftlichen Quellen bearbeitet. 

'< Untiers. Ilistoirc du regne de Unis XIV, 171K, IV. S MI. 
3 j Kirnte im Anhang abgedruckt. 



Digitized by Google 



22<J - 



»Wir waren zu Wildenburg tun die Kcunion der Grafschaft Veldentz 
dort zu proklamiren : es ist der Hauptort eines Amtes von 12 Dörfern, 
deren Plan ieh beifüge: der Amimann hält es für möglich < >ne dis- 
eonvient pas«) dass es einstmals zu Veldentz gehört habe : es ist jetzt 
im Besitze des Hheingralen von Morhange: ieh schicke Ihnen auch ein 
Verzeichnis der Lehensabhängigkeiten von Crumbach, bei meiner Rück- 
kehr aus Sponheim und anderen Orten, wo wir heute hingehen; ich 
werde Sie wissen lassen, was wir gethan haben werden«. Am 22 Mai 16H1 
schreibt derselbe Simon aus Lauterecken, er sei in Trarbach und 
( '.aslcllaun gewesen, giebt eine eingehende Beschreibung der zugehörigen 
Amtsbezirke, und verlangt Garnison, um sie in Unterthänigkeit zu erhalten, 
zumal der Kurfürst von Trier und der Pfalzgraf sich eines Teiles der- 
selben bemächtigt hätten; aufgrund welchen Hechtstitels die Besetzung 
erfolgen solle, wird nicht gesagt, obwohl die Aemter von den bisherigen 
Heunionsbeschlüssen nicht betroffen waren. In ähnlicher Weise verfuhr 
ein Kommissar in der reunierten ( irafschaft Chiny ; als dieser einen 
Bürger der Hauptstadt nach dem Umfange der früheren Grafschaft 
l'rug, soll letzterer ihm zur Antwort gegeben haben: »Ihr behauptet 
zu Metz, dass die (irafschaft die Hälfte der Welt ist, und dass die 
andere Hälfte von ihr abhängig ist (»en est la dependance«) '). 

Ein anderer Kommissar schreibt am 28. Juli 1682 (ohne Orts- 
angabe): »Da der König Herr von Luxemburg (soll heissen Teilen 
Luxemburgs) ist, so darf man nicht die Forderung der ;l Aemter 
Wittlich, Kilburg und Schönecken vergessen, welche die Erzbischöfe 
von Trier sich angemasst haben, nach meiner Denkschrift, die Herr 
v. Havaulx in Händen hat.« 

Zu den grösseren Heunionen, welche auf diese Weise ohne jeden 
Kammerbeschluss und ohne jeden Schein eines Anrechtes vollzogen 
wurden, gehören, wie aus vorliegenden Schriftstücken ersichtlich: 
Die linksrheinischen Besitzungen der Grafen von Leiningen. 

Zur Erläuterung dieser Beunion erscheinen einige Angaben über 
die Besitzungen der Crafen erforderlich •). Das Geschlecht zerfiel zur 
Beunionszeit in 2 selbständige, gegenseitig nicht erbberechtigte Linien, 
die der Grafen Leiningen-Hartenberg, meist einfach Grafen Leiningen 
genannt, und die der Grafen Leiningen- Westerburg: erstere zählte 4, 
letztere 2 regierende Häuser. In die alten Stammbesitzungen des Ge- 

'} Michel, histuirc du l'arleinent de Mol/.. S. 214. Kino ähnliche Aeus.'ornng 
des Grossen Kurfürsten s. weiter unten. 

'i Das Folgende unter Renutzung von Rrinckmeicr, Uencnlogische Geschichte 
dos Hauses Leiningen, 18110. 
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.schlechtes, im ehemaligen Worms- und Speier-Gau der heutigen hessischen 
und bayrischen Pfalz liegend und aus einem grösseren Gebietsteile um 
Dürkheim und Grünstadt und mehreren kleinen Knklaven bestehend, 
teilten sich alle 6 Linien : ausserdem gehörten, von rechtsrheinischen 
Besitzungen abgesehen, der Westerburger Linie die Grafschaften Über- 
bronn und Niederbronn im Klsass, der Hartenberger Linie die Graf- 
schaft Dagsburg an der elsass-lothringischeu Grenze gelegen und die 
Herrschaft Oberstein im Nahe-Gebiete >). Die Grafschaft Uixingen und 
die lothringische Lehensherrschaft Horbach waren kurz vorher verkauft, 
die elsässischen Besitzungen, eingeschlossen die ganze Grafschaft Dags- 
burg, durch Spruch der Kammer zu Breisach vom 9. August 1680 
reuniert worden. Der Kern der alten Landgrafschaft war im Besitze des 
Grafen Ludwig Eberhard von Leiningen- Westerburg-Bixingen: ein grosser 
Teil derselben gehörte aber zur Zeit zur Kurpfalz. 

Nach einem im Original vorliegenden Briefe des Kapitän Simon 
aus Grünstadt, vom 13. .Juni 1081, waren die Grafen von Leiningen 
in dortiger Landschaft im Besitze von 0 Schlössern, darunter Alt- 
Leiningen, 7 Flecken, 44 Dörfern und 5 Meiereien (metairies), während 
der Kurfürst von der allen Landgrafschaft 8 »grosse« Schlösser, 
darunter Neu-Leiningen, 10 Dörfer und 4 Meiereien hatte. Dieser 
kurpfälzische Besitz gründete sich auf einen, nach dem Tode des Land- 
grafen Hesso 1467 von der Linie Leitungen- Westerburg abgeschlossenen, 
1506 erneuerten Vertrag, der aber im Jahre 1618 von der Linie 
Hartenberg angefochten worden war. Zugleich hatte diese Linie für 
sich die ganze alte Landgrafschaft beansprucht, während kurz vorher, 
1615, der Graf von Leiningen- Westerburg die Erneuerung der alten 
Landgrafenwürde für sein Haus beansprucht hatte. Der daraus entstan- 
dene sogenannte Leiningensche Dignitäten-Slreit dauerte zur Beunions- 
Zcit noch fort, und kam den französischen Bestrebungen in hohem 
Grade zu stalten. Beide Linien hofften durch Entgegenkommen gegen 
Frankreich die Erfüllung ihrer Ansprüche und die Wiedergewinnung 
der kurpfälzischen Abtretungen zu erreichen. Vermehrt wurden die 
günstigen Aussichten Frankreichs durch einen Streit innerhalb des 
Weslerburg'schen Hauses, indem der älteste Sohn des regierenden 
Grafen Ludwig Eberhard Schrille gethan halle, seinen Vater für einen 
Verschwender erklären zu lassen und von der Begierung zu verdrängen 
hauptsächlich wegen des Verkaufs der Herrschaften Bixingen und 
Forbach. In einer im Konzepte erhaltenen Denkschrift des jungen 
Grafen Philipp Ludwig vom 5. Februar 1681 legt dieser der Beunions- 

') Diese war durch Spruch vom 1. November 11580 reunierl ; s. S. 188. 



Digitized by Google 



kamnicr die Verhältnisse des Leiningen'schen Hauses an der Hand der 
Geschichte dar und sagt dann weiter: >l>a der König von Frankreich 
infolge der Friedensschlüsse zu Münster und Nyrnwegen die Souveränität 
beansprucht, so unterwerfe er sich ihm von jetzt anifaitsa soumission 
des ä present) und bitte den König, ihn als legitimen Erben und 
Nachfolger des Landgrafen Hesso anerkennen, und ihm voll und ganz 
alle die Entfremdungen und Enteignungen (alienations et usurpations) 
zurückerstatten zu wollen, die zum Schaden der Landgrafsehaft 
im Laufe der Zeit vorgekommen seien; er bitte ferner um die 
Erlaubnis, nach Vasallen zu forschen, welcher Art und an welchem 
Orte immer sie seien, die von der Landgrafschaft lehensabhängig 
seien oder früher einmal gewesen seien. Mehr konnte die Kammer 
nicht verlangen, als ein derartiges verständnisvolles Eingehen auf 
ihre Absichten und Gepflogenheiten: eine ähnliche Hereilwilligkeit 
scheint, wie das Folgende beweist, auch von den übrigen Grafen 
{rezeigt worden zu sein : die Kammer sali daher von einer be- 
sonderen Verhandlung, für welche eine Urkunden-Sammlung laut 
vorgefundenem Verzeichnis bereits angelegt war, ab, zumal es auch 
ihren Grundsätzen keineswegs widersprochen haben würde, die ge- 
samten Hesitzungen als »Zugehörigkeiten« der am 7. November 1680 
reunierten Leiningen 'sehen Herrschaft Oberslein zu beanspruchen. Ob 
Vorladungen an die Grafen bereits ergangen oder die Erklärungen nur 
Folge der allgemeinen Aufforderung des Königs vom 17. Oktober 1680 
waren, lüsst sieh aus dem vorliegenden Material nicht ersehen ; doch 
erscheint ersten;? nicht unwahrscheinlich, da auch die Grafen Leiningen 
zu den Heichsständen gehörten, die sich beschwerdeführend an Kaiser 
und Reich gewandt, und erst als ihnen vom Reiche die gewünschte 
Hilfe nicht ward, der Kammer gegenüber sich gefügig gezeigt hatten. 
Das Reunions- Verfahren ihnen gegenüber ist durch einen Originalbrief 
des Kapitän Simon, datirt aus Grünstadt vom GL Juni 1687 M bis in's 
Einzelne zu verfolgen. Der Berichterstatter meldet danach, er habe 
die Grafen Leiningen hierher bestellt (»j'ai fait venir ici les comtes de 
Linange« ), nach langem Streit über den Ort des Vollzugs der Reunion, 
da jeder wollte, dass sie bei ihm stattfände: auch habe er den Ladungs- 
Befehl in die vom Kurfürsten von der IMalz usurpirlen Gebiete geschickt, 
die dortigen l'nterthanen seien aber vom Kurfürsten am Erscheinen 
verhindert worden. Wie Simon weiter berichtet, fand vor dem eigent- 
lichen Reunions-Akte ein Festessen statt, bei welchen] unter Musik 
und Kanonendonner ;mf die Gesundheil des Königs, des Königlichen 

'l S. Anhang. 
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Hauses und dos Marquis Louvois getrunken wurde: >Ia vötrc (de Havaulxj 
n\ r a pas ele oubliec. Nach dem Festessen fand die eigentliche 
Keunions-Versamtnlung statt, in der Simon die Besitzergreifung voll- 
zogen zu haben meldet. Die Grafen wollten alsdann sogleich selbst 
den Treueid leisten, er antwortete ihnen, dass dies vor besonderen 
Kommissaren zu erfolgen habe (»que toutes ces choses se faisaient 
par des commissaires depules«!. Hierauf wurde seitens der anwesenden 
Menge auf die Gesundheit des Königs getrunken »unter unglaublichen 
Freudenbezeugungen«. Die Grafen hatten so viel Wein verteilen 
lassen, dass er nicht ganz getrunken werden konnte. Arn folgenden 
Tage schickte Simon Befehl an alle Ortschaften, öffentliche Gebete für 
den König abzuhalten, was zur grossen Zufriedenheit des ganzen Volkes 
geschah (»au grand contentement de tout le peuple«). Simon berichtet 
weiter, dass er auch die vom Kurfürsten usurpirten Gebiete für ordnungs- 
mässig reuniert erklärt habe (j'ai declare la possession bien et valable- 
ment prise) und verlangt 2 Kompagnien Infanterie und einige Dragoner 
zur Wegnahme des Schlosses Neu-Leiningen, das der Kurfürst mit 
einem Sergeanten und 0 Dragonern besetzt halte. 

Die Hoffnung, durch den freiwilligen Anschluss an Frankreich 
wieder in den Besitz der ganzen alten Landgrafschaft zu kommen, 
scheint aber nicht in Erfüllung gegangen zu sein ; in einem noch vor- 
liegenden Originalbriefe an Kavaulx, datirt aus Alt-Leiniugen vom 
8. April 1685, schreibt der regierende Graf Leiningen-Westerburg: 
>neanmoins le prince palatin possede les plus helles et meilleurcs 
terres, que Vous avez promis de me faire restituer: j'espere, Monsieur, 
que ccla se fera bientöt par Votre moyen«. Immerhin muss es auch 
hier als ein trauriges Zeichen für den Zustand des Reiches angesehen 
werden, dass deutsche Fürsten zwecks Vergrösserung ihres Gebietes 
die rechtlosen Gepflogenheiten des Königs sich zu Nutze zu machen suchten. 

Auf die vormals Leiningenschc Herrschaft Forbach 1 ) erstreckte 
diese thatsäehliche Hennion sieh nicht, da sie 1678 von dem Grafen 
Eberhard Ludwig für ein sehr Geringes (»presque pour un morceau de 
pain«) an den Erzbisehof Harlard Freiherrn von der Leven verkauft 
und von diesem im gleichen Jahre an seinen Neffen, Anton Freiherrn 
von der Leven, vermacht worden war. Letzterer hatte bereits am 
15. Mai 1680, jedenfalls auf Veranlassung der Metzer Kammer, den 
Lehenseid geleistet : das noch vorhandene Lehensverzeichnis ist aber 
erst vom 13. Februar 1084 datirt. Die bis dahin unbestrittene l^ehens- 

') S. Uesler, Cieschichtc des Schlosses, der Herrschaft und der Stadt Forbaeh. 
1K95, S. 4(i IT. 
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uhhängigkcit der Herrschaft vom Herzogtum Lothringen scheint dabei 
von beiden Seilen mit Stillschweigen übergangen worden zu sein. 
In ähnlicher Weise wurde auch 

die alte Grafschaft Sponheim 1 ) 

ohne besonderen Besehhiss reuniert unter dem Vorwande der Zugehörig- 
keit zur Grafschaft Vcldenlz. Die Grafschaft Sponheim hatte ursprüng- 
lich aus mehreren getrennten Theilen unter besonderen Linien des Ge- 
schlechtes gestanden, aus denen früh sich die vordere Herrschaft mit 
dem Stammsitze Sponheim und dem Hanptorte Kreuznach a. d. Nahe 
und die hintere Herrschaft mit dem der Linie den Zunamen gebenden 
Sehloss Starkenburg (jetzt Huine im Kreise Zell an der Mosel gelegen) 
hervorhoben: eine dritte Herrschaft lag an der oberen Nahe mit dem 
Hauptorte Hirkenfeld, wo gleichfalls ein Sponhehnsches Sehloss sich 
befand; einige kleinere Enklaven im pfälzischen Gebiete gehörten zur 
hintern Grafschaft. Im Jahre 1414 starb das Geschlecht der Grafen 
Sponheim-Kreuznach in männlicher, drei Jahre später auch in weiblicher 
Linie aus, wodurch ein kleiner Teil der vordem Grafschaft an die 
Kurpfalz lieh der ganze übrige Besitz aber in der Hand der Starken- 
burger Linie vereinigt wurde. Schon 14H7 starben jedoch auch die 
Starkenburger Grafen aus und wurden von Baden, Veldentz und der 
Kurpfalz beerbt. Infolge des Todes des letzten Grafen von Veldentz 
trat an Stelle dieses im Jahre 1444 Pfalz-Shnmern. Um die Mitte 
des 15. Jahrhunderts gehörten daher zwei Fünftel der vordem Herr- 
schaft der pfälzischen Kurlinie, drei Fünftel sowie die ganze hintere 
Grafschaft Maden und der Linie Pfalz-Shnincrn gemeinschaftlich. Dieses 
Verhältnis dauerte zur Heunionszeit noch fort; wenn auch an Stelle 
von Ffalz-Simmern infolge Vereinigungen der Besitzungen gleichfalls 
die Knrpfalz getreten war. Ein endgültiger Teilungs-Vertrag zwischen 
dieser und Baden kam erst im Jahre 1707 zu stände. 

Seitens der Kammer wurde infolge vorstehend angegebener Be- 
erbung die ganze Grafschaft als eine Zugehörigkeit von Veldentz be- 
zeichnet, wiewohl kein Teil derselben jemals von diesem oder dem 
Bistum Metz lehensabhängig gewesen war: selbst der früher als die 
Veldentzsche Erbschaft an die Kurpfalz gekommene Teil der vorderen 
Grafschaft wurde von der Beunion nicht ausgenommen. 

Eine besondere Verhandlung fand nicht statt : mit Vollziehung 
der Einverleibung war wieder der Gapitain Simon betraut. Einen 

'l Das Folgende unter l!eiiut/.ung von Weydmann, Geschichte der ehemaligen 
gr;illich-s|>onheiinschen Gehiete. 18!>9. 
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Versuch auf Kreuznach scheint dieser bereits bald nach der Bcuninn 
von Veldentz gemacht zu haben. In einem Briefe vom N.Oktober ltiSO 1 ) 
sehreibt er an Bavaulx, dass der Gouverneur von Kreuznach Befehl 
habe, ihn und seine Begleiter zu unelieren. wenn sie dort eine Ver- 
kündigung niachefi sollten: >ee qui ne m'etonne pas« fügt er hinzu. 
Auch ein zweiter Versuch im folgenden Jahre schlug fehl : in einem 
Briefe aus. Lauterecken vom 24. Juni KiNl'i schreibt Simon, dass er 
einen Lieutenant nach Kreuznach gesandt habe um das Stadtgebiet 
für den Grafen von Pfalz-Birkenfcld (der Huldigung erstattet halte i in 
Besitz zu nehmen ; sein Abgesandter sei aber dort schlecht empfangen 
und ausgewiesen worden; man habe ihm bedeutet, dass wenn er wieder 
nach Kreuznach kommen sollte, um derartige Thorheilen zu machen 
(•pour faire de pareillcs sottises«\ er es zu bereuen haben würde. 
Wie Simon weiter berichtet, halte er sich inzwischen nachdem 10 km 
westlieh von Kreuznach gelegenen Schlosse Sponheim begeben und 
alle Beamten der vorderen Grafschaft dorthin bestellt ; dort proklamierte 
er die Beunion, trotzdem der Kurfürst dreissig Dragoner entsendet halle, 
um ihn daran zu verhindern; »ni ses defense* ni ses dragons ne 
in'ont empechc, de passer outre a l execulion de nia commission«. 
Geringeren Widerstand gegen die Beunion scheinen die. badischen 
Mitbesitzer geleistet zu haben: am 2.1. Juni 10N3 erstattete die Mark- 
gräfin Marie Franzisca von Baden der Kammer zu Melz Huldigung und 
Lehensbekenntnis für die ganze hintere Grafschaft. Von Sponheim 
begab sich Capitain Simon, wie er Bavaulx bereits von Grünstadt aus 
angekündigt halle, zu den Hhcingrafen um deren Gebiet, 

die Bhein- und W ild- Grafseha fl 

in gleicher Weise zu reunieren. Das Geschlecht der Bheingrafen. 
welches seit dem Jahre 1400 auch im Besitze der allen Wildgrafsehaft 
war, zerliel zur Beunionszeit in drei Linien, Dhaun, Kyrburg und 
Grumbach; ihre Gebiete lagen enclavenarlig im Bhein-Nahe-Gebiel, vor- 
wiegend von kurpfälzischetn und kurlrierischem Lande umgeben. 

Die Bheingrafen hatten, anscheinend gleichfalls vorgeladen, zur 
Huldigung sich bereit erklärt, da ihnen die Abrundutig ihres Gebietes 
auf Kosten ihrer Nachbarn in Aussicht gestellt war. Bei Ankunft 
Simons setzten sie auch der Beunion keinen Widersland entgegen, 
zeigten aber nunmehr hinsichtlich der ihnen zugedachten Krwerbungen 
sieh ablehnend, wie aus vorgenanntem Briefe au Bavaulx vom 20 Juni 
hervorgeht .ilsfontdes «tif'tb-nlt« s, plus de sc faire nieltre en possessio 

'.i s. Anlutnjr. 
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qu'ils eil out fait pour faire leuis repriscs*. Sic erklären jetzt dein 
Capitain, dass die Gebietserweiterungen sie in Streitigkeiten mit den 
Kurfürsten von Mainz, Trier und der Pfalz bringen würden, das.s .sie 
es vorzögen friedlicli zu besitzen was .sie hätten und führten weitere 
(iründe an: »aussi impertinentes tjui seronl trop longues ä deduire.« 
In Wirklichkeit hatten sie wohl im Gegensätze zu den Grafen Leiningen 
erkannt, dass sie nur als Werkzeug zu weiteren Beunionen benutzt 
werden sollten, wozu sie sich nicht herzugeben gedachten. Simon war 
daher auch von ihrer Weigerung sehr unangenehm berührt ; er schreibt 
weiter: »si on ne lcs presse rigoureusement on neu viendra pas ä bout.< 

Graf schaft Dalberg. 
Auf diesem in dem mehrgenannten Briefe ausführlichst geschilderten 
Reunionszuge halte Simon auch den Grafen Dalberg aufgesucht, um 
dessen kleine nahe Kreuznach belegene Grafschaft zu reunieren; der 
Graf behauptete seinen Besitz vom Kaiser unmittelbar zu Lehen zu 
haben; »je lui ai dit, qu'il fallait aller discuter cela ä la chambre 
royale«, wozu Dalberg sich bereit erklärte; das kleine Gebiet kann 
hiernach gleiehfalls als reuniert angesehen werden. 

Herrschaft Bickelheim. 

Schliesslich meldet Simon seinem Herrn, das.s der Pfalzgraf von 
Birkenfeld entdeckt habe, das.s die Herrschaft Bickelheim zu 
der die Orte Sobernheim und Monzingen gehörten (alle an der Nahe 
südwestlich von Kreuznach gelegen i jetzt zwar im Besitze des Kaisers 
sei, aber früher zu Zweibrücken gehört habe; er fragt an, ob er den 
Pfalzgrafen in deren Besitz setzen solle. Wie sollte da nicht der Mut 
zu immer neuen Gewalttaten kommen, wenn wiederholt deutsche 
Fürsten die schlimmsten Machenschaften der Kammer sich zu eigen 
machten '? 

Auch auf 

Teile des Kurfürstentums Trier 

erstreckten sich die Beunions-Unternehmungen der Kammer. Nach 
vorgefundenen handschriftlichen Aufzeichnungen hatte der Erzbischof 
sogar zu den ersten »Vasallen' gehört, welche nach Metz geladen waren, 
wo er sich über den Besitz der zum Erzstift Trier gehörigen, aber 
innerhalb der Diözese Metz gelegenen Stadt St. Wendel und ihrer 
Zugehörigkeiten als angeblichen Lehens des Bistums Metz ausweisen 
sollte. Zugleich war ihm eine Einschränkung der im Westfälischen 
Frieden aufrecht erhaltenen Metropolitan-Bechte des Erzbisehofs auf 
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die drei lothringischen Bistümer, welche nach einer besonderen Con- 
vention vom 12. Oktober 1 Gti i 1 ) auch für die seither neu erworbenen 
Gebiete Frankreichs in Lothringen und Luxemburg in Kraft Ideiben 
sollten, unbesonnen werde. Der König verlangle jetzt, dass diese Rechte 
im französischen Teile der Kirchenprovinz durch einen besonderen 
Vikar wahrgenommen werden sollten, damit seine IJnterlhanen sich nicht 
an geistliehe Machthaber ausserhalb des Königreichs zu wenden hätten. 
Im Laufe des Frühjahrs 1 t»KQ wurde diese Forderung noch wesentlich 
erweitert; nach zwei Relationen des kurfürstlichen Gesandten am fran- 
zösischen Hofe vom 1. und 22. Juli 1680") waren bis zu dieser Zeit 
französischerseils beansprucht : 

1. Im Saargebiete die Aemter St. Wendel, Merzig, Saargau, Ebers- 
wald und ein Teil des Amtes Grimberg. 

2. Die drei an der Maas gelegenen Ortschaften Fumey, Revin 
und Fepin, welche früher Hesitzungen der Abtei Prüm gewesen und 
mit dieser an das Kurfürstentum Trier gekommen waren. Der Anspruch 
war vom Könige damit begründet worden, dass die Abtei diese Orte 
einer Schenkung des Königs Pipin verdanke, dass dieser sich aber die 
königliche Macht und den Schutz darüber vorbehalten habe. 

:i. Im Moselgebiete das Dorf Gröv nebst Rann idistrictus), das 
der Kurfürst gemeinsam mit der Grafschaft Sponheim besass, und die 
Gerichtsbarkeit in Rellheim, die der Kurfürst mit der Grafschaft Spon- 
heim und der Herrschaft Reilstein teilte. 

4. Kine grössere Zahl von lehensherrlichen Linzel -Hesitzungen 
und Gerechtsamen in den Gebieten Pfalz-Vcldenlz, Sponheim, Saar- 
brücken, Leiningen, Leven, Pfalz-Birkenfeld, Rheingrafschaft und Kur- 
Mainz. 

In seinem Berichte meldet der Gesandte, dass der König jede 
schriftliche Erklärung über die Begründung dieser Forderungen ver- 
weigere: auch habe er den Vorschlag einer Confeivnz mit Suspension 
alles weiteren Verfahrens abgelehnt, da die Entscheidung der Reunions- 
karnmer in Metz zustehe. 

Der Erzbischof richtete nunmehr, wie aus handschriftlichen Notizen 
hervorgeht, zwei Briefe an die Kammer in Metz, infolge derer von 
der Durchführung des förmlichen Verfahrens Abstand genommen wurde. 
Der Inhalt dieser selbst nicht vorgefundenen Briefe wird nicht angegeben, 
dagegen liegt ein Brief des Kurfürsten vom 8. November 1080 an die 

■i HontlHMin, historia Trcvircnsis 1750, III S. 7:-W IV. 
>) llontlium, III. S. 7<.»7 IV. 
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Behörden von St. Wendel vor, in welchem er diesen befiehlt, keinen 
Forderungen der Bcunionskanimer Folge zu leisten. 

Der Bischof von Met/ wurde nunmehr von der Kammer veranlasst 
den Versuch zu machen, seine Gewalt in den zu seiner Diözese ge- 
hörenden beanspruchten Gebieten herzustellen, damit dann der fran- 
zösischen Auslegung des Westfälischen Friedens gemäss zu ihrer 
Heunion geschritten werden könne. Aber auch dieser Versuch iniss- 
glückle. Denn als der Krzbischof drohte, den Hischof vor den aposto- 
lischen Stuhl in Horn zu laden, nahm dieser sogleich von seinem Be- 
ginnen Abstand, wobei dahingestellt bleiben mag, ob er nicht auch 
hierbei nur den Namen zu dem Unternehmen herzugeben halte. Ravaulx 
liess sich aber durch diese Misserfolge nicht nur nicht abschrecken, 
sondern ging nunmehr zu einem neuen Verfahren über, welches sogar 
noch eine Erweiterung der beanspruchten Gebiete versprach. Ein Teil 
der letzteren war nämlich im Besitze des Freiherrn Philipp Franz von 
Sötern, Erben des -Fidei-Coinmisses des im Jahre 1652 verstorbenen 
Trierer Erzbischofs Philipp Christoph von Sötern. Streitigkeiten, welche 
aus Anlass dieser Erbschaft zwischen ihm und dem kurfürstlichen 
Nachfolger entstanden waren, hatte ein Compromiss vom Jahre lfi")4 
' super lidei-commisso Söleriauo« geregelt 1 ); für Forderungen des Frei- 
herrn an die kurfürstliche Kasse waren ihm die Einkünfte von St. Wendel 
zu Lehen gegeben und rückständige Ansprüche des Kurfürsten auf die 
bisherigen Söternschen Lehen, insbesondere Burg Dachstuhl und Haus 
Grimberg niedergeschlagen worden. Dieser Leheusträgcr des Trierer 
Kurfürsten, dem von den beanspruchten Gebieten auch Merzig zu Lehen 
gegeben war, wurde nunmehr auf Grund der für die Forderungen an 
Kurtrier aufgestellten likundensammlung, deren Verzeichnis noch vor- 
liegt, aufgefordert, sich als Lehensmann des Bisehofs von Metz zu be- 
kennen: er erfüllte diese Aufforderung für seinen gesamten Besitz, so- 
dass nunmehr auch die bisher gar nicht beanspruchten Teile desselben, 
vor allem Dachstuhl selbst ohne besonderen Beschluss für die fran- 
zösische Souveränität beansprucht wurden. Infolge dessen erhielt Kapitän 
Simon auf seiner Ileunions-Bundreise den Auftrag, sich nach Gobienz 
zu begeben und den Kurfürsten zu benachrichtigen, dass die genannten 
Gebiete reunierl seien. Simon beschreibt auch diese Begegnung in 
dem Juni-BHefe aus Lauterecken ; als der Kurfürst seine Erklärung 
vernahm: »il a ehange de couleur, et a ete une heure eonmie un homme 
mort«. Als er nach einer Stunde wieder zu sich gekommen war, gab 
er seiner Entrüstung über das Benehmen des Herrn von Sötern Aus- 

VhT^tho.n. III. < (Kfö. 
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druck; er verwies den Reunions-Kommissar dann auf die zwischen dem 
Reiche und dem Könige schwebenden Unterhandlungen und gab ihm 
einen Mrief an den General-Prokurator mit, der wohl einen Protest 
gegen diese Schmälerung seines Gebietes entliallcn haben wird. Sötern 
legte aber am 22. November 108:5 der Kammer ein lim Original vor- 
gefundenes) Lehensverzeichnis seines gesamten Resitzes vor, womit die 
Reunion auch dieser (Gebietsteile entschieden war. 

Die fortgesetzte Weigerung des Kurfürsten, diese widerrechtlichen 
Usurpationen anzuerkennen, führte zu offenen Feindseligkeiten ihm 
gegenüber: nach der Hinnahme Luxemburgs schickte Marschall (>»'i|ui 
ein Truppencorps unter Oberst Asfeld gegen Trier und Hess die Re- 
seitigung der Stadt-Rcfestigungen verlangen (.eonseiller ä I elceleur 
de raser les fortifications de sa capitale«) 1 !: da diese Forderung abge- 
lehnt wurde, rückten die franzosischen Truppen in die Stadt ein und 
beseitigten unter Zuziehung von Tausenden von Frohnarbeilem die 
Befestigungen durch Rasieren der Wälle und Ausfüllung der Gräben. 
Dieses mag einem neueren französischen Historiker zu der Auffassung 
Veranlassung gegeben haben, dass nur die Eigenschaft des Landes- 
herrn als eines der H Kurfürsten den König von der dauernden 
Besitzergreifung seiner Hauptstadt abgehallen habe, andernfalls: >il 
eüt reuni cette fameuse cite a sa couronne, comine ayant releve de 
Metz en temps du royaume d'Austrasie ou comme ayant ete la metro- 
pole romaine des Gaulois-j. « hie wirklich reuuierten Gebietsteile des 
Kurfürstentums waren aber im Verhältnisse zum ganzen Umfange 
nicht bedeutend: nach der auf dem Ryswicker Kongresse 1097 vom 
Kaiser aufgestellten Rückgabe-Forderung werden für das Kurfürstentum 
Trier als »a camera Mcttensi praetensa reunita- neben den vorher ge- 
nannten nur noch aufgeführt : das Thal Naelbach im Saar-Gebiete mit allen 
zugehörigen Ortschaften und ein Teil der Stadt Kirn a. d. Nahe, der dem 
Kurfürstentum zugehörig war. Hin Ted der Reunionen war danach 
von den Franzosen wieder aufgegeben worden, vor allem die kur- 
trierische, früher reichsunmittclbare Abtei Prüm, welche in der Be- 
sehwerdeschrift der Reichsstände an Ludwig XIV. vom 8. Februar 1081 
als französiseherseits besetzt angeführt war. Die Auffassung Rankes 3 ), 
dass der Kurfürst von Trier am härtesten bedrängt worden sei, wird daher 
gegenüber der Einverleibung der ganzen Gebiete anderer Reiehsfürsten 
nicht zugegeben werden können : auch die Landeshoheit über die 

') Rousset, III, 2(12; nach einem lirii-fr Louvois an Cn'-qui 
') Martin, histoire <!e Franc«-, XIV. 
»j Hank.', Sämtliche ttVrkr. X, * :VIH. 
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Herrschaft Oberstem war, wie Hie Verhandlungen vor der Kammer 1 ) 
und die Delationen des Trierer Gesandten angeben, nur mehr eine 
nominelle. 

In ähnlicher Weise wurden ohne jeden Rechtsanspruch auch 
die Besitzungen des Marons Friedrieh von Sickingen 

reuniert, der laut vorliegendem Original Akte für die Ehrenburg als 
Zugehörigkeit von Veldentz und die Herrschaft Sehellodenbaeh als 
unmittelbaren Lehens des Distums Metz die verlangte Huldigung 
erstattete : der zu ihm entsandte Reunions-Konimissar Herr von* Gou- 
|)ilhers belegt«' darauf auch die Feste Landsluhl als Zugehörigkeit zu 
den übrigen Besitzungen für Frankreich mit Beschlag, wovon er in 
einem noch vorliegenden Briefe dem General-Prokurator Meldung 
erstattet. 

Weilerhin wurden 

Teile der Kurpfalz 

in die Beunion eingegriffen. Die Abtei Bemersberg, französisch 
• Mont St. Bemy genannt, welche zum Privatbesitz der Kirche 
St. Bemy zu Heims gehörte, wurde als von dieser lehensabhängig 
erklärt und mit 10 ihr gehörigen Dörfern reuniert; um aber jeden 
Zweifel an der Rechtmässigkeit dieser Beunion zu beseitigen, ward die 
Abtei gleichzeitig als eine Zugehörigkeit von Veldentz bezeichnet. Ganz 
ähnlieh war das Verfahren hinsichtlich einer anderen kurpfälzisehen 
Abtei, Eussenthal, und der Herrschaft Kirchheimbolanden; erstere 
wurde als zur Abtei Villers-Beünaeh in Lothringen, letztere als zu den 
ehemals Leiningen'schen Besitzungen gehörig bezeichnet und auf dem 
Wege der einfachen Proklamierung reuniert. Wenngleich daher die 
Kurpfalz durch Beschlüsse der Metzer Kammer nicht betroffen wurde, 
waren schliesslich doch eine ganze Beihe von Gebietsteilen derselben 
nach der Theorie der Zugehörigkeiten zu Veldentz, Sponheim und 
Leiningen reuniert; dazu treten noch die Beunionen der Kammer zu 
Dreisach, insbesondere Germershcitn und Schloss Falkenburg umfassend, 
welches letztere mit schwerem Geschütze angegriffen wurde 2 ;. 
Eine Beunion grösseren Massstabes traf 

die Besitzungen der Grafen Hermann Franz und Otto 
Ludwig von Manderscheid-Blankenheim; 
sie ist deshalb von besonderein Interesse, weil damit zum ersten Male 
reichsständige Gebiete des linken Mosel-lfers in Anspruch genommen 

') s. S. IHN. 

-; Itanko. X. S WS 
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wurden. Die Grafen leisteten die geforderte Huldigung und legten am 
18. August 1082 Lehens-Verzeichnisse vor, die noch im Original vorhanden 
sind. Sie wurden getrennt aulgestellt für die Grafschaft Manderscheid!, die 
Herrschaft Neuenbürg, die Herrschaft Kail, alle drei in der Eifel gelegen, 
und die Herrschaft und Haronie Reipoltskirchen im Lautei-Gebiete, 
östlich von Lauterecken gelegen. Diese vier sind vom gleichen Tage 
dalirl, wahrend das Lehensverzeiehnis für die am Donnersberge ge- 
legene Herrschaft Falkenstein unter dem Mai 1(583 ausgefertigt ist. 

Hin Grund oder auch nur ein Vorwand für diese Heunion ist, 
soweit das vorgefundene Material erkennen lässt, nicht angegeben 
worden. 

Auf spanisch-niederländische Gebietsteile 
erstreckten sich die Heunionen ohne Beschlüsse insofern, als die an- 
geblichen Zugehörigkeiten zur Grafschaft Chiny derartig ausgedehnt 
wurden, dass sie schliesslich ausser der Hauptstadl nahezu das ganze 
Herzogtum Luxemburg umfas.slen. »II se trouva, que le comte de 
Chiny avait eu jadis de nombreux arriere-fiefs, dont les attaches 
setaient successivement rompues; et lorsquo les anneaux de celte 
chaine feodale euren t ete rassembles |*ar la ehambre de Metz et 
ressoudes par les rüdes ouvriers de Louvois (richtiger wohl Ravaulxs) 
il .se trouva, que cette chaine embrassait dans ses replis tanl le duche 
de Luxemburg, sauf la ville capitale et 14 ou lö villages isoles dis- 
perses ca el la enserres d'ailleurs, et tous sous la menace d une 
derniere et fatale etreinte« ; so drückt sich hierüber mit unverhohlener 
Ironie der Miograph Louvois aus 1 ). 

Ausserdem aber wurden nunmehr mit Hülfe der Kammer die seit 
dem pyrenäischen Frieden streitigen drei Luxemburger Lehen in der 
Diedenhofener Landschaft, 

die Herrschaften Rodemachern mit dem Unter- 
lehen Preisch, Hüttgen und Püttlingen bei Rode- 
nbach ern 

endgültig Frankreich einverleibt 2 ). Die Finwohner von Rodemachern 
waren bald nach der von Frankreich auf Grund des Nymweger Friedens 
erfolgten Wiederbesetzung 11 ) zur Huldigung nach Metz vorgeladen 
worden ; Proteste des Statthalters in Luxemburg wurden, da die Kammer 
noch nicht errichtet war, von dem Metzer Intendanten ablehnend 
beantwortet. An die Unterthanen der Herrschaft Rültgeu erging am 

*) Ruusset III, S. 214. 

s. S. 82. 
3 ) s. S*. K7. 
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14. August 1080 ein Verbot dos Gouverneurs von Diedenhofen, Defehlen 
aus Luxemburg Folge zu leisten; am 17. Oktober untersagte darauf 
die Beunionskammor die Ablegung des Lehenseides für den König von 
Spanien. Der Abschluss erfolgte für alle drei Herrschaften bei Ge- 
legenheit der Heunion von Chiny, indem zugleich die angeblichen Herren 
auch dieser Herrschaften aufgefordert wurden, vor der Metzer Kammer 
zu huldigen und Lehensverzeichnisse vorzulegen; dabei scheinen auch 
diese drei Lehen als Zugehörigkeiten von Chiny aufjrefasst worden zu 
sein: in einem Briefe Vaubans vom 17. Oktober 1 084 1 1, durchweichen 
dem Luxemburger Provinzial-Rat äusserlich noch die Gerichtsbarkeit 
zugestanden wird, heisst es, das Gericht zu Diedenhofen solle nicht 
in die Rechtsprechung der Luxemburger Richter eingreifen: »qu'ils 
avaient sur Rodemachern comine sur tous aulres lieux de la comte 
de Chiny«. Das Zugeständnis war aber nur ein scheinbares, da gleich- 
zeitig das Gericht, zu Diedenhofen ein königliches Placet zur Festsetzung 
der Ausübung der Gerichtsbarkeit in diesen Herrschaften erhielt. 

Die übrigen 17 Luxemburger Lehen kommen bei solchen Ver- 
handlungen nirgends mehr zur Sprache, müssen daher als von spanischer 
Seite aufgegeben angesehen werden. 

Zu ihnen trat aber nunmehr eine früher nie beanspruchte und 
zu Diedenhofen räumlich in keiner Beziehung stehende luxemburgische 
Enklave, die südlich Bolchen gelegene 

Herrschaft Rollingen (Havillej. 

Auf einen Teil derselben hatte früher der Bischof von Metz Oberlehensrechte : 
durch Schiedsspruch vom 4. November 1541 war aber die Souveränität 
dem Herzogtum Luxemburg zuerkannt worden, vorbehaltlich der 
Lehensherrlichkeit von Metz für einzelne, zwei Metzer Bürgern gehörige 
Lehen; nach einem erläuternden Abkommen vom .Jahre Kilo sollte 
aber daraus kein Anspruch auf Souveränität und Gerichtsbarkeit für 
Metz zu folgern sein. Lehensträger Luxemburgs für •'>, der Herrschaft 
waren zur Beuiiiouszeit die Grafen von Kriechingen, die aber nicht 
lange vorher den Besitz an einen Herrn von Bonnecate verpfändet 
hatten; '/« war in andern Händen. Schon im Januar 1680 wurde die 
ganze Herrschaft ohne Beschluss reuniert und besetzt, von den 
Lnterthanen die Huldigung erzwungen; ein Teil des Uhens, die 
Herrschaft Baumbiedersdorf, ward ausserdem in dem Beschlüsse vom 
2. August 1G8H als Zugehörigkeit der Abtei Longeville nochmals 
namentlich reunirt. 

\j s. It..usscl, III, s. -m. 

lü 
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Einige andere, sonst nicht feststellbare Reunionen lassen sich aus 
den später im Zusammenhange zu erörternden Verhandlungen des 
Reichstags zu Regensburg erkennen. In einer Beschwerdeschrift der 
Reichsstände an Louis XIV. vom 18. Januar 1681 wird unter den 
besetzten Gebieten (abgesehen von elsässischen) auch die /um Kur- 
fürstentum Trier gehörige, vormalige reichsunmittelbare 

Abtei Prüm; 

in einer Relation der Frankfurter Deputirten vom 22. Dezember 1682 
auch 

Schloss Arenberg 

in der Eifel aufgeführt. 

In letzter Linie geben die Forderungen der verbündeten Mächte 
auf dem Friedens-Kongresse zu Ryswick einige Anhaltspunkte, wenn- 
gleich die bezüglichen Aufstellungen naturgemäß auch die während 
des Krieges eroberten und besetzt gehaltenen Gebiete umfassen. Aus 
diesem Grunde ist die spanischerseits aufgestellte Liste der > Reunionen 
und Okkupationen« für den vorliegenden Zweck nicht zu verwerten; 
in der vom Kaiser für das Kurfürstentum Trier erholx, i nen Rückgabe- 
Forderung werden aber einzelne Gebietsteile ausdrücklich als Reunionen 
der Metzer Kammer bezeichnet ( »acamera Mettensi praelensareunila«) 1 ). 

Eine ähnliche Liste des Kurfürsten von Köln enthält die dem 
Ristum Lüttich abgenommenen Gebietsteile, ohne jedoch Reunionen 
und Okkupationen zu unterscheiden ; für das Erzbistum Köln wird aber 
in der gleichen Eingabe nur ein Ersatz der Kriegsschäden gefordert ; 
es ergiebt sich daraus, dass in dessen Umfang Reunionen wenngleich 
vorbereitet doch nicht durchgeführt worden waren. 

Ebenso lässt sich aus den Friedens-Verhandlungen und dem 
Wortlaut des Friedens-Instrumentes der Sehluss ziehen, dass innerhalb 
des Gebietes der Generalstaaten Reunionen nicht gemacht worden 
waren; nach § 8 des Vertrages sollen gegenseitig alle diejenigen 
Gebietsteile zurückgegeben werden, welche seil Reginn des Krieges 
von der einen oder der anderen Seite besetzt worden waren. Nur 
persönlich war der Prinz von Oranien als Besitzer der 
Herrschaften Vianden und St. Vith, 
die zur Grafschaft Chiny gehören sollten, durch die Rcunion dieser 
betroffen und vor die Kammer geladen worden *). 

Schliesslich sei noch erwähnt, dass auch die städtischen Behörden 
von Metz in ernstlichen Konflikt mit der Kammer geraten waren 3 ). 

') Actes et memoires des negociattons de la paix de üyswick 1707. III, S. 513. 
') Ranke, III, S. 345. 

•) Michel, histoire du Pnrlement de Metz, IHK'), I S. 212. 
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Letztere halle von der Stadt Huldigung und Lehensverzeichnis für ihre 
Gerechtsame im Sinne des Königlichen Erlasses vom 17. Oktober 1081 
verlangt : der OberschölTe und die Schöffen erstalteten die Huldigung 
am 28. April 1681, kamen auch den weiteren Forderungen insoweit 
nach, dass sie am Iii. Mai 1683 ein Verzeichnis aller ihrer Gerecht- 
same vorlegten l ). Die Kammer beanstandete aber, dass die Vorlage 
nicht auf dem vorgeschriebenen Wege erfolgt und dem Lehens- 
bekenntnis nicht die Urkunden zur Begründung der städtischen Gerecht- 
same beigefügt worden seien: sie behauptete darin eine Missachtung 
und einen Versuch zu erblicken, die Anmassung von Vorrechten ver- 
tuschen zu wollen: sie erliess daher am 18. Januar 1684 einen scharfen 
Befehl, in zwei Monaten nochmals Lehensbekenntnisse auf Grund und 
unter Beifügung bezüglicher Urkunden vorzulegen, widrigenfalls per- 
sönliche hohe Geldstrafen wider die städtischen Beamten verhängt 
werden würden. 

Da die städtischen Behörden nalurgemäss nicht im Stande waren, 
ihre uralten Gerechtsame und Gefalle urkundlich zu belegen, hatte das 
Verfahren augenscheinlich nur den Zweck, die schon seit längerer Zeit 
systematisch betriebene Verkürzung der städtischen Vorrechte wenig- 
stens scheinbar rechtlich zu begründen. Seitens der Stadt wurde aber 
diese Beeinträchtigung so drückend empfunden, dass noch im Jahre 
1789 das Beschwerdeheft der Stadt vorwiegend die Entziehung dieser 
Vorrechte zum Gegenstand hatte, und dass einer im Jahr 1815 an 
Ludwig XVIII. gesandten Huldigungs- Deputation aufgegeben wurde, 
den König an die Vorrechte der alten Beichsstadl zu erinnern*). 

VI. Vorbereitete Heunionen. 

Wie eine grosse Zahl noch vorhandener Schriftstücke aus der 
Beunionszeit darthun, waren mit den von der Kammer beschlossenen 
und den ausserdem thatsäehlich vollzogenen Heunionen die Ver- 
grösserungsbestrebungen keineswegs erschöpft; eine nicht geringe Heihe 
weiterer Erwerbungen war vielmehr beabsichtigt und zum Teil bereits 
in Vorbereitung genommen. Im Gegensatze zu den durchgeführten 
Reunionen, welche ganz vorwiegend auf die Gebiete zwischen dem 
Hhein und dem rechten Moselufer sich erstreckten, betrifft die Vor- 

') Das auch vcrfassungsgeschichtlich interessante im Original vorliegende 
Schriftstück umfasst die »biens patrimoniaux et d'oetroi. dont eile a joui de 
tous temps, ensemhle les privilrgcs, droits. usages. iinmumles et exetnptions, 
dont les bourgoois de Metz jouissent«. 

») Westphal, Geschichte d. Sladt Metz. II, S. 37.», und III, S tß. 

Iß* 
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bereitung weiterer Erwerbungen, vornehmlich die Landschaften zwischen 
dem Ithein und dem linken Moselufer, und liefert so einen neuen Be- 
weis Tür die mehrfach vertretene Anschauung, dass der eigentliche 
Zweck der Reunionskammern die Vollziehung des Vermächt nisses 
Richelieu*, die Ausdehnung Frankreichs bis zum Rheine, war. 

Eine noch vorliegende Denkschrift vom Juni 1Ö81, anscheinend von 
einem Krnissür des General-Prokurators verfasst, zählt die Herrschaften im 
Gebiete der Kyll, eines nördlichen Nebenflusses der Mosel, unterhalb 
Triers in diese mündend, auf, mit dem Hinzufügen, dass sie teils reichs- 
unmittelbar seien, teils zum Herzogtum Luxemburg oder zum Kur- 
fürstentum Trier gehörten. Genannt werden: Jünkerath, Kronenburg, 
für welches das anscheinend freiwillig erstattete Lehensverzeichnis eines 
Grafen von Bussy vom Februar 1682 vorliegt, Schleiden, Manderscheidt 
(reuniert ohne Beschluss), Blankenheim, Gerolstein, Kerpen, Iteillerscheidt. 
Wildenburg, Schönberg, Schauenburg, Schönecken, Killburg, Abtei Prüm 
(reuniert ohne Beschluss). Hin ähnliches Verzeichnis liegt für die im 
»Lütticher Land« gelegenen Herrschaften vor. 

Für die vorgenannte Herrschaft Schleiden (terre et comte de 
Schleiden) lassen sich bereits weiter gediehene Vorbereitungen ver- 
folgen. Ein besonderes Verzeichnis weist als Zugehörigkeiten der- 
selben nach: Münstereifel, Schloss Schmidheim, die Grafschaft Neuenahr 
und »eine Menge anderer Lehen im Jülicher und Kölner Lande, von 
denen noch keine Einzel-Aufzählung gegeben werden kann, weil man 
die Urkunden nicht zur Hand hat«. Die Vergrösserung der Reunion 
dieser Grafschaft war danach im Sinne der weitestgehenden früheren 
Muster in Aussicht genommen. Eine andere Denkschrift erörtert in 
eingehender und zutreffender Weise die Verhältnisse des Jülich-Clever 
Erbschaftsstreites unter besonderer Betonung der Verwandtschaft des 
Erblassers mit den pfalzgräflichen Häusern Zweibrücken und Veldentz, 
zu deren reunierten Besitzungen günstigen Falles wohl ohne Scrupel 
ein Zugehörigkeits-Verhältnis konstruiert worden wäre. 

Für eine Reihe anderer Gebiete waren bereits Urktindensammlungcn 
angelegt, so für die Abtei Stavelot, welche bis zum Jahre 1005 zurückgingen : 
als Zugehörigkeiten werden eine grosse Zahl von Lehen im Jülieher, 
Kölner, Namürer und Lütticher Lande einzeln aufgeführt; bei vielen 
findet sich der Zusatz: »faut s'informer oii e'est*. Auch die bekannte 
Abtei St. Trond im Lütticher Bistum war zur Reunion bestimmt ; nach 
einer anliegenden handschriftlichen Notiz sollte sie eine Zugehörigkeit 
des Bistums Metz sein, weil sie nach einer alten Chronik von einem 
Bischöfe von Metz gegründet sei ; eine gleichfalls erhaltene Aufzeichnung 
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von der Hand Ravanlx' beliehlt sogar die Vorladung der Aebte und aller Va- 
sallen der Abtei vor die Kammer. Aus ähnlichem Grunde wird die Ortschaft 
Freulzburg im Jülicher Lande als der Kirche Verdun zugehörig bezeich- 
net. Ausführlichere handschriftliche Notizen nebst Urkundensammlung 
liegen über die Stadt Jupille, 3 km unterhalb Lüttich an der Maas gelegen, 
vor ; in einem Briefe aus .lupille (ohne Datum), von einem Emissär an 
Ravanlx gerichtet, liefest es u. a. : »Ich habe schon in einer früheren 
Denkschrift auseinandergesetzt, dass durch Urkunden zu beweisen 
ist, dass Lüttich, St. Hubert« Dinant, Mecheln, Maestricht zu Frank- 
reich im Lehensverhältnis stehen (»doivent relever de la France«). 
Na< h einer anderweitigen Notiz gehört zu diesen Städten auch das 
Ilandr feche Maubeuge. Urkunden Verzeichnisse liegen ferner vor für das 
Herzogtum Möns, die Abteien Slürzelbronn und St. Pierremont, die Herr- 
schaften Schauniburg, Sultzbach, Choiseul, Spilzemberg und einige 
kleinere Oertlichkeiten, darunter Dörfer im Saargebiete. 

Aus dem Kölner Lande schreibt ein Emissär an Ravaulx hin- 
sichtlieh der Herrschaften Lummersheim und Kerpen, von denen er 
viele Afterlehcn aufführt, Folgendes: »Da man dem Könige im Vertrage 
von Nymwegen die Freigrafschaft Burgund abgetreten hat und dieses (also 
Burgund) den 10. Kreis des Reiches bildet, zu dem alle Orte hier am 
Niederrhein gehören, so könnte man leieht dieses Gebiet in Anspruch 
nehmen« (>le roi pourrait aisement pretendre cette petite terre«). 
Hiernach scheint an geographischen Kenntnissen wie an Frivolität der 
Schüler den Meister noch übertreffen zu haben , jedenfalls aber legt 
der Brief Zeugnis dafür ab, welche Instruktionen ihm von diesem mit 
auf den Weg gegeben worden sind. 

Weitere nach handschriftlichen Notizen noch festzustellende Vor- 
bereitungen bot reifen das Herzogtum Bouillon, die Abtei St. Hubert und 
die Herrschaft Hebermont in den Ardennen. In einem Briefe des Mi- 
nisters Louvois an einen Truppenkommandeur, datiert vom 10. No- 
vember 1080, wird diesem mitgeteilt, dass ein Emissär der Kammer zu 
Ghassepierrc arretiert word<?h sei, weil er nach Urkunden über diese 
Gebiete geforscht habe. Der Offizier wird deshalb angewiesen, den 
Amtmann von Chasscpicrre sogleich zu arretieren und in das Gefäng- 
nis nach Montmedy abzuführen >pour lui apprendre ä obeir aux ordres 
de Sa Majeste«. Diese Energie ward von Erfolg gekrönt; ein noch vor- 
handenes Urkunden- Verzeichnis beweist die Fertigstellung einer solchen 
Sammlung für das Herzogtum Bouillon. Ueber das Herzogtum Luxem- 
burg war hingegen wiederum eine noch vorliegende Denkschrift ent- 
sprechend der Bedeutung dieses Gebietes angelegt worden mit dem 
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Titel: »Memoire de l etal du pays de Luxembourg«. Sie enthält eine ein- 
gehende Beschreibuni!; des Landes und ein Verzeichnis der hauptsächlichen 
Oertlichkeiten. Für eine derselben, die Stadt Esch, war wiederum eine 
der üblichen Sammlungen angelegt worden, deren Verzeichnis noch vor- 
liegt. Ein ähnliches für die in der Nähe von Mezicres gelegene Herrschaft 
Montcornet weist Urkunden nach, die bis auf König Pipin zurückgehen. 

Ein anderer Emissär des Gencral-Prokuralors sendet einen Be- 
richt über das Lülticher Land, von welchem er die Herrschaften Ver- 
viers, Franchimont, Rochefort. Famen, Condrot und Montagu aufführt 
unter Zufügung von Anhaltspunkten für deren Reunierung; auch seine 
Bemühungen scheinen Erfolg gehabt zu haben; laut vorliegenden No- 
tizen waren die Behörden von Verviers und Spa vor die Kammer ge- 
laden und entsendeten im Januar 1 082 Bevollmächtigte zur Vertretung 
ihrer Interessen nach Metz; über den weiteren Verlauf der Angelegen- 
heit giebt aber das vorgefundene Material keinen Aufschluss. Aber 
nicht ausschliesslich am Niederrhein, sondern auch in den eigentlichen 
Reunions-Gebieten des Mittelrheins waren weitere Erwerbungen in 
Vorbereitung begriffen. In dem vorliegenden Briefe eines Emissärs, 
ohne Angabe von Ort und Datum, meldet dieser dem General-Proku- 
rator, dass die Städte Boppard und Wesel (also Oberwesel) dem Bis- 
tum Trier, die Städte Oppenheim, Ingelheim, Kaiserslautern dem Kur- 
fürstentum Pfalz vom Kaiser geschenkt worden seien; Urkunden über 
dieselben seien aber schwer aufzutreiben, da auf das Gerücht der 
Reunion die Urkunden in das Innere des Reiches gebracht worden 
seien (»au fond de l'empire«), insbesondere die Akten des Reichs- 
kammergerichtes nach Frankfurt. 

Eine weiter vorgefundene Liste enthält Mitglieder des Adels aus 
der Rhein-Gegend, welche angeblich unter den Schutz des Königs auf- 
genommen sein wollen, darunter Herren aus Ingelheim und Heidesheim ; 
ein anderes noch vorliegendes Verzeichnis vom Januar lß82 weist die 
Namen von Edelleuten nach, welche vor die Kammer noch vorgeladen 
werden sollten, darunter die Grafen von Metternich-Virneburg-Beilstein. 
Kurze handschriftliche Notizen weisen ferner darauf hin, dass eine 
Reihe anderer Gebiete zur Reunion in Aussicht genommen waren, 
nämlich: die zum Kurfürstentum Mainz gehörende Abtei Offenbach und 
die gleichfalls Mainzische Herrschaft Reidenbach, letztere in der Nähe 
der Stadt St. Wendel gelegen; ferner die zum Kurfürstentum Trier 
gehörenden Mosel-Dörfer Riol und Pommern und die bei Kreuznach 
gelegene Herrschaft Bretzenheim. Für Gebietsteile des Herzogtums 
Lothringen, deren Reunion durch die Kollektiv-Beschlüsse der beiden 
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letzten Sitzungen überflüssig wurde, liegen Vorbereitungen in Urkunden- 
verzeichnissen oder anderen handschriftlichen Notizen vor hinsichtlich 
der Herrschaften Finstingen, Gondrexingen, Uxheim, Poussay, Burg- 
aUdorf, Lörchingen, Hessen, Fontenay, Landremont, der Abteien Tholey, 
Villers-Bettnach und Freisdorf, sowie des Priorats St. Gille. Von der 
Abtei Villers-Bettnach war sogar ein Afierlehen reuniert worden, sodass » 
auf thatsächliche Heunion auch der Abtei selbst zu schliessen sein wird. 

Auch auf blosse Gerechtsame wurden des ersten Festsetzens 
halber die Ansprüche in diesen Landschaften ausgedehnt; in einem 
Brief vom HO. Mai 1681 aus Meisenheim schreibt der viel genannte 
Capitän Simon: >Der Kurfürst von Mainz hat sich des vierten Teiles 
des Rhein-Uebergangs-Zolles in den Douanen von Mainz bemächtigt, 
der mehr als 200 Jahre lang dem Herzogtum Zweibrücken gehört hat ; 
ich glaube, dass der Pfalzgraf von Birckenfeld Ihnen darüber schreiben 
wird, um zu erfahren, was dort zu thun ist.t 

Zweifellos würde die weitere Forschung in Archiven noch manche 
atidere Anhaltspunkte für bereits durchgeführte oder vorbereitete 
Reunionen ergeben; die vorstehenden Uebersichten dürften aber im 
Verein mit den Kammerbeschlüssen den vollgültigen Beweis dafür 
liefern, dass die hier vertretene Auffassung der Aufgabe der Reunions- 
Kaminer, die Erwerbung des ganzen linken Rheinufers für Frankreich, 
zutreffend und dass diese Absicht im weiteren Vorschreiten des Unter- 
nehmens immer unverhüllter zu Tage getreten ist; in den letzten 
Kollektiv-Beschlüssen der Kammer sowohl wie in den ohne Beschluss 
durchgeführten oder vorbereiteten Reunionen ist auch nicht mehr die 
Wahrung des Scheines eines Rechtsverfahrens zu erkennen. Ehe jedoch 
das Ziel erreicht war, erfolgte der nunmehr zu erörternde Abschluss 
der Kammerthätigkeit. 

VII. Schluss der Kammer. 

Die Sitzung vom 10. September 1683, in welcher die Reunion 
der ganzen Diözesen der drei Bistümer beschlossen worden, war die 
letzte eigentliche Reunions-Sitzung der Kammer. Die weitere Thätig- 
keit betraf nur mehr die Sicherung und innere Organisation der ge- 
machten Erwerbungen, und kam zumeist in der Form königücher 
Edikte zum Ausdruck, bei deren Abfassung aber die Mitwirkung der 
Kammer oder richtiger vielleicht die Hand Ravaulx' unverkennbar ist. 
Die nächste Massnahme erfolgte aber noch in Form eines Kammer- 
beschlusscs, und bezweckte, das Mittel- Verhältnis der Lehensabhängig- 
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keü des weitaus» grössten Teiles der reuuirlen Gebiete von den Bis- 
tümern Metz, Toul und Verdun, wie es für die Begründung der 
Ansprüche für notwendig gehalten war. aufzuheben und die unmittel- 
bare Herrschaft der französischen Krone herzustellen, dabei gleichzeitig 
aber auch möglichst vieles Privateigentum in königliche Domänen zu 
verwandeln. Zu dem Zwecke wurden durch Kammerbe>ehluss vom 
4. Januar 1G85 1 ) alle Besitzer, welche sich als Vasallen der Bistümer 
bekannt und Huldigung geleistet halten, aufgefordert, die Rechtstitel 
vorzulegen, kraft derer sie im Besitze ihrer Lehen seien. Naturgemäss 
waren bei dem künstlichen Aufbau der Beziehungen zu den Bistümern 
und bei den zahllosen nur aus Besorgnis erfolgten Huldigungen die 
wenigsten Besitzer hierzu im Stande; sie sahen sich also trotz ihres 
Entgegenkommens in der Gefahr, ihres Besitzes beraubt oder im günstig- 
sten Falle aus freien Eigentümern zu französischen Domänenpächtern 
gemacht zu werden. Der Bcschluss erstreckte sieh in umfassendster 
Weise auf alle geistlichen und weltlichen Behörden und Herren »les 
chapitres des eglises Calhedrales et Collegiales. abbes, prieurs et re- 
ligieux et autres vassaux. villes et communautes, reguliers et seculiers« ; 
der Termin war auf nur 14 Tage angesetzt, die Wegnahme der Ein- 
künfte und Güter angedroht (»ils y scront contraints par saisie de leur 
temporel et des biens des communautes et particuliers« j. Man wird 
aber wohl nicht fehlgehen, wenn man den ganzen Massnahmen einen 
mehr staatsrechtlichen Charakter beimisst. zu dem Zwecke, an Stelle 
der früheren deutschen Selbständigkeit der Beichsgüeder die straffe 
französische Staatsgewalt und Zentralisierung einzurühren ; wenigstens liegt 
keinerlei Anhalt für die Annahme vor. dass in den thalsächlichen privat- 
rechtlichen Verhältnissen eine Aenderung infolge des Beschlusses erfolgt sei. 

Einer solchen Zentralisierung dienten auch die in Form könig- 
licher Edikte getroffenen Massnahmen , welche vorwiegend die 
Organisation der Gerichte und die Verschmelzung der Rechtsprechung 
in den bisherigen herzoglichen, bischöflichen und reichsständigen Ge- 
bieten zum Zwecke hatten. Unter Aufhebung der bisherigen loth- 
ringischen Oberamtsgerichte wurden vier Präsidial-Gerichte (sieges pre- 
sidiaux) in Metz, Toul, Verdun und Saarlonis, und zwei selbständige 
Oberamtsgerichte (bailliages) in Longwy und Epinal eingesetzt 2 ), nach- 
dem ein fünftes, in Longwy errichtetes Präsidial-Gericht vor Eröffnung 
wieder aufgehoben worden war. Die Einsetzung dieser sechs Gerichts- 
höfe zweiter Instanz erfolgte, für jeden gesondert, im Februar Hi8f>, 

') TUcueil S. 4M. 
■') Hccucil, S. 44.i. 
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ohne bestimmtes Datum die Eintragung der Edikte durch das Parla- 
ment, den einzigen Gerichtshof letzter Instanz, unterm 26. Februar 1685 1 ). 
Die Zuständigkeit der Präsidial- und der zwei selbständigen Oberamts- 
gerichte war die gleiche, die Besetzung mit Richtern nur insofern eine 
verschiedene, als die ersleren als Spitze zwei Präsidenten und einen 
General-Stellvertreter (lieutenant-gcneral i, die letzteren nur einen General- 
Stellvertreter hatten. 

Der Bereich des Prüsidial-Gerichtes zu Metz umfasste das pays 
Messin, die bischöflich- metzer und die zwischen diesen liegenden 
lothringischen und reichsständischen Gebietsteile, also den mittleren 
Teil der reunierten Landschaften, das Präsidial-Gericht zu Verdun in 
ähnlicher Abrundung den nordwestlichen, das Präsidial-Gericht zu Toul 
den südwestlichen Teil. 

Das Präsidial-Gericht zu Saarlouis bestand aus den östlich des 
Herzogtums gelegenen Gebieten unter Abrundung durch kleine her- 
zogliche Enklaven und Grenzbezirke; für seinen Bereich wird in den 
Edikten wiederholt der Ausdruck Saar-Provinz (province de la Sarre) 
gebraucht; naturgemäss gehörten dazu auch die ohne besonderen Be- 
schluss reunierten Gebiete, welche in dem Edikt namentlich aufgeführt 
werden (prevötes et seigneuries de Lieseim, KreistrolT, St. Vendel, 
Fenestrange, les comtes de Sponem, Ringraviat du Rhin, landgraviat 
de Einanges etc.). Castres ist jetzt richtig als Herrschaft Blieseastel 
bezeichnet, die zur Grafschaft Sponheim gehörige Stadt Trarbach wird 
aber auch noch in diesem Edikt als besondere Herrschaft aufgeführt. 

Der Bezirk des Oberamtsgerichtes Longwy umfasste den nörd- 
lichen Teil des Herzogtunis und die vormals luxemburgischen Gebiets- 
teile, der des Oberamtsgerichts Epinal vorwiegend das bisherige her- 
zogliche Oberamt Vosges. Die Eröffnung dieser sechs Gerichtshöfe 
sollte am 1. Juli 1685 erfolgen, musste aber wegen Personal-Schwierig- 
keiten bis zum 1. Oktober desselben Jahres verschoben werden. Ein 
besonderes Edikt vom 12. Juli 1685 i ) unterstellte ihnen alle Gerichte 
niederer Instanz und wies sie selbst an das Parlament zu Metz als 
Berufungs-Gericht 2 ). Die Art dieser Gerichls-Organisation lässt keinen 
Zweifel, dass die Annexion des Herzogtums Lothringen und der übrigen 
reunierten Gebiete als eine dauernde angesehen wurde; der ohne 
ernsten Widerstand und ohne jedes Blutvergiessen erreichte Erfolg 
war ein so grossartiger, dass der König sich wohl dazu verstehen 
konnte, eine Ruhepause eintreten zu lassen und die volle Durchführung 

') Kecueil, S. 443. 
*) Recueil, S. 45!). 
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.seines Zieles auf einige Zeil zu vertagen ; dureh den mit Kaiser und 
Kelch abgeschlossenen Vertrag vom 15. August 11384 verpflichtete er 
sich, zwanzig Jahre lang keine neuen Keunionen zu machen und keine 
Gebietsteile zu beanspruchen, in deren Besitz er beim Absehluss des 
Vertrages nicht bereits sei 1 ). Infolgedessen war für die Reunions- 
Kammer zu Metz die Stunde der Aullösung gekommen; sie erfolgte 
durch königliches Kdikt vom 2H. Dezember 1086*1; in diesem wird 
ausgeführt, dass infolge des genannten Vertrages die Kammer unnütz 
linutile) geworden sei, da es sich nur mehr darum handelte, die Hul- 
digungs-Akte für die vor dem Verlrage erfolgten Keunionen entgegen- 
zunehmen. Die Kammer wurde infolge dessen ganz aufgelöst (eteint 
el supprimej; die Mitglieder traten in ihre früheren Stellungen beim 
Parlamente zu Metz zurück. 

Ravaulx wirkte aber noch weiterhin im Sinne seines Werkes; 
er empfahl nunmehr dem Könige, den erworbenen Kesitz durch geeignete 
Mittel auch innerlich zu sichern. In einer Denkschrift, welche wahr- 
scheinlich aus der Zeit unmittelbar nach dem Schlüsse der Kammer 
stammt betitelt : »Rapport du procureur general Ravaulx sur les moyens 
ä employer pour faire oublier aux Lorrains leurs anciens mahres-, 
zeigt er sich aber auch hierbei als masslos und sanguinisch. Als eines 
der Mittel empfiehlt er die Verlegung der Zollstellen von der französisch- 
lothringischen nach der Reichs-Grenze, wovon er sich viele Vorteile 
verspricht, insbesondere: »que les villes de Spire, Worms, Mayence, 
Coblence, Treve, Luxembourg seront obligees de demander au roi la 
graee, d'ctre recu sous sa protection perpetuelle. sans <jue l'Empire 
ni autres puissent se plaindre avec justesse«. 

Wie wir sehen, war Ravaulx mit dein Erreichten nicht zufrieden, 
sondern hatte immer noch die Erwerbung der Rheingrenze im Sinne. 

') Näheres weiter unten. 
"*) s. Anhang. 

*) Paulus, politique il'annexiun fram.aise en Lorraine. l.othr. Jahrb. I. 188t). 
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DlllTTKR TWL. 

Die Folgen der Kammerthätigkeit. 

i. 

Beschwerden über die Rennionen. 

Trotz der Schwäche und Zerrissenheit des Reiches konnte fran- 
zösischerseits nicht angenommen werden, dass das deutsche Reich der 
ThUtigkeit der Kammer und der Vollziehung ihrer Beschlüsse ruhig 
zusehen wurde. Der Einspruch von Seiten des Kaisers und dos Regens- 
hurger Reichstages war daher auch von Eröffnung der Kammer an von 
ihrem rührigen General-Prokurator ins Auge gefasst worden. Von ihm 
sind nicht weniger als fünf Denkschriften und ein gleichen Charakter 
tragender Brief an den Bischof von Metz erhalten, welche die Art der 
Ahwehr etwaiger Protoste vorsehen. Die Denkschriften sind im Wesent- 
lichen übereinstimmenden Inhalts und bieten kaum neue Gesichtspunkte 
für die Art der Vertretung der französischen Ansprüche; sie sind vielleicht 
verschiedene Entwürfe für ein und dasselbe Schriftstück: nur eine davon 
ist datiert und zwar vom 8. Juli H>80. Die umfangreichste dieser Denk- 
schriften trügt die lleberschrift: Bemerkungen gegen die Einwendungen 
(remarques contre les objections), welche gemacht werden können: 

1. Von den Reichsständen; 

2. Von dem Fürsten (prince) Karl \ k on Lothringen (anscheinend 
absichtlich nicht mehr Herzog genannt): 

3. Von den bedeutenderen Reichsfürsten, dem Herzog von Zwei- 
brücken, dem Grafen von Hanau-Lichtenberg, etc. 

Die Widerlegung der angenommenen Einwendungen wiederholt 
in weitschweifiger und sophistischer Weise alles, was von der Vor- 
reunionskammer bis zur Gegenwart in diplomatischen. Friedens- und 
Kammer-Verhandlungen vorgebracht worden war; in der ersten Be- 
merkung wird daher die Eroberung des römischen Galliens durch 
»unsere Könige« (nos rois) geltend gemacht; in der letzten wird schon 
jetzt wie später in der Septembersitzung 1083 kurzweg behauptet, 
dass, wenn die Herzöge von Lothringen in dem Bereiche der Herr- 
schaften, die sie unter dem Namen »Herzogtümer Lothringen und Bar« 
besessen, königliche Gewalt ausgeübt hätten, dies ohne Fug und Recht 
geschehen sei, da die Bischöfe von Metz, Toul und Verdun ihnen 
niemals die dazu nötige Investitur erteilt hätten. Von einem weiteren 
Eingehen auf den Inhalt der Denkschriften kann unter Bezugnahme 
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auf früher ( iesagtes abgesehen werden. Das an den Bischof von Metz 
gerichtete Schreiben ist wesentlich kürzer und enthüll die Instruktion, 
wie er auf etwaig ihm zugeslellte Proteste antworten solle. Der 
General-Prokurator empfiehlt dem Bischof skh vor allem auf den Wort- 
laut der Friedensverträge zu berufen und den Grundsatz zur Geltung 
zu bringen: »contractu» tantuni valent ((uantum sonant«. 

Hei Unsicherheit des Dalums in diesen Schriftstücken ist nicht 
festzustellen, ob sie vor oder nach dem Beginn der Verhandlungen 
zwischen Deutschland und Frankreich aufgesetzt waren; doch ist trotz 
des einen beigefügten Datums wahrscheinlich, dass die Kniwürfe bereits 
vor Kingang von Protesten aufgesetzt worden sind und das Dalum 
später zugefügt ist, da an keiner Stelle auf bereits erfolgte Proteste 
Bezug genommen wird. 

Allerdings fanden die Verhandlungen seitens der Hcichsbehörden 
nicht mit der Kammer zu Mclz sondern unmittelbar mit der französischen 
Regierung zu Paris statt. Erste Veranlassung dazu gaben die Ansprüche, 
welche schon vor Errichtung der Kammer französiseherseits auf 
Homburg und Bitsch erhoben worden waren und zur gewaltsamen 
Eroberung dieser Städte geführt hatten. Ein kaiserliches Kommissions- 
Dekret 1 ), unter dem 10. Oktober 1679 an den Regensburger Reichstag 
gerichtet, forderte von den Ständen ein Reichsguiachten >über die von 
Seilen der Krone Frankreich unter allerhand nichtigen Prätexlen ange- 
forderte Abtretung der sequestrierten Festung Homburg und an- 
massende Lehensherrliclikeit über die Metzischen Vasallen«. In diesem 
Kommissions-Dekret wird gesagt, dass die auf Homburg angezogene 
ratio feudi nicht weniger auf alle übrigen Melzischen Lehensträger 
angewendet werden könnte, und dass danach die Kurfürsten und 
Stände den französischen, gleichsam nach eigenem Belieben vorzu- 
nehmenden Gewalttaten unterworfen werden würden. 

Das Reichsgutachten wurde genau nach vier Monaten erstattet, 
am 10. Februar D580, also nach Errichtung der Kammer, aber vor 
Erlass des ersten Reunions-Beschlusses. In diesem Gutachten werden 
14 Besehwerdepunkle igravamina) aufgestellt, von denen jedoch nur 
zwei die lothringischen Lehen bet reifen, der 6. über die Prätensionen 
an die Metzer, Touler und Verduner Vasallen, und der 13. über die 
Okkupierung der Festen Homburg und Bitsch. Die Erörterung der 
ersleren Beschwerde lässt wieder die Unlösbarkcit des Streites über die 
Auffassung des Wortes »districtus« erkennen. »Unleugbar ist,« heisst 

') Das Folgende unter Benutzung von Pathner von EggenstorlT. Sammlung 
der Rcidislajj.sschlüssc 1740. 
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es in dem Gutachten, »dass gedachte Bistümer über die ausser den 
Distrikten und Territorien gelegenen Vasallen und Lehen keine Souve- 
ränität gehallt und von denselben, wie der Ruchstabe bemeldeter 
Cession klärlich ausweiset, ausser den Distrikten nicht das Geringste 
abgetreten worden sei«. Schliesslich wird der Kaiser gebeten, er möge 
• ehest möglich vermitteln, damit alle Thütlichkeiten eingestellt oder 
wenigstens »lern arbitrium sein Lauf gelassen werde«. Zum Beschwerde- 
punkl Iii wird hinsichtlich Homburgs auf den Westfälischen Frieden 
Bezug genommen, da nach dem Osnabrücker Instrument, Absatz: »co- 
mitibus Nassau-Sarapontanis« und dem Münsterschen. Absatz: >Dux de 
Cray « diese Feste dem grällichen Hause zu restituieren sei ; wegen der Feste 
Bitseh wird zunächst »von den gravatis nähere Information erwartete. 

Die nunmehr folgenden Verhandlungen zwischen «lern Reiche und 
dem französischen Könige, welche zugleich und vorwiegend die el- 
sässischen Ucimionen betrafen, geben ein überaus trauriges Bild von 
der Schwäche Deutschlands und der Schwerfälligkeit und Ungeschick- 
lichkeit der Reichsbehördon, Eigenschaften, die in rücksichtslosester und 
gewandtester Weise von Ludwig XIV. und seinen Unterhändlern aus- 
genutzt wurden, »f'.'etait plaisir d'avoir ä faire ä ccs bons Allemands, 
et pour prendre sur eux l'avantage il ne fallait pas beaueoup de linesse«, 
sagt bei Fi wähnung dieser Verhandlungen der Biograph Louvois' 1 ). 
Schon die ersten Schritte des Reichstages, gegenüber Frankreich wurden 
ganz ungebührlich verzöget ! ; trotz mehrerer kaiserlicher Kommissions- 
Dekrete und fortgesetzt einlaufender Klagen über »noch immer conti- 
nuiereude und täglich sich mehrende Klagen über französische Gewalt- 
taten« dauerte es bis zum 27. Juli löSO, bis der Reichstag sich zu einem 
Schritte zu Gunsten der angegriffenen Reiehsstäiide enlschloss. An diesem 
Tage erlies er endlich ein Schreiben an den König von Frankreich, in 
welchem die Klagen der Reichsstände vorgetragen wurden und ihre 
Begründung wieder durch das unglückliche Wort »districtus« versucht 
wird, da »praeter supradittos episcopatus eorumque districtus nil 
amplius cessum esse*. Unklugerweise wird schliesslich die Wieder- 
einsetzung des Schiedsgerichtes von lötisS gefordert, trotzdem dessen 
frühere Verhandlungen die völlige Unmöglichkeit einer friedlichen Ver- 
ständigung erwiesen hatten, und dem französischen Könige eine der- 
artige Versumpfung der Sache im höchsten Grade erwünscht sein 
musste. An demselben Tag \Tging auch ein Schreiben des Reichstages 
an den König von England, um ihn zu Vorstellungen und zur Ver- 
mittlung bei Ludwig XIV. zu bestimmen, da auf seine Autorität und 

') Rousset, III, S. 2K. 
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Garantie der Friede von Nymwcgen sich stülze. Frst nach drei Monaten 
erfolgte die Antwort des französischen Königs; in dem vom 10. Oktober 
datierten Schreiben stellt er sich höchst erstaunt über die erhobenen 
Klagen, die bewiesen, das* der Reichstag über den Gang der Ver- 
handlungen zu Nyinwegen und die dortigen Abmachungen sehr schlecht 
unterrichtet sein müsse. Die bisher besetzten Gebiete gehörten so 
rechtmässig der Krone Krankreich, dass man daran nicht zweifeln 
könne ohne es an gutem Glauben bei den feierlichsten und heiligsten 
Abmachungen fehlen zu lassen (sans maiujuer ä la bonne foi des Con- 
ventions les plus solennelles et les plus saereesj. Wenn aber trotzdem 
einer der Reiehsslünde sich benachteiligt glaube, so sei er gerne bereit 
eine Revision vornehmen zu lassen, da es ihm stets grosse Freude 
mache, zur Zufriedenheit seiner Nachbarn beitragen zu können.« 
Auch jetzt noch durchschaute der Reichstag die Absicht des Königs, 
Zeit zu gewinnen, so wenig, dass er sich an den Kaiser wandte um 
einen Rericht der Gesandten über die Verhandlungen zu Nymwegen 
zu erhalten! Dieser ging wiederum erst nach vier Monaten durch 
Kaiserliches Kommissions-Dekret vom 5. Februar 1681 dem Reichs- 
tage zu. Am 8. Februar erliess derselbe daraufhin eine zweite Re- 
sehwerdeschrift an den König, die nichts Neues enthielt, sich auch 
vorwiegend mit den elsüssischen Reunionen befasste. Zu gleicher Zeit 
war der Kaiser durch seinen Gesandten in Raris, den Grafen Mansfeld, 
unmittelbar mit dem König in Verhandlungen getreten, und halte von 
ihm die Zusage erlangt, Deputierte zu einem Kongresse nach Speier, 
Worms, Mainz oder Frankfurt zu entsenden, und vom Tage des Zu- 
sammentrittes dieses Kongresses an sich weilerer Reunionen zu enthalten ; 
eine Zusage, zu welcher der König auch dem jetzt eng mit ihm verbündeten 
grossen Kurfürsten ') gegenüber am 22. Januar 1682 sich verpachtete. 

Die Einzelheiten über den Kongress konnten aber erst nach langem 
Zeitverluste festgestellt werden, da der König den gewünschten Re- 
sprechungen unter dem Vorwande von Unpäßlichkeit. Jagden u. s. w. 
aus dem Wege ging; auch waren umständliche Verhandlungen zwischen 
Kaiser und Reichstag erforderlich, ehe eine Einigung dieser über Art 
und Zeitpunkt des Zusammentrittes erzielt wurde. Wiederum erst nach 
vier Monaten, am 7. Juni 1681, wurde dem Könige Frankfurt als 
Kongressort und der Johannes-Tag (24. Juni) als Termin vorgeschlagen. 
Frankfurt wurde von Frankreich angenommen, die Vertagung des Re- 
ginns aber auf den 31. Juli verlangt und erreicht. Aberjauch an 
diesem Tag e erschienen noch keine französischen Revollmächtigten ; 

') s. weiter unten. 
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erst am 9. September konnte der Kaiser ticin Reichstage die Mitteilung 
zugehen lassen, dass laut Meldung des Grafen Mansfeld nicht nur des 
Allereluistliclisten Königs Bevollmächtigte den 7. September bereits 
von Paris abgereist seien, sondern dass man auch sonst bei selbigem 
Hofe zu der Sache immer näher schreiten wolle. Leber die Gründe 
dieses Zogems sollten Kaiser und Heich nur zu bald aufgeklärt werden: 
gerade in diese 'läge fallen die Vorbereitungen für die grösste, in 
Deutschland am tiefsten empfundene (lewaltlhat, die Wegnahme der 
alten Reichsstadt Strassburg. Schon waren die Gesandten Frankreichs 
in Krankfurt anwesend, als im französischen Hauptquartier zu Iiikirch 
:tm :10. September 1081 die Kapitulation unterzeichnet ward, welcher 
noch am gleichen Tage der Einzug Louvois" mit seinen Truppen in die 
bezwungene Hauptstadt des Elsass folgte'). Nunmehr konnte die Er- 
öffnung des Kongresses vor sich gehen und dem Versprechen, weitere 
Heimionen zu unterlassen, nachgekommen werden; auch dieses ward aber 
nur insofern erfüllt, als die nachherigen Kammerbeschlüsse ausschliesslich 
herzoglich-lothringische Gebietsteile betrafen und auch diese, wie früher 
hervorgehoben, unter verhüllten Bezeichnungen vollzogen wurden 2 ). 

Einen Lichtblick in dieser traurigen Zeit gewährt in Deutschland 
die Publizistik, welche beweist, dass auch in der Nation das Gefühl 
für die Deutschland zugefügte Schmach sich Ausdruck verschaffte. Die 
derzeitigen Klugschriften beschäftigen sich zwar vorzugsweise mit dem 
Verluste Strasburgs« nehmen aber, zum Teil wenigstens, auch auf 
den lothringischen Länder-Raub Bezug 3 ). Eine in Schlesien 1081 anonym 
erschienene Satire ruft in allerdings schwülstiger und übersehwänglicher 
Weise die deutschen Fürsten zum Kampfe gegen Krankreich auf; viel 
bedeutsamer sind drei im folgenden Jahre erschienene Schriften des 
unter dem Namen Francopolita sich verbergenden österreichischen 
Staatsmannes Philipp Wilhelm von Hornick ; in der ersten, betitelt: 
»Wahrer Bericht von dem alten Königreich Auslrasien«, spricht der Ver- 
fasser auf Grund der Schriften Cassans 4 ) und Auberys 5 ) die Befürchtung 
aus, .dass das bekannte um sich fressende Dependentien-Feuer auch 
rechtsrheinische Lande ergreifen werde, ja, dass der König das ganze 
diesseitige Deutschland als Anhang der Stadt und des Bistums Metz 
für sein Eigentum erklären werde« G ). Die zweite Flugschrift: »Wahrer 

'i ErdinaiinsdörfTer I, S. fW.il. 

*; Audi die. Nachlese vom 10. Oktober U'tS'A betraf nur mehr herzogliche Oc- 
biet.slede, den kleinen Itesit/ des deutsehen Ordens vielleicht ausgenommen ; s. S. 22f>. 

■\ Das Folgende unter Ik-nutzun^ von Hölscher, Die öffentliche Meinung in 
Deutschland über den Fall Strassburtfs ; 18W. 

♦i s. S. 4.">. *) «. i>. 75. 

Interessant ist die I ebereinstimmun» dieser Aeusserung mit der eines 
Hürtfers von Chiny; s, S. '>Ji», 
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Bericht von dem allen Königreich Lothringen* verteidigt die Hechle 
Deutschlands auf das Lothringer Land; in der drillen werden die Be- 
hauptungen Auberys ad absurdum zu führen gesucht. Unter den übrigen 
Schriften sind zwei besonders erwähnenswert, weil sie und zwar die 
eine bestimmt, die andere wahrscheinlich von Leibnitz herrühren. In 
der erstcren ll>82 erschienenen sucht der Verfasser den französischen 
König zu bewegen, auf gütlichem Wege das dem deutsehen Reiche 
(ieraubte herauszugeben, damit endlose Kriege vermieden würden : 
bei der zweiten etwa ein Jahr später erschienenen, die den Satiren- 
Charakter tragt, weist schon der Titel: »Mars Christianissimus« darauf 
hin, dass Leibnitz eine friedliche Verständigung mit Krankreich nicht 
mehr für möglich hält 1 ) 

Eine weitere kleine Klugschrift von nur sechs Seilen Text 3 ) ist dadurch 
interessant, dass der Verfasser, trotzdem er ihr den Titel giebt: »Ein- 
fältige Gedanken eines aufrichtigen Patrioten- mit Schärfe die Einseitig- 
keit der Kammer als Gerichtshofes charakterisiert: »Es bringet aber 
die Rechtferligkeil unter anderem mit sich, dass keiner sein eigener 
Richter sei. sondern seine Krätensiones durch unparteiische, unver- 
dächtige Schiedsmänner oder Mittelsleute willig untersuchen lasse, nicht 
aber, dass man wie die französischen Reuniones sofort zugreife und 
nachher sage: (neb her, und frage nicht viel warum, so bleiben wir 
gute Kreunde«. 

Energischer wendet sich in einer einige Jahre später erschienenen 
Schrift 1 ) der gleichfalls ungenannte Verfasser an den Kaiser: »Ihre 
Kaiserliche Majestät versprachen in der Wahlkapitulalion, dass Sie die 
Stände bei ihren Rechten und Gerechtigkeiten maintenieren und hand- 
haben, und wider alle unbillige Gewalt schützen wollen. Haben jemals 
die Stände kräftigen Schutz von Nöten gehabt, so ist es gewisslieh in 
diesem Reunions-Wesen gewesen. Ist daher kein Wunder, wenn die 
in der Reunion stehenden Stände über Ihre Kaiserliche Majestät und 
des Reiches Abandonnierung wo nicht geklagt, so doch geseufzet haben«. 

Verfasser erwähnt dabei auch die verschiedene Stellung eines 
deutschen und eines französischen Lehenst rügers; »man nannte sprich- 
wörtlich den Kaiser einen rex regum und den König von Krankreich 
rex asinorum, wegen der allerhand Lasten und Hürden, so man diesem 
elenden Tiere auferlegt, welche sie (die Kranzoscn) ohne Murren tragen, 
und noch dazu der härtesten Streiche gewärtig zu sein pllegen«. 

'1 Das Nähere s. bei Hölscher. 
*i Erschienen Frankfurt, 11*82. 
l > Der reunierte Vasall, 1(589, S. 28. 
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Der in den reunieileii Gebieten herrschenden Stimmung giol»l eine 
andere, früher schon angeführte Flugschrift 1 ) kräftigen Ausdruck : »Dien 
4 1 iii gouvcrne tout mettra lin ü l'injusliee de la France: il vous retirera 
de la rüde captivile, semblable a eelle dEgypte« ; mit diesen Worten 
wendet Verfasser sich an alle Reunions-Fürslen und Stande. Des 
Weitem sucht er aus Rechtsgründen den Deweis zu führen, dass die 
Herrn und Unterlhauen der reunierten Gebiete wegen der weilern Rechts- 
verletzungen Frankreichs an ihre Huldigungen und Kide nicht mehr 
gebunden seien < »prouve par les maximes des droits« !. Den starren 
Rechtsmasstab wird man allerdings nicht anlegen dürfen, wenn Verfasser 
sagt: »Et puis, que le roi vous traite, messieurs, coinme ses enneniis. 
n'abandonne-il point en meme teinps ses droits sur la reunion? Le 
souverain, qui doit ctre le pere de ses sujets et le protectour de ses 
princes, perd sa qualite, quand il agil comme contre ses ennemis; les 
enfants que le pere traite trop indignement sont etnaneipes par 1 auto- 
rile du juge: le mariage est dissolu, quand Tun ou 1'autre itnpugne 
directement le nreud sacre du mariage.' 

Auch der Markgraf Ludwig Wilhelm von Baden, durch die 
Kammern von Dreisach und Metz in Mitleidenschaft gezogen, beteiligte 
sich durch zwei energische Flugschriften an dieser Litteratur, die eine: 
'Marchio-Badenses vindiciae adversus praetensiones gallicas 1GH1«; die 
andere: »Compendiosum memoriale super compluribus Marehio-Baden- 
sihus gravatninibus' . Die erstere*) beginnt mit den Worten: »Commune 
istud malum, quo ad Rhcnuin Mosellamque Germani a Gallis sc prenii 
quaeruntur. eliam Badensem domum tetigit«. 

Neben zwei Reunionen der Breisacher Kaminer führt er dann die 
Wegnahme der alten Grafschaft Sponheim an, die weder im districlus 
temporalis, noch im diöcesis spiritualis gelegen sei, noch durch irgend 
ein vinculum vasalliticum zu den Bistümern gehöre. Auch sei für die 
Grafschaft, die grösser als förmlich reunirle Gebiete sei, nicht einmal 
ein Spruch der Kammer erfolgt: »per einissarios, partim publicos 
partiin clandeslinos aflixum est«. Als Emissär führt er den mehr- 
genannten Kapitän Simon an. 

II. 

Der Kongress zu Frankfurt. 

Die französischen Abgesandten, welche im September D»81 in 
Frankfurt eintrafen, waren Herr de St. Romain und Herr de Harley, 

l i I-a dissoluliun de Iii reunimi, 1G92, S. 172, 

''! Druckschrift auf der I niversitüts-Hibliulliek zu Slrassbnrg, F.iuiuc weiten« 
Aeusserungen der uflcntlichon Meinung s. bei Hierher. 

17 
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die Kaiserlichen der Reichshofral von Stiatmann und die Regiments 
Räte Pader und Rassirr von Gamerswaagen ; zu ihnen traten zehn 
Delegirle dos Reiches, gestellt von Chur- Mainz, C.hur-Saehsen, Oester- 
reich, Hävern, Hamberg. Pfalz-Lauteren, Sachsen -Weimar, Rraunschwoig 
und den beiden Reielisslädten Küln und Regensburg. Gleichzeitig aber 
hatte der König einen besonderen Gesandten, den Grafen Verjus de 
C'.recy, für die Regelung der Reunions-Angelegcnhoiteu beim Reichstage 
zu Regensburg ernannt, angeblich um diesem kund zu geben, welches 
seine Gesinnungen seien um die Ruhe und den Flieden Deutschlands 
für die Zukunft sicherer und fester zu stellen' ; in Wirklichkeit jedoch, 
wie sieh bald herausstellen sollte, um durch die gleichzeitigen Ver- 
handlungen über dieselbe Sache an zwei gelrennten Orten Verwirrung 
und Verzögerung zu bewirken. Diese Absicht wurde aber, wenn auch 
erst nach längerer Zeil, von der anderen Seile erkannt: in einem 
Kaiserlichen Commissinns-Pekret vom 11. Mai 16Kj heisst es: >dass 
die frnnzösisi'ho Proposition an zwei Orten zu verhandeln, gefährlich sei und 
dass der Kaiser in eine solche Dismembration des römischen Reiches, 
worauf berührte französische Proportion abziele, nicht willigen könne«. 

Zu dieser Zeit waren die Verhandlungen in Prankfurt kaum 
über die Anfänge hinausgekommen, da die ersten Monate vollständig 
durch Form- und Etikette-Fragen /.wischen den deutschen Hevoll- 
inäehtigten, jedenfalls zur grossen Geiiuglliuung der königlichen Al>- 
gesandten ausgefüllt wurden. In einer Relation der kaiserliehen und 
reichsstäudisehen Depulirten vom 7. März 1<»K2, also etwa ein halbes 
Jahr nach der Krölfnung des Kongresses w ird gemeldet, obgleich man 
geholU halle nach verschiedenen bisher obgeschwebteu Präliminar- und 
Partikuiär-Piflicultülen zu den w irklichen Traktaten sehreilen zu können, 
so ereigneten sich nichts desto weniger noch andere Diflerentien, vor 
deren Ausgleichung die Revollmäehtigten von Oesterreich, Hamberg 
und Rraunschwoig sieh weigerten an den Sitzungen Teil zu nehmen«. 
Die entstandenen Schwierigkeilen betrafen vornehmlich die Verteilung 
der Plälze in dem Silzungssaale, für welche verschiedene Vorsehläge 
mit Krokis in den ( '.oimnissious-Dekreten und Gutachten zum Ausdruck 
gebracht wurden. Schliesslich wurde durch Commissions-Dokrot vom 
11. März seitens des Kaisers ein besonderes Reichsgutachten »über die 
zu Frankfurt super modo eonveniendi, se legitimandi, sedendi et Irae- 
landi hervorgetretenen Difliculläteu* verlangt und nach Eingang ein 
notdürftiger Ausgleich der verschiedenen Ansprüche bewirkt. Nun 
aber erhoben die französischen Abgesandten neue Schwierigkeiten : 
sie erklärten ihre Eingaben nur in französischer Sprache vorlegen zu 
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wollen und verstanden sich erst nach weiteren V< l rli;iu<lluri^on zu dein 
Kntgegenkommen, eine lateinische Abschrift mit dein Worte >translatum« 
beizufügen. Deutscherseits wurde die Weglassung des Wortes »trans- 
lalum« verlangt, von den französischen Gesandten aber abgelehnt. 
Kine Kiniguug konnte in Frankfurt nicht erzielt werden ; die Streitfrage 
wurde an den Reichstag zu Regensbnrg abgegeben. Schliesslich fand 
man jedoch einen modus videndi, indem die deutschen Abgesandten 
nur die mit Iranslutum verseheneu lateinischen, nicht aber die fran- 
zösischen Texte entgegennahmen. 

Nunmehr ergrillen die Gesandten fies Königs die Initiative und 
schlugen Anfangs April eine Lösung der Streitfrage in dem Sinne vor, 
d;tss Krankreich zum I testen des Friedens sich auf Strassburg und 
diejenigen Länder und Orte beschränken wolle, in deren Besitz es sich 
vor Abreise der (lesandten nach Frankfurt befunden habe. Thal- 
sächlich war der König diese Verpllichtung schon im Januar desselben 
Jahres gegenüber dem grossen Kurfürsten eingegangen, welcher dafür 
sein» 4 Neutralität hei einem etwaigen Reichskriege zugesagt hatte. Den 
kaiserlichen Gesandten aber wurde weiterhin eröffnet : Im Falle der 
Zustimmung wolle der König, um einen noch grosseren Beweis von 
der Reinheit seiner Absichten zu geben und zu beweisen, wie weit 
er entfernt sei, Kröbern ngen jenseits des Rheins zu machen, 
in die Rückgabe Kreiburgs gegen Schleifung der Festungswerke Philipps- 
burgs willigen. Zum ersten Male werden also hier in einem 
amtlichen Schriftstücke die Ansprüche Frankreichs auf 
das ganze linke Rheinufer, wenn auch in mittelbarer 
Form erhoben. Deutscherseits konnte natürlich auf dieses Aner- 
bieten nicht eingegangen werden ; trotzdem hielt der Kaiser es für 
notwendig, ein Reichsgutachten darüber einzuholen, liess dann aber 
den französischen (iesandten erklären, dass auch über die früheren 
Reunionen weiter verhandelt werden müsse. In der unter dem 2H. April 
erfolgenden Antwort der französischen Gesandten wurde bereits ein 
gereizter Ton angeschlagen: «die Rechte des Königs erstreckten sich 
weit über die bisher gemachten Reunionen hinaus: es müsse daher 
eine bestimmte Antwort gefördert werden, ob der Vorschlag ange- 
nommen werde oder nicht: eine weitere Verzögerung würde der König 
als Ablehnung auffassen mal «leshalb berechtigt sein, eine andere als 
die bisherige Hallung anzunehmen'. Die verlangte bestimmte Ant- 
wort wurde jedoch nicht gegeben; der Kaiser schloss vielmehr bald 
darauf, am 10. Juni lt»K2. zur Stärkung seiner Stellung gegenüber den 
französischen Forderungen mit d*r im Jahre K»7!» gebildeten l'nion von 

17* 
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Reichssländeu des fränkischen und oberrheinischen Kreises die Eaxcii- 
burger-Allianee, um bewaffneten Widerstand zu leisten gegen die ungc- 
reebten Ansprüche Frankreichs und die Verletzungen der Reichsgrenzen. 

Die Franzosen warteten noch fünf Monate, erklärten dann aber, 
nachdem sie zweifellos von dein Laxenburgcr Vertrage Kenntnis er- 
langt hatten, in einem .Schreiben vom 28 September, die Geduld 
des Königs sei nunmehr zu Ende; infolge der Streitigkeiten zwischen 
den deutschen bevollmächtigten, an denen sie nicht im Geringsten 
beteiligt gewesen, sei die lange Zeit fruchtlos verstrichen ; eine der- 
artige Weise zu verhandeln entspreche weder Frankreichs noch 
des Keiches Würde. Frankreich müsse unterdessen ungeheure Auf- 
wendungen für sein Heer machen, um im Falle des Bruches sein 
Hecht mit Gewalt durchzusetzen, der König halte sich daher nur mehr 
bis Ende November an seinen Vorschlag gebunden; sei sein Anerbieten 
bis dahin nicht angenommen, so werde er seine Hechte im weitesten 
l'mfange wieder wahrnehmen. Gleichsam als wären sie besorgt, dass 
ihr Vorschlag nunmehr angenommen werden konnte, fügten sie in 
einem weiteren Schreiben vom 4. Oktober hinzu, dass auch nach ihrer 
etwaigen Abreise die Verhandlungen von dem Vertreter des Königs in 
Hegensburg, dem Grafen Occy weiter geführt werden könnten. Beide 
Schreiben glaubten die deutschen Deputirten »der Sache hoher und 
schwerer Wichtigkeit halber' dem Reichslage in Regensburg vorlegen 
zu müssen, weshalb zunächst umständliche Verhandlungen über die 
Form des Verkehrs zwischen Frankfurt und Hegensburg stattfanden, 
denen endlose Denkschriften über den Stand der Angelegenheiten folgten. 
Auch zu Ende November konnte deshalb eine bestimmte Antwort den 
französischen Bevollmächtigten nicht erteilt werden, sodass diese in 
der Thal von Frankfurt abreisten. Der wirkliche Grund für die Ab- 
reise ist in der Instruktion an den Gesandten Frankreichs in Wien, 
Grafen de Gheverny vom 10. Januar 1084 ausgesprochen ; danach war 
es zweckmässig erschienen den Kongress nach Hegensburg zu verlegen, 
weil dort die Verhandlungen mit weniger Leidenschaft behandelt werden 
würden als in Frankfurt, wo völlige Herrschaft der österreichischen 
Bevollmächtigten hervorgetreten sei; in dieser Instruktion wird auch 
die wiederholte Stellung eines Endtermins damit begründet, dass bei 
den von der Reunion betroffenen Kurfürsten grössere Friedensneigung 
wahrgenommen worden sei '). Dem Reichstage wurde durch Relation 
vom 22. Dezember von der Abreise Kenntnis gegeben. In dieser be- 
richten die Frankfurter Deputirten, dass eine Entscheidung des Reichs- 

';• Sorel, Itccueil des Instructions: Autm-lie. 18X4. I. S. %. 



Digitized by Google 



- 2ol - 



tags täglich erwartet worden sei. dass aber trotz aller Vorstellungen 
dir französischen Gesandten zum Bleiben nicht hätten vermocht weiden 
können ; vor der Abreise sei aber von ihnen die Erklärung abgegeben 
worden, dass in Regensburg die Verhandlungen bis zum 1. Februar 16H.'> 
noch forlgesetzt werden könnten. Der Kongress zu Frankfurt hatte 
hiermit sein Ende gefunden: nach umständlichen Berichten an den 
Kaiser und den Reichstag über ihre Thätigkeit und die Berechtigung 
des von ihnen vertretenen Standpunktes verliessen auch die kaiserlichen 
und reichsstündisehen Bevollmächtigen Frankfurt. 

Dass der grosse Kurfürst diese Verlegung von Frankfurt nach 
Regensburg im Interesse des Reiches bewirkt habe, wie von einer 
Seite behauptet aber nicht bewiesen wird 1 ', muss nach dem vorstehend 
geschilderten Verlaufe der Verhandlungen als höchst unwahrscheinlich 
bezeichnet werden. 

III. 

Der Waffenstillstanda-Vertrag von 1684. 

Trotz der bei dem Schiedsgericht zu Regensburg und dem Kongress 
zu Frankfurt erwiesenen völligen Unmöglichkeit eines friedlichen Aus- 
gleiches der vorhandenen Gegensätze entschloss Kaiser Leopold sich, 
die Verhandlungen mit Frankreich noch weiter fortzusetzen. In einem 
an den Reichstag gerichteten Kommissions-Dekret vom 29. Dezember 1082 
wird die »C.ontinuatio der Traktaten« in Regensburg für notwendig 
erklärt, und ein Reichsgutachten darüber eingefordert, in welcher 
Weise dies zu geschehen habe. Naturgemäss konnte bei dieser Art 
der Geschäftsführung auch der zweite von den Franzosen gestellte 
Termin nicht eingehallen werden; am 20. .lanuar richtet deshalb Graf 
Crecy ein Schreiben an den Reichstag, mit der Aufforderung, doch 
nunmehr zu den sachlichen Verhandlungen selbst überzugehen, da 
nach zehn Tagen sein Mandat erloschen sei. Auf Antrag des Reichs- 
tages selbst verlängerte jedoch der König das Mandat seines tiesandten 
am 10. Februar »um seinem aufrichtigen Wunsche, zur Befestigung 
des Friedens beizutragen, Ausdruck zu geben < auf unbestimmte Zeit. 
Gleichzeitig aber suchte der Kaiser durch weitere Bündnisse seine 
Stellung gegenüber Frankreich zu verstärken und sich für den immer 
mehr als unvermeidlich erscheinenden Krieg vorzubereiten : am 23. .la- 
nuar Ki8:i wurde in Wien die Defensiv-Alliance »sowohl gegen die 

' i Hemer in d. l'reuss. .lnhrb. \HH6, Mand *»7, S. H1H. 
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Türken al> andere zuslnsscnde Gefahr« mit Knr-Uayrrn geschlossen, 
wobei der junge Kurfürst sich in Hcreilschaft setzte, um seine Wallen 
mit den kaiserliehen zu vereinigen, sei es an der Donau oder am Hhein 
gegen Krankreielis »sogenannte reuuionspräjudizierliche Attentate um! 
Fsurpationes« , ): im Marz 1083 traten weitere Reichsstande dem Dünd- 
nisse hei: im Kehruar und März 108.5 sehloss der Kaiser in Anlehnung 
an den Assoziation*- Vertrag von 1081 erneute Hündnisse mit Spanien. 
Schwedin und den Xit dcrlanden hehufs gegenseitiger Hülfe. Dem 
gegenüber bereitete aue!i Krankreich sieh zum Kriege vor : an der deutsch- 
französischen Grenze wurden vier grosse Truppenlager errichtet, in 
Saarlouis, Bockenheim-Saarwerden, Mölsheim und Bellegarde in Burgund, 
welche im Mai 1083 vom Könige selbst besichtigt wurden. 

Der Keiehstag aber war über die unbegrenzte Verlängerung der 
französischen Vollmachten anseheinend so erfreut, dass er zunächst die 
Verhandlungen ganz ruhen lassen und der Erledigung von Formfragen 
seine Zeit wieder widmen zu können glaubte Doch wird in einem kaiser- 
liehen Kommissions-Dekrele vom .'{. .hili 1083 dem Reichstage das Aller- 
höchste Missfallen ausgedrückt. dass über die Art der Fortführung der Ver- 
handlungen die drei Reichskollegien sich nicht einigen könnten. Der 
Kaiser macht dann selbst einen Vermillclungs-Vorschlag für Hebung 
der vorhandenen Diflieultäten. worüber er ein Hcichsgutachten ein- 
fordert. 

Für diese grosse; Schwäche des Kaisers ist eine gewisse Ent- 
schuldigung durin zu finden, dass derselbe sich in «1er Thal Frankreich 
gegenüber in übler Lage befand. Alle seine Versuche, mit Hülfe der 
geschlossenen Allianzen einen Koalitions-Krieg gegen Frankreich zu 
erzielen, waren gescheitelt, vorwiegend in Folge des entschiedenen 
Widerstandes, den der grosse Kurfürst allen solchen Hestrebuugen 
entgegensetzte. Erbittert über den Nvmweger Frieden und in der 
Hoffnung, mit Hülfe Frankreichs seine schwedischen Eroberungen 
wieder zu gewinnen, auf der andern Seite überzeugt von der Schwäche 
des Deiches und der tiefahr eines neuen Krieges mit Frankreich 3 ), 
hatte er sich unmittelbar nach dem Friedens- Verl rage von St. Germain 
enger an Frankreich angeschlossen, und war am 25. Oktober 107'.) 
eine wesentlich gegen die Habsburger gerichtete Allianz mit Ludwig XIV. 
eingegangen. § 8 des gleichfalls zu St. Germain abgeschlossenen 
Vertrages lautet: »Wenn der König einige Truppen nach Deutsehland 

') KrdmannsdörlTer, I »rutsche (.n-scliidile. 1W2, I, S. Ii»»!». 
? I "« In r »Ii»- Motive tln- JVlilik »1«- , n>— <mi Kut fut>lin s. Merner i. »I. 
J'r. u^. lal.rl- . Itnml 57. S. :AKl II 
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oder anderswohin duivh des Kurfürsten Lande zu Idingen hat, so ge- 
stattet der Kurfürst den Durchmarsch, die Anlegung von Magazinen 
und im Notfall selbst Bückzug und Kintritl in seine festen Plätze. . .•'), 
in einem noch weiter gehenden Briefe an den König vom 1"). No- 
vember d. .1. erklärte der Kurfürst sieh geradezu für den treuesten 
Verbündeten des Königs, der über seine festen Plätze nach Belieben 
verfügen könne, da sie mit ihrem gesamten Inhalt doch nur zu seinem 
(des Königs) Dienst bestimmt seien 2 !. Trotz der Beunion und der 
durch sie bewirkten Gefährdung vieler Protestanten in ihrem Glauben 
verstand sieh der Kurfürst weite- hin dazu, durch ein am 1 1. Januar 1081 
abgeschlossenes Defensiv-Bündnis die Beziehungen noch enger zu knüpfen 
und die Verpflichtung einzugehen, diese Reunionen Frankreichs nötigen- 
falls mit bewaffneter Macht zu verteidigen: § 4 des Vertrages lautet: 
I m allen Schwierigkeiten der Auslegung und Ausführung des Traktats 
zu begegnen, wird weder Becht noch Unrecht des Bequirenten, ob er 
l'rheber der Differenz oder nicht ist, in Frage gestellt < .sans examiner 
le droit ou le tort que pourrait avoir l'allie requerunG) ein AngrilT 
auf seine Beeide oder Lande genügt, ihm die pp. Hülfe faktisch leisten 
zu müssen'. 

Die Ausschreitungen der Beumonskainmern beunruhigten und 
erregten zwar den grossen Kurfürsten, veranlassten ihn auch zu Vor- 
stellungen in Baris gegen dieses Verfahren: seine Haltung gegen 
Frankreich änderte er aber daraufhin nicht, gab sogar anscheinend 
das ganze linke Bheiuufer, soweit nicht in seinem Besitze, verloren: 
er äusserte, nach einem Berichte des französischen Gesandten in Berlin 
vom 27. .luni lÖHl , sich öfter in dem Sinne: »que, si Sa Majeste 
voulait faire voir une litt ä ses prelenlions, quund se serait meine au 
delä du Bhiu ivou Frankreich aus betrachtet), on se reglerait la-dessus, 
rnais qu'il craignait qu'au premier jour on ne pretendd Magdcbourg et 
Berlin« :< ). 

(iewiss war diese Politik nicht im Interesse des Deutschen 
Deiches: auch dass der grosse Kurfürst dabei von der Gesinnung 
beseelt gewesen sein sollte, »durch Nachgiebigkeit und temporäres 
Zusammengehen mit Ludwig den erhobenen Arm des Königs zurück- 
zuhalten, den König zu beschäftigen bis sein eigener Arm wieder 
erstarkt genug war, dem Könige inil wuchtiger Kraft wieder den 



' Monier. Kurbramlenlitirgs Staats verti;i«r von lfiOl 1700; 1N07, S AVA. 
vi l'rulz, .ins (h-r. «rossen Kurfmsh'n letzten T;)«en, 1S<>7, > S2. 
•', l'nil/. S. :JÖ2 
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Meissel aus der Hand zu reissen und das Haupt des Feindes zu 
spalten' 'i muss als mehr denn zweifelhaft bezeichnet werden. 

Ebenso unrichtig aber ist es, wenn von entgegengesetzter Seile 
das Verhältnis des Kurfürsten zum Könige in enge Verbindung mit der 
Kntstehung der Rcunionspolitik gesetzt, und dementsprechend das an- 
nähernde Zusammenfallen des ersten Hündnisses mit der Errichtung der 
Heutiionskamniern in Zusammenhang gebracht wird*): nur eine Ln- 
kenntnis der seit vielen Jahrzehnten von Frankreich systematisch ver- 
folgten Keunionsbestrebiingcn kann zu einer derartig haltlosen Auffassung 
führen. Auch das Verhalten des Kurfürsten nach dem Falle Strassbnrgs 
liefert den sichei n Beweis, dass er nur notgedrungen die französischen 
Reunionen geschehen lies.«: nur drei Monate später, am 22. Januar 1(582 
veranlasste er bei einer Erneuerung und Verlängerung des Vertrages von 
1081 Frankreich, auch ihm gegenüber die Bedingung einzugehen, keine 
weiteren Keunionen zu machen: im >j 3 dieses Vertrages wurde 
nämlich festgesetzt: »Im den Reiehsfürsten die l'nruhe zu benehmen, 
welche sie über seine Prätensionen empfinden könnten, will der König, 
< »bsehon es ihm leicht ist. seine Gerechtigkeit auf mehrere Länder ver- 
möge des Westfälischen und des Xymweger Friedens und der Xymweger 
zwischen seinen und den kaiserlic hen Gesandten gehaltenen Konferenzen 
zu erweisen, dennoch, um des Friedens willen, diese seine l'rätensionen 
beschränken auf Strassburg und die Länder und Rechte, deren er seit 
dessen Fnterwerfung genossen, sowie alle die Länder, in deren Besitz 
er sich am Tage der Abreise seiner Gesandten zu den Konferenzen 
in Frankfurt befand, und erklärt, für sich und seine Erben auf alle 
Ansprüche am Reichslande verzichtend, dass er nichts weiter unter 
dem Namen von Dependenzen, Keunionen etc. prätendiren wolle, falls, 
was man auch für Rechte von der einen oder anderen Seite nochmals 
auffinden könnte, diese nichtig und ohne Einfluss auf die in diesem 
Artikel gesetzten Grenzen sein sollen « H ). Wenn allerdings behauptet 
wird, dass der Kurfürst für die Wohlfahrt des ganzen Reiches ein 
Zugeständnis von unermesslichem Werte erhallen, und sogar, dass er 
in diesem Zeitpunkte das Ziel aller deutschen Patrioten thatsächlich 
erreicht habe, so muss dies als viel zu weit gehend bezeichnet werden 1 !; 
schon die nächste Zeit lehrte, dass das Zugeständnis gar nicht ernst 

•) Prelis*, Jahrb., IUI 57, S. <>0:t 

*) Onno Klopp, da» Jahr KWH und der folgende grosse Tiirkenkrie}:; 1882, 

S. »58. 

') Monier, S. 426. 

♦) Preuss Jahrb., Md. 07, S. «08. 
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gemeint wai. und duss Frankreich .sieh dadurch nicht von weitem 
Reunionen abhalten Hess, ausserdem aber hatte der König sich bereits 
seit einem Vierteljahr zu demselben Zugeständnisse dem Heiehe gegenüber 
verstanden. 

Der Kurfürst aber, der einen Reichskrieg gegen das übermächtige 
Frankreich unter allen l'mständen vermeiden wollte, sebloss seinerseits 
am 14. September UW2 eine Art Rückversicherung mit dem König von 
Dänemark und dem Bisehof von Münster in dem Bündnisse zu Neuhauss 
ab: die drei Mächte verpflichten sich danach zu gegenseitiger Unter- 
stützung im Kriegsfalle, wollen aber möglichst zur Aufrechterhaltung 
des Fliedens zwischen Frankreich und dem Reiche beitragen, i; 4 
dient dem letzteren Zwecke und lautet: Kontrahenten bemühen sich 
allenthalben (auf betreffenden Sepurat-Konventen. Reichs- und Kreis- 
tagen, an Höfen elc), dass die zwischen Kaiser und Reich einerseits 
und Frankreich andererseits schwebenden Differenzen durch einen be- 
ständigen Frieden abgethan werden. 

Dem Bündnisse mit Frankreich trug allerdings § 6 Rechnung, der 
besagte: »Käme, es mit Frankreich zu einer particuliere rupture, ohne 
ileichskonklusum. so wollen Kontrahenten mit ihrem Reichs- und 
Kreis-Kontingent dabei nicht konkurrieren. Krfolgt der Bruch durch 
Reichskonklusum, so bleibt es bei dem. was jeder der Herren Bundes- 
verwandten sieh hierüber schon anderwärts deklariert und erboten 
hat « 1 f. I'eber die friedliche Besinnung aber, welche den grossen Kur- 
fürsten bei diesen Abmachungen leitete, äussert sich der französische 
(iesandte in einem Berichte an den König vom 2.'t. Oktober d. .1s. : 
»im peut dire aussi lorsqu'on penetre dans sa pensee, que la vue qui 
gouverne le plus absolument sa cmiduite. est la paix«. Aus diesem Be- 
streben wird man daher auch das allerdings befremdende Verhallen 
während der Frankfurter Verhandlungen zu erklären haben, «las sonst 
im Ciegensatz zu der vorherigen Bekämpfung der Reunionen stehen 
würde: am II. Dezember 1682 berichtet derselbe Gesandte: »Monsieur 
l'Klecteur me rcpcte plusieurs fois, (pie son sentiment avait toujours 
etc. de n accorder point de Prolongation, mais de recommencer ou les 
reunions ou meine les conquetes. et au bout d'un temps, lorsque 
Votre Majeste serait en possession de quelques plaees, soumettre de 
nouveau scs inlcrels au pied des premieres proposilions, en tixant un 
terme, au-delä duquel eile ne serait plus engagee.< 3 i Zweifellos waren 
diese > premieres propositions« die Vorschläge, welche die Franzosen 

' < Monier, 1>. 43H. 
*i Trutz, Sv 357. 
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zu Frankfurt im April gemacht hallen, und in «Inn Vertrage 

Fi ankrcichs inil 'Um gros>en Kurfürsten vom Januar d .1. /mn Ausdruck 
gekommen waren. 

War der Kaiser .schon durch diese Politik des »rossen Kurfm-ten 
lahmgelegt, .so wurde seine Lage noch wesentlich verschlimmert durch 
die täglich dringender werdende Türkengefahr. Iii dieser Bedrängnis 
aher durchschaute Kaiser Leopold so wenig den wahren Charakter des 
französischen Königs, dass er sich an das gute Herz desselben zu 
wenden besehloss; in einem Schreiben vom 11. Juli 10S3 ersuchte er 
den Gesandten. Grafen Crecy. die übergösse Türkengefahr dem Könige 
vorzustellen und ihn zu bitten, wahrend dieser Gefahr dem Peichc 
keine Schwierigkeiten zu bereiten, was Crecy auch -ganz gutmütig« 
zu thun versprach. Welchen Kindruck die Schrift auf den König 
machte, ergiebt die früher schon angeführte Instruktion nn den Gesandten 
Grafen Cheverny vom 10. Januar 1084, in welcher dieser angewiesen 
wird, weder mündlich noch schriftlich etwas von sich zu geben, was 
dem Hofe von Wien die Mittel erleichtern könne, mit den Türken 
Frieden zu schliessen; demgemäss spricht ein neuerer französischer 
Schriftsteller es unumwunden aus, dass der König mittelbar die Türken 
zum Kriege ermunterte: »il voulait bien indireetemenl exciter les Tuns, 
mais non pas conipromettre la eouronne tres chretienne pur une 
alliance publique avee le tinbau« '). Auch Poussel weist darauf hin. 
dass die Franzosen in den allgemeinen Jubel von Kuropa über die 
Errettung Wiens nicht einstimmten, datiert aber von diesem Zeitpunkt 
den Wendepunkt in der Geschichte Ludwig XIV *i. 

Gerade als die Gefahr am grössten war, benutzte sie der König, 
um seine vorläulige Etappe, die bisher vollzogenen Peunionen >ichcr 
zu stellen; >um sein Entgegenkommen zu beweisen und dem lU-iche 
jede Veranlassung zur Sorge zu benehmen*, schlug er am 9. August 108:-» 
einen 30jährigen Waffenstillstand unter den früheren Bedingungen vor: 
wenn dieser Vorschlag nicht angenummen werde, fügte er hinzu, liele 
alles der Christenheit erwachsende Lehel dem Reiche zur Last. Diese 
Scheinkonzession des Königs bewirkte in erster Linie das Scheitern 
der zwischen dem Kaiser und dem grossen Kurfürsten eingeleiteten 
Verhandlungen über die Teilnahme des Letztern am Kampfe gegen die 
Türken; Kurfürst Friedrich Wilhelm erklärte sich bereit, loMUO Mann 
oder mehr zur kaiserlichen Armee stossen zu lassen, stellte aber u. a. 
die Pedingung, dass der Kaiser die französischen Vorschläge annehme: 

Marlin, liistoirc <lo lY.irici'. XI\ , S. VA. 
■\ Hank.' S. W ., X, S. AU). 
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infolge Ablehnung der Bedingungen seitens des Wiener Hilles nahinen 
braudenburuisehe Truppen an «lein Knisalze Wiens nicht Teil, wobei 
duhinjie.stellt bleiben muss, ob da- Anerbieten des grossen Kurfürsten 
überhaupt aufrichtig gemeint war'i. Der französische Vorschlag wurde 
aber doch nicht völlig abgelehnt, sondern als Rasis für die weiteren 
Verhandlungen angenommen; wovon am Hl. August dem französischen 
Bevollmächtigten entsprechend Mitteilung gemacht wurde. 

Die Verhandlungen zogen sich aber, infolge des schwerfälligen 
Mciehstags-Apparales, in gewohnter Weise weiter in die Länge: als 
jedoch endlich, am 10 März R>84 die Zustimmung von Kaiser und 
Reich den französischen Gesandten ausgesprochen werden konnte, 
erhoben diese neue Schwierigkeiten, und suchten den Abschluss zu ver- 
hindern, da inzwischen der König zu neuen (lewalllhaten zuschreiten 
sich entschlossen hatte. Seine Stellung gegenüber dem Reiche war 
inzwischen eine noch günstigere geworden durch den Abschluss eines 
neuen Allianzvertrags mit dem grossen Kurfürsten, durch den dieser 
sich verpllichtetc »de ne jamais perinet Ire. autant qu'il dependra de 
lui, (|ue Ton prenne de la pari de l'empire une resolution unanime 
tendante ä une guerre contre la France directement ou indirectement« *). 

Am 23. Mai 1Ö84 erhielt der Reichstag Kenntnis von der Re- 
lagerung Luxemburgs:') am 21. Juni ward ihm der Anmarsch eines 
(liegenden Corps gegen Köln mitgeteilt. Durch Kommissionsdekret 
venu 12. .luni teilte der Kaiser dein Reichstage mit. dass er der Gefahr 
des Kalles Luxemburgs an Frankreich »mit altem deutschen Löwen 
mul zuvorzukommen entschlossen sei« 1 !. Wenige Tage später, am 2(i., 
musste er aber von dem Verluste der Stadl dem Reichstage Kenntnis 
geben, wobei er ein Reichsgulachlcn einforderte, durch welche Mittel 
der fernere französische Kinbruch zu verhindern sei. Trotz des offenen 
Friedensbruehes gegen das verbündete Spanien wurde aber in Regens- 
burg ruhig weiter verhandelt. Die Verhandlungen wurden auch nicht 
abgebrochen, als bald nachher eine ähnliche (iewaltthat gegen das 
Reich selbst erfolgte. Auf Veranlassung des Krzbischofs von Köln. 
Rischofs v. Lüttich, ruckte eine bei der Rclagerung Luxemburgs be- 

'i FrdniannMli.rffer, I, S (iSO II. 

*l Kiilmaiiiisd.irltiT. I, S (i'Jil; i.U-r Wrlran wurde Iiierna« Ii im Februar IWl 
<<büeM.-hlo*scn, ahci- auf den 2b. Oktober \t>X\ zuruekdatirl 
s j .s. weilcr unten 

*\ |)icsfs und «las Folgende uiil< r I leiml/un^ \<hi I'.kIiih-i m»ii K^ensloHl , 
II; daneben wurde für du- Frankfurter \Yibandlnn' r 'en Ik-m'IuI.i-, Hanke S \V \ 
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leiligte 'l'riipiu'iiabttMlunjf von hier nach «Inn Reichsbistnm Lüllich und 
be-elzte die Hauptstadt; der Hefehlshaber liess ciarauf beide Bürgor- 
inei.ster hinrichten und beseitigte die Freiheiten, welche die Bürgerschaft 
gegenüber dem Bischöfe im Laufe der Zeit gewonnen halte. 

Fngünstig für das Reich war es, dass die Generalstaaten am 
2i>. Juni einen 20jährigen Waffensl iiistand mit Frankreich eingegangen 
waren. Die Forderung der deutschen Bevollmächtigten gleichfalls 
auf 20 statt 30 Jahre abzuschliessen, wurde franzüsiseherseits zwar 
angenommen ; dagegen wurde die weitergehende Forderung, nur den 
Stillstand anzunehmen, die Bedingungen jedoch, unter denen die 
dem König einstweilen überla-ssenen Länder von ihm regiert werden 
sollten, erst später festzusetzen war, von den Franzosen abgelehnt. 
Deutscherseits wurde nunmehr ein die Einzelheiten in 15 Artikeln 
regelnder Vertragsentwurf aufgestellt, und am 31. Juli den Fran- 
zosen vorgelegt. Nach £ 2 sollten nicht nur alle nach dem 1. August 
1681 reunierten Gebiete zurückerstattet werden, sondern auch Alles, 
was vor diesem Termin nicht durch Spezial -Spruch der Kammer 
sondern nur »als wenn es pertinencia von den reunierten Stücken 
von Alters her gewesen, von den Beamten und Truppen that- 
sächlich in Besitz genommen worden sei«. Da. wie bei Erörterung 
der Thätigkeit der Kammer nachgewiesen . dieses der grössere 
Teil der Reunionen war, dachte der König natürlich nicht entfernt 
daran, hierauf einzugehen, (iraf C.recy erklärte diese Forderung für 
unannehmbar, und stellte den Beginn der Feindseligkeiten in Aus- 
sicht, falls nicht bis zum 15. August eine Einigung erzielt sei. Diese 
Terminsetzung hatte günstigeren Erfolg als die früheren ähnlichen 
Versuche: mit dem H. August begannen mündliche Verhandlungen 
auf Grund eines von C.recy vorgelegten Eulwurfes : die Franzosen 
nahmen den Saal, die Kaiserlichen zugleich mit Vollmacht seitens 
Spaniens betraut, das Refektorium des Dominikanerklosters zum Aufent- 
halt. Erregte Verhandlungen folgten ; von Seiten des Reiches wurde 
verlangt, der König solle die Souveränität in den ihm vorläulig zuge- 
standenen Gebietsteilen nur im deutschen Sinuc ausüben, keine neuen 
Befestigungen anlegen, keine neuen Zolle und Steuern autlegen, das 
Reichsgericht anerkennen ; französiseherseits wurde auch dieses abge- 
lehnt und nur zugestanden, dass die betroffenen Reichsfürsten nicht 
dem Konige selbst die Huldigung zu leisten brauchten; auch wurde 
den Protestanten die freie Religionsübung und Erhaltung ihrer Schulen 
und Lehrer zugestanden. Nunmehr war die letzte Nacht heran- 
gekommen; kurz vor Mitlernacht erklärte Crecy, wenn man seine 



Digitized by Google 



- 21.9 — 



Bedingungen nicht annehmt', werde er nach Mitternacht mit ganz 
anderen hervortreten: diesem Drängen war inzwischen grösserer Nach- 
druck gegeben worden, indem der König 120 Eskadrons in das Elsass 
hatte einrücken lassen ; 'Sa Majesle a erü qu'il ne pouvait qu'etre a 
propus, de leur montier une armee sur le Rhin, pour les obliger h 
conclure promptement«. ' ) in der That erfolgte die Zusage der Kaiser- 
lichen gerade noch vor Mitternacht, die Unterschrift am folgenden 
Tage 8 ). Am 15. August 1(384 wurde demnach ein Waffenstillstands- 
verlrag auf 20 Jahre abgeschlossen ; in demselben war die entscheidende 
Streitfrage wiederum umgangen und durch eine verhängnisvolle Zwei- 
deutigkeit der französischen Auffassung voller Spielraum gewährt. Die 
massgebenden Punkte dieses Vertrages, soweit sie auf die lothringischen 
Reunionen Mezug haben, lauten: 

§ 4. Ideo durante hoc viginti annorum armisticio sacra christia- 
nissima Maiestas permanent in libera quietaque possessione . . . 
omnium (|uarumquc ditionum et locorum, quae usque ad primum 
Augusti 1681 vigore sententiarum tribunalium Metensis, Brisacensis ut 
et Vesontini occupata sint. 

S 6. Bestituet vero sacra christianissima Maiestas imperio omnia illa 
loca, quorum possessionem post primum Augusti 1681 sibi vindieaverit . . . 
si quid vero sine auetoritate dietoruin tribunalium Metensis et Brisa- 
censis, ul et Vesontini, quod aliunde ad regem christianissimum non 
pertinerel, ante 1. Augusti 1(581 tanlum nuda et simplici via facti 
necupatuin esset, id (|uoque sacra christianissima Maiestas reslituet. 

Da durch jeden Kamnierbcschluss die Zugehörigkeiten mit reunirl 
worden waren, die Beunionen ohne Kammerbeschluss aber durch die 
Zugehörigkeit zu irgend einem der reunirten Gebiete fast stets motivirl 
worden waren, so musste die zweideutige Fassung alle französischen 
Ansprüche befriedigen ; wenn in einzelnen Ausnahmefällen, z. B. für 
die rheingrätlichen Besitzungen, die Zugehörigkeit nicht hätte festgestellt 
werden können, so gab der Absatz »quod aliunde« die Möglichkeil 
die Rückgabe zu verweigern. 

Das Herzogtum Lothringen, welches allein durch wirkliche Kammer- 
beschlüssc nach dem 1. August 1681 betroffen worden war, wurde in 
dem Vertrage nicht berücksichtigt, wie der Wortlaut des £ 6 beweist. 
Die Absichten Krankreichs hinsichtlich dieses erhellen aus der Instruktion, 

V Housset, S. 2(i7; nach tinein Hrit-fo Louvuis an <len Marschall 0*'-qui 
vom 11 August. 

-') Hanke S W., X, S. HiWi; nach einem memoire m den rjpahnheiin'schcn 
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Welche drin (iesandteii in Wien Oralen von Vauguyon am 24. Ok- 
tober DHC» erteilt, wurde l >; danach sollte dieser jede Hoffnung be- 
seitigen, als könne der Herzog in irgend einen 'Peil seines Lande«; 
zurückkehren: das Herzogtum müsse als eine von der französischen 
Krone untrennbare Provinz Frankreichs angesehen werden. Dieselbe 
Instruktion ward mit nahezu gleichen Worten dein Cesandten. (irafou 
von Lusignan, vom fi. September 1<H7 wiederholt 2 ). 

Nach Allem rnusste daher mit Bestimmtheit angenommen werden, 
dass von den gesamten Reunioncn Puch nicht das (ieringste von 
Frankreich herausgegeben werden würde; der Vertrag, der im Sep- 
tember vom Kaiser, im November von Krankreich ratifiziert wurde, 
bedeutete daher für dieses die aller Voraussicht nach endgültige Be- 
hauptung aller reunirten reichsständigen Gebiete, war daher ein gross- 
artiger Krfolg, vielleicht die wertvollste Krwerbung, welche Krank- 
reich auf unkriegerischem Wege jemals gemacht hat. 

Von den ausserhalb des Meiches durch die Reimionen betroffenen 
Kürsten hatte besonders Wilhelm III. von Uranien eine gegen Krankreich 
gerichtete Aktion ins Werk zu setzen gesucht. Auf sein Heireiben 
war im März 1 681 zwischen den Niederlanden und Schweden, dessen 
Konig durch die Beunion von /weibrücken benachteiligt worden, der 
sogenannte Assozialions-Vertrag geschlossen worden, der eine grösser«' 
Bedeutung gewann, als noch im gleichen Jahre der Kaiser und der 
König von Spanien ihm beilraten. 

Letzterer war inzwischen mit Frankreich in noch ernstlichere 
und weniger unblutige Verwicklungen als das Reich geraten. Der 
diplomatische Krieg zwischen beiden Mächten hatte auch nach dem 
Frieden zu Nymwegen ohne Knterbrechung fortgedauert und zunächst 
zu einer l'ebervorteilung Spaniens in der (Irafschaft Namur geführt. 
In dem Friedens- Vertrage war die eigentümliche Bestimmung enthalten, 
dass Frankreich entweder die Stadt Charlemont von Spanien oder 
die dem Bistum Lütlich gehörende Stadt Dinant durch spanische Ver- 
mittlung erhalten solle. Durch geschickte und rücksichtslose Mass- 
regeln hatte der Marschall Humiere im April 1080 in den Besitz beider 
Städte sich zu setzen gewusst: >les Rspagnols dupes se plaignirent 
de ce mauvais tour; on sc moqua d'eux« 

Dieser erste Krfolg des Krieges im Frieden (paix eonqueranle 
oder conquete pacifi(|iie nennt ihn Bousset i steigerte natürlich in hohem 

'i Soi-4-1, reeucil. I. S. 1045. 
•' Sm el. te< ueil, I, S. 1 17 
IWsset. III, S 14. 
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Grade die 1 'iitrriu'linmnjrsliist des Königs und bceinllusste dir Verhand- 
lungen der Friedens-Fxekulions-Kommission, welche im Dezember 167M 
zu Courtrai zusammengetreten war. Da es sich vornehmlich um Bück- 
gabc französischerseits okkupierter Gebietsteile handelte, erhielten die 
Gesandten die Anweisung, die Verhandlungen möglichst in die Länge 
zu ziehen: >il etait de lintcrcl du roi. «ans <|iie cela parut, de ne pas 
pousser diligemment les affaires de la eonferenee« '). 

Diese Weisung wusslen die Gesandten trefllieh zu befolgen; 
idylle publique, symetriquement alternce conune les dialojrues des 
bergers de Virgile*-' nennt der Miograph Louvois auf Grund ihm vor- 
liegender Akten die Verhandlungen. Diese Konferenz war daher ganz 
wie geschaffen, um die Regelung, ilas heisst die Verschleppung der 
aus den Metzer Beunionen zwischen Krankreich und Spanien ent- 
standenen Streitigkeiten zu bewirken. Diese knüpften an die am 
21. Apri l DiSl ausgesprochene Heunion der spanisch-niederländischen 
Grafschaft Cliiny an: die Kommissare Ravaulx' hatten nach der 
Theorie der Zugehörigkeiten deren Gebiet bis zum Glacis der Festung 
Luxemburg ausgedehnt, und sich nach und nach in den Besitz fast 
des ganzen Herzogtums gesetzt 'i. 

Von dem Könige von Spanien alter, der in den Verlust von 
Ohiny sich bereits gefunden hatte, war die Huldigung auch für die ihm 
als Aflerlehen von C.hiny abgenommenen Gebietsteile verlangt worden. 
Naturgemäss wurde dies verweigert, der französische Vorschlag aber 
angenommen, die Streitfrage der in Gourlrai versammelten Fxekutions- 
Kommission für den Nymwegener Frieden zu übertragen, wodurch diese 
den Charakter eines dem Frankfurter ähnlichen Kongresses annahm. 
In Courtrai wurde indessen nicht nur den berechtigten Beschwerden 
Spaniens in keiner W eise Rechnung gel ragen, vielmehr erhoben die 
französischen Bevollmächtigten nunmehr auch Forderungen auf namhafte 
Teile der spanisch-niederländischen Provinz Flandern, insbesondere die 
Burggraf seh aft i bourggraviat i Gent, die Bezirke Alost, Beveren, Gram- 
mont, Ninove, Lessines und einen Teil von nuatre-metiers. anscheinend 
um sie später als Aet|uivalent für die reunirten luxemburgischen Gebiete 
auszutauschen. Zur Rechtfertigung dieser Gewallthat stellte der franzö- 
sische Kommissar Favier die ungeheuerliche Behauptung auf: -que la 
paix n'anuulle pas |e droit de eonqnele, si ce n'est pour les places 
donl les traites ordonnent la restilution eu termes preeis«. 

') Uru f Louvois' an den (« siiiKlh'n Le IVletier Ituiisset. III, i\ 1<>. 
*j Ünnss.l, III. > IIS. 

»i s. S >i0. Das I ul-cnd«' na( h lLais^ t, III, S. 217 IV., .nif linind dos 
Iii irf\vc< "lisrls I.titlVKts'. 
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[Ja Spanien in gleicher Schwäche wie das Reich solche Forderungen 
nicht durch sofort igen Abbruch der Verhandlungen beantwortete, ging 
Frankreich seinerseits zu Gewalttätigkeiten über. Die Truppenteile, 
welche die nächste Umgebung der Festung Luxemburg als dem König«' 
gehörig besetzt hielten, begannen den Verkehr aus und nach der Stadl 
zu erschweren und zu stören; allmählich gingen diese Belästigungen 
in das völlige Abschneiden der Festung von der Aussenwelt, in die 
förmliche Blokade über; Luxemburg war Ihalsiichlich im Frühjahr 1682 
ohne vorherige Kriegserklärung belagert. In einer von Louvois inspi- 
rierten Flugschrift wurde aber ausgesprochen, der König wolle trotz 
der Blokade nicht den Frieden brechen, sondern nur den Besitz 
einiger anderer Gebiete, wie Alost, welche die Spanier ihm vorent- 
hielten, sich sichern: die Absichten des Königs wurden also geradezu 
umgedreht. Trotz des angeblichen Friedenszustandes wurde aber einer 
spanischen Fouragierung mit den Waffen entgegen getreten; der 
Zwischenfall konnte nur midisam unter Vermittlung des Königs von 
England beigelegt werden. Spanien musste sich entschuldigen und eine 
Geldentschädigung an Frankreich zahlen. 

W ider Krwarlen erfolgte plötzlich im März 1682 die Aufhebung 
der Belagerung ; sie wird damit, in Verbindung gebracht, dass der König 
zu dieser Zeit den Blau gefasst hatte, den Dauphin zum König und 
voraussichtliehen Nachfolger Kaiser Leopolds designieren zu lassen 1 ), 
wofür er nicht nur auf alle Keunionen verzichten, sondern sogar in 
die Rückgabe des Herzogtums Lothringen, der drei Bistümer und des 
Klsass willigen wollte. Kine besondere Bedeutung gewinnt in diesem 
Zusammenhange der Verlrag zu St. (iermain vom 25. Oktober 1670 
zwischen Frankreich und dem grossen Kurfürsten, dessen 12 lautet . 
»Der Kurfürst verspricht in diesem Falle (bei etwaiger Königswahl) 
Niemanden als dem König seine Stimme zu geben, und wenn das 
nicht gelänge, dem Dauphin, auch in alle Wege dafür bei den andern 
Kurfürsten zu wirken.« 

Der Biograph Louvois' bezeichnet diese plötzliche Aufhebung als 
einen »coup de Thesit re«, giebt aber auch als Grund die Anwartschaft 
des Dauphin für die Thronfolge im Reiche an, die infolge der grossen 
Macht, die der König dem Reiche zugeführt haben würde, nach seiner 
Auflassung wohl annehmbar hätte scheinen können 2 !. Wenn aber 
aus dieser nicht wegzuleugnenden Bewerbung von Onno Klopp die 

1 1 Marlin, liisloire de Krauet-, XIV. S. 
»: Kousscl, III, S. 22:; 
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Behauptung abgeleitet wird, dass sie »der eigentliche oder doch haupt- 
sächliche /.weck der Heutiionen gewesen sei«, so beweist auch diese 
Auffassung die völlige Unbckanntsehaft des Verfassers mit der Ent- 
stehung und Entwicklung der Keunionstheorie. 

Die Aufhebung der Belagerung erregte in ganz Europa Aulsehen, in 
Spanien die lebhafteste Freude, in Frankreich aber grosses Missver- 
gni'igen. Man warf dem Könige vor. schwer gegen die Politik sich 
versündigt zu haben ; mau tadelte ihn, weil er die Vorteile ausser 
Acht gelassen habe, die das Glück und die Gunst der Verhältnisse 
ihm boten. Inzwischen waren die Verhandlungen in Courtrai in der 
bisherigen Weise fortgesetzt worden, zumal der König als Vorwand 
für die Umstellung der Feindseligkeiten vorschützte, er wolle Spanien 
nicht hindern, dem Kaiser gegen die Türken Hilfe zu leisten: im 
Januar 168:* erkannte Ludwig XIV. aber die Aussichtslosigkeit seines 
Vorhabens für die Nachfolge im Beiche: er entschied sich nunmehr 
für energisches Vorgehen in Flandern, hoffte aber auch hier ohne 
Krieg im Wege der einfachen Okkupation sein Ziel zu erreichen. Ohne 
Kriegs-Erklürung drang am 1. September 1083 ein Heer von 40000 Mann 
in Flandern ein; Spanien erklärte nunmehr seinerseits am 26. Oktober 
den Krieg, was der König mit der gewaltsamen Wegnahme von Courtrai 
und Dixemuden in der ersten Hälfte des November beantwortete. Im 
Dezember drang das französische Heer bis Kruges und Nienport vor, 
wurde dann aber durch den Eintritt der schlechten Jahreszeit an 
weiteren Erfolgen verhindert. Auch eine zweite ruternehmuug gegen 
Luxemburg beschränkte sich auf ein ergebnisloses Bombardement der 
Festung am H<. Dezember, hervorgerufen angeblich durch Feindselig- 
keiten der Feslungs-Besatzung; »sous pn'texte de punir les courses de 
la garnison« sagt ein zeitgenössischer Geschichtschreiber 1 ). Im Früh- 
jahr 1684 folgte das Bombardement von Oudenarde und endlieh die 
zweifellos dem ganzen Feldzuge als Endziel zu Grunde liegende Er- 
oberung der Festung Luxemburg, die in den letzten Tagen des April 
durch eine Truppenabteilung des Marschall Crequi eingeschlossen wurde*) : 
am 8. Mai begann der Parallelen-Angriff unter Leitung Vaubans, am 
10. Mai das Bombardement, am 1. Juni war der Angriff soweit vor- 
geschritten, dass die ( iapitulatiou zuerst allerdings unter nicht annehmbar 
erscheinenden Bedingungen angeboten ward; am 3. Juni erfolgte aber 
die Einigung, am I. Juni die Uebergabe der Festung an Frankreich. 



1 l.jtnicrs lustoirr iki rv^ne <W> Louis XIV. IV. 

■'. P. n Vorlauf .Irr lii-lasn-run;: im Kinzdnrn s. bei Ki.nssH III. s 2\i\ IV. 

IS 
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Während dieser Ereignisse halten die mit Spanien verbündeten und 
zur Stellung eines kleinen Hilfskorps verplliehteten Generalstaaten sich 
sehr lau gezeigt; am 29. Juni schlössen sie selbständig mit Frankreich 
einen 20jährigen Waffenstillstand, mit der Verpflichtung, Spanien zum 
Beitritt zu veranlassen unter der Bedingung, dass dieses die besetzten 
Ilandrischen Plätze zurückerhalten, dagegen Luxemburg mit 14 oder 1"> 
umliegenden Dörfern, GhimayVi mit ebensovielen Ortschaften, ferner 
Bouvigne und Beaumont Krankreich überlassen sollte. Auf Grund 
dieser Bedingungen wurde der Waffenstillstand mit Spanien am 15. August 
dem gleichen Tage wie mit dem Reiche abgeschlossen, Flandern von 
den Franzosen geräumt, das dortige Truppenkorps nach dem Rhein 
gezogen. Man wird daher kaum fehlgehen, wenn man die ganze 
flandrische Unternehmung nur als ein Mittel ansieht, die Metzer Reun innen 
Spanien gegenüber zu sichern und durch die Besetzung von Luxem- 
burg zu vervollständigen. Jedenfalls war, wie dem Reiche so auch 
Spanien gegenüber ein grosser Erfolg erzielt; in der Hauptsache be- 
durfte es nur noch eines glücklichen Vorstosscs gegen die Gcneralslaaten 
und das Kurfürstentum Köln und das Hauptziel, die Erwerbung des 
ganzen linken Rheinufers war der französischen Krone gesichert. 

Wenn dergestalt das Rcuttions-Untcrnehmcn zunächst mit einem 
grossen Erfolge Frankreichs, mit einer Niederlage aller seiner Gegner 
abschloss, so hatte es doch eine günstige Folge für das Reich gehabt, 
die Durchführung der Reichskriegsverfassung von 1081, die wohl nur 
unter dem Druck der von Frankreich verüblen und noch weiter zu 
erwartenden Vergewaltigungen zu Stande kam s i. Der Normalbestand 
des deutschen Reichsheeres, für welches immer noch die alte Matrikel 
von 1521 die Grundlage war, wurde auf die Zahl von 40000 Mann, 
28 000 Infanterie, 10000 Reiterei, 2000 Dragoner erhöht, die Aufbringung 
und eventuelle Vervielfachung organisatorisch sicher zu stellen gesucht. 

Wenn diese Reform immer noch eine höchst unvollkommene war, 
so wird sie doch, wie Erdmannsdörller t reifend sagt, bei der gegebenen 
Beschaffenheit der deutschen Reichsverfassung und bei der Gewalt der 
vorhandenen centrifugalen Kräfte, vielleicht die best erreichbare ge- 
wesen sein 3 ). 

IV. 

Der Friede zu Ryswick. 

Trotz aller schlimmen Erfahrungen erkannte der Kaiser noch immer 
die wahre Natur und die Absichten des französischen Gegners so wenig 

1 1 Stadl, südlich von Maubeuge gelegen. 

s > lieber die Verhandlungen s, Fester, dir armirten Stündr. WC». S. 29 
*i KrdiiiannsdorflVr. I. S «l*)7. 
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dass rr einem Gesuche des Herzogs von Lothringen nachgehend, dem Reichs- 
tage empfahl, ein »bewegliches« Zuschreiben an den König zu erlassen, 
um die Restitution des Herzogs in sein Land zu erwirken 1 ). Auch 
hinsichtlich des Waffenstillstands-Vertrags hatte er sieh gründlich ge- 
täuscht, wenn er glaubte, Krankreich werde auch nur den kleinsten 
Teil seiner Reute fahren lassen. Dass der König nicht im Entferntesten 
daran dachte, zeigte sich alsbald hei Durchführung des Vertrages. Ks 
war nämlich festgesetzt worden, dass die Grenzscheidungen durch be- 
sondere < Kommissare vorzunehmen sein sollten : die Durchführung dieser 
Reslimmung, an der naturgemäs die Kranzosen kein Interesse hatten, 
wurde aber auch von den Reichsorganen so lässig betrieben, dass erst 
zwei Jahre später, am 20. Oktober 1080 vom Reichstage in einen» 
Gutachten Regensburg als Ort für die Zusammenkunft der Commissare 
vorgeschlagen wurde; wieder nach mehr als einem halben Jahre wurde 
der Reichstag durch Kaiserliches Kommissions-Dekrel vom 4. Mai 1687 
um schleunige Kortsetzung der > Armistiz-Kxekutions und Limiten- 
Traktaten« ersucht. Inzwischen blieb Krankreich nicht nur im unge- 
störten Resitze aller reunierten Gebiete, sondern schritt durch Geltend- 
machung der bekannten pfälzischen Erbschaftsansprüche, welche teil- 
weise auf dem Wege der Zugehörigkeiten bereits reuniertc Gebiete 
betrafen, wie Laulerecken und Sponheim und sogar durch Erweiterung 
der Reunions-Gebiete unentwegt seinem Ziele weiter entgegen. Mehrere 
Kundgebungen beweisen das Letztere: in einein Schreiben an den 
Papst vi »in 7. Kebruar 1087 beklagt der Kaiser sich darüber, dass 
Krankreich darauf ausgehe, dass ihm Alles, was es sowohl vor. wie 
nach dem Waffen« t i Iis t and s- Vertrage besetzt habe, recht- 
mässig abgetreten werde ; ebenso sagt der Kaiser in einem Gommissions- 
Dekrete vom 1. November 1088 an den Reichstag, dass trotz des 
Vertrages vom August 1084 Krankreich dem Reiche einen Ort nach 
dem anderen weggenommen habe. 

Inzwischen aber hatte die Lage des Reiches sich wesentlich zum 
Resseru gewendet. Im Türkenkriege wurden die kaiserlichen Kähnen von 
Sieg zu Sieg getragen : zugleich aber bereitete sich ein Umschwung in der 
Politik des Grossen Kurfürsten vor. der doch erkannt haben mochte, dass 
Krankreich seine Stellung weniger als die eines geachteten Verbündelen, 
denn als eines dienstpflichtigen Vasallen aulTasste, ohne den gehoiTten 
und verheisseiicii Lohn ihm zuzuwenden. Schon das im Juni 1083 
dem Kaiser gemachte Anerbieten, ihn mit wenigstens 10000 Mann 

'i hics und die Hficlislji^svcrlian'llun^n v<ir d» in KriejM' unter liinulzun;.' 
viin F'.u Imcr v<m K^enslorf, II 
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gegen die Türken zu unterstützen wurde trotz, der entscheidenden 
Rücksichtnahme auf die französischen Interessen von Ludwig XIV. als 
eine Entfremdung aufgefassl; der Konig sah in dein Versprechen die 
Vorbereitung /.um Verlassen des französischen Bündnisses und liess 
«lern Kurfürsten deshalb die ernstesten Vorhaltungen machen. Am 
23. August 1685 aber wurde vom Grossen Kurfürsten die bis dahin 
unbeachtet gebliebene Defensiv-Allianz vom 8. März 1078 mit den 
Niederlanden erneuert und verlängert '). Krankreich erhob auch hier- 
gegen Einspruch und verlangte vom Kurfürsten eine Deklaration, ähn- 
liche Verträge für die Folge nur mit Zustimmung des Königs schliessen 
zu wollen. Diese Forderung und die gleichzeitige Aufhebung des 
Kdikls von Nantes führten den völligen Bruch herbei ; am 22. März 1686 
schloss der Kurfürst mit dem Kaiser zu Berlin ein 20 jähriges >geheimes, 
allgemeines, insbesondere aber gegen Frankreich gerichtetes Defensiv- 
Bündniss«, dessen i; 4 lautet: »Wenn danach das Beich oder ein Glied 
desselben von auswärtiger Macht angegrilfen würde, unter dem Namen 
v«>n Beunionen, Dependenzen etc., so benehmen sich Kontrahenten 
sofort unter einander, wie solchem zu begegnen, auf dass das Beich 
nicht gekränkt oder verkürzt, und dem Beleidigten gebührende Satis- 
faktion werde.- Nach § 8 sollte der Kaiser dem Kurfürsten eventuell 
mit 12000 Mann, der Kurfürst dem Kaiser mit 80C0 Mann helfen, 
beiderseits auf eigene Verpflegung und Kosten ; $9 nahm eine etwaige 
Verstärkung dieser llülfstruppen in Aussicht 2 ». 

Wenige Monate später gelang der kaiserlichen Diplomatie die Er- 
neuerung und Erweiterung der im Juni 168") abgelaufenen Luxemburger 
Allianz; am 9. Juli 1686 wurde zu Augsburg ein Bündniss- Vertrag 
zwischen dem Kaiser, Spanien, Schweden und einer grössern Zahl 
von Beichsständen geschlossen, dem in nächster Zeit noch weitere 
Beichsslände beilraten; die Spitze dieser gleichfalls zunächst geheim 
gehaltenen Bündnisse war wie das Berliner gegen Frankreich gerichtet. 
Der König, dem die Abmachungen nicht verborgen bleiben konnten, 
musste daher jetzt mit der Eventualität zu rechnen anlangen, seine 
Erwerbungen mit den Watten verteidigen zu müssen. 

Zunächst aber machte er noch einen Versuch, auf unblutige 
Weise zum Ziele zu gelangen, indem er den Fapst zum Vermittler 
zwischen Frankreich um! dem Reiche anrief. In einem Kommissions- 
Dekret vom 2 April 16*7 giebt der Kaiser dem Reichstage Kenntnis 

') Nülicres s. Kr.tmannMloriTcr, I. S. 701 fl. 
*) Monier, >. 4SI. 
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von dem Inhalt eines Vorschlages, den der Kimig an den Papst ge- 
richtet habe, und von seiner unter dem 7. Februar 1 *>87 darauf 
erteilten Antwort. Der König hatte danach den Vorwurf erhoben, 
dass das Reich mil den Türken Krieden /u schliessen suche, um 
sich mit voller Kraft gegen Krankreich wenden zu können; zu dem 
Zwecke habe der Kaiser das Bündnis zu Augsburg geschlossen : er. 
der König, verlange daher, dass der Waffenstillstand vor Ende Marz 
in einen endgültigen Frieden verwandelt werde, und zwar ohne 
die geringste Veränderung (senza la minima allerazione) des ersteren : 
er bitte den Papst, in diesem Sinne die Vermittlung zu übernehmen. 
In seiner an den Papst gerichteten Erwiderung schlug der Kaiser 
zum ersten Male in diesen ganzen Verhandlungen einen festen und 
würdigen Ton an: unter bestimmter Ablehnung des kurzen Termins, 
als gegen die Abmachungen des Waffenstillstands - Vertrages ver- 
stossend. verlangt er Aufschub aller Verhandlungen bis zur Been- 
digung des Türkenkrieges. Zugleich richtet er ein Schreiben an den 
König, in welchem er die strikte Wiederherstellung des Zustande» vom 
1. August 1081 forderte, unter Bückgabe alier. nach diesem Zeilpunkte 
reunirten Gebiete, da nicht ersichlich sei, wie ohne Verletzung der 
öffentlichen Treue und ohne jede Prüfung des Rechtes Abtretungen 
gefordert werden könnten. Hierauf inusste der König den Krieg für 
unvermeidlich hallen, wollte aber anscheinend noch Zeil für weitere 
Büstungen und Befestigungen gewinnen ; am I». März 1687 erwiderte 
er dem Kaiser, dass bei dem Anrechte auf grössere Forderungen er 
den Verlrag vom 15. August nur aus Edelmut und Frömmigkeit, (par 
generosite et pietej im Hinblick auf die Türken-Gefahr geschlossen 
habe: trotzdem wolle er von dem Verlangen sofortiger Umwandlung 
in einen endgültigen Friedens- Verlrag Abstand nehmen, in der Voraus- 
setzung, dass auch der Kaiser den Wullens lill.stands-Vert rag unver- 
brüchlich hallen werde, und dass die fortgesetzt zu Regensburg gegen 
ihn erhobenen Klagen, und die von Frankreich im Elsass bei Höningen 
und auf der Insel Gisenheim Fort Louis) errichteten liefest igungs- 
Anlagen nicht zum Vorwandc für den Bruch des Waffenstillstandes 
genommen werden würden. 

Hierbei beruhigte sich der Kaiser zunächst wieder, bis die Er- 
bauung der Festung Montroyal im reunierten Mosel-Lande, inner- 
halb der früheren Grafschaft Sponheim ihn aus seiner Vertrauens- 
seligkeit' aufrüttelte. Im .luni 1687 hatte der König gegenüber 
Tiarbach mit dem Bau dieser grossen Festung begonnen und seither 
unaufhörlich mit ">0fX)0 Manu unter starker Besetzung der Pässe der 
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Fil'el und des Hundsrüekens daran arbeiten lassen 1 1. In einem Kom- 
mission^ - Dekret vom 11. November 1( 87 maebte der Kaiser dem 
Reichstage Mitteilung davon, dass der König, trotz Versicherung der 
Innehaltung des Waffenstillstands-Vertragcs »sehr kostbare und weit 
aussehende Forlilikalionen unweit Trarbach aufführen lasse, und noch 
weitere Befestigungen zu errichten beal »siebt ige : dadurch sei die 
»causa possessionis ganz annulirl<, der Waffenstillstand also gebrochen; 
auch sei Trarbach in der Grafschaft Sponheim gelegen, also weder 
durch den Spruch der Reunionskammer über Veldentz, noch in anderer 
Weise ein Anspruch darauf erhoben ; über das dagegen einzuschlagende 
Verfahren wolle der Reichstag ein Gutachten vorlegen. Dieses Vor- 
gehen des Kaisers kam durch den Hegensburger Gesandten natur- 
gemäss zur Kenntnis Louvois', welcher der im hau befindlichen Festung 
Montroyal eine grosse Bedeutung beilegte. Am 18. Mai 1 GH7 halte er 
in diesem Sinn an den General-Kontrolleur geschrieben: >rien n'cst 
plus beau que le poste. que jai ete ä visiter sur la Moselle, qui 
mettra les frontieros du roi en teile suielc, et les electeurs de Cologne, 
Treves, Mayence et du Palulinat en teile dependance. (|ue cette 
frontiere-ci sera meillcure et plus aisee a defendve (nie n'est celle de 
Flandre* s ). Die Vorbeugiingsinassrcgeln, welche I.ouvois dementsprechend 
gegen das beabsichtigte Einschreiten des Reiches traf, zeugen vielleicht 
mehr als irgend eine andere, bekannt gewordene Regierungshandlung 
von der völligen Skrnpellosigkeit des Ministers. In einem Briefe vom 
27. November 1K87 an den Präsidenten des Metzer Parlamentes ver- 
langt er von diesem Auskunft über die Besitz-Verhältnisse von Trar- 
bach, wobei er selbst Zweifel über die Berechtigung des Festhaltens 
dieser Beunion gemäss Vertrages von lü84 äussert. Dieser Auffassung 
kann der Präsident nur beigetreten sein, da die Grafschaft Sponheim 
zweifellos zu den nach dem genannten Vertrage zurückzugebenden 
Beunionen gehörte. Im trotzdem den Besitz behaupten zu können, 
befiehlt nunmehr Louvois dem Intendanten La C.oupi liiere 
direkt die Vorlage gefälschter Dokumente: «II est imporlanl 
que, si Vous n'avez pas fail d'impositious sur ce licu. ou que Vous 
n'en ayez pas garde des copies, Vous ne laissiez pas de m'envoyer 
des copies d'ordres et d'imposilions laites sur la seigneurie de Trar- 
bach et sur quelques autres licux de la seigneurie dt; Sponheim, dont 
le roi est en possessio!], lesquellcs Vous dalerez entre le 

*} Kiuz«r l'iilutirf <l< r wirwhmsli'n fi an/.<.M>,< h<-n Slätllc um) I-Yslungrn 
(in Oeulschhiml): Hatnltur;:, KJDö, S. ;">84 
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premier mai 1 08 1 et le dixieme juillel el que Vous me 
renverrez au.ssi en meme temps, observanl de faire en sortc 
que personne ne puisse avoir connaissance de ce que je 
Vous mande- x l 

Diesem Befehle kam der Intendant getreulich nach: er legte eine 
Anzahl Dokumente vor, aus welchen hervorging, dass am 17. und 
20. Mai und am 23. .luni 1681 im Namen des Königs von der Graf- 
schaft Sponheim und im Besondern von Trarbach Besitz ergriffen 
worden sei; er fügt hinzu: »lesquels sunt signes des officiers des lieux, 
al'in que I on ne puisse dire que res pieces aient ete faites 
apres coup«. 

Wenn demgegenüber der Biograph Louvois' sagt, man müssle 
glauben, dass diese Dokumente nicht gefälscht seien, so wird es wohl 
kaum Jemanden geben, der dieser Auflassung beitritt. Allerdings hatte 
eine Besitzergreifung im Mai 1681 stattgefunden, wie aus dem früher 
angeführten Briefe des Kapitain Simon sich ergiebt*); hiervon muss 
Louvois auch wohl Kenntnis gehabt haben, da sonst das vorgeschriebene 
Datum des Mai und .luni, mit Rücksicht auf die schon vor mehr als einem 
.lahre vorher stattgehabte Reunion des angeblichen Stamm-Gebietes, näm- 
lich der Grafschaft Veldentz nicht zu erklären wäre. Der Brief Simons trägt 
aber das Datum Lauterecken den 22. Mai 1681 ; wie aus der Reihen- 
folge zu schlicssen, ist Simon von Trarbach zunächst zu Reunions- 
zwecken nach Castellaun gegangen, wo er einige Zeit sich aufgehalten 
haben wird; das Datum des 20. Mai ist daher ebenso unmöglich, wie 
das des 23. Juni, das des 17. Mai zwar möglich, aber nicht wahr- 
scheinlich, zumal die eingehende Beschreibung der Amtsbezirke von 
Trarbach und Castellaun auf einen lungern Aufenthalt Simons innerhalb 
dieser sehliessen lässt; auch ist wohl anzunehmen, dass Simon, falls 
er solche Besitzergreifungs-Patenle hätte ausfertigen lassen, dieselben 
der Kammer früher vorgelegt haben würde. 

Der Zweck Louvois wurde aber jedenfalls erreicht; «Les Allemands 
prirent pour hon ce qu'on leur montra, et Vauban continua de fortilier 
Montroyal« s ). 

Bald jedoch erfolgten weitere Rechtsverletzungen seitens Frank- 
reichs, durch Anlage einer Rheinbrücke bei Kort Louis, und Vor- 
bereitung eines Brückenkopfes für dieselbe auf dem rechten Rheinufer; 
von diesen Befestigungen machte der Kaisei dem Reichstage durch 

\i ltuusst l, III, S. 28; nach Akten des Krieysministcriuins. 
' J i s. S. 229 utnl Anhang. 
ll»u»»et, IV, S. 25». 
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Kommissions-Rekrel vom 21. August 1 <)S8 M il tfilunv:. da »hierzu nicht 
stillzuschweigen sondern, die Ab- und Einstellung dieser weitaussehenden 
Kontraventionen förderlichst zu begehren sein wird*. 

Inzwischen aber war der König mit seinen Kriegs- Vorbereitungen 
soweit gediehen, um zur Krönung seines Werkes vorgehen zu können : der 
Widerstand, den er bei dein Versuche, das Erzbistum Cöln und das Bistum 
Lüttich mit seinen Anhängern zu besetzen, allerseits fand, hatte ihm 
von Neuem den Reweis geliefert, dass dieses Endziel auf friedlichem Wege 
nicht zu erreichen war. Nur einen Monat na<-li vorstehender scliwächlicher 
Aeusserung des Kaisers und noch vor Hingang des verlangten Reichs- 
gutachtens erlies.« Louis XIV. sein bekanntes Kriegsmanifest vom 
24. September 108S; am 18. Oktober erfolgte die Antwort des Kaisers, 
in welcher zum ersten Male die Hcunionskammcrn offen und richtig 
charakterisiert werden, 'als gewissermaßen zum Hohn eingesetzte 
Oerichtshöfe linstiluta per ludibrium Metis et Rrisaci figura <|uadam 
iudiciorumt«, in denen französische Iteamte in gleicher Person als 
Kläger, Zeugen und Richter verwendet würden. Inzwischen hatte der 
Krieg, dessen Einzelheiten hier nieht zu verfolgen sein werden, bereits 
mit der energischen Offensive Krankreichs begonnen: gleich nach seinem 
Ausbruch wendeten der Herzog von Lothringen und der König von 
Schweden sich in Denkschriften an den Reichstag, um dessen Unter- 
stützung für die Wiedergewinnung des Herzogtums Lothringen bezw. 
Zweibrückens zu erlangen: im Reichsgutachten vom 19. August und 
22. September spricht der Reichstag sich zu «leren dunsten aus. 
welcher Erschliessung der Kaiser beitritt. Zweifellos waren Kaiser 
und Reich dein bald darauf <1090) verstorbenen Herzoge Karl V. von 
Lothringen zu hohem Danke verpachtet ; andererseits aber sollte das 
warme Eintreten für ihn in den Kriedens-Verhandlungen Deutschland 
teuer zu stehen kommen. 

Die Ereignisse der ersten Kriegsjahre nahmen aber, trotz zeit- 
weiliger grosser Erfolge weder militärisch noch politisch den von 
Louis XIV. erhöhten Verlauf; auch die spanische Erbfolgefrage warf 
möglicherweise ihren Sehalten schon voraus; jedenfalls machte sich 
frühzeitig beim Könige eine gewisse I'riedens-Neigung geltend, die bald 
sogar zu Anerbiet uugen von ( Icbicls-Rückgaben seinerseits führen sollte. 
Verniittlungs-Versuche des Königs von Schweden 1091 und des Papstes 
Innocenz VII. 1091, beide vielleicht schon von Ludwig XIV. veranlasst 
blieben zunächst erfolglos: in der Antwort, welche er unter dem 20. Januar 
dem Papste erleilte, giebt Kaiser Leopold zum ersten Male 

l ; N. uhaus, ,1er Frn-Jr zu llyswick, 1*7.1; 5. e, ff. 
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der Ansicht Ausdruck, dass der König die G renzen Frank- 
reichs bis an »Ion Rhein ausdehnen wolle. Infolge der un- 
günstigen Lage, in welcher sich dieser, vornehmlich infolge der Er- 
schöpfung Frankreichs hefand, wendete er sich im Juli 1693 mit dem 
Ersuchen um Friedens-Vermittlung an den König von Schweden. 

Die Verhandlungen 1 ), welche erst nach vier Jahren in dem Frieden 
zu Hyswiek zum Abschluß kommen sollten, tragen einen für Deutsch- 
land weit würdigeren und ehrenvolleren Charakter, als alle bisherigen, 
die Heunionen bet reifenden : schon in dem erwähnten Vermittelungs- 
Gesuchc erbietet der französische König sich zu weitgehenden Zuge- 
ständnissen ; Monlroyal und Trarbach sollten geschleift und zurück- 
gegeben, auf alle Erwerbungen innerhalb der Pfalz verzichtet werden; 
für die Prüfung der übrigen Heunionen schlug der König ein neues 
Schiedsgericht vor: könne dasselbe sich nicht einigen, so solle die 
Republik Venedig einen endgültigen Schiedsspruch fällen. Hinsichtlich 
des Herzogtums Lothringen sollten die Festsetzungen des Nym weger 
Friedens in (ieltung treten, die Zustimmung des Herzogs aber durch 
eine anderweitige Entschädigung aar Kosten Frankreichs erzielt werden. 
Noch weiter gehende Zugeständnisse Hess der König im folgenden 
Jahre, nach dem Verluste Namurs. durch seinen Gesandten Amelot 
dem Könige von England anbieten, wobei er sich u. a. zur Rückgabe 
von Luxemburg und Strassburg verstehen wollte. Auf dieser Grundlage 
l(>94 abgehaltene Vorbesprechungen in Steckborn und Maastricht 
führten aber wieder zu keinem Ergebnisse-), ebensowenig ihre Wieder- 
aufnahme zu Padua 1690. da der Kaiser von höchstem Misstrauen 
gegen Frankreich erfüllt war: anscheinend hatte er von der Instruktion 
gehöit. welche Ludwig XIV. seinen nach Schweden geschickten Ge- 
sandten erteilt hatte, weder dem Könige von Schweden noch seinen 
Ministem etwas schriftliches zu geben, sei es nun von seiner eigenen 
Hand oder der seines Sekretärs: der Kaiser forderte daher vor Allem 
genaue schriftliche Aufzeichnung der französischen Anerbielungen. In 
einer Denkschrift vom 22. Mai lt)9ö sprechen die kaiserlichen Hevoll- 
mächtigteu dem schwedischen Vermittler gegenüber sich unumwunden 
dahin aus, dass man nicht ncnug Misstrauen gegen die französischen 
Kunstgrille haben könne: es müsse daher die vollständige Wieder- 
herstellung des Westfälischen und des Nym weger Friedens-Verlrages 
gefordert werden. Louis XIV. versuchte trotzdem weitere Ausflüchte; 

\i Das Thalsärlili« lic in I'nlgenili-Mi /nnnisl tia« )i : a< Irs cl nu nniircs <hs 
rn L"«< i;iti<ms il<: la jiaix i\o Kysuiik. Ilaa^ 1707 

*. >"< liult.-, Murk-ra! Ludwig Willn-Im vmi lia.Un. 18'J2, I, s. >i: } (V. 
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er erklärte, mir .solche Aenderungen der beiden Verträge verlangen /u 
wollen, welche der König von Schweden zur Befestigung des Friedens 
für geeignet halten werde : dem gegenüber bestand der Kaiser in noch 
bestimmterer Form auf seinem Verlangen; am 20. August 10% erklärte 
er durch seinen Gesandten dem Könige von Schweden, dass er nur 
dann seine Vermittlung annehmen würde, wenn Frankreich die gefor- 
derte Erklärung in einer jede Zweideutigkeit abschliessenden Form 
abgegeben haben werde. Dieser Forderung fügte der Kaiser am 
4. Oktober 10% das Verlangen einer gleich bestimmten Erklärung 
hinsichtlich der volligen Wiederherstellung des Herzogtums Lothringen 
hinzu. Erst als Schweden sich erbot, nicht nur diese Ansprüche zu 
vertreten, sondern auch selbst die Garantie für deren Durchführung 
Frankreich gegenüber zu übernehmen, nahm der Kaiser die schwedische 
Vermittlung im Prinzip an, und ernannte zu seinem Bevollmächtigten 
für die zunächst im Haag zu führenden einleitenden Verhandlungen 
den (trafen Caunitz, den (trafen von Stratmann, der auch nach 
Frankfurt delegirl gewesen war. und den Baron von Seilern: zugleich 
erwirkte er bei den Verbündeten die Zustimmung, dass ein Vertreter 
des Herzogs von Lothringen bei den nunmehr beginnenden Friedens- 
verhandlungen im Haag zugelassen werde. Der Vertreter Frankreichs, 
Herr von Caillcres, welchem schon seit längerer Zeit gestattet worden 
war, sich incognito in der Nähe des Haags aufzuhalten, nahm vom 
November an amtlich an den Verhandlungen teil, die zunächst noch 
den Charakter blosser Vorbesprechungen behielten. Seitens des Kaisers 
und der Verbündeten wurden dabei solche Forderungen erhoben, dass 
der König darauf nicht eingehen zu können glaubte. Sein Gesandter 
.stellte ihm darauf vor, dass, wenn erst der Kongress eröffnet 
sei, man solche lntriguen zwischen den Verbündeten an- 
zettelnkönne, dass dieser Friede durchaus vorteilhaft für 
ihn ausfallen werde; er möge in der Hinsicht sich nur auf die Ge- 
schicklichkeit seiner Unterhändler verlassen. Ludwig XIV. stimmte dem 
zu und ernannte zu seinem Bevollmächtigten neben Cailleres Herrn 
de Harley, einen der Gesandten beim Frankfurter Schiedsgericht, und 
den von den Hegensburger Verhandlungen her bekannten Grafen Crecy. 
Eine sehr glückliche Wahl halte Herzog Leopold von Lothringen, mit 
seinem Bevollmächtigten, dem Herrn Canon gel rollen, da derselbe klug 
und geistreich war, und die Interessen seines Herrn in energischer 
Weise zu vertreten wusste. Schon im Januar löi>7 legte er den 
zunächst noch im Haag versammelten Bevollmächtigten eine Denk- 
schrift vor, in welcher er auf die Vorteile der Wiederherstellung 
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Lothringens als eines Ausfalllhores gegen Krankreich hinwies. Infolge 
dessen bildete gerade die Frage dieser Wiederherstellung den Haupt- 
gegenstand der ersten Kriedens-Verhandlungen. 

Am 10. Januar 1697 legten die französischen Bevollmächtigten 
einen Vorschlag für die Friedens- Präliminarien vor, in welchem 
die Rückgabe Strasburgs Luxemburgs und aller seit dem Nym- 
weger Frieden gemachten Beunionen bedingungslos zugesagt, die 
Wiederherstellung Lotbringens aher gleichfalls nur nach den Bedin- 
gungen dieses Friedens (sclon les eonditions du dit trade de Nymwegue) 
angeboten wurde. Sofort liess der Kaiser Kinspruch dagegen erheben, 
und das ungeschmälerte Herzogtum für Leopold zurückfordern. In den 
seinerseits aufgestellten Gegen-Präliminarien forderte er Herausgabe 
aller, unter irgend welcher Form seit dem Westfälischen Frieden 
französischerscits bewirkten Gebiets-Erweiterungen (»reslitnenda omnia 
a Gallia post pacem Monasteriensem eius(|ue executionem quacumque 
ratione oceupata« I. Hinsichtlich der lothringischen Bistümer wurde in 
denselben Präliminarien wieder der Ausdruck >districtus« gehraucht, 
jetzt aher wohl um nicht eingestehen zu müssen, dass die frühere 
Anwendung dieses Wortes die franzosischen Cebergriffe gerechtfertigt 
habe (»Guillain quoque ultra districtus trium episeopaluurn, (juatenus 
hos oiim spectarunl nihil praelendere debere« l. 

Aehnliche Schwierigkeiten ergaben sich auch hinsichtlich der Bück- 
gabe der auf Kosten Spaniens gemachten Heunionen der Metzer Kammer. 
Am 5. Februar 1 (597 reichten die spanischen Bevollmächtigten dem Ver- 
mittler eine Liste der seit dem Nym weger Frieden in den Niederlanden 
bewirkten unrechtmässigen Gebiets-Erweileningen ein : französischerscits 
wurde die Behauptung entgegengestellt, eine Beihe dieser Gebiete gehöre 
nach den Friedens- Verträgen rechtmässig dem Könige von Frankreich und 
eine dementsprechendc Gegenliste vorgelegt. Doch gaben die Verbündeten, 
um das Friedenswerk zum Abschlüsse zu bringen, auch dieses Mal 
wieder nach; endlich kam es nach umständlichen Verhandlungen über 
den Ort des Fliedens-Kongresses und die bei den Verhandlungen zu 
beobachtenden Formen zu der Eröffnung am 9. Mai 1097 im Schlosse 
Ryswiek, trotzdem die französischen Bevollmächtigten auf ihrer Weigerung, 
die verlangten Erklärungen vor Eröffnung des Kongresses abzugeben, 
beharrl hatten. Die besondere Verwendung des eben zum Throne 
gelangten jungen Königs von Schweden halte diese verhängnisvolle 
Nachgiebigkeit bewirkt: seine Bevollmächtigten musslcn auch anfangs 
den Verkehr zwischen den zunächst wieder getrennt tagenden Parteien 
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vermitteln. Soweit diese nur die Metzer Kammer sieh bezogen, waren 
das Reieli, Spanien und das Herzogtum Lotliringen dabei beteiligt. 

Die Rückgabe «1er Reunionen der Metzer Kammer an das Reich ver- 
ursachte keine grösseren Weitläufigkeiten: sie war im Prinzip bereits 
vor Eröffnung des Kongresses vom Könige zugestanden, insbesondere 
in den Friedens-Vorsrhlägen vom 10. Februar als ausser Frage stehend 
anerkannt worden. Auch in den Präliminarien, welche die französischen 
Revollmächtigtcn dem Kongresse selbst am 20. Juli 1097 vorsehlugen, 
lautete ein Artikel ausdrücklich dahin, dass die von den Kammern be- 
wirkten Reunionen vollständig widerrufen würden, ohne auf den Rechts- 
anspruch der genannten Kammern Rücksicht zu nehmen; Frank- 
reich verzichtete dabei ausdrücklich auf die vor Eröffnung der 
Kammer auf Grund der Zweideutigkeiten des Westfälischen Friedens- 
Vertrages auf die Ristums-Lehen erhobenen Ansprüche; ein späterer 
Versuch, an den genannten Präliminarien zu deuteln, und die zur 
»Provinz FIsass« gehörenden Gebietsteile von der Rückgabe auszu- 
nehmen, scheiterte an dem entschiedenen Widerspruch der Kaiser- 
lichen 1 ). Am 26. August waren alle Schwierigkeiten beseitigt, die 
Franzosen gaben an diesem Tage die Erklärung ab, dass unter den 
zurückzugebenden Gebietsteilen alle diejenigen zu verstehen seien, 
welche in der kaiserlicherseits aufgestellten Liste aufgeführt seien, 
soweit sie nicht zur Provinz Elsass gehörten, oder in einer von ihnen 
vorgelegten Liste nicht enthalten seien ; in diese Liste waren aber auch 
die im Klsass gelegenen Reunionen der Metzer Kammer aufgenommen; 
nämlich Ruchsweiler, Maursmünster, Ochsenstein, La Marque (auch 
jetzt noch als besonderes Gebiet angenommen i, Pagsburg, Salm- 
Langeslein, Lützelburg, Allheim und Ottweiler 2 ). Selbst das dem 
deutschen Orden in Lothringen gehörende Gebiet ward einbegriffen, 
wiewohl es anscheinend aus Versehen in die kaiserliche Liste nicht 
aufgenommen worden war; die Herrschart Hurgaltdorf nördlich Dieuze 
blieb dagegen, als Lehen von Hagenau, von den zurückzugebenden 
Gebietsteilen ausgenommen^, während die unter der Form von »Zu- 
gehörigkeiten« von Veldcntz- Lülzelsleiu und Leitungen -Westerburg 
reunirten elsässischen Gebietsteile an ihren rechtmässigen Herrn wieder 
zurücklielen. Nicht zurückgefordert wurde dagegen die kurpfälzische 
Herrschaft Rurscheidt, die 1082 zum Elsass geschlagen worden war; 

•j Ni-uhaus S 200. 

,J ! Di*- (irafsrltaft Saai wrnkn ist cr>l seit <loin Jahn' t71K) /um Klsass 
IMt-tM-lniet worden. 
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da «lies kein Grund für die Nicht-Rückgabe war, muss angenommen 
werden, dass die thatsäehliche Resilzergreifung dieser sehr kleinen 
Knklave nach dein Vertrage von Ifitil irrtümlicherweise als eine 
rechtliche angesehen worden war 1 ). Die vorstehende Form wurde 
auch dem endgültigen Fricdens-Instrumenle zu Grunde gelegt, dessen 
8 4 lautet: »reslituentur . . . oecupata loca et iura, quae extra Alsa- 
liam sita, aut indice reunionum, a legationc Gallica exhihita. expressa 
sunt.« Um aber jedes Mißverständnis auszusehliessen, wurden die 
etwa /.wcifelhaften Gebietsteile in den nachfolgenden Artikeln noch 
besonders aufgeführt. 

Die Reunionen der Met/er Kannner gegenüber dem Reiche waren 
dabei' durch den Friedens- Vertrag völlig aufgehoben: eine bedeutsame 
Folge ihrer Thätigkeit wurde aber trotzdem, unmittelbar vor Unter- 
zeichnung des Friedensvertrages durch eine Art Ueberrumpclung seitens 
Frankreichs erreicht, die sogenannte Ryswicker Klausel - >. Am 27. Oktober, 
kurz vor Mitternacht, erhoben die französischen Hevollmüchtiglen plötz- 
lieh die Forderung, dass an allen dem Reiche zurückzugebenden Orten 
die römisch-katholische Religion in ihrem jetzigen Zustande erhalten 
bleibe. Der Kaiser und die katholischen Stände entschlossen sich zur 
Annahme, weil sonst «Ihs ganze Friedenswerk gefährdet erschien; dem 
^ 4 wurde die Klausel zugefügt: «religione tarnen Romana catholica 
in loeis sie restitutio, in statu, quo nunc est, remanente«. Gerade in 
die Zeit der Reunionen füllt der bedeutende Einllnss der Marquise de 
Maintenon und die Aufliehimg des Fdiktes von Nantes; das Katlioli- 
sierungswerk war daher, wie in ganz Frankreich, so auch in den re- 
unierten (iebieten mit grösster Knschiedenheit gefördert werden 8 1: durch 
die genannte Klausel wurden die erzielten Krgobnisse zu dauernden 
gemacht. 

Auch die Kiuigung mit Spanien gelang, soweit sie die Metzer 
Reunionen betraf, jetzt ohne grossere Schwierigkeiten. In der früher 
erwähnten französischen Gegenliste waren zwar 82 Gebietsteile aufge- 
führt, welche der König als nicht unter die Reunionen lallend heraus- 
zugeben sich weigerte; doch gehörten sie sämtlich dem Hennegau oder 
der Grafschaft Namur an. standen daher zu der Thätigkeit der Kammer 
nicht in Reziehung. In dem Uräliminar-Vor-chlag vom 20. Juli machte 

l ) s. S. -_'2<i. 

T i KrdinannsdürfTer, II. S H>. I'ebor frühere Krörterunjen der Itcligions- 
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s Matliis, die Leiden der Kvanjiclisrhcn in der Grafschaft Saarwerden. 
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Frankreich «las Anerbieten, Stadt und Herzngtum Luxemburg un«l «lio < Iraf- 
sehaft Chiny gegen eine Anzahl anderer an Spanien abzutretender Städte 
einzutauschen und legte deshalb den Artikel 19 in doppelter Aus- 
fertigung zur wahlweisen Entscheidung vor: Spanien zog aber die Bück- 
gabe von Luxemburg und Chiny vor. Das Kriedens-Instrument be- 
stätigte daher auch Spanien gegenüber die völlige Aufhebung der 
Metzer Beunionen. 

In Folge des entschiedenen Kintretens des Kaisers für den Herzog 
von Lothringen war auch dessen Wiedereinsetzung von Anfang an ausser 
Krage gestellt. In der ersten Verhandlung hatte Krankreich die Wieder- 
herstellung Lothringens innerhall) der Grenzen von 1070 angeboten, 
dafür aber die Abtretung von vier Wegen, jeder von einer halben 
Stunde (lieuei Breite, und den Besitz der vier Festungen Saarlouis. 
Longwy, Büsch und Homburg beansprucht. Der Vertreter des Herzogs 
Canon verlangte dagegen die Grenzen des Jahres 1024; statt der 
geforderten Abtretungen wollte er Krankreich nur den «unschädlichen 
Durchmarsch« (transüus innoxius) durch das Herzogtum bis zur jen- 
seitigen Grenze und das Besatzungrecht in Saarlouis und Longwy 
zugestehen. Durch beiderseitiges Entgegenkommen fand eine Kinigung 
auf Grund der Grenzen von 1670 und der Bückgabe der 1003 an 
Frankreich abgetretenen Festung Marsal in Lothringen statt, die in dem 
Präliminar-Vorschlag vom 20. Juli zum Ausdruck kam: ihm zufolge 
verlangte Frankreich nur mehr die Festung Saarlouis mit einem um- 
liegenden Gebiete von einer halben lieue, und den Durchzug durch 
das Herzogtum unter jedesmaliger Bezahlung des für die Truppen be- 
nötigten Unterhaltes. 

Hinsichtlich der Festung Longwy kam ein Austausch-Vertrag zu 
Stande, nach dem die Festung mit ihren Zugehörigkeiten i pertinentiis 
et dependentiis ) bei Frankreich verbleiben, dafür aber dem Herzoge 
von Frankreich ein gleichwertiges Gebiet (eiusdem amplüudinis et 
valoris praefectarum ) überlassen werden sollte; bewirkt wurde diese 
Entschädigung allerdings erst 1718 gegen weitere Abtretungen seitens 
Lothringens, das dafür die metzer Kastellanei Hambervilliers erhielt. 

Weiterhin wurde dem Herzog eine demütigende Beschränkung hin- 
sichtlich der Befestigung seiner Hauptstadt Nancy auferlegt. Danach 
sollten -die Wälle und Basteien der Neustadt, wie nicht weniger beider 
Städte (der Neu- und Allstadt) Aussenwerke auf Ihrer Allerchristlichen 
Majestät Unkosten völlig dem Erdboden gleichgemacht und nimmer- 
mehr wieder repariert werden, ausgenommen, dass der Herzog und 
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dessen Nachfolger die Stadl mit einer schlechten und geringen Mauer 
ohne Winkel beschließen können, wenn es belieben wird«. 

In ähnlicher Weise wurde auch die Eni fest igung der beiden, 
unmittelbar vor Einsetzung der Reunionskammer von Krankreich ge- 
waltsam weggenommenen Festungen Homburg und Bitsch 1 ) durch 
einen besundern Artikel festgesetzt: auch ihre Festungswerke sollten 
vor Räumung durch Frankreich zerstört und nicht wieder aufgebaut 
werden dürfen. 

Der Herzog erhielt im Wesentlichen also seinen ganzen Besitz, 
vom Jahre 1070 eingeschlossen die Festung Marsal und die Enklaven im 
Klsass zurück, verlor aber dauernd die 1061 an Frankreich abgetre- 
tenen Gebietsteile, eingeschlossen allerdings die widerrechtlichen An- 
eignungen Frankreichs vom 14. Oktober IG61 '-). 

Da die Rechtmässigkeit des Vertrages von 1001 mit dieser einen 
Ausnahme nicht wohl zu bezweifeln war, kann das Abkommen als 
ein unbilliges nicht bezeichnet werden. Zweifellos verdankte der 
Herzog dieses sehr günstige Ergebnis dem entschiedenen Eintreten des 
Kaisers zu seinen Gunsten: im Interesse des deutschen Reiches lag 
aber jedenfalls diese überwiegende Rücksichtnahme nicht. Das grössten- 
teils französisch sprechende, in seiner ganzen Ausdehnung von franzö- 
sischen Gebietsteilen durchsetzte Herzogtum lag derartig im Bereiche 
der Machtsphäre Frankreichs, dass der Uebcrgang an dieses nur 
mehr eine Frage der Zeit sein konnte. Gewiss wären durch Preisgabe 
wenigstens des dem französischen Sprachgebiete angehörenden Teiles 
des Herzogtums die Reichsstadt Strassburg, vielleicht auch die elsässischen 
Abtretungen von 1048 zu retten gewesen, im Verein mit dem deutschen 
Teile Lothringens ein dem heutigen Reichslande ähnliches Gebiet, das 
eine angemessene Entschädigung für den Nachfolger des hochverdienten 
Herzogs Carl V. abgegeben haben würde. 

Auch Kurfürst Friedrich III. von Brandenburg hatte im Januar 
1690 in einem, sehr eindringlich gehaltenen Schreiben an den Kaiser 
auf die Unerlässlichkeil der Wiedergewinnung von Strassburg für das 
Reich hingewiesen Der wahrscheinliche Verlasser dieser Denkschrift, 
Paul von Fuchs, hatte schon 1694 in gleichem Sinne seinen Einlluss 
geltend zu machen gesucht 1 ). Vor allem aber hätte der Kaiser mit 
Rücksicht auf zukünftige Verwicklungen Alles daran setzen müssen, 

') s. S. 8(i. 
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3 ) von Dr. Fbrnrd in Strassburg als Festschrift wieder herausgegeben. 
♦) s. Prouss. Jahrb., 40. Hand, 1877; S. 



Digitized by Google 



— 2SS 



« 1 i Rheingrenze an keiner Stelle Frankreich zuzugestehen, naelulein 
er einmal, wenn auch spät, zu der Krkennlnis gekommen war, dass 
die Krweibung derselben der Grundgedanke der französischen Reunions- 
polilik gewesen war. Audi Aloys Schulte, der die Hauptschuld an 
dem Verluste Strassburgs dem Dränier, K'.nig Wilhelm MI. von Eng- 
land zuzuschreiben sucht, sajrt an einer anderen Stelle: »Ks ist für 
die Gestaltung der Rheingrenze verhängnisvoll geworden, dass man 
am Kaiserhole für das von französischen Festungen eingeschnürte 
militärisch unhalthare Lothringen mehr Interesse hatte, als für die 
els'issischen Festungen oder auch den llreisgau« 

Der teilweise Krfolg im Flsa-s mussto Frankreich immer wieder 
an das Vermächtnis Richelieus erinnern . nur /.eilweise unter dem 
alternden Könige und seinen schwachen Nachfolgern schien der Ruf 
nach der Rheingren/e verstummt zu sein; zur Revolutionszeit wurde 
er, zunächst von Dumoiiricz erneut erhöhen, um von da ah bis auf 
unsere Tage die Politik Frankreichs Deutschland gegenüber zu be- 
herrschen. 

Wenn daher der am .'10. Oktober Dill? endgültig zwischen 
Frankreich und dem Reiche abgeschlossene Friedens-Verlrag von 
Ryswick eine volle Refriedigung nicht zu gewähren vermag, so war 
doch die vollige Aufhebung aller von der Metzer Kammer auf Kosten 
des Reiches gemachten Rennionen ein grosser Krfolg. Abgesehen von 
den frühere rechtmässige Abtretungen nur wiederholenden Reunious- 
Reschlüsscn über Saarburg, Marslatour, Sierck, Dehne u. a. bildete die 
Erwerbung Saarlouis Ihatsiichlich das einzige Krgebnis ihrer umfang- 
reichen Thätigkeit*! : selbst die Rewilligung einer Ktappenstrasso war 
im Verlrag von 1061 unter wesentlich ungünstigeren Redingungen von 
Lothringen erfolgt. 

In Frankreich aber findet vielleicht mehr noch als anderwärts 
schliesslich nur der Frfolg Anerkennung: noch vor Ablauf des Jahr- 
hunderts sahen sich daher Ravaulx und seine Helfershelfer einer 
scharfen Kritik der eignen Landsleute ausgesetzt. In der schon er- 
wähnten Denkschrift 3 » des Melzer Intendanten Turgot über die Zu- 
stände in den drei Ristiimern nennt er die Reunions-Kammer eine 



■j S« bull,-. I. S. 430 Ix zvv. S. 37.1 

"! Knie iilmlu lie .Vussemn» <les Hisdiufs l-V-rx'lon wird als zweifelt'» 
apokryph nicht angeführt 

Mi-moiros hislorirpips de la l.orraine et «Iis trois «'vi'clu's d<- Metz, Toni 
'•I Ver.lun pnr M Turp.t. iitlemlant .!<• Mi-tz, fait ü M.-U le 3u juillet um. 
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autorile «ans bornes, aveugle et deslituee de justice- und fallt über 
die Rennioneii folgendes Urteil: On commenca los rcunions sons 
pretexte de mouvance aux eveches, mais cetle ardeur et le zele 
immodere et injuste de eeux qni en donnaient les memoires, elend il 
trop loin res prctextes. passant les termes de la justice et 
du droit par des proei'dures; los am'ls furcnt exeeuh's a main armee; 
l on soumit les vassanx a reconnaltre la puissance ; et cet exemple 
rcvolta tout et lit eonnaitre qu'un ouvrage d'iniqtiile quclque 
avantageux qu'il soit, n est jamais de duree*. 

Der Verfasser tadelt hiernach nur die Ausschreitungen der Metzer 
Kammer, erkennt also einen berechtigten Kern für ihre Thiitigkeit an. 
wenn er auch die behauptete Lehensabhängigkeit von den drei Bis- 
tümern als Vorwand bezeichnet. In ganz gleichem Sinne äussert sich 
ein anderer Zeitgenosse, ein Freund Louvois' : »au lieu de se renfermer 
dans de jusles bornes . . ., ils pressaient les choses trop loin, et lirent 
un si grand nombre de reunions tant dans l'empire, <|ue dans les 
pays-bas espagnols. quc les puissances de ces pays et surtout l'em- 
pereur eu eoncurent un grand ombrage. La France se mit par Pro- 
vision en possession des pays reunis et s'ecarta un peu dans cette 
occasion des regles de la prudence et de la politique 1 1.« Auch dieser 
Franzose betont demgemiiss nicht die önrechtmässigkeit des Reunions- 
Verfahrens an sich, sondern nur die dabei vorgekommenen Aus- 
schreitungen. 

Dieser Auflassung ist die französische Geschirhtsehreibung jener 
Zeit jedoch im Allgemeinen nicht beigetreten. So sagt der älteste 
Biograph Ludwigs XIV. *) über die Einsetzung der Beunions-Kammern : 
»Le roi tres ehretien, ni les ehambres. etablies a Breisach et ;t Metz 
ne pouvaient pretcndre avec raison, d'etre seuls les interpretes des 
traites de paix, particulierement dans les affaires oü ils ne devaient 
etre considerees que comme parties«. 

Auch die beiden folgenden Geschichtsschreiber der Zeit Ludwigs XIV. 
Larrey und La Hode versuchen an keiner Stelle eine Verteidigung der 
Kammer und ihres fiebahrens; beide heben die Misstimmung hervor, 
welche das Vorgehen des Königs in Frankreich selbst erzeugte; der 
erstere sagt in dieser Hinsicht 3 !. > Tonte la France n'applaudissail pas 
a l'ambition du monarque, mais on en rejettait la haine sur rolle du 

Koussct, III, S. JU: nach einem un»edruckten Memoire 
') l.imiers, histoire du regne de Louis XIV.. 1718; IV, S. 42. 
3 > Larrey, histoire de lianre snus le regne de Lotn> XIV.. 17:U V S. 12. 

19 
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favori« ; in gleichem Sinne äussert sich La Hodc 1 ) bei Besprechung 
fies Ryswickcr Friedens: »la publication de la pai.x causa nne joie 
universelle, daulant plus, <|ii'il paraissail <pie le roi tres chretien en 
rendant un si grand nomine de places, avail quittc toul dessein de 
saggrandir.« Von besonderem Interesse ist aber, dass La Mode das 
Wesen und Knd/iel der Itcunionspolitik erkannt hat, wenn auch seine 
Ausführungen nicht buchstäblich richtig sind, vielmehr an Stelle der 
Absicht die vollendete Thatsache gesetzt ist. . C.es chambres (de Met/ 
et de Hrisach" reimircnl insensiblemenl lout ce qui sc trouvait enlre 
le Rhin et la France, sous pretexle quc ces fiefs particulicrs avaient 
autrefois releves. ou des trois cveches ou du eonile de t '.hiny, membre 
du duche de Luxembourg.« 

Von den tieschiehtschreibern Frankreichs im 11». Jahrhundert 
spricht sich am entschiedensten gegen diese Politik Sismondi aus, 
indem er die Keunionen usurpalions violeutes« nennt *) und von dem 
Ryswicker Frieden sagt: »|>cut-clre ils des Francais) auraient dfi re- 
garder ce trailc comme le plus honorable de eeux quo signa Louis XIV« 3 ). 
Dagegen sagt Martin von den Keunionen: »ces enlreprises proeedaient 
d une idee juste au Ibnd» und von dem Zurückgehen der Kammer bis 
auf die ältesten Zeiten: «ceci eul tournc au burlesque s'il n'y eul en 
toutes ces mauvaises raisons quelque chose de serieux et de profond, 
e'est-ä-dire la revcndieafiou du vieux sol gaulois pour la France« '). 
Noch mehr weicht der neuere Riograph Ludwig XIV. (iaillardin hin- 
sichtlich des Ryswicker Friedens von Sismondi ab; »la paix de Ryswick 
etait dans 1 ensemble une defaile Ilagraule: . . . la paix de Ryswick 
est restee dans le lemps meine et dans 1 Iiisloire ce (tu eile est reelle- 
ment. la preinierc manifestation de la deeadence de Louis XIV«. 5 ) 

Am zutreffendsten vielleicht beurteilt vom franzosischen Stand- 
punkte aus die Meunionen Dareste, wenn er sagt: >Le principe des 
reunions n'etait pas contestable, mais rien ne 1 etait plus. <pie la 
manicre dont elles s aecomplissaient; il sufiisait d'avoir des pretextes, 
et de suivre en apparence la forme de la justice 6 ).« 

Auch solche gemässigten Auffassungen stehen aber im Gegensatze 
zu der neuern deutschen tJeschielilschreibung, welche nahezu einmütig 

•La H.xlf, V, s. 2:«i 

'j <U> Sismondi. lustoiro >lt> l'rnnruis. XXV, S. 4t 1, 
"i de Sismondi, XXVI. S. >Ui 
<> Martin, XIII. S. 575 IT 
» Uaillardin, V, S. 53li IT. 

• »arestp, histuiw de France, 1873; V, S. 517. 
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das Hcunions-Urinzip zum Teil unter den schärfsten Ausdrücken ver- 
wirf», ohne auch nur zwischen den drei Gruppen von lleunionen, 
gegen Heidi, Herzogtum Lothringen und spanische Niederlande zu 
unterscheiden. Nur Mauke beweist auch hier seine jrros.se Unparteilich- 
keit, indem er hinsichtlich der erstgenannten Gruppe eine Verschuldung 
nicht mir auf Seilen der Franzosen findet : »die Schuld der Deutschen 
hei den lleunionen war. dass sie frühere Unbestimmtheiten in den 
Verträgen «redulde!, und selbst zuletzt, als dieselben zur Sprache 
kamen, Frieden geschlossen hatten, ohne sie zu heben : die wachsende 
Ueberlegenheit der Franzosen bewirkte dann, dass sie es endlich 
unternehmen konnten, die unbestimmt gelassenen Frauen ganz in ihrem 
Sinne für entschieden zu erachten, und zur Ausführung ihrer Ansprüche 
zu schreiten« 1 1. 

Volle Klarheil in flieser Hinsicht wird allerdings erst eine archi- 
valisehe Bearbeitung der Verhandlungen über die lothringische Satis- 
faktions-Angelegenheit auf dem westfälischen Friedens-Kongresse unter 
besonderer Berücksichtigung des Briefwechsels der kaiserlichen Gesandten 
mit dem Hofe in Wien bringen können: bestätigen solche Forschungen, wie 
anzunehmen, die aus gedruckten Quellen geschöpfte, in den vorsiehenden 
Ausführungen vertretene Auffassung, so wird auch in Deutschland eine 
mildere Auffassung des Heunions-Unlernehmcns an sich Platz greifen 
müssen. Man wird, selbst über Hanke hinausgehend, der Anerkennung 
sich nicht verschlussen können, dass die deutscheu Unterhändler nicht 
nur die Unbestimmtheiten geduldet, sondern nach dem, was voraus- 
gegangen, durch diese Duldung der französischen Aulfassung ein Zu- 
jresländnis gemacht oder zum Wenigsten den Bevollmächtigten ein 
gewisses Hecht gegeben haben, ihre Auffassung für die zutreffende zu 
halten. 

Schwieriger noch liegt die Frage hinsichtlich der Hcunion des 
Herzogtums Lothringen, da der Herzog bei den Friedens-Verhandlungen 
in Münster nicht beteiligt gewesen war, und da bei dem eigentümlichen 
staatsrechtlichen Verhältnisse des Herzogtums zum deutschen Heiche 
es mehr als fraglich war, ob die Krone Frankreich Abmachungen mit 
Deutschland auch auf Lothringen zu beziehen berechtigt war. Hätten 
die Ansprüche Frankreichs sich auf die verhältnismässig kleinen Ge- 
bietsteile beschränkt, welche auch nach 1507 nachweislich dem Heiche 
zu Lehen standen, -i so würde man das gemässigte Urleil auch auf 
diese Hcunion ausdehnen können. Selbst für die Mückforderung der 

'■: Hnnk<- S. W.. X. S. 36«. 
? - s. S. 21. 

V.»* 
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in der zweiten Hälfte des vorhergehenden Jahrhunderts von den 
Bischöfen dem Herzogtum zugewendeten Abtretungen werden mildernde 
limstände zuzuerkennen sein, wenngleich die Bistümer zu dieser Zeit 
weder rechtlich, noch auch wie die Beichsslüdte Ihatsüehlich unter 
französischer Oberhoheit gestanden hatten, die letztere vielmehr erst 
im Jahre 1614 ihnen aufoktroyiert worden war'i. Aber wenn Oester- 
reich in der Mitte unseres Jahrhunderls zu der Erkenntnis gekommen 
wäre, dass es seinen italienischen Besitz dem nationalen Einheits- 
drange gegenüber auf die Dauer nicht würde behaupten können, und 
infolge dessen namhafte Teile an die Schweiz u. s. w. abgetreten hätte: 
zweifellos würde auch diese Gebiete Italien später zurückgefordert 
und ebenso zweifellos würde es die öffentliche Meinung auch in anderen 
Staaten Europas dafür auf seiner Seite gehabt haben. 

Durchaus zu verurteilen ist aber dieBeunion des ganzen übrigen Loth- 
ringens, also des weitaus grösslen Teiles der beiden Herzogtümer; -Macht 
geht vor Recht«, ist hier für die französische Krone die Parole geweseti. 

Mit gleicher Schärfe wird man sich auch gegen die dritte Gruppe, 
die Beunion von Gebietsteilen der spanischen Niederlande zu erklären 
haben: hier können weder irgend welche Beehtstitel noch mildernde 
Umstände angeführt werden; der grosse Bat von Mccheln war durch- 
aus berechtigt, das Beunions-Verfahren als eine Gewaltthat und offen- 
kundige Verletzung der Friedens-Verträge und des Völker-Beehtes /u 
bezeichnen. 

Wenn abweic hend hiervon dem Beiche und Lothringen gegenüber 
eine gewisse Rechtsgrundlage für die Beunionstheorie als solche zu- 
zugeben sein wird, so linden doch dadurch die an das Burleske strei- 
fenden Ausschreitungen, welche auch diesen Ländern gegenüber durch 
die Art der Beweisführung der Kammer, und fast in noch höherem 
Grade durch die Tätigkeit der Beunions-Kommissare begangen wurden, 
nicht einmal eine Erklärung, geschweige denn eine Begründung, lim 
von diesen eine richtige Anschauung zu gewinnen, dürfte es unver- 
meidlich sein, das ganze Beunions-Unternehmen, wie in vorliegender 
Arbeit versucht, in Zusammenhang zu bringen mit den Jahrhunderte 
lang genährten, von Richelieu besonders energisch verfolgten Ideen 
von der historischen Mission Frankreichs zur W iederherstellung des 
alten Frankenreiches und seiner Ausdehnung bis zum Rheine 8 ). 

'i s. S. 13. 

*> Wichtige Hinweise auf diese Politik Richclieus enthalten auch die 
Maxinies d'Etat von Richelieu iOollection de documents int'-dits, melanges histo- 
riques, nouvcllc scrie. III, 1880', auf die nachträglich Fi ivatdozent Dr. Bloch in 
frtrassburg mich aufmerksam machte. 
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»La (laute cA burive i>ar les Pyrenees, les Alpes et le Rhin: ee 
.sont des limites naturelles, la geographie n'en connait pas d'autres« M, 
damit ist klar auch der den Reunionen zu Grunde liegende Gedanke 
ausgesprochen; die Worte ferner, die Sorel von den Rheingelüsten 
Frankreichs zur Zeit der Herrschaft des Wohlfahrtsausschusses hraucht : 
»(es idees sont dans l'air«*) lassen sich mit vollem Hechle auch auf 
die Zeit der Regierung der beiden Kardinale und Ludwigs XIV. selbst 
anwenden. Dreimal im Laufe dieses unglücklichsten Jahrhunderts deut- 
scher Geschichte war der Anlauf zur Verwirklichung der Pläne gemacht 
worden: nur wenig fehlte daran, das« beim dritten Male das Ziel 
wirklich erreicht worden wäre. Da war es weniger der Widerstand 
des Reiches, als der Umschwung in der europäischen Stellung und 
Politik Ludwigs XIV., der im letzten Jahrzehnte die Durchführung ver- 
hinderte. 

Die Vollstreckung des Testaments Hichelieus war damit zwar 
keineswegs aufgegeben, aber doch um ein Jahrhundert hinausgeschoben, 
um dann wieder bis in unsere Tage hinein die französische Politik 
Deutschland gegenüber zu beherrschen. 

Jahrhunderte lang hat so unser Vaterland unter der von Richelieu 
eingeleiteten Politik zu leiden gehabt; Grösse des Geistes werden wir 
aber auch bei unserem Gegner zu würdigen und daher rückhaltlos zu 
bekennen haben, dass nächst dein grossen deutschen Kanzler die 
ganze neuere Geschichte keinen so genialen, gewaltigen, um sein 
Vaterland verdienten Staatsmann aufzuweisen hat, wie den Kardinal 
Richelieu. 

') Sorcl, I, S. 200. 
»j Sorel, IV, 175 
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i. 

Entwurf zu einem Künußchen Erlasse für Einsetzung der limnions- 
htm nur zu Metz. 

Metz. Be:.-Areh. B, :>4. 

Durch das naihfulgende gleichfalls ran Jturunljr entworfene Schriftstück findet 
die Seite 71 Anm. 7 ausgesprochene Vermutung ihre Bestätigung, da ein:ehie Wen- 
dungen des Kon:eptrn trintUch wiederkehren. Von Interesse ixt dabei, das» Haruulx 
in diesem »Entwurf geblichenen Ertaste sieh seihst eine ungleich bedeutsamere Holle 
:ugeteilt hatte als er hei Entsetzung der Kammer wirklich erhielt. 

Louis, par la gr:"u e de Dicu roi de Frame el de Navnrre, a nos 
aiines el feaux Salut. Savoir faisons que Xous ayant >'M- expose par nos aimes 
el feaux (»eorge Aubusson de la Feuillade, anrien arebevtque d'Kinbrun, evi'quc 
de lV-«lise de Metz, Jacques de l'ieulx, evrqiie de Penise de- Toul, el .kan Ar- 
mand de Moncby d'lb» quiiRoui I, *\Y-que de l'enlise de Verdun (anl pour eux. 
<|ue pour leur clerge st'culier el regulier de leurs eglises, quils onl eu avis, que 
nolre pmeiireiir genlral en notre roiir de l'arlemenl, tliand>rc des comples de 
.Melz vom lall faire saisir les revenus teinporels, laut de leurs eveebes, que du 
clerge seculier ol regulier, ipii coinpose. les eglises de Metz, Toul et Verdun, faule 
par eux, d en avoir fourni a la < baiubic tles aveux et denoinbrcincnts, contcnanls 
specifiqueuienl Ions les biens el droits lemporcls, dependanls des dites ejiliscs, 
et obtenu de mous cnsuilc les iuveslilures necessaires, ce que leur est, quaut ä 
present, iuipossible de faire, paree qu'cncore bien que loMtes les terrcs el 
scigneuries, qni sunt situres dans l'ctcndue ile leMrs dioceses et de 
reux des eveques de Itäle. Lu x c in bou r « , Spirc, Worms, Mayence, 
Trcves, Liege et autres soient toutes dependantes des ejjlises et 
i vt'cbes de Met/., Toul et Verdun qui elniont avanl le trade de Münster 
Irois prineipautes e< clcsiasliques de l'enqiire ä lYxceplioii seuleinent de 
quelques unes qui sonl du Palatinal, mi font parlie des biens teni- 
porels des c»lises de H;ile, St rasbourj;, Spire, Worms, Mavenni 
Trcves et Liege, ri.ininc il est justifie par les anriens carlulaires 
des dites e«lises de Metz, Toul el Verdun el les aulorites des an- 
riens autcurs. 

Si es t ce n r a nm oi n s qu Vu x e t 1 e u i ■ « I e rge s reu Her et regulier ne 
jouisscut pas pr esen le inen l d e la v i n- 1 ie in e pa r lie d e ton I es les dites 
IV r res el .-eigneuries a cause que leurs pr<'dc< esscurs eveques el Herges ont fait 
un si mauvais usa»e et lellemenl ncgligo les biens el droits des dites eglises qu"ils ont 
depuis pres de quati e vinjjl aus rosse de coritraindre leurs vassaux,de se i endre en leur 

< ' pour IVsen ire de la Jurisdiction feodale de leurs e«lises, ainsi quils etaienl 

obli««'s ee qui les a reduil daus la ner. ssil.'- d'avoir rerours ä Xous leur sou\ ernin 
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et scigncur dominant des bieus et droits dependanls de leurs diles egliscs, pour 
avoir des juges, pardevant lesquels ils puissent faire assigncr lcs detcnteurs des 
lerres et scigncurics d»'-pendantes de leurs eglises. Mais <|tioique naturcllement 
res sorles des matteres dussent elre trail/es dans lcs cause!» et jurisdictions 
feodalles de leurs eglises, n6anmoins dans les circonstances et letat present des 
choses il leur est irnpossible de le faire, pour ce (]u'il n y a pas un de leurs 
vassaux, donl les lief« ne soient comtnis de droit, ce qu'i'tant leurs dits vassaux 
se trouveraient juges et parliesen leurs propres causes. A res causes et aulres 
considerations, ä ce Xous mouvantes de notre certaine science, pleine puissance 
et autorite royale, Nous avons comniis ordonne et depule et par ces pre- 
sentes signees de notre niain, cominettons ordonnons et depulons pour tous en- 
semble ou du inoin* au nombre de sept juges en dernier ressorl et saus appel, 
tous prores et contestations mus et a mouvoir pour raison des droits, terres et 
seigneuries, faisants partie des hiens temporeis des egliscs ou ev^ches de Metz, 
Toul et Verdun, circonstances ou drpendances de Celles, en quelque I ieux de notre 
domination i|ue les diles biens, terres, droits el seigneurics soient 
assises e t sil uees, Vous en altribuant ä ces cllels toute i our, Jurisdiction et connai- 
ssance, et celle interdisons ä toutes aulres cours et juges. Et pour procureur gemral en 
ladile Kommission Nous avons eoinmis et cominettons notre aime et f/al Roland 
Havauk, notre conseiller en notre cour de parlement de Metz, pour v conclure 
en notre noin et faire telles requisitious pour Nous et le publique, qu'il avise 
bon «"Ire, auquel Nous avons donne et commis pour Substituts en ia dile com- 

inission les personnes de 'K auxquelles Nous doiinons pouvoir en cas 

de maladie ou aulres einpe» hemenl de la personne du dd sieur Haxaulx, de 
faire les fonetions pour lcsquelh-s Xmis lavons y depule et commis; et pour notre 

greflier en la dile cominission la personne de ....') que Nous avons pa- 

reillement commis, memo les avocals et procureurs de notre dit parle- 
ment de Metz, qui seronl choisi par le dit sieur Mavaulx, pour occupei 
pour les parties, et alin qu'il y ait un lieu certain. ou les personnes assignecs 
puissent comparaitre, Nous avons ordonne que nos dits commissaires s'assemble- 
ronl en Ihotel couimunde notre ville de Metz ii lel jour et heute, qu'il sei a par 
eux arrele. Si donnons en mandeinent. tSrhluss.) 

II. 

Servien fragt heim Metzer Parlamente an, ob sieh nachweisen lasse, 
d'tss das Parlament seine Rechtsprechung schon hisher nicht auf dm Be- 
reich des weltlichen Besitzes der Bischöfe Itesrhränkt, sondern auf die 
ganze Diözese ausgedehnt hohe. 

Met-. De: -Anh B. ><t. Der Brirf ,</ der gleiche « ie de, S -"»< <fii- 
g> führte; die dortige Anmerkung hedarf daher der Berichtigung. Träte de,- 
eigenhändigen l'ntersehrift HaeauU i*t das Datum :>ceife!los unrichtig, 
litis S, ■')} angegebene das zutreffende, da der Brief in den Stand der I «r- 
handhingen eom De-einher 1W7 in keiner Weise }iassi, 

') .S. im Text. 
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(lopic de la lettre de M r de Servien & un officier du parlcmeiil 
de Metz h- 2 decembre 1T>47 (vorgelegt in der Sitzung tler Heunionsknmmer vom 
10. September 16*3;. 

Monsieur, 

Apprcnant, t|uc se prcsenle une difticultc sur Pcxplicalioii de Paecommode- 
inent, ci devant fait entre les ambassadeurs ilu roi et ceux de l'empereur j'ai 
er», que Vous n'auriez pas desafjrcable q"<* je prise la liherlö, de Vous demander 
vos sentiments sur rette queslion. que je tiens de tres grande importance pour 
Sa Majcste. Vous verrez dans l'iinpnmc, que je Vous envoie, en tjuels termes est 
coneue la cession que l'empereur doit faire au roi de tous les droits, que lui et 
l'empirc pcuvenl avoir eu autrefnis sur les Irois cvcchcs. A present les impe- 
riaux veulent restreindre rette ression au seul temporel des Wehes et aux fiefs, 
qui relevant« d'eux ne conservent pas la qualite dVtats immediats de Pempire; 
pour bien resoudre la difliculte il faut considerer, qu'il y a de trois sortes de 
liefs dans Petendue des truis t'vrches. Les uns rclevent des eveques et n'ont 
point ete immediats de l'eiupire: ce sohl les sculs que les imperiaux voudraient 
laisser au roi. Les autres en relevent aussi, mais ne laissent pas par raison des 
mfmcs liefs , quoique mouvants des eveques, d etre immediatement soumis a 
Pautorite de l'empereur, sans reronnaitre autre supericur, que lui. Les troisiemes 
sunt sculement situes dans Petendue des dioeeses, t >u Jurisdiction spirituelle des 
eveques sans avoir jamais relevr d'eux par aueune dependanec temporelle. Les 
imperiaux souliennent aujourd'hni, qu'ils n'enlendent point avoir rede au roi les 
liefs des deux dernieres espeecs. Xous disons au contraire, (pie la cession 6tant 
generale de tous les droits que l'empereur a eu dans les eveches, tout ce, qu'y 
se trouve dans Petendue des dioeeses ou jurisdic tion spirituelle des eveques doit 
<'tre a Pavenir sous l autorite du roi et ne connaitre plus celle de PEmpereur, 
puisqu'il a rede tout re. qu'il lui appartenait. Oulre que la cession etant coneue 
en termes generaux el faite sans aueune reserve. il n y a pas lieu d'y apporter 
une exceplion. Nous avons une puissanle raison pour appuyer notre opinion, qui 
est, que les imperiaux pour Paccommodeinent avaient voulu ronrevoir la ression 
aux termes, qu'ils pretendent maintenant qu'elle doit etre enlendue, et avaient 
voulu ajouter au preniier projet, qu'ils nous tirenl presenter une clause pour e\- 
repter tous les tiefs des durs, coinles et harons, «entdshommes, et autres, qui 
sont iniinediatement soumis ix Peinpire. Mais ayanl ete soutenu de notre pari, 
que cette lirnitation ou exception n'y pouvait etre mise, el que nous entendions, 
que la cession soit generale el sans reserve de loul ce, qui avait autrefois ap- 
partenu dans loute Petendue des dites eveches c'est ä dire dans les liinites des 
dioeeses et nun pas seuleinent des biens temporeis des eveques, les imperiaux 
acquiescerenl ä nos raisons et consenlirent, que Pexception soit ölee ; ils deman- 
derent aussi d'aecord que les autres endioits oii ils avaient mis : »in diclo» episco- 
patus eorumque dislrictus temporales«, le mot temporales soit raye pour les 
memes raisons, que je viens de representcr ; encore qu'elles semblent concluantes, 
elles seront exlrcmeinent fortifiees, si ori peut justifier, que le 
parlement, elabli dans les dites eveches ait fait reconnaitre sa 
Jurisdiction dans toute leur etendue taut spirituelle, que temporelle 
et si on peut aussi prouver, que le droit de protection que nos rois 
ont eu depuis loiifiues annees en re pays lä, soit elendue sur tous 
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ceux, qui itiil leur demeure, dan« les trois eveches et que 1 1> s Gou- 
verneurs elablis par le roi leur aient fait reconnaitre l'autorilo de 
Sa Majcste. Car en ce ras nous aurons plus de droit de soutenir, que la cesaion 
de l'empereur doit »Mre sans reserve, puisqu'elle ne fait que cbanger 1'ancien 
droit de protection en celui de souverainete et que par consequent la dile sou- 
verainete se doit prendre aujourd'hui aussi loin qu a fait autrc fois la protection. 
J'aurais l'lionneur de Vous dire en passant, que les comtes de Nassau-Sarbruck 
sollt ceux, qui apportent plus d'oppositiori a. la prctention du roi bien qu'il ait 
souvent paru aux discours de leurs depules, qu'ils ont ete cites, pour preter 
le serment de lidelite. Si la question etait moins importante, je n'oserais pas Vous 
demander Votre reponsc si libremenl, que je fais, en Vous assürant que je suis 
vcritablement Monsieur 

Votre tres humble 
Servien. 

Kxtrail du traite, fait ä Munster le 13 septembre 1K4(>. 

Prmio, quod supremum dominium, jura superioritatis aliaque otnnia, in 
episcopatua Metensem, Tullensem et Virduncnsem, urbesque cognomines, eorum- 
que episcopaluum districtus et nominatim Moyenvicum co modo, quo bactenus 
ad Humanuni spectabant imperium in poslerum ad coronam Galliae spectare 
debennt, rescrvato tarnen jure Metropolitano ad Archiepiscopum Trevirensem 
pertincnte. 

Collationne a son original par moi, commissaire depute a la recbercbe des 
titres justiticatifs des droits acquis au roi par les traites de Munster et des 
Pyrenees. 

Ce fait rendu le 1 Avril IB«4. 

Ravaulx. 

III. 

Königlicher Erlass, bcirrff'cnd die Einsetzung der Reunions- Kammer 
zu Metz. 

Abdruck am Recneil des artete S. 3. 

Arret du conseil d'etat du roi pour l'etablisscment de la 
chambrr loyale a Metz pour juger de tous les proces et conlesta- 
tions mucs et ä mouvoir par les eveques de Metz, Toul et Verdun 
pour raison de leurs biens et droits; avec la commission adresse£ 
aux conseillers qui la doivenl composer du 51 novembre 1<>7U et 
l'cnregsi trement a la ebambre de Metz du tl decembre lo7J». 

Dünne a St-Germain en Laye le 2A octobre 1679 

Extrail des registres du conseil d'etat. 

Sur la requete, presentee au roi. etant en son conseil par messire (ieorge 
dAubusson de la l'euillade, ancien archeveque d'Ambrun et presentement 
«W-que de Met/ ; Jacques de Fieux, evequo de Toni el Jean Armand de Moncby 
d'Hocquincourt, eveque de Verdun. tant pour eux que pour le clerge seculier et 
regulier de leurs eßlises; contenant, qu'ils ont eii avis, que le procureur general 
du parlcment, chambre des romptes de Metz, voulail faire saisir les revenus 
leuiporels de leurs eveches et du clerge seculier et regulier de leurs dites eglises 
de Metz, Toul et Verdun, el ce, faule d avoir par eux fait reprises de Sa Ma- 
jesle des biens et droits temporeis dependonts de leurs eglises et fourni a. la 
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cbatnbr«- des eoinplcs des av<u\ tl di'-uombreim-nls coiiknauls bu-n pai liculn-re- 
ntent ton-, les bien» et droits d«»nt «'•tnieitt o.mposes Ics dits Irois «'■m't)h''s et 
clcrgc, bien <|ii'il lenr soit nnpossible pour le present >iv fournir les «bis aveux 
el denouibrements a cause du mauvais usaire, que leurs predecesseurs eveques 
t t < lerges de Metz, Toul et Verdun ont fall des biens ft droits dependanls de 
leurs e«lises. ee i|in fait. <|u*il s'en faul beaueoup <|u'eu\ et leur clerge ne 
jouissent a present de» biens el droits, qui leur appartiennent, lesquels ils ont 
lellement iiegli»« - ', ipie dcpuis pn's de cent an» il» ont cessi- de faire faire re- 
prises aux vassaux des dile* e»lises de» Mens et droits, oii'ils en deliennent et 
de contraindre «eux qui en jouis»enl a titre d'engage inenl, d'ecbange ou par 
Usurpation, de les d< guerpir au prolit de leurs rglises, en laquelle Jurisdiction 
IV-odale ils ne pourraietit meine »<• pourvoir, quand eile serail retablie, d autanl, 
qu'il n'y a pas un de leurs vassaux, dotit les liefs ne soient comrnis de droit, 
faule par eux d'avoir fait reprises de leur» e^lises «les biens et ilroits, <|tii en de- 
pendenl, ainsi qu'ils y elaient «ddi<!<'s ä cliacune mutation, en sorte, qu'ils soient 
juges et parties en leurs causes. ce le» oblige. d'avoir recours a Sa Majesle. 
comnie a leur Souverain et Protei teur de lontes les eiliges de ce royaunie, a. ce 
nu'il lui plüt leur» dünner des juges pardevant lesquels ils puissenl faire assigner 
tous le» detetiipteurs des biens et droits, dependants de leurs cglise» et cler^c. 
pour represonter et prodnire les tiües, en vertu desquels il pretendent avoir 
droit et jouir des dits biens et droits, si nun et a faule de ce faire dans le 
temps prescrit par les urdonnan« es .pic les dits biens el droits »eront reums 
au domaiiie de leurs cglises et elergr, et que cependant il plaise a »a Majesle 
faire defenses au dit piociiieiu yi-ni ral de faire ««nitre eux el leur derer aueunes 
poursuite», faule par eux de fournir a la cliarnbre les dits aveux et de denombre- 
ment ou la dile reqixtc et toul considere: 

Sa Majesle. elant en smi eonseil a «»nimm«'- et ordonne, qu'il 
sera ctablie une c liainbre, composee d un iiombre d'oftieier» ilu parlement de 
Metz, i|ui »eront < boisis par Sa .Majesle, pour prendre connaissance des usurpa- 
lion» et alienalions faites des dits biens el droits, appai tenances el dependances 
des «Ulis eglises et clevre <!«• Metz, Toul el Yrrdun pardevant les «piels il sera 
loisible aus dils cveqQes de Mutz, Toul et Verdun, et ä leur clcrgc, de proeeder 
«•untre eeux, qui prednibiil <'lr«' dclcmpleurs des dits Inens et droits, ccpeiulant 
a sursis et »ursoit toules poiir»uites qui puissent «'Ire faites par le «Iii prociireur 
««'•neral, pour raison des dils aveux et dcnotnbi enients. jusqua ce qu'aulremcnl 
par Klle en ait ete ordonne. 

Fait au conseil d'elat du r«>i. Sa Alajole y elanl, tenu ü St-t.ennam en 
l-aye le vingt troisieme jour du iimhs d'oi tobre nulle si\ eenl soixanle dix neuf. 

si^'ne l.e Tellier. 

Folifen i tnitcr? ErUisat l>etre[tcii'l : 

t. Ilckaiinlmarhuiu) des rorstelu whn fauset :uiu/s- Dekretes, vom gleichen liuf ; 
KruennHHi) de* Pnrhimenkt-l'rimdcntcn Uwmas d, Biaijrlunyu< -um Vor- 
sä:enden, der Parhniu nhi dte I-'nweoi* Jolml, bt rnard (icoßrotj, denn 
Morel, Louis l'ii-myii. Mothitu Axdry, Jetin-Iinidt-tte l'Ait, Pierre de Villr- 
mer, Pierre Lniofhis. Fr<in<;ois Vlmflaul , Xieohis </' Auhartiu und Pierre 
t'ogney :u Mdtjlirderi>, des Parhmvutsrulex Uoluud liitruulx zum (irnrritl- 
I'rol.urxOo- der P-uiiions-Kummer, eom '■>. .XoeemUr 1ti',:>; 

; Eintrugung Einset:uiigi--J>eh<tes um 11 IkzcmUr /(.;.'/ 
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IV. 

Kimbßieher llrhiss, hetre/fhul die Erweiterung der Brfmjnisse d>r 
lieuiiions-Kammrr zu Metz. 

AMnuk aus lirvual den nrrrü, $. 171. 

Declaralion tlu roi qui ortionnc, que toules Iis villes, coiniiiu- 
nauli's et vassaux medial* ou immedials, ecclesiast iques et seeuliers 
• los trois i'Vi'tIh's de Mi lz, Toul et Verdun scninl lonus de fair ♦ • 
ItMirs reprises, foi i-t ho in in ;i ;.' o de cc qu'ils <• n tiennent dans deux 
inois ä peine i|c comnnse <•( que le droit de parcours anra lieu 
dans tonte l'etendue des dils i-y<"cIm s 

Louis. |>a r la ^räce de Dien roi de France et de Xavarre; ;\ tous 
eeux, qui ces presentes lellrvs verront; salul. Dcpuis. que par le trade de 

Munster l'eiupereur, le> prinres t'lecicurs, prinees et etals de l empire onl re- » 
nunc«- en faveur de nolre couronnc u tous les droits, qui apparlenaient ä l'ein- 
pire sur les villes et i'v< rl«'s de Melz. Toni et Verdun et sur les dölroits des 
dits eveehes, lesquel* avanl le dil Iraite de Munster etaient trois pvinripautes 
ecclesiasliques de l empire. nos premiers soins onl ele den reconnailre l'etat et 
les rauses prineipales, tant de rabandonnemont de la plus »rande parlie 
des dites principautis. que de la unsere extreme de ce qui est reste d' ha- 
bitants ilans l'etendue des dils eveehes et leurs delroits et ayanl reconnu, que 
lous eis desoulres piocedaienl principaleinent de ce, que peadant Iis ».uerres 
civiles et etrangeres doul I empire d'Allemajjno a et«'- at'ltijce depuis son Etablisse- 
ment jusqu'au temps ilu dit traite de Munster les |>nnces ecclesiasliques et se- 
euliers de ce »rand etat et leurs vas.saux midiats et inirnedials ont sans droit 
ni pouvoir 11011 seulement charjre de droits et devoir inso'its les habitants des 
villes, bourgs et villayes dependanls ou mouvants des dites pi incipaules, mais 
enrore usurpe sur les einpereurs et Iis siijels de lour empire la plus »rande 
parlie des doinaines et droits que les dits rois et empereurs daus l'ctablisseineni 
de leur doinination avaient deslinr laut pour en souteuir hur < tal et di^nile, 
que faire vivre et subsister cominodemcnl lous les siijels de leur empire des 
quelles principaut«s, a Nous eed«'e> par le dit trade de Munster, prenanl un soiu 
parluulier pi»ur doiiner moyen aux villes, bour«s et villa»es et autres countnt- 
naulfs, qui en dependent, de se retablir et repenpler, Nous aurions par 
nolre declaralion du 10 ,-epti tubre l»U>:t oidonne, .pie les cominiinaules, 
dependantcs ou siluöes dans l'etendue des eveehes de Metz, Toul et Verdun 
ou h's delroits des dils ev.Vhes renlreraieiil de droit en la possession de 
leurs droits, iisajfcs et biens eommuns, alicnes ou usiirpes sur les dites commu- 
en remboursant am aequereurs, qui >c trouvenl fondes en litres legitimes 
le prix de leurs acquisitum* et engagemcnt*, et depuis par divers arrel» de nolre 
eonseil Nous aurions enoore ordonue, que les Seigneurs des licnx repiesenleraient 
pardevant les ( otnmissaii es. doiit Nolls avons coinpose une iliambro. que Nous 
avons etablie en notre ville de Met/, les titres. en vertu desquelles ils prötendenl 
et per.oivent des habitants, lieux, lerres et seijrneuries fies droits, rentes et re- 
nVvances, tant persoimels, que reols et mixles. et les droits de faire Iroupeau ;'i 
pari dans rhaeime de leurs soiyncurics, en evculioii de*quels aip-ts plusieuis 
,tr nus siijels, jouissanls des lerres el droits seiyneurieux ayant produil leurs 
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lilres panlevanl los dits eoiiunissaire:. par nrn"t de nolre ron-eil du 24 juilu rs 
dornier, Nous aurions ordonno, qu'en execution des arn'-ts de la dito chambre. 
tous nos sujets, < j u i y auraicnt eto condamnes ou Ic seraient ci-apres. a faire re- 
prise des öglises et clergös de Metz, Toul et Vordun, foraient letirs reprises, ft»i 
ol hommage on la dite chambre ot y foiirniraient leurs avous ot denombrements, 
avec les pieecs justilicatives de leurs droits ot pretentions dans los lomps ot sur 
Ich peines, portees au dil arr»M jusqu'ä co rpio les eveques de Motz, Toul et 
Verdun, sachants lo nombro et la oonsistanee des liefs mouvants de leurs 
eglises et des doinaines et droits döpondants do leurs .'•v.Hlu'-s puissent obtenir 
de Nous les investitures neoessaires pour jouir des domaincs et droits leinporcls 
dopendants de leur dits eveches. Mais d'autant, qu'en fournissant par los dils 
vassaux leurs aveux et ilononibremcnts ils seronl obliges. outro les autres pieces 
justilicatives de leurs pretendus droits et possession, de representer les invesli- 
tures, qu'eux el leurs predecesseurs ont ci-devant obtonues do opus, de qui ils 
tiennent les dits pretendus droits seigneurieux, par lo moyon dcsquellos nos dits 
coniniissaires pourront oonnaitre, de quels droits seigneurieux reels personnels et 
inixtes, les dits vassaux ont eu droit do jouir en oonsequence dos diles invosti- 
tures el quo d'ailleurs, si nos sujots des ditos prineipautes, ä Nous oedöes par 
le traite de Munster, ootitirmc par colui do Nimegiio . taionl Obligos do satisfairc 
aux dits arröts de notre conseil du f> janvier et IS fovnor demier, il faudrait, 
qu'ils produisissent deux fois los meines titros, et que nos eommissaires pronon- 
« assent deux fois sur une m^mc question, et meine, quo toiites les assignalinns, 
donnees aux vassaux des dits eglises et elerges ne peiivent .'-Ire si töt jugees 
joint que notre intention n'est. que de laisser jouir nos sujets des droits scigneu- 
riaux ou foneiers, qui leur sont legitimement dus, ot de les empeeher de conti- 
nuer a Tavenir de jouir de reux, qu'ils ont usurpes, lesquols sont a la foule et 
oppression de nos sujets des dites prineipautes, a res oausos ot aulros ü <e, 
Nous mouvants, de l'avis de notre oonseil et de notre rertaine scienec. pleine 
puissance et au tonte royale : 

Nous avons par ces presentes, sigm'es de nolre maiii dil et 
declarc, disons et declarons, voiilons et Nous plait, quo toutes les 
villes et com munau lös, et tous los vassaux mödiats et immedials, 
ecclesiastiques ou seculiers des eveohös et clerge seculier et regu- 
lier des eglises de Metz, Toul et Verdun, engagistes ou biontenants 
des domaines et droits feodaux des ditos eglises el lous aulros que 
notre procurour gcnetal en la dito chambre fera assigner, suivant lo 
|H>uvoir que Nous lui en avons dornt«'* par arr<M de notre oonseil du 17 septembre 
dernier, seront lenus sur peine de conimise. de faire leurs roprises. 
foi el bommage de Nous aux dites eglises do tous los biens et droits, 
qu'ils tiennent en fiefs ou autrenient do Nous ou des dites eglises 
deux mois apres la publication de la presente doclaration et ensuile quarante 
jours apres y bailler leurs aveux et donombremenls en bonno el duo forme, 
oonlenanls speciliquemcnl les dits biens et droits et de produire leurs oonlirma- 
tions, inveslitures et autres titres et pieees juslilicativos de ceux; quoi faisant 
ils pourront cont inner a jouir des biens ot droits qu'ils pretendenl leur appar- 
tenir en oonsequence des dites confirmations. inveslitures, reprises et autre*. ' 
titros, qu'ils altesteront ä leurs öftres de satisfairo a la presento dcrlaratmn, sauf 
a, faire droit on prooedant a la verilkalion des diU d< nombroments sur les droits 




- 301 



nsurpt'-s par les dits vassaux, ou villes ou i-ninmunautes orrlesiastiques et secu- 
liers. Kl quant au vain päturage et tiroit de Iruiipeau a pari, voulons et Nous 
ptait. quo Inus not* sujets des dites prinripautes, a Nous eedees, jouissent enlrc 
cu\ «In droit de parrmirs jusqu'aux equars des elochcrs: el ä l'egard des 
sciuneurs et autres, qui pretendent avoir droit de vain pAturage et tloupeau ä 
pari, qu'il» pourronl jouir du dit droit, »ans qu'ils pretendent en dela du quarl 
du dit vain püturasje, ni qu'il leur soit pcrmis d'cn abuser au prejudiec et dom- 
mago des tiabitant» de» seijrneuries oii il» feroiit leur rosidence. Si donnons en 
mandements ä nos aimes et feaux les ofticiers de notre cour de parlement de 
Metz, par Nolls eommis, pour lenir la ehambre royale, elablie en la dite ville de 
Metz, (pur ces pn-senles nos lettre» de deelaralion ils aient a faire enrogislrer, 
e( le i-onlenu en eelles faire exeruter. garder et observer selon leur forme et 
loneur san» y contrcvenir ni souffrir, qu'il y soit contrevenu en aucnne maniere. 
Car tel est notre plaisir. Kn temoin de quoi Nou» avoiis fait niedre notre »ceau 
ä ees dite» presenles 

Donnö ä Versailles le dix-soptiöme octobre l an de grace mille six cenls 
«pialre vin«», et de notre re^ne le trenle-huitieme. 

sijjne Louis 

et sur le repli. par le roi 

Le Tellier 

et scellees du Strand seeau de eire jaiine. 

bohlt die Kinregittrirung*- und Veroft'entlkhungs- Verfugung rom .11. Oktnltrr 1G80. 

V. 

Oriyinnl-Verhandlumj Hlnr die t/etraUsame Wegnahme des Schlosses 
Veldentz*). 

Metz. Bez.-Arvh B, W. 

Nous, .lean de Rienvenu, ecuyer, sieur de Miunonville, capitain au regi- 
ment de la couronne, ayant rem ordre de monsieur le eomte de Rissy, lieutenanl 
general des armees du roi, et des provinces de Lorraine et Barrois, comniandant 
poiir Sa Majeste dans les everlies de Metz. Toul et Verdun et frontieres et les 
Iroupes etant en les pays, gouverneur des ville et rhateau d'Auxonne, en date 
du 4 m * jnillet 1(180, de nous rendre ä Veldenlz, avec lc sieur de la Minotiere, 
rapilain au regimen! des dra^'ons du roi, rommandanl le detachement des dra- 
yons pour Veldenlz, pour nous acheminer au lieu de Veldentz, nous serions par- 
lis de Vaudrevango (bei dem s/Mitcrcn Saarlouix) le 14 m0 du dil mois et aurions 
ete lojes a Laussiin ilAndteim). le lendemain quinze a Dronnecken et le seize an 
dit Veldentz. ou etant arrive» vors le midi, nous serions alles droit au logis du 
sieur Jean deorges Happel, prcvöl de l'oftice du dit Veldentz, situ«'- dans le 
vallon au pied du dit clulteau, auqiiel ayant fait roinmandemenl de la part du 
roi de nous remettre le chäteau du dit Veldenlz. il nous aurait repondu, qu'il 
n'en etait pas le maitre, et qu'il ne so melait que de la recette du domaine 

1 1 7><i die Benennung der deutschen Eigennamen einige* Interesse gewährt, ist 
in 'liefern und de» folgenden &l>r,ftxtuckrn die ühreihtceise des Originals beibehalten. 
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< I ii ilil Vehlenl/. ; «pul y ;iv. ul uii ««»imiandunt av« <■ <|U< l<|iu s houuucs an «Iii 
chäteau «Ii» la pari de irionsieur I«.' prmec de la lYlitc-Pierre. autjuel nous pou- 
vions nous adresser. Knsuitc «le «pjoi, ayant pii«'- Ii- dit rdlii-ier ou prev«d, <lc 
vouloir venir avee nous, pour parier au dit commandant, il se serait transporte 
avee nous «apres avoir latsse h» ser»ent l'Kpme avee si\ ««ddats de nolre < «>in- 
pajjnie en la maison du dit prrvöt. pour cmpe.lier. «pj'aucnns papters ne puisserit 
•'■Ire divertis ' et clanl arriv.'s ä la barriHe. voyant le dit commandant sur le 
n mpart. Ii s armes a la inain. avee s«»n taumle. n<ms lui aurions dit. rpie rums 
avions une lettre u lui rendre <le la pari de monsieur le comle de Hissy, et qu'il 
voulnl prendre la peine de la recevuir: e<», qu'il aurait fall, a« eompapn«'' d'un 
soldat arm«', et la «lile lettre Im ayant He reiidue a travers «!<• la dite barricre, 
aurait repondn, qu'il ne savail pas lire la framais: et l'avant inisc es mains du 
sieur K«i»lb-r, procureur du roi au dit Vandrcvanijc. <pie nous aurions ainrnc e\- 
pres avee n«ms, pnur nous «ervir d iuterprHe, relui sieur Kodier aurait ouverl la 
«lite lettre et en avant fail expluation au dit « ommandant, que l'intenlion de ?>a 
Majestr «Mait cpul nous rendd )e dit chäteau, il nous aurait repviulu, quYtant 
i i'minandant de la part de monsieur le priiuc de la I'etite-Pit rre. il ne |>ouvait 
pas 1«' faire saus son ordre, nous priant de v«>u)oir lui dünner du tetnps, pour 
l'en averlit : et lui avant n-phque, «|Ue eela n«' se poiivait pas et «pie, s'il faisatl 
difticultc de nous r«-n«lie le dit ehäleau, nous serions ohli^es il'auir par voies de 
fait il n'aurait pas laisse de >e defendre hutjours sur ce, qu'il ne poiivait pomt 
se rendre de la sorte, ce qtu nous aurait ohli 1 !«'- de faire avancer les dragons, 
■ pii auraient ctiup«'' la porte de la dite barriere, et voyant «pie i ela ne l'tddigcail 
pas ä se rendre, nous aurions «h-tach«'- dix «lra<rons aver des haehes. qui auraient 
passe outre el coiipe la priuiiiere porte du dit rh.'i t«*aii «'t le> trois autres sui- 
vanls pour y enlrer: apn'-s «pioi « tant enlrcs ei nous .'tant saisis de la plare et 
fait occ uper les porl««s, le dit < ominandant avee trois h< minies armes se serait 
presentes saus autre resistaw«-; atiqucl eomme au <lit pre\«M nous aurions fait 
enlendre, que le dit Inn «le Vehlentz et ses dependances «'taut une porlion du 
lief mouvant de I7>?1ise d«- Verdun. donl le -« i^neur i'tait condanm«- ä faire re- 
prise de la «lite < ^lise, doiit la souverainet«'- avail vU- «edee au roi par le trail«' 
de Munster, Contimit- par celui de Niuu''»ue, nous etions venus au «Iii heu par 
ordre du roi, pour enlrer avee notre inonde dans le dit chäteau et y Commander 
de la part de sa majesle. Mais d'autanl «|ue nous ne souhaitions y enlrer «pie 
prealablement il ne füt dress«'- un bon et fidele inventaire de tout ec, «pii se 
trouverad dans la «lile plan», nous aurions ordonne au dit rommandant el pre- 
vöt, de nous muntrer tont «e <|U'il y avail dans la dite place, laut de munitions. 
de poudre de »uerre, litres et papiers, meubles ineublanls ou autres eboses gi- 
in ralemeid ipielcompies. En 1 '«"■xcculi««n diupiel commandement , verbalement 
fail, le dit commandant nous aurait ouvert les iua^asins du dil chäteau el fait 
voir ce, qui s'est Irouve dan> ceux et sur le> remparts. savoir ö pit'ces de feu, 
1 livre de « alibre, 7 arqueluises a cr«j« . donl <|eu\ d<- fonle, 2 boites de feu. 
12<> houlels. Hfl balles d'arquebuses 4 croq, itM» -rreuades cliargees, "><1 livre« «le 
poudre, 2ti<i livres de plornh de «ros « alilue, MO livres de meche et 131 tour- 
leaux «oudronnes: de quelle« munitions de «.»uerre a i L' fait invenlairc separ«'- 
par le sieur de fioisel, coinuiissaii e «oitimande pour la conduite de l'artillerie au 
dit Veldi-ntz; el par I«» ]»rev«"il nous aurait et«'- ouvert une chambre, pnxhe du 
«Iii mayasin. dans laquelle n<<us aurions Irotivr 4 inechants Iii« de plume. s«-r- 
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vants ü la Garnison, trois 1 ! plats, six assieltc«. une aiguiere «I un viel hassin. 
im chandelier d'etain et un de «uivrc «inantite de losangcs rundes |n>ur vitres 
dans un coffre et un pannier d osier. ('.<• fait nous aurions pro« ed.- a la visite du 
ilit cliätcau et de ses bätiments, lesipiels nous aurions lr«>uves en fort mechant 
•'-tat, suivanl In desci iption, i|ue nous en avons fait apart. Knsuite de i|Uoi, ayanl 
laisse le dil chälcau ä la garde ilu >icur Mouetry. lieutenant de notre compagnie, 
nous serions retourn«'- du dit chätcau au logis du ilit prevöle, au«|iiel nous 
aurions fait enlendre. «|iie pnur notre döcliartre il etait ä propos 
i|ue nous fissions la visite des titres, papiers et ensei^neinents, 
i|U'il pouvait avuir, cotivenanl les droits et Jurisdiction« du dit 
Veldentz; lequel en conseiiuence nous ayant fait voir (dusieurs invenlaires et 
oomptes. toucliant les rentes et revenus de la dile lerre de Veldentz. Nous nous 
serions saisis de trois coniptes, eonsislants en recette et depense. paraplics par 
preinier et dernier, «nie nous avons juge les plus iinportants, et demeures entrc 
nos mains, savoir le preniicr de l'annee 1H27. ipii n'esl pas «'ntii-r et les deux 
antres des annees 1660 et Kititf, «pii ne sont pas «oni lus et arretes: et nun con- 
tent« de ee. nous avons fait faire ouvcrture au dit prevöt de toutes les rhambres 
de sa rnaisoii. buffets et «öftres, lesquels ayant exa« teiuenl visile, meine la cave 
et le grcnier, nous avons nt-anmoins trouve aucuns autres papiers, nous ayanl 
represente par le dit prevöt, «pie pendant les guerrcs le i häteau de Veldentz 
aurait ete oceupe par les F.spagnols. cotnmc encore l'annee demiere 1671t par 
les imperiaux, <|ui n'y auraient neu laisse. «'t <|iie longtemps anparavant les 
titres de la maison pouvaient avoir et«'- Iransport«' ä Loulrec et de la ä Stras- 
bourg; «iu'ä son parti enlier il n'- lait prevöt et ne faisail son domieile au dit 
Vel«lentz «pie depuis trois ans. He tout ipioi nous avons dresse 1<> present pro- 
ces-verbal, |»our servir en temps des lieux ainsi ipic de raison, qiu sVsl fait au 
dit Vcldenlz le dit jour seize juillel mille six «enl «rualre vingt. en presence du 
sieur Kteller, protureur du r«>i au baillage d'Alleiiiai/nc et du sieur tlayot. «|uc 
nous aurions inene expn'-s, poiir rediger par < < rit le proe« s-\ erbal, invenlaire et 
visite du dit sieur Happel, prevöt, et «les dits sieurs de Mignotiere eapitaine de 
dragons et Guisot, commissaire d'artillerie. 

(jez. {eigenhändig) Mignonville; He la Minntiere, <«nisot, .1 (1. Happel, grand 
prevöt. II. K. Ko ller, C.ayot. 

VJ. 

(Jrüjinal-Brirfr des Jicuuions-Comnnssars CapUain Simon. 
Met-. Bes.-Arch. B. .»:. 

1. 

Cujtitnin iSitnon berichtet iibcr seine Bettmoits- Hurtigkeit im Gebiete der fi ntieren 
Grafschaft Veldentz und deren I mgegend 

ä I,autrek le 28 octobre 14580. 
Passant iei ä inon retour de Veldentz le bailli iu'ä rendu les deux lettre>, 
que Vous m'uvez fait l'honneur de m'ecrire, l'une du IM™», l autre du 17 me du 
present moi. N«>us avons fait les saisies ä Veldentz, oü jni trouve «uiantite 

'.! Die Zahlen im Itrujinal >ne hier, «V/7* in Buchstaben, teils in Ziffern an- 
gegeben. 
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de vin, ijui appartienl a des etrangers du pays de Tr»-ves et de Luxembourg. 
«|ui possedent des hicns, les uns en propre, les autres par engagements, et I« 
tout dependant du comte de Veldentz. Je l'ai fait arreter jusqtiä ce, 
qu'ils Vous vient justifie, ä quel titre ils les tiennenl, qui est le 
v i't i table inoyen de connaitre les deinembiements du dil comte. 

Deux gcntilshommes de ce pays 14 m'etant venu trouver, puur avoir lein- 
vin in'ont donne leur ecrit, dont je Vous envoie copie; apres quoi je leur ai 
laissc aller ce qui etait ä eux, d'autanl plus que ce. qu'ils possedent, ne provient 
pas du doiuainr du seigneur. Si d'aulres viennent faire la meine chose, niandez 
moi. monsieur, sil Vous plail, si Vous trouver bon, qu'ils soient traites de la 
merne maniere. 

Nous avons ete ä Wildenhourg, signifier Tarn t de Veldentz; » est un 
cluüeau chef-lieu d un bailliage, compose de douze villages, dont je Vous envoie 
IV-lat. Lc baillif de ce lieu ne disconvient pas qu'il n'ait aulrcfois 
dependu de Veldentz. II appartient presentement 4 monsieur le Rhingravc de 
Morhange. Je Vous envoie aussi la dependance de Grumbach, a mon retour de 
Sponheim et des autres lieux, oii notis allons aujourd'hui, et je Vous ferai savoir 
ce que nous aurons fait. 

Je vous envoie copie d un article de la lettre, que monsieur le chevalier 
l'errin m 'ecrit, alin (pie je sacbe de Vous, monsieur, si Vous entendez, que je lui 
rende compte de tout ce, que je fais dans ce pays ici par Vos ordres et (|u'il 
ait le premier pari de tout ce, qui se passe pour en faire sa cour aux depens 
d'autrui. Je ne suis pas aecoutume a recevoir des mereuriales de rette maniere; 
si Votre Intention est, de recevoir par ses mains toules les nouvelles de re pays 
iri, je le ferai avec plaisir, si Vous me l'ordonnez, mais je ne crois pas, f|ue 
Vous le pretendiez ainsi, et d mc serait fort fächeux, de dependre de tant de 
personnes. Je sais, t|ue pour lc fait de la guerre il est juste i|ue je lui 
donne toutes les nouvelles, qui concernent le Service du roi, mais pour Celles, 
qui regardent lu cbambre royale je pretends ne les devoir qua Vous seul. 
Monsieur le comte de Manderscheid, envoye ä Metz son aumonier pour prendre 
ses papiers, il attend monsieur le commissaire avec beaueoup d'impatience ; si 
vous etes en etat de le faire partir. Vous l'obligercz intiniment, de l'envoyer avec 
le porteur. La prise de possession de ce comte de Kalkestein reduira les plus 
opiniAtrcs de ce pays ici. 

J'ai appris, que monsieur le duc des Deux-Ponts se dispose ii sortir de 
Landsperg pour se retirer a Heidelberg chez monsieur le prince palatin. II nie 
semble, qu'il serait bon. si l'homme qu'il a envoye a Metz n'a pas fait ce que 
Vous souhaitez, de se metlre en possession de Meisenheim. 

Quant aux offiriers des lieux saisis, il n'y a point de qtialile et 
tous de tres peu de ineritc; gens tres mal intentionnes au servicc 
du roi, qui sont plus des espions que des serviteurs, et qui ne font 
des reverences que pour convaincre et pour faire leurs affaires 
parliculieres et en un mot, nullement propres au service du roi. 
Voila ce que je Vous peux dirc touchant ces messieurs lä. et qu'il est bon, de 
ne se pas presser, ä donncr des charges ä ces gens la. Le plus bonnete bomme 
de tous est le prevöt d'ici, qui fait les rhoses d assez bonne grace, et donne 
toutes les lumieres. qu'il peul, et qui est un homme, qui a de quoi repnndre de 
ses actions, tous les autres n'etant que des vagabonds. 




N«his avons enoore tant de travail pour la signifioalioii elf rot arröt. quo 
je ne i rois pas ijue monsieur «lo Vivice puisse s'en retoiimer dt- Iritis seinainos: 
ainsi ne Vous ennuyez pas apres lui; il est en tres bonne sante 

Pour ce, ipii regarde Ottenburg, c'esl uno abbaye aulrefnis tres riebe, <|in 
s'appelle Disebobcrg, nui a des grandes dependances eonsidörablos, ipii sont 
possödees partie par moiisieur lo prinee palatin. parlio par inadamc la landgrave 
de Hesse, el par monsieur le dne de Deux Ponls; eile est situee sur une mon- 
lagno. ipii n'est cnmmandeo de nulle part. ontre la Glane et l.ancau (Nahe), ä 
•piatre beures d'ici. deux heures de Meisenheiin. et trois beures de Ocislnac 
\Creuznaclif dans le baillage de Meisenheim. on larröt de Veldentz est afliche; 
Je m'informerai exartement de ses reveniis. et Vous le ferai savoir. Je suis 
avec rospect 

Monsieur 

Votre tres bumble et tres obeissanl serviteur 

Simon. 

2 # 

Capitata Simon berichtet älter sn'ue Reunionsthätüjkeit im Gebiete <ks Herzogtums 
Ziceibrmken und tler frühem Grafschaft Sjwnheim. 

A Laulrek le 22 mai IftSl. 

Monsieur 

J'ai ötö ä Trarbach et ä C.astcllaim ; je passe iei parce<|ue c'est mon chc- 
min. pour aller ä Hirkenfeld, oü je serai demain. pour mc rendre samedi aux 
Deux-Ponts. oii je trouverai monsieur le prince de Hirkenfeld, <pie je mellrai en 
possession du comte de Deux-Ponts. et conlinuerai dans lutites les terres, donl 
il a fait reprises; jusqu'a ee j'ai ontierement executo ce «pie Vous m'avez or- 
donnö ä cet egard et lorsipic ccla sera fait. je eoinmcnrorai ]>ar le landgraviat 
de Linango 

Comme je crois, «jue Vous »erez bien aiso de savoir. ce quo c'est de 
Trarbach et de '.astellaun, je Vous en dirai deux mols, jus<pi'ä ce (|ue j'ai le 
temps de Vous en dresser nn memoire plus ainple. 

Trarbach est une petite ville, situee sur la Moselle, deux heures au dessous 
de Veldentz. ä, nioitic ehemin de Tröves ä floblence. chellieu d un bailliage. com- 
pose de vingt villages. lu plupart deaquels sunt situes sur la Moselle. La ville a 
cent t|uatorze bourgeois; Traben <pii est ä l'opposite de Trarbach a vingl trois 
liabitanls; C.röve. <pii o*t une heure au dessous. en a cent di\, et Einkirck 
(Enkirch), <pn est une heure au dessous. en a cent «piatre vinjrt . tous gens aises, 
les autres villages. <pu sont dans le llonlzriick nYlaiit pas si peuphs. mais le 
paysan y /'tant assez aecouunode. I.e chateau du dit Trarbach est tres bon et 
sans comparaison beaueoup meilleur ipie eelui <le Veldentz. 

Caslellaun est une petite ville fermee de brunes murailles, <pii a un bon 
ohäleau. dans ia bassc oour dinpiel, «pii est en surob-, il y a de helles erurics 
voütees. um on poul loger cent chevaux et au dessus des dites ecuries on peut 
loger les homines et an dessus du haut de tres bons «reniers. Dans le donjon 
on y peut loger assez rommudement deux cent hommes. et pour peu qu'on tra- 
vaillcratt a la ville el au chäteau il y faudrait venir par les formest, t'.ette ville 
est situee a cin«| beures du Rhin et a cinn heures de la Moselle; eile est rhef- 
lieu d un bailliage roiiiposö de soixaule et dix boiirgs et villages. Tun des.piels 
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bourgs appelle Winningen e*l situe sur la Moselle ä deux hcures de Coltlenz. 
II mr semble. qti'il soit tres ulil au service du roi, d'avoir dans 
Trarbach et Kastellaun des garnisons. pour tenir le pays dans le 
respert et obeissance; d'autant plus, que nionsieur relectcur de 
Trevcs, monsieur l'electeur palatin et messieurs de Metternich et 
autres sc sont empares d'unc partie des villages, et obligent la 
plupart des habitanls des autres ü reconnaitre leur Jurisdiction, et 
«|uc si le mi n'a pas des gens sur les lieux pour empecher ccs usurpations et 
vinlences et maintenir «es nouveaux sujets, les habitanls de «es lieux la seront 
tous les jours persi-rutes, el a la suile du temps contraints de deserter. Je nie 
donnerais volontier» l'honneur de rendre cinnpte de ccs sortes de eboses ä moii- 
sieur le marquis de Louvois; mais la crainte que jai. qu'il ne trouve pas hon 
que je prenne cclte liberle fait que je n'ose l'entreprcndrc: j'esperc <pie Vous 
aurex la bonit- monsieur de Ten infonner. .le suis ele. 



Capitain Simon Ix-richtet mW die VoU:iehu>i<i der Revnion der JAindgrafachaft 
Uiniiujen und ireiterr Reunious-I'ntenichmutujen und Ahsichtc», insbesondere in H ©im« 
und der Ktirpfnl:. 



A la surtie de Rerigzabern jai fait venir ici messieurs les conites 
de Linange, lesquels, apres beaueoup de «ontestations sur le lieu de lassem- 
blce, ehacun voulanl qu elle se fit chez lui, sont enlin demeures d'arcord. que 
ce serail ici. Ensuile de quoi j'y ai fait venir tous leurs sujels, et ai envoye 
des ordre» dans tous les lieux du landgraviat. usurpes par monsieur l'electeur 
palatin, qui a envoye partout de ses dragons. di'fendre aus liabitants, d'obeir. 
inline en a log«'- dans tous les villages, pour empecher les dils habitants d'en 
sortir. 

I'endant que Haudin et le licutenant. que j'ai ainene ici onl ete signilier 
atix habitanls des dits lieux les ordre», que je leur avais donnc pi>ur la dite 
asscmblce j'ai et«'- rendre visite ä messieurs les comlcs de Linange de Wcstcr- 
Imurg et d'öberbronne. A ceux de Hartenbouiu et de Hocquenom i Rockenheim i : 
ils ont lous lemoigne beaueoup de zele au service du roi. et m'ont 
fait mille prolestal 10ns de fidelite pour lui. 

I.a santc du roi et de toule la inaison royalc. celle de monseigneur le mar- 
quis de Louvois ont ete litis au snn des trompetles, timbales, tainbours. hautbois, 
violons et autres insrrumcnls, et au bruit du canon, qu'ils onl parlout fait ronller 
pendant plus de S heures; la Votre n'y a pas ete oublie. Enlin ils n'ont rien 
omis de toul ce qui a pu cotilnbuer ü faire tonnaitre qu'ils sont bons fran- 
i ais; car le lendemain de mon arrivee ils ont envoye par tous les lieux, dont ils 
jouissent des ordres signes d'cux pour qae l'on fil les prieres publiques pour le 
roi; ce qui s'est execule des le lendemain au gr.md contenlemenl de tont le 
peuplc. 

Le jour de l essemblee arrivee, apres que j ai fait ce que je devais, et 
que je les ai eu inis en possession. ils ne se sont pas content«"-», «jue leurs ha- 
bitanls leur preslassent sennent de tidclile; i'.s ont voillu, qu'ils le lissent aussi 



A < Mönstadt le 13 juin 1K8I 



Monsieur 




- m — 



au roi, el quoiqiie je leur ai »Iii, que ccs sorles de rhoses se faisuienl par des 
rominissaires deputes, ils m'ont repondu qu'ils elaient bien aises de conimencer 
a etablir rautorite du roi par Iii, lous res peuples l'ayant fail avec des temoig- 
nages de joie, qui sont imroyables. Tont ee jour s'est passe a boire ä la sante 
du roi, messieurs les comtes leur ayanl fail distribner du vin tant qu'ils en 
veulent boire pour cot effet 

Les habitants des lieux usurpes par nioiisieur l'eleeteur palalin Mir le dit 
landgravial, nY-lant eomparu, j'ai donne defant conlre oux, et pour le prolil ai 
derlare. la possessio!! bien el valablement |»rise, romme Vous verrez monsieur, 
|iar la ropie du proces-verbal que je Vous envoie Je Vous denvande la gräce de 
me mander. si le dit proces-verbal est bien fail, aliu que quand j'irai dans le bas 
<omte de Sponheim, et quo je ferai assigner Creulznaeh et autres lieux usurpes 
par monsieur l'elecleur palalin. meme rliez les Rhingrafes, de la plus pari des 
lieux desquels il s'est empaie, je fasse la ineine elu.se, et s'il y manque quelque 
chose, Vous auriez la bonle de I y ajoutcr el nie le renvoyer. 

Les biens, dont messieurs les comtes de Linange ont joui jusqu'a prrsent 
et desquels ils sont encore en possessinn, consislenl en six rhäteaux, sept bourgs, 
quaranle quatre villages el cinq metairics, ilans Icsquels il-y-a qualorze-rent 
ehefs de famille et autre fois il-y-en avait jusqu'a dix ou douze mille ä re que 
in 'ont dit les dits eomles. 

Le» Usurpation*, que nmnsieur l'elecleur palalin ä fail sur le dit land- 
graviat, sont huit grands bourgs. deux desquels sont fermes de bonnes murailles. 
avec un bon fosse el oii il-y-a garnison. dix nenf beaux villages et qualre melairies, 
dans lesquels il peul y avoir deux mille ehefs de famille: lous les lieux du dit 
landgraviat sont situr's dans la plainc entre les montagnes et le Rhin, et enlre 
Franclccndal. Worml.s et Mayenoe, tres bon pays et oii les paysans sont a 
leur aise. 

Ueux de mes chevaux m'avaut manqiie en « hemm, j'ai cle oblige d'aller 
a Wormbs, pour en acheter d'aulres; j'y ai vu nioiisieur dT.Ilz, grand doyen du 
cliapitre du dit lieu, ü qui j'ai donne l'alanne pour des biens, qui lui appartien- 
m-nl et meine ai touclie l'accurdc pour f cux de monsieur l'eveque el du clia- 
pitre. Le lendemain le dit sieur d'Eltz m'a envoye son fröre nie dire. qu'il me 
viendra voir mardi proehain tant pour ses biens priores, que pour eeux du dil 
evrehe: qu'il y serail venu lui meine, inais que le ehapilre sVlant asseinble sur 
ee que je lui avais dit, il ne pouvail quilter Je lui ai donne rendcz-Vous ä 
Meisenheim, loisque je l'aurai vu. je Vous rendrai eornpte de l'enlrelien, que 
nous aurons eu ensemble 

Messieurs de la regcnie de Wormbs m'oiit envove un de leurs dotteurs 
faire des protestatio!» pour la inoilie de la ville et du cliäteau de Neuf-Linange. 
qu'ils disent leur apparteiiir. je les ai i envoye ä la < liambre royale et ai passe 
outre ä l'execution de ma comniission. ce que je erois qu'il les fera liater 

Messieurs les coinles de llobenlau ayanl aussi usurpe rinq villages du 
dil landgravial, je les ai reuiiis au rorps et en ai mis possesseur messieurs de 
Liuange. Si les dits coinles il e Hohen lau allaienl ä Melz, pour faire 
Ii s reprises des dits villages, il serail bon. de ne les poinl reeevoir 
par pi.. eurem, el in eine de les obli;.'ei a faire reprises de lous les 

2U* 
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autres bien* qu'ils pnssedenl 'i, rc qu'ils femnt. pour tärher de mn- 
M'rvcr 1 *' s (Iiis < ini| villages 

Messieurs les comtes de Linangc souhaiteraient fori d'avoir une garnison 
dans un des lieux du dit lundgraviat, alm de se maintenir contro les violences 
dt- monsieur 1'eleclcur palatin. Je ne Irouve poinl d'endroit, oii eile serait 
uiieux qua Xeuf-Linange, dans le chüteau du .|iiel licu monsieur lVdecleur a 
inis un sergent et six si ddats pour chagrincr les dits sieurs romtes. Je crois m^ine 
qu'il serait tW-s util au service du roi, d'avoir deux rompagnies d'infanterie et 
quelques dragons pour lenir lout le pays dans le resport. 

Kn atlendant 1 'echeanre du jour de las sein bleu, j'ai r c f e n i 1 1 6 
les archive« des dils sienrs comtes. Je trouve, qu'en l'an quatorze 
cent. quatre vingt et dixsepl vassaux fuul reprises de Hcsso. land- 
graf de Linangc de quanlite de beaux villages et autres grands 
biens, et entre autres de la ville <le Kreusheim et du chäteau de 
Ilonce possedes par monsieur relccteur palatin; tous les actes de foi et 
lionimage, qu'ils ont rendus, sunt inscris dans un livre, que monsieur le cotnte 
de Linange-Westerburg a en main. du quel j'ai fait un petit abrögö, que je Vous 
mettrai en main, lorsque j'aurai l'honneur de Vous voir. J'ai bien echaulTe 
messicurs les romles de I.inange les uns eonlre les autres, qu'un premier jour 
ils seront tous i Metz et y portenmt Ions leurs titres, qtii sunt en grand nombre. 

Monsieur 1 electeur palatin saebant que la ville de Pettersheim est une 
dependance du comte de Falkenstein, a donne ordn , ä ce que I on m'a dit, pour 
en faire raser les mur.illes. ce qu'il faudrait empet her s'il etait possible, parce- 
que c'est im lieu oii le rui pourrait loger des troupes, situc dans la plaine a 
une heure de Wormbs. Jamais pays n'a etc si alarme, que eelui de 
monsieur l'electeur palatin; mais la plupart des sujets soubaitent 
passionneinent dVlre suus la protection du roi. 

La noblesse de res quartier» la, que monsieur l'electeur pala- 
tin a depouillc attend ce jour lä, comme les juifs le Messie. 

Je Vous envoie Monsieur la proctiration, <|u'un gentilhomme de oe pays-lä 
a donne pour faire reprise de son bien. II y en aura encore d'autres qm 
suivront. 

J'ai fait donncr assignatiun ä inessieurs les comtes de Nassau de Weil- 
bourg. des quels le comte de Nassau d'< Utweiler « st tuteur; il s'est räche et n'a 
pas voulu, que personne ile ses gens pril l'exploit: on l'a donne a son portier; 
s'il va a Metz, pour faire les reprises, je Vous prie Monsieur de l'obliger de les 
faire de Kirrkbeim, de Uoland et ile Gueiieim, avec leurs appartenanecs et de- 
pendances, qui sont grandes et eonsidt rables, et de ne lui point donncr de quar- 
tier, parre qu'il fait, l'entetulu dit, cent sottises, piejudiriables au Service du roi, 
et fait tout ce qu'il peut pour empecher les genlilsbommes de ce pays lä ä se 
soumettre; a meine declare contre mess eurs les comtes de Linange de ce, qu'ils 
ont fait leurs reprises; ainsi il est hon u e me semble) de metlre cet homme ä 
la raison. 

Je Vous envoie l'exploit d'assignation qui lui a ete donnee, ayant aussi 
fait saisir entre les mains de leur receveur, Je viens de recevoir la lettre, que 
Vous m'avez fait l'honneur de in'errire le du present mois, romme j'ai 

') afro reibst ohne ihn Sehein eines J{eehls<in*j>riiehcs, 
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aclicve avcc inessicurs les comles du Linange <|tianl au landgraviat. Je parliiai 
deinain pour aller joindre monsieur le prince de Birckenfcldt. et prendie jonr 
avec celui, poiir le inettre en possession du bas comte de .Sponheim. Et pendant 
ipie Handln ira assigner les habitants de la dependance du dit comte, j'irai ä 
Giblentz, porler h monsieur relecteur de Troves la lellre que Vous lui ecrivez, 
alin de ne point pcrdrc lemps. 

Je n'ai point d'ordre, pour mcttrc personnc en possession «lu comt«'- de 
Falkcnstein et baronnie de Hepoldskirchen ; et coinine monsieur Telei-teur palatin 
a fait de grandes usurpations sur les. dit comte" et baronnie, et que ce sera une 
meine quercllc. qu'en ce landgraviat de Linange, mandez-moi, s'il Vous plait. 
monsieur, si je duis faire la meine choae que j'ai fait au dit Linange. au cas 
<pi*il m'arrive des ordres, pour les mittlre en possession des dits Comic et ba- 
ronnie. 

Je suis etc. 

4. 

Vapituin Simon berichtet über seinen Bcsndi beim Kurfürsten ron Trier in ( '»bleu :\ 
iiber ReunioiMunternehmungen in der frnheren Grafschaft Senheim und bei den 
Hheingmfen, sonie weitere Absichten. 

A Lautrek le 24 .juin H>87. 

Monsieur 

J'ai etö a Coblenlz oii j'ai en l'lioniifur de voir monsieur l'elecleur, ä qili 
j'ai rendu Votre lettre. A I'abord il a change de couleur et a ete une 
Ii eure com nie un Ii o in nie in ort; enlin s'elanl repare apres avoir lu la lettre, 
il in'a dil, qu'il s i tonnait fort du procede de M r de Sötern, qui est paye (<\ ce 
qu'il dil) et meme au delä de ce, qui lui etait du ; romme je le veux juslifier 
par ses quiltanecs, lorsque le dil sieur de Sölem agira par les formes devanl 
les juges, qui en doivent connaitre, qu'il dit elre le conseil de l'empereur et 
qu'enlin loules ses pretenlions ayant «de reglees par un arret de la cour de 
Viennc. il n'elail pas en peine de ces sorles de chiranes; qu'il etail surpris de 
la mauvaise foi de ce gentilhomme. Apres quoi il s'est «'lendn sur < e, que Daeli- 
stulil et les null es lerres, qu'il possedc, etant un tief de Treves. comme il pre- 
lend, il en ait fait ses reprises a la chambre royale, mais que res sortes de 
clioses auraienl leur temps. et qu'il esperait, que la Conference de Francforl rc- 
lablirait les clioses ;\ leur positive »'tat et qu'il elait persuade, que le roi ne pre- 
lendmit, que ce qui lui appartient Icgitimemcnt Et ensuite, in'ayant fait mille 
lionn<Metes, m'a dit. qu'il ferail reponse, el me l'cnvoyerait ; sur quoi, lui ayant 
fait une profunde reverence. je nie suis reihe. Le lendemain a sis heures du 
soir il m'cnvoya par son chambelan el son secretaire la lettre ci-joinl, laquelle 
ayanl recu je partis encore le meine jour. 

Pendant que j'ctais au dil Coblentz, le lieutenant que j'ai ici et 
Maudin que j'avais envoyc n Hreutznach y etant entres sous un faux 
pretexls isans quoi les p ort es leurs auraienl ete forme es) y passerenl 
le resle du jour lout tranquillemenl jusqu'au soir, que l'aidc-major de la place, 
etant venu au cabaret, ou ils lo»eaicnt s'informer toul parliculiereinent. qui ils 
elaient; mais le lieutenant lui ayant dil. iprils elaient de la garnison de Lands- 
perg, qu'il» allaienl ä Hingen, cet aidc-inajor. soit qu'il se soil delic de la cliose 
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du i|u°il ail eu d'aulrcs raison*, «pie je nt> peux poinl deviner. mit une sentinellc 
devanl la porte de leur logis, <c <|iii nr les cmpiVha pas des In pointe <lu jour 
suivant de faire toul ce, r|u'ils devaient; avanl signilie au bailli «Iii lieu parlanl 
ä sa personnc la «leclaralion du roi. rarn'-l de Veldcnt/ et mon ordonnance eu 
execution de la «'«Immission «ditenii cn la ehamhre royale par monsicur le prince 
«!«• Ihrckenfeld: ce bailli ful si interdit «m'il treindlail, rnmme s'i I 
avaii eu denx jesuües ;'« ses cot6s et 1111 bourreau «lerricre lui, et ne 
put ouvrir la bouche, «|ue pour dire: »je protcstc ,e! comme l'aide-major 
«le la place ctait elit /. lui. il pril les signilications et les jela devant les portes; 
sur <|Uoi le dit lieutenanl et Itaudin flaut sorli, cn furent affichees aulnnt ä la 
porle de la maison de ville. iiue l'aide major Iii arracher et «pii furenl ratlachees 
une scconde fois par le dit Barnim « I dercchef airachces par le dit aide-major; 
sur i|iioi la |Kipulare. «lant accourue, la plu>parl tcmoignaient en ctrc fort 
aises. Knsuile «le «ela, mes ijcns voulant sortir «le la ville, Imuverrnt les portes 
fermces, ijui leurs furenl ouvertcs une lieure apres par l'aido-major, «jui leur dit 
ien tremblant) de la pari du »ouverncur, «pie s ils leur arrivait jamais de venir 
a r.reutznarli faire de pareilles sottises, .|u'ils cn rcpentiraient, et .ju il fallait 
«Mre aussi effroulc «pi'etix, pour faire un roup pareil a celui lä: voila ce. «pii 
s'est pass«' au «Iii < '.reulznach, oii denx jouis apres monsicur l'eleeteur palatin a 
envoye 2<X> dra^ons, .les«|uels :k> ont ele envoves ä Sponheim, pour in'emp«'rher 
«rexcculer ma commission et comme javais pris jour au du pn'senl mois, 
pour incttre monsieur le prince en possession «In «lit Sponheim el i|ue jy avais 
fait assi^nei tous les «iflicicrs. inaii« > et liabilanls du dit comb-, appartenanccs 
et dcpendances, pour les H heures du malm, monsicur IVh'cteur leur a ä tous 
envoye ordre de comparailre le meine jour au dit Oeulznach pour les fi lieures 
du matin a peme de la vie, et defense sur meines peines a tous les dits ofli- 
ciers, maires el liabilanls de se tmuvcr au «lit Sponheim, suivant les ordres, 
uiiils avaient re«,u de moi. Mais ni ses «lefenses. ni ses dragons ne m'ont em- 
p<Vhr de passer «nitre ä l'exrculion «le ma commission: rar m'ctant rendu au 
• lit Sponheim assez malin, pour y Irouver les habitants. .pie j'\ ai retenu, j'ai 
mis le dit sieur prince en possession; de «pioi j'ai dresse mon proces-verbal <|ue 
j'ai fait .sif/ner an prevöt et gens de justire du «Iii Sponheim. Kl k l'c«ard des 
messieurs de t 'reulznach. eeux de la ville de Kn blick et auhes «lcpen«lances du 
lomtc de Sponheim. <«ui n'ont point eomparu j'ai dunne ih faiil eontre i-ux el 
pour l«' pnitit j ai declare la jiossession bien valableincnt pris«- avec les meines 
< ommamlements el «b'-fenses. «|u'au landgruvial de fJnan«e. Voiis me ferez plai- 
sir, Monsieur de me man.lei, si j'ai bien <>u mal fait; «ar si la chose n'est pas, 
«■oiniiie Vous la Tonhalle/., «in peul encore y remedier. parceipie mon pmees- 
verbal n'a encore • - 1 ö vu de peraonne, n'en avant point voulu donner «le copic 
i'i monsient le prince jus«|u'ü ce «|Ue j'ai de Yos nouvelles lä dessus. 

Messieurs les Khinjjrafs font autanl «le diflicuile. el plus <le se faire 
mi'tlre en possession. «pi'ils en onl fait pour leurs reprises, el comme ils n«' 
iii'avaieul poinl fait de teponses sur «leu\ lellres, «pie je leurs avais e« rit sur ce 
sujet, je les ai et«'- voir, pour savoir leurs raisons. Iis m'ont dil «|U'auparavant 
■ pi'ils puissi-nt se laire niellre en pcissession, il fallail. «m'ils conferassenl avec 
inessieiirs les . le« leurs de Mayence, Tieves et palatin avec les«|Ue)s ils disent 
avoir de <^ran«les uiesiires ä garder, «pie s'ils se faisaient niellre en jHtssessiun 
«•t «|ue l'oii (il «laus leurs terres K s hp-iim s « böses, «pue j <>i fait «l.ins le laud- 
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graviat de Linange et vomlv de Sponheim, cela leurs attirerail de grands affaires 
avec 1 s dits sieiirs electeurs et que si dies venaient ä sc brouiller et cban- 
geaienl de face, ils avaient ccs «'-lecteurs pour enemis, lesquels ils veulent ab- 
solument conserver pour atnis; <|u'ils se contentent de posseder paisibleinent cc 
qu'ils ont, et qu ils nVn deinandent pas d'avantage. avec bien d'aulres raisons 
aussi impertinentes. <|iii seraient trop longues ä deduire. Vous voyez bien, Mon- 
sieur, l'intention des pelcrins, et que si i»n ne les presse vigoureusement, on n*en 
viendra jamais ä bout; si Vitus jugie/ a propos de m'envoyer un oidre pour cela 
uu dans la lettre, que Vous me ferez l'honneur de m'ecrire, et inserer un ar- 
ticle sur ce subject et me c|uereller d'importance, me mrnacer de nie rendre 
responsable de tout cela, faute par moi d'cxecuter incessamment la commission 
qui m'est adressee, je leur ferais voir cet article et les presscrais rigoureuse- 
ment. Je serais meine bien aisc, <jue rette affaire fut videe avant la moisson; 
rar n'ayant plus que cclle la. celle des inessieurs les comles de Hanau, et de 
Linange et Ic comte de Hibaupierre, je tärherais de les a<hevei , pour aller inet tri: 
nies grains au logis. 

Ne saebant plus rien en dei a du Itbin, donl un n'ait fait les 
reprises, que les chateaux et seigneurie d'Eberbour«, ceux de Dal- 
berg, de Gueinund, de Metzensleiu et de Mandelle, j'ai fait donner 
assignation auv seigneurs des dits lienx. de Vous envoyer les ex- 
ploits'i. 

Hier passant ä Meisenbeim, je vis M r le baron de Dalberg. i|ui me dit, 
que sa seigneurie etait un lief inouvant imim'-dialement de lempereur; je lui dis, 
<|u'il fallait aller disculei cela a la chambre royale. II me repondil, qu'il en- 
voyerait son bailli, et qu'en lin, s'il etait obli^e de faire comme les autres, il s'y 
resoudrait; ainsi pour peu que Vous le pressiez i) fera ses reprises. 

Conimc monsicur le prince de Rirkenfeld trouve dans ses docu- 
inents, <|uc la seigneurie de Hickclheim dependait autrefuis des 
Deux-Ponts, et quelle est pn'senteinent en sequestre entre les 
mains de lempereur, qui tient une »arnison dans le chäteau du dit lieu; sur 
ce que monsieur le prince de Simmern qui la possedail ctant mort sans enfants 
mAles, messicurs les »'lecteurs de Mayence et de Heidelberg ont pretendu. qu elle 
leurs appartenait. le premier par engageuient, el l'aulre par succession il m'a 
demnndc ce, qu'il devait faire la-dessus; je lui ai dit, qu'il me semblait, elre ä 
propos, avaut de rien faire, de Vous en ecrirc pour recevoir Vos ordre»; rette 
seigneurie est considerable, le chäteau est Ire* bon; la ville de Sobernheim et 
celle de Munzingen, qui sonl fort jolies, l'une situee sur la rivirre de Naii, vi 
l autre dans le Hont/rück en drpendent; maiulez-moi. s'il Vous plait, Monsieur, 
si se dois l'en nietlre en possession dans les lieux meines, ou si je les dois faire 
convoquer » Meisenbeim, »u si je ne dois faire ni Tun in lautre, quelle con- 
dmte j'aurai ä tenir pour cela. 

Avant appris, que le sieur de Hourchct pretendait, que la seigneurie de 
Marxheim, dont monsieur de Hounolslein a fait reprise lui appartenail, j'ai fait 
en sorte pour nous assurer celte seigneurie de tircr de lui une proruration. 



AI<o <i«* keinem «iiderit üvunde, als ireii sie auf dem luden Ithein- 
ufer hujei,. 
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pour en fair*- les ropiises; ji« Vous l'envoie Monsieur, et Vous prio de Uli faire 
expedier ses affaires 

Depuis que monsieur le prince de Hirckonfeldl est en possession du duohe 
de Deux-Ponts et du comte de Sponheim, kos ofliciers y perseculent les catho- 
liques, particulieremenl ä Trarbach et ä (Kastellaun, oii monsieur le prince de 
Hade (ü qui appartenait la moitie de ce comte et oii les catholiipies sont en plus 
grand nornbre quo les Lutheriens et Calvmistes a toujours tenu des prfMres 
pour faire le service et leurs administrer les sacrenionts, lesquels on ne veut 
plus souffrir ayant fait defense aux Capucins de Herncastel, qui faisaient le ser- 
vice ä Trarbach, de s'y trouver d'avanlagc el ordonne au i ure de Kastellaun, de 
sortir du chftteau oii il a toujours reside, ee qui inet ces pauvres catholiques 
au desespoir. Ceux de Meisenheim, qui sont au nornbre de virigt-trois familles 
et plus de cent cinquante domestiques catholiques sont extrememenl mal traites. 
auxriuels on ne donne pas seulemcnt Ia lihertö, de venir a la messe de Lautrok, 
ni de faire haptiscr leurs enfants par nos pretres, eneore moins recevoir les 
sacrements dans leur necessite, ces pauvrt'!i gen», inourants comme des rhiens 
sans confession et saus coiniiiunion. 

Si Vous aviez la honte den ecrire un mot au dit sieur prince, Vous feriez 
une grande charite et empöcheriez la desertion des catholiques, qui aimeront 
beaueoup inieux abandonner, que d'etre traites de cette maniere. 

Je Vous demande la grace de ine faire reponse sur ma precedente, et de 
Vous sonvenir de Votre pauvre arehidiaere, qui est avec un profond respect elc 

J'oubliais de Vous dire, que monsieur le prinre de Voldcntz est alle ä 
Hatisbone. 



Declaration du roi, porUmt suppression de ia cJmmbrc royalr tUihlie 
ä Meie, vcrifiSe m Parlement U 2» dkembre 16M. 

Abdruck am recutil des arrte, S. 4(il. 

Louis, par la grace de Dieu roi de France et de Navarre: ä tous eoux, 
qui ces presentes letlres verrollt, salul. Comme par le traite de treve, conclu ä 
Italisbonne le quinzieme aoftl 1684 entre Nous et nolre tres eher et tres ahm- 
frere l'empercur et l'empire, Nous avons promis pendant les vingt ann£es. que 
la dite treve doit durer, de ne faire aueunes nouvelles reunions et de ne point 
prfetendre de rentrer en possession d'aucuns lieux, dont Nous n'etions pas en 
possession le jour de la signatiuc du dit traite, el qu'ainsi la chambre royale 
par Nous etablie a Metz, en eonscqucncc de l'arret de notre tonseil du vingl- 
troisieme oclobre K!79 pour proeöder aux dites reunions, devient inutile, d'au- 
tant plus, que ne s'agissant ä present que de la reeeption des bommages, aveux 
et denombrements, qui n'ont pas encoie < te faits el foiirnis de ce, qui a ete- 
reuni avanl la signaturo du dit traite, dont suivant celui la souverainete Nous 
doit rester. il li est pas convenable, que les ofliciers qui eomposent la dite 
chanihre soient detournes de leurs fonetious ordinaires pour ce rjui en restc 
ä recevoir, savoir faisons, que pour ces causes et autres ä ce Nous mouvanls el 
de notre propre mouvemenl, plein puissance et aulorite royale Nous avons et eint 
< l supprime, «Meignons et snpprimons par ces presentes, signöes de 
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notre main, l'etablissement, par Nous fait de In dite cbambre ruyale 
de Metz; voulons et Nous plait que les presidents et conseillcrs, qui la composent, 
meme notre procureur general en celle, le greflier et les autres supöls de la dite 
cbambre, soient tenus de se separer poar vaquer aux autres foncüons de leurs Char- 
ge*, et que le» seigneurs ou proprietaires des lieux, ci devant reunis, qui n'ont en- 
core fait les hommages qu'ils Nous doivent 011 fourni les aveux et denoinbre- 
ments, avec les pieces justiliratives, ainsi qu'ils sunt obliges, soient tenus d'y 
satisfaire en notre cour de Parlement, cbambre des comptes, aides et linances 
dr Metz, tout ainsi. qu'ils auraient du faire ä la dite cbambre royale de Metz; 
oontre lesquels pourra notre procureur general en notre dit cour, prendre les 
conclusions et faire les biames, s'il y echet, q'aurait fait notre procureur general 
en notre dite chambre. Voulons en outrc, que les registrea et papiers de notre 
dite cbambre soient remis par le greflier de celle en les mains du greffier de 
notre dite cour de parlement, lequel s'en chargera au bas de l'inventaire, qui 
en sera dresae, en presence de notre procureur gen6ral en notre dite cour et de 
notre procureur general en notre dite chambre. Si donnons en mandement a 
nos aimes et feaux, lenants notre dite cour de Parlement de Metz, que ces pre- 
sentes ils aient ä faire publier et enregistrer, et Ic contenu en celles faire entre- 
tenir garder et observer. Car tel est notre plaisir. En temoin de quoi Nous 
avons fait mettre notre sceau a ces dites presentea. 

Donne ä Versailles le vingl-huitieme jour de novembre l'an de grace mille 
six cent quatre vingt six, et de notre regne le quarantc quatrieme. 

signe Ix)uis. 

Kt sur le repli : par le roi Le Tellier, et seellee du grand sceau de cire 
jaune pendant ä double queue de parchemin. 

Folgt der Einregistrierungs ■ Vermerk com 23. Dezember iß«;«). 

') Ein solcher Erlas* erging für die mit Heunümen beauftragten Kammern in 
Besattcon und Breisach naturgemäss nicht, s. S. 88. 
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Geboren am 2(i. März 1844 zu Poppelsdorf bei Bonn als Sohn des 
Universitäts-Professors Dr. Peter Kaufmann erhielt ich die Erziehung im 
elterlichen Hause, den linterrieht in der Elementar-Schule und dein Gymna- 
sium zuRonn. von welchem letzterem ich im Januar 18(52 mit dem Zeugnis 
der Reife zur Universität entlassen wurde. Am 1. Oktober desselben 
Jahres trat ich als Fahnen-Junker bei der damaligen rheinischen 
Artillerie-Brigade No. 8 zu Coblenz ein, und wurde nach einem Jahre 
zu einem :1jährigen Kursus zur vereinigten Artillerie- und Ingenieur- 
Schule nach Berlin kommandiert. Im weiteren Verlaufe meiner Dienst- 
zeit wurde ich wiederholt in besonderen Stellungen verwendet, so 
während des Krieges 1870 71 als Adjutant des Kommandeurs der 
Artillerie 8. Armee-Corps, in den folgenden Jahren als Lehrer an der 
vereinigten Artillerie- und Ingenieur-Schule und der Kriegs-Akademie 
zu Rerlin. Im Jahre 1895 als Oberst wegen eines Nervenleidens ver- 
anlasst meinen Abschied nachzusuchen, erbat ich zugleich die Nicht- 
verleihung des Charakters als General-Major, um in den beabsichtigten 
Studien weniger durch Standes-Rücksiehlen bebindert zu sein. Ich wandte 
mich dem Studium der Geschichte und der romanischen Philologie auf 
den Universitäten zu Sirassburg und Bonn zu, woselbst ich die Vor- 
lesungen bez. Seminarien der Herren Professoren Bresslau, Förster. 
Gröber. Menzel. Neumann, Nissen, Ritler, Sehneegans, Trautmann. 
Varrentrapp, Widemann. der Herren Privatdozenten Bloch, Cuntz, 
Ludwig, Meisler, Saekur. und des Herrn Lektor Dr. Gaulinez besuchte. 
Allen diesen Herren spreche ich für die empfangene reiche Belehrung 
und Anleitung zum selbständigen Arbeiten in den genannten Wissen- 
schaften meinen verbindlichsten Dank aus. Insbesondere aber fühle ich 
mich dem Herrn Privatdozenten Dr. Hermann Bloch in Strassburg für 
die zuvorkommende und selbstlose Art, in welcher er mich in der 
Vorbereitung zur Promotion unterstützte, und in meiner Absicht mich 
bestärkte, zu tiefstem Danke verpflichtet. Mit dankbarer Anerkennung 
habe ich auch der Unterstützung zu gedenken, welche der Direktor 
des Metzer Bezirksarchivs, Herr Dr. Wolfram mir durch Vorschlag des 
Themas für die Dissertation und Erleichterung der Benutzung des 
Archivs in zuvorkommendster Weise gewährt hat 
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